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Lieber Leser 


CODE ist ein Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, die in der 
Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 

CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen IS DEIFUN 
gen verpflichtet. 
CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 
CODE bietet einer Reihe jüdischer Tourmaliktan und Rabbiner die Möglichkeit, ihre 
politischen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen 
davon aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und'sie halten 
jene nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 

CODE wird in den Fragen des Antizionismus von jüdischen Persönlichkeiten beraten, die 
der Redaktion ausdrücklich bestätigt haben: »Wir kennen die Zeitschrift und finden darin 
kein Material, das seiner Natur nach anti-semitisch ist, und verstehen die Position, die 
Unterschiede zwischen Zionismus und Judaismus aufzuzeigen. Obwohl wir nicht mit allen 
vertretenen Positionen übereinstimmen mögen, unterstützen wir das Recht darauf, politi- 
sche Ansichten darzustellen.« Dieser Satz wurde von sechs namhaften Rabbinern unter- 
zeichnet. 
CODE verfügt auch auf anderen Gebieten über kompetente Mitarbeiter: Victor Mar- 
chetti, Autor des bekannten Bestsellers über den CIA, war stellvertretender Direktor des 
CIA; Mark Lane, ein bekannter Washingtoner Rechtsanwalt, hat Prozesse wegen der 
Ermordung des US-Präsidenten John F. Kennedy gegen CIA- Mitarbeiter geführt; C. 
Gordon Tether, der für den Finanzteil zuständig ist, arbeitet seit langem für die »Financial 
Times«. 
CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. Dadurch paßt dieses Nachrichtenmagazin auch nicht in das 
Schablonendenken der im Aüftrage des Bonner Staates tätigen »Aufsichtsbeamten«. 
CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 
Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis Ihrer Familie, Ihrer Bekannten, 
Kollegen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 

Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
von Des Griffin »Wer regiert die Welt?« 
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Ihr Verlag Diagnosen 


Senden Sie CODE ab 


erlag Diagnosen - Untere Burghalde 51. D-7250 Teanbere 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementspreis von 
72,- DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 
Ausland DM 72,- zuzüglich DM 15,- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs 
umgerechnet) an: 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


PostleitzahV/Stadt/Land 


m Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf ur 
erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnement 


Datum 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 

Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 

Abonnements ohne Angabe von Gründen gegenüber 

dem Kg Diagnosen, Untere Burg halde $L 1, D-725 
Leonbe innen einer Woche schriftlich widerrufen 

kann, daß es zur Fristwahrung gen ügt, wenn der Wid 

spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 


Unterschrift 

Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte « 
das Buch »Wer regiert die Welt?«. Der neue Abonnent ' 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheir 
ausgehändigt. Meine Anschrift: i 


Bank/Ort 
Bankleitzahl Name 
Kontonummer ° Vorname 


Der neue Abonnent legt einen Verrechnungsscheck 
U über den Betrag von 72,- DM anbei (Ausland: 

DM 87,- Gegenwert in ausländischer Währung 

zum Tageskurs) 


bel Bittet um Übersendung einer Rechnung. 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 
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Deutschland 

6 Das Problem der 14 
Souveränität der 
Bundesrepublik 


8 Richard von 
Weizsäckers Verzicht 
auf deutsche Ost- 
Gebiete 


In seiner Rede zum 

40. Jahrestag der 

Verkündigung des 15 
Grundgesetzes sagte der 
Bundespräsident wörtlich: 

»Am 8. Mai 1945 hattedas | 17 
Deutsche Reich 

kapituliert.« Dieses ist nicht 

nur falsch, sondern reiht 

sich in die großen 

Geschichtslügen ein, mit 

denen die Deutschen seit 
Kriegsende überschüttet 

werden. 


9 Bonn handelt gegen 


den Willen des 
Wählers 18 
Verkrustung und 19 


zunehmende Bürgerferne 
charakterisieren das 
Handeln der Bonner 
Parteien, die mit Milliarden 
aus der Staatskasse 20 
finanziert werden. 


Bundesaußenminister Hans- 
Dietrich Genscher ist der 
Prototyp eines Bonner Politikers. 
Er ist immer dort, wo die Macht 
ist oder wo sie am einfachsten zu 
erreichen ist. 


10 Kassen gefährden 
Therapiefreiheit 
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Finanzen 


Der Untergang einer 
Weltmacht 


Internationale Experten 
sind sich darüber einig, daß 
eine Konjunkturflaute in 
den USA entweder 
unterwegs ist oder bereits 
begonnen hat. Der Grund 
sind die ungeheuren 
Schulden. 


Die Finanzdiktatur 
des Delors-Plans 


Wo bleibt der nächste 
Crash? 


Ist der klassische 
Konjunkturzyklus 
Hochkonjunktur und 
Flaute in die Geschichte 
eingegangen? Oder sind die 
Banker nur geschickter 
geworden, die Merkmale 
dieses Zyklus zu 
verschleiern? 


Der Zinskrieg tobt 


Der Monetarismus — 
ein System am Ende 
seines Weges 


Unruhe bei Bankern 
in USA und Japan 
über die Fortschritte 
der europäischen 
Gemeinschaft 


Die Interessen des 
US-A ußenministers 
Baker am Diamanten- 
Monopol 


23 Die Absprache- 
gremien planen alles 
Gute für die Sowjets 
Die unheilvolle Macht der 
Schatten-Weltregierung 
wurde wieder ganz 
besonders deutlich bei der 
Reise des US-Präsidenten 
Büsh nach Osteuropa, auf 
der er die Versprechen der 
Trilateralen und 
Bilderberger einlöste. 


US-Präsident George Bush 
verteilt Almosen im Ausland, für 
die lebenswichtigen amerika- 
nischen Inlandsprogramme ist 
kein Geld da. 


Internationales 


26 Michail Gorbatschow 
—der neue Messias 


29 Irangate: Ein Poker j 
um Macht, Drogen 
und Waffen 


Die Existenz einer 
illegalen, geheimen 
Regierung ist weiterhin 
bekannt. Diese geheime 
Regierung wird in S 
zunehmendem Maße als die, 
mächtige Kraft angesehen, 
die im Dunkeln arbeitet 
und für verdeckte 
Operationen, Attentate, 
Staatsstreiche, 
psychologische 
Kriegsführung, Waffen- 
und Drogenhandel in vielen 
Ländern verantwortlich ist. 


ERSTE x 


Henry Kissinger, der ehemalige 
US-Außenminister und heutige 
enge Berater des Rockefeller-- _ 
Clans, ist der wichtigste Mann in 
den Kulissen des internationalen 
Krisenmanagemenits. 
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36 


Die Sowjets wollen 
Afghanistan halten 


Der Verrat an China 
begann vor 
Jahrzehnten 

Wie sind die Kommunisten 
in China eigentlich an die 
Macht gekommen? Welche 
Hilfe leistete dazu die 
amerikanische Regierung? 
Haben die westlichen 
Medien über Jahre hinweg 
falsch informiert? 


Fidel Castro will 
Drogenhandel 
unterbinden 


: Washington prüft ein 


Angebot von Castro 


Die Frage der PLO 
liegt in der Hand von 
George Bush 


Die Palästinenser 
werden zum 
Bumerang für Israel 


Kritik aus den USA an 
Israel 

Der Krieg der 
Gebärmutter in Israel 


Die Botschaft aus 
Washington an Israel 
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Ständige Rubriken 


Revisionismus 


42 


45 


48 


49 


52 


Die Unwahrheiten 
der US-Presse über 
Josef Stalin 


Der Historiker David 
Irving vor der Presse 


Irvings Vorwort zum 
Leuchter-Gutachten 


Das Wie und das 
Warum 


Die »Endlösung« im 
Rückblick 


Medizin 
62 Wer heilt, hat recht 


Diese oft gebrauchten 
Schlagworte werden auch 
durch ständige 
Wiederholung weder 


transparenter noch wahrer. 


Der Biologe Günter Carl 
Stahlkopf hat diese Thesen 
schon lange hinterfragt. 
Aufgrund seiner 
Kenntnisse reifte in ihm 
sein Behandlungskonzept, 
die Regena-Zell- 
Regenerations-Therapie. 


12 


21 
24 


Banker-Journal 


Peseta und Escudo stoßen 
zur Ecu; Kokain-Kartell 
bereitet sich auf Europa ’92 
vor; Löhne können 
Mexikos Schulden 
begleichen; USA werden - 
angeklagt den Handelskrieg 
geschürt zu haben; Sowjet- 
Wirtschaftler warnt vor 
finanziellem 
Zusammenbruch; Rohatyn 
schlägt vor, Japaner soll 
nächster Präsident der 
Weltbank werden; 
Experten sehen Japan als 
Auslöser für einen neuen 
Crash; Die Gläubigerländer 
sind bankrott; Bonn hilft 
Moskau mit Computern 
und Lebensmitteln; USA 
verkaufen billige Butter an 
Moskau. 


Impressum 


Europa-Journal 


Vatikan fordert neue 
Pornografie-Gesetze; 
Satanismus in 
Großbritannien entlarvt; 
Chirac sieht keine 
Anderung in der 
sowjetischen 
Militärdoktrin; Schweden 
distanziert sich von 
Kissingers China-Politik; 


“ Die Rolle des Lord 


Rothschild; Gorbatschow 
meint, USA und Moskau 
seien Partner; Magazin 
»Glasnost« liefert dem 
Westen Nachrichten; 
Erzbischof von Kiew 
beschimpft ukrainische 
Kirche. 


54 


60 


66 


Nahost-Journal 

Die Intifada sorgt für einen 
heißen Sommer; Die wahre 
Kunst der Geheimdienste; 
Härteres Vorgehen gegen 
die Palästinenser; Die 
Juden und die zionistische 
Frage. 


Zitate 


Vertrauliches 

Sowjets wegen Kurilen in 
der Sackgasse; Kanadische 
Bischöfe verurteilen Syrien; 
Einigung zwischen 
Sowjetunion und USA über 
Athiopien; Bauern 
revoltieren in Japan gegen 
die Herrschenden; Samen 
in den USA per Post; Den 
Wertewandel, den der 
Vatikan will; Johannes Paul 
II. und seine Würdigung 
der Rotarier; Greenpeace 
siegt im Walfangstreit; 
Alfonsins letzte Säuberung 
des argentinischen Militärs; 
KGB-Spion begeht 
angeblich Selbstmord. 


Leserbriefe 


Bundesrepublik 


Das Problem 


der 


Souveränität 


Klaus Bachstein 


Vor vier Monaten feierte die Bundesrepublik den 40. Jahrestag der 
Verkündigung des Grundgesetzes. Bedeutet dieser Jahrestag aber 
auch, daß nunmehr, 44 Jahre nach Beendigung des Zweiten Welt- 
krieges, zumindest die Bundesrepublik im Genuß der vollen Souve- 
ränität ist? Oder gilt nach wie vor die Direktive der Streitkräfte der 
Vereinigten Staaten an den Oberbefehlshaber der Besatzungstrup- 
pen der Vereinigten Staaten hinsichtlich der Militärregierung in 
Deutschland (JCS 1067 vom 26. April 1945), in der es unter anderem 
heißt: »Deutschland wird nicht besetzt zum Zwecke seiner Befrei- 
ung, sondern als besiegter Feindstaat«? 


In einer Meldung der »Frankfur- 
ter Allgemeinen Zeitung« 
(FAZ) heißt es: »Die Staatsan- 
waltschaft Zweibrücken will kei- 
ne Ermittlungsverfahren wegen 


der Flugtagkatastrophe von 
Ramstein einleiten... Die 
Vorermittlungen wegen der 


Flugzeugabstürze am 28. Au- 
gust, bei denen siebzig Men- 
. schen umgekommen waren, hät- 
ten keine Anhaltspunkte für 
strafbare Handlungen des dama- 
ligen _ Verteidigungsministers 
Scholz oder anderer deutscher 
Staatsbürger ergeben. Nach An- 
gaben der Staatsanwaltschaft 
konnten sich die Vorermittlun- 
gen nur auf deutsche Staatsange- 
hörige und auf die Genehmigung 
des Flugtages erstrecken, da die 
italienischen und die amerikani- 
schen Streitkräfte nicht auf ihre 
Gerichtsbarkeit gemäß dem NA- 
TO-Truppenstatut verzich- 
teten.« 


_ Die Bundesregierung 
weiß angeblich nichts 


Dies bedeutet also nichts ande- 
res, als daß dieses Truppenstatut 
deutschem Recht überlagert ist. 


Und Ende Juni dieses Jahres 
wurde im »Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Berlin« die An- 
ordnung der Alliierten Kom- 
mandatur (Berlin Kommanda- 
tura Order BK/O) veröffent- 
licht, die zum Teil die Vorschrif- 
ten der Strafprozeßordnung, in 
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denen die Überwachung des 
Fernmeldeverkehrs geregelt 
wird, nun auch in Berlin für an- 
wendbar erklärt. Jedoch muß 
vorher noch immer die Erlaub- 


.nis der alliierten Behörde, in de- 


ren Sektor die Überwachung er- 
folgen soll, eingeholt werden. 
Diese können jedoch auch von 
sich aus, ohne Berliner Stellen 
zu informieren, eigene Abhör- 
aktionen starten: 


Und diese Abhöraktionen der 
Siegermächte und speziell der 
USA sind nicht nur auf Berlin 
beschränkt. Wie der »Spiegel« 
vor einigen Monaten aufdeckte, 
hört der amerikanische Geheim- 
dienst »National Security Agen- 
cies« (NSA) mittels Dutzender 
von Abhörstationen quer durch 
die ganze Republik die über 
Richtfunk geführten Telefonate 
ab. Und dies ist der weitaus 
größte Teil der Ferngespräche. 
Die Technik ist dabei so mo- 
dern, daß sich die Aufzeich- 


'nungstonbandgeräte beim Wäh- 


len einer bestimmten Telefon- 
nummer oder bei einem be- 
stimmten Wort automatisch ein- 
schalten. 


Und das Schlimmste ist: Die 
Bundesregierung soll davon in- 
formiert sein. Ja, die sechste 
Etage des Gebäudes Am Haupt- 
bahnhof 6 in Frankfurt soll sogar 
im Namen der Bundesvermö- 
gensverwaltung angemietet wor- 
den sein. Die Bundesregierung 


stellt sich aber - natürlich - völ- _ 


lig ahnungslos. 


. Vor weiteren Beispielen über 
die Verletzung der (bundes) 
deutschen Souveränität durch 
die sich im Sprachgebrauch von 
Besatzungs- über Sieger- nun zu 
Schutzmächten gewandelten Al- 
liierten soll zuerst kurz auf eini- 
ge wichtige diesbezügliche Rege- 
lungen eingegangen werden. 


Die Alliierten können 
sogar die Todesstrafe 
verhängen 


Die wichtigste ist der sogenannte 
Deutschlandvertrag, der die we- 
sentlichen Rechte und Pflichten 
von England, Frankreich und 
den USA als den westlichen Sie- 
germächten regelt, Aufgrund 
der Bestimmungen -des Artikels 
zwei behalten sich diese drei 
Staaten die von ihnen »ausgeüb- 
ten. und innegehabten Rechte in 
bezug auf Berlin und Deutsch- 
land als Ganzes einschließlich 
der Wiedervereinigung und ei- 
ner internationalen Regelung« 
vor. 


Für das tägliche Leben aller- 
dings noch fast bedeutsamer ist 
das sogenannte »NATO-Trup- 
penstatut« und hierbei vor allem 
das ebenfalls 1963 in Kraft getre- 
tene Zusatzabkommen, das die 
besonderen Bedingungen für 
den Aufenthalt der fremden 
Streitkräfte regelt. 


Danach. können die Alliierten 
ohne vorherige Zustimmung 
deutscher Stellen Truppenbewe- 
gungen durchführen, sofern die- 
se allerdings im »Zusarmmen- 
hang mit Dienstobliegenheiten« 
stehen. Laut diesem Statut kön- 
nen die Alliierten trotz eines be- 
stehenden deutschen Verbots 
die Todesstrafe verhängen; 
theoretisch selbst für deutsche 
Beschäftigte. Nur vollstreckt 
werden darf diese nicht in der 
Bundesrepublik. 


Da der NATO-Oberbefehlsha- 
ber gleichzeitig auch US-Ober- 
befehlshaber ist, kann die Bun- 
desrepublik auch ungewollt in 
einen Krieg hineingezogen wer- 
den. Da der NATO-Oberbe- 
fehlshaber in. einem Krieg die 
oberste Gewalt in der Bundesre- 
publik inne haben würde, könn- 
te der Bundeskanzler noch nicht 
einmal eine deutsche Kapitula- 


-tion aussprechen. 


Und. über. den Einsatz von. 
Atomwaffen von und auf deut- 
schem Boden hat der Kanzler 
nur ein eingeschränktes »Bera- 
tungsrecht«. Im Gegensatz bei- 
spielsweise zum britischen Pre- 


mierminister, der ein Veto- 
Recht besitzt. 
Bonn leistet freiwillig 


Souveränitätsverzicht 


Und der »Stern« schrieb dazu: 
»Die Bundesrepublik kann sich : 
nicht einseitig als neutral oder . 
atomwaffenfreie Zone erklären. », 
Sie kann zwar - theoretisch - aus ': 
der NATO austreten, die alliier- 
ten Truppen- dürften dennoch * 
und auch gegen deutschen Wil- ; 
len im Lande bleiben. Den Ver- ' 
trag von 1954 über den Aufent- ; 
halt der Streitkräfte aus acht 
NATO-Staaten auf deutschem ' 
Boden kann Bonn nicht kündi- ' 
gen. Selbst die deutschen Gren- ' 
zen sind für die Bundesregierung 
tabu: Verträge über Grenzkor- 
rekturen bedürfen der Genehmi- .' 
gung der Siegermächte - so ge- : 
schehen bei Abkommen mit der 
Schweiz, Luxemburg und Bel- 

gien.« 


no 


Bereits am 8. September des... 
vergangenen Jahres hatte der 
»Stern« geschrieben: »Die Rech- 
te der alliierten Militärs in der 
Bundesrepublik reichen von der. 
Bewaffnung ziviler deutscher 
Wachmannschaften über gehei- 
me Telefonabhördienste bis zur 


‚möglichen Kontrolle von Luft- 


bildern vom Gebiet der Bundes- 
republik. Der frühere Bundes- 
wehrhauptmann Erich Schmidt- 
Eenboom, jetzt Friedensfor- 
scher in Starnberg, hat dazu' 
noch vorauseilenden Gehorsam 
der Deutschen ausgemacht: »Seit 
Jahren leisten wir einen freiwilli- 
gen Souveränitätsverzicht, in- - 
dem wir auf US-Wünsche einge- 
hen, statt in unserem Interesse 
deutsche Rechtspositionen über- 
haupt geltend zu machen.« 


Die Bundesregierung strebt aber 
auch nach eigenen Worten keine 
Anderung dieses Truppenstatuts 


„an. Wie sehr diese sogar deut- 


sche Interessen verrät, ging auch 
aus den Vorfällen um die Statio- 
nierung amerikanischer Hub- 
schrauber auf dem Militärflug- 
platz Erbenheim hervor. Das 
Verwaltungsgericht Wiesbaden 
gab jedoch dem Einspruch der . 
Stadt Wiesbaden recht, mit dem 
diese beklagte, daß diese Pläne. 


- gegen geltendes deutsches Recht 


verstößen. 


Die »FAZ« schrieb hierzu: 
»Nach Ansicht des Gerichts hät- 
te ein reguläres Genehmigungs- 
verfahren nach den Paragraphen 
6 und 30 des Luftverkehrsgeset- 
zes stattfinden müssen; diese 
Entscheidung könne die Stadt 
anfechten. Die Bundesregierung 


"weigere sich aber, eine solche 


gerichtlich anfechtbare Ent- 
scheidung zu erlassen und schie- 
be die Verantwortung den ame- 


““ rikanischen Streitkräften zu. Sie 


gestehe ihnen sogar das Recht 


. ‚zu, selbst zu entscheiden, ob es 


aus militärischen Gründen erfor- 
derlich sei, von einem Genehmi- 
gungsverfahren abzusehen: Das 
bedeute, die »faktische Aner- 


.'kennung einer Art von Besat- 


zungsrecht«, was mit der unein- 
geschränkten Souveränität der 
Bundesrepublik nicht vereinbar 
seil.« 


Das Problem 


: Berlin 


“ Ein Beispiel über die »uneinge- 


schränkte Souveränität der Bun- 
desrepublik« soll den Hohn die- 
ser Worte verdeutlichen. Der 
ehemalige stellvertretende ame- 
rikanische Hauptankläger beim 
Nürnberger Prozeß, Robert 
Kempner, erklärte im Novem- 
ber des vergangenen Jahres an- 
läßlich des Erbstreits, wem die 
Goebbels-Tagebücher gehören 
folgendes: »Uber diese Kriegs- 
beute (alles, was von Goebbels 
aufgefunden wurde; der Verfas- 
ser). durften nur die Besatzungs- 
behörden verfügen. Für ihre 
‚Verwendung gab es keine Zu- 
ständigkeit deutscher Gerichte 
oder Behörden, soweit nicht die 
Behörde des Judge Advocat Ge- 
neral beziehungsweise die vorge- 
setzten Ministerien in Washing- 
ton oder Moskau Ausnahmen 
gestatteten. Dies ist jedoch in 
keinem Fall geschehen!« 


Noch schlimmer ist es um die 
deutsche Souveränität in Berlin 
bestellt. Seit Kriegsende haben 
die Siegermächte bislang für die 
ehemalige Reichshauptstadt 
4000 Sonderbestimmungen er- 
lassen, wovon das Gros noch 
‚heute in Kraft ist. Während 1987 


. das Verbot des Besitzes überlan- 


ger Küchenmesser aufgehoben 


. wurde, ist beispielsweise noch 
-' heute das Sammeln bestimmter 
“ „» Preußensäbel verboten. Die To- 


desstrafe oder das Verbot eines 


eigenen Berliner Verfassungsge- 


richts bestehen ebenfalls nach 
wie vor fort. 


Bonn benutzt in Berlin 
Besatzungsstatut als 
Vorwand 


Schon fast ans Lächerliche 
grenzt es dagegen, wenn zur 
Schließung eines ausländischen 
Konsulates — des iranischen im 
August 1987, nachdem es als 
Propägandastelle des Teheraner 
Regimes beargwöhnt wurde - 
die Norm »irgendwelche kriege- 
rischen Handlungen« herhalten 
muß, die 1945 gegen versprengte 


. Soldaten des Dritten Reichs und 


gegen Werwölfe erlassen wurde. 


Und das schlimme ist, daß Berli- 


ner, die von irgendeinem alliier- 
ten Verbot betroffen sind, dage- 
gen noch nicht einmal den doch 
erst einen freiheitlichen Rechts- 
staat begründeten Rechtsweg 
beschreiten können. Erst Mitte 
des vergangenen Jahres wurde 
nun eine »Beschwerdestelle« 
eingerichtet, die Härten mildern 
soll. Allerdings kann diese Be- 
schwerdestelle nur Empfehlun- 
gen aussprechen, die für die Al- 
lierte Kommmandantura nicht 
bindend sind. 


Einige werden sich noch an das 
Jahr 1979 erinnern, in dem ein 
unerschrockener US-Richter na- 
mens Herbert Stern eigentlich 
zwei DDR-Bürger, die einen 
polnischen Verkehrsjet auf dem 
im US-Sektor gelegenen Flugha- 
fen Tempelhof entführt hatten, 
nach dem Besatzungsstatut ver- 
urteilen sollte. Stern verwandel- 
te diesen Prozeß jedoch in ein 
Tribunal gegen, wie der »Spie- 
gel« es schrieb, »hanebüchende 
Relikte des Besatzungsrechts, in 
ein Duell zwischen Gesetz und 
Macht, das Rechtsgeschichte 
machte«. 


Stern erklärte jetzt kürzlich in 
einem Interview mit dem »Spie- 
gel«, daß »mit diesem Prozeß 
den Berlinern deutlich gemacht 
(wurde), daß sie eine besiegte 
Bevölkerung sind und daß in ih- 
rem Staat ein Siegergericht am- 
tieren kann, vor dem die Deut- 
schen nicht mehr Rechte haben, 
als ihnen unser Außenminister 
zugesteht.« 


Und interessant ist, was Stern 
der Bundesregierung vorwirft. 


»Bonn benutzt Berlins 'Besatz- 
ungsstatus als eine Art Vor- 
wand, um Franzosen, Amerika- 
ner und Engländer anzurufen, 
sobald etwas zu regeln ist, das 
sein eigenes Gesetz verbie- 
tet... Alles geschieht, weil die 
Bundesrepublik es so wünscht.« 
Dabei könnte die Bundesregie- 
rung, wenn sie es nur wollte, ei- 
nen »Court for Berlin« ins Le- 
ben rufen, der auch Alliierte be- 
treffende ganz normale krimi- 
nelle Delikte abhandeln könnte, 
so jedenfalls Stern. 


Die Sonderrechte 
der Alliierten 


Am besten dokumentiert wur- 
den die Sonderrechte der Alli- 
ierten - und vor allem ihre rigo- 
rose Anwendung - durch den 
Fall des ermordeten Rudolf 
Heß. Es gibt wohl in jüngster 
Zeit kein schändlicheres Verbre- 
chen, als die jahrzehntelange 
Isolationsfolter des schwerkran- 
ken Greises. Und selbst nach 
Heß’ Tod ging es weiter. Ein 
Wunder, daß die Asche des Ver- 
storbenen nicht wirklich, wie ei- 
gentlich vorgesehen, in alle vier 
Himmelsrichtungen verteilt wur- 
de, sondern: den Anverwandten 
übergeben wurde. 


Das Gefängnis wurde auf Befehl 
der Alliierten niedergerissen. 
Und dies, obwohl es auf Gelän- 
de steht, das dem Senat gehört 
und obwohl Gebäude dieser 
Bauart heutzutage normalerwei- 
se unter Denkmalschutz stehen 
und damit nicht abgerissen wer- 
den dürfen. Nun wird ein Kauf- 
haus für die britischen Soldaten 
dort gebaut; dies kann nicht an- 


- ders als Enteignung bezeichnet 


werden. 


War der Fall Heß der bekannte- 
ste, so war er aber doch nicht der 
einzige. Drei kurze Beispiele 
sollen nachfolgend erwähnt 
werden: 


So hieß es in der »Rheinischen 
Post« vom 4. Januar 1989: »Der 
Vier-Mächte-Status von Berlin 
verhindert eine Sitzung . der 


CDU / CSU-Bundestagsfraktion 


im Reichstagsgebäude der Stadt. 
Fraktionssprecher Englisch sag- 
te, die CDU/CSU-Fraktion müs- 
se in diesem Jahr auf ihre tradi- 
tionelle Januar-Sitzung in Berlin 
verzichten, weil die Union sich 
erst nach ihren Kollegen von 
SPD und FDP um einen Termin 
bemüht habe. Nach dem 1972 


zwischen den vier Siegermäch- 


‚ten Frankreich, Großbritannien, 


USA und UdSSR getroffenen 
Vier-Mächte-Abkommen dürfen 
in dem früheren deutschen Par- 


lament, zwei Fraktionen des 
Bundestags nicht zeitgleich 
tagen.« 


Im September des vergangenen 
Jahres verbot die Alliierte Kom- 
mandantura der NPD die Teil- 
nahme an den Berliner Senats- 
wahlen am 29. Januar 1989. Es 
ist wohl einmalig, daß 44 Jahre 
nach Kriegsende in einer urdeut- 
schen Stadt fremde Mächte qua- 
si eine Zensur der deutschen Po- 


‚litik betreiben, zumal linksextre- 


me Parteien zugelassen waren. 
So ist beispielsweise die im Bun- 
desgebiet verbotene KPD in 
Berlin noch . als Partei zuge- 
lassen. 


Die überfällige volle 
Souveränität 


Und nach den Krawallen am 25. 
September 1988 während der 
Weltbank-Tagung schaltete sich 
gar der ehemalige demokrati- 
sche Bewerber um das US-Präsi- 
dentenamt, der Neger Jesse 
Jackson, ein und forderte unter 
Hinweis auf den Status von Ber- 
lin eine vollständige Untersu- 
chung durch den US-Kongreß 
sowie der Parlamente Frank- 
reichs und Großbritanniens. Das 
ist derselbe Jackson, der dau- 
ernd an der Spitze von Demon- 
strationen geht, die die vollkom- 
mene Legalisierung der Abtrei- 
bung in den USA fordern. In ei- 
nem Land, in dem jetzt schon 
rund 1,4 Millionen ungeborene 
Kinder ermordet werden. 


Doch von diesen ganzen Dingen 
war bei den Jubelfeiern -anläß- 
lich des 40. Jahrestags der Ver- 
kündung des Grundgesetzes kei- 
ne Rede. Nicht ein Redner oder 
Regierungspolitiker forderte die 
nach 44 Jahren mehr als überfäl- 
lige völlige Souveränität. Das 
sind aber die gleichen Politiker, 
die sich darüber beklagen, daß 
viele Wähler sich wieder ihres 
Nationalgefühls erinnern und 
Parteien wählen, die fordern, 
daß der »Gang nach Canossa« 
nunmehr beendet sein muß. 


Ebenfalls in Kraft sind im übri- 
gen auch die Feindstaatenklau- 
seln der UNO, die für Deutsch- 
land in all seinen Teilen bis heu- 
te unvermindert fortgelten. U 
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Richard von Weizsäcker 


SER in nu nn 


Verzicht auf 
deutsche _ 
Ost-Gebiete 


Günther Jansen 


Am 23. Mai dieses Jahres begann die zweite fünfjährige Amtszeit des 
Bundespräsidenten Richard von Weizsäcker. Und nur einen Tag 
später, am 40. Jahrestag der Verkündigung des bundesdeutschen 
Grundgesetzes, verzichtete von Weizsäcker in einer Rede verklausu- 


liert auf die deutschen Ostgebiete. 


In seiner Rede, die von etablier- 
ter Seite in ihrer »Bedeutung« 
oftmals mit der »Befreiungsre- 
de« vom 8. Mai 1985 gleichge- 
stellt wird, sagte der Bundesprä- 
sident wörtlich: »Am 8. Mai 
1945 hatte das Deutsche Reich 
bedingungslos kapituliert.« Die- 
ses ist nicht nur falsch, sondern 
reiht sich nahtlos in die großen 
Geschichtslügen ein, mit denen 
das deutsche Volk seit Kriegs- 
ende überschüttet wird. 


Die Urkunde 
ist ganz eindeutig 


Denn kapituliert hat damals 
nicht das Deutsche Reich, son- 
dern ausschließlich die deutsche 
Wehrmacht. Dies geht eindeutig 
aus dem Wortlaut der damals 
unterzeichneten Urkunde und 
der Erklärungen der damaligen 
politisch Verantwortlichen sowie 
aus den diesbezüglichen Ent- 
scheidungen des Bundesverfas- 
sungsgerichts hervor. 


So heißt es zum Beispiel in der 
am 7. Mai 1945 von Reichspräsi- 
dent Karl Dönitz in Reims un- 
terzeichneten »Urkunde über 
die militärische ' Kapitulation«: 
»Der Unterzeichnende, han- 
delnd im Namen des deutschen 
Oberkommandos, erklärt hier- 
mit die bedingungslose Kapitula- 
tion aller Streitkräfte zu Lande, 
zu Wasser und in der Luft... 
Die. .Urkunde militärischer 
Übergabe präjudiziert nicht ihre 
Ersetzung durch ein allgemeines 
Kapitulationsinstrument, das 
von und im Namen der Vereinig- 
ten Nationen Deutschland und 
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Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker redet von der Ka- 
pitulation des Deutschen Rei- 
ches trotz besseren Wissen. 


den deutschen Streitkräften in 
ihrer Gesamtheit auferlegt 
wird.« 


Reichsminister Graf Schwerin 
von Krosigk sagte am selben 
Tag: »Das Oberkommando der 
Wehrmacht hat heute auf Ge- 
heiß des Großadmirals Dönitz 
die bedingungslose Kapitulation 
aller Truppen erklärt.« 


Einen Tag später gab Dönitz in 
einer Rundfunkansprache fol- 
gendes kund: ».... habe ich in 
der Nacht vom 6. zum 7. Mai 
dem Oberkommando der Wehr- 
macht den Auftrag gegeben, die 
bedingungslose Kapitulation für 
alle kämpfenden Truppen auf al- 
len Kriegsschauplätzen zu er- 
klären.« 


Das Verfassungs ericht 
hat klar entschieden 


Das Bundesverfassungsgericht 
entschied hierzu im Juli 1975: 


Se en he een Hrn DA ae 
” ‚ 


»Die Gebiete östlich von Oder 
und Neiße sind ebenso wie das 
übrige Reichsgebiet in den 
Grenzen vom 31. Dezember 
1937 von den Siegermächten bei 
Kriegsende nicht annektiert 
worden. Im Vorspruch der »Er- 
klärung< vom 5. Juni 1945, wel- 
che die Regierungen ... .»in An- 
betracht der Niederlage 
Deutschlands und der Übernah- 
me der obersten Regierungsge- 
walt Deutschlands abgegeben 
haben, heißt es: »Die UÜbernah- 
me... der besagten Regie- 
rungsgewalt und Befugnisse be- 
wirkt nicht die Annektierung 
Deutschlands. «« 


Bereits zwei Jahre vorher hatte 
das höchste deutsche Gericht 
entschieden: »Die klare Rechts- 
position jeder Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland ist: 
Wir haben von der im Grundge- 
setz vorausgesetzten, in ihm 
»verankerten< Existenz Gesamt- 
deutschlands mit einem deut- 
schen (Gesamt-)Staatsvolk und 
einer (gesamt-)deutschen Staats- 
gewalt auszugehen.« 


Und bezüglich einer Entschei- 
dung des Bundesverfassungsge- 
richts vom Oktober 1987 zur 
Präambel des Grundgesetzes 
sagte der frühere Verfassungs- 
richter Willi Geiger Mitte März 
dieses Jahres bei einer Veran- 
staltung zum 40. Jahrestag des 
Grundgesetzes (zitiert nach dem 
»Tagesspiegel«e vom 19. März 
1989): 


»Bundesverfassungsrichter Gei- 
ger verwies auf das Bundesver- 
fassungsgerichtsurteil vom 21. 
Oktober 1987. Bundesrepublik 
und Deutsches Reich seien 
rechtlich ein- und dasselbe Völ- 
kerrechtssubjekt«, wobei die 
oberste Staatsgewalt für die 


Übergangsphase der Teilung auf. 


den Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes beschränkt bleibe. An- 
dererseits könne die Bundesre- 
publik auch nicht im Vorgriff auf 
eine deutsche Einheit über deut- 
sches Reichsgebiet entscheiden. 
Hierüber müßte gegenüber Po- 
len rechtzeitig Klarheit geschaf- 
fen werden, damit die politi- 
schen Beziehungen zu Warschau 
nicht unnötig belastet würden. 
Die Ostverträge seien von daher 
auch keine Teilungs- oder Ab- 
tretungsverträge gewesen.« 


Wie dies alles, dem noch viel 
mehr folgen könnte, beweist, 
hat der Bundespräsident in sei- 
ner Rede am 24. Mai dieses Jah- 
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res das deutsche Volk damit 


schlichtweg belogen. Denn an- 
gesichts des ihm sicherlich zuge- ° 
standen werden müssenden um- 
fassenden politischen Wissen 
kann es als absolut sicher gelten, 
daß von Weizsäcker dies alles 
bekannt ist. Also scheidet ein 
auf Unwissenheit basierender 


Irrtum aus. 


Es geht nicht nur 
um Wortklauberei 


Um so schwerer wiegen aber von 


Weizsäckers Worte. Denn mit 


ihnen verzichtete erstmals ein $ 


Bundespräsident nicht nur auf 
die.heute von Polen besetzten 
Gebiete, sondern auch auf Mit- 
teldeutschland, 
DDR. 


Völkerrechtlich ist streng von 


der Kapitulation der obersten 


militärischen Führung und eines 
ganzen Staates zu unterschei- 
den. Kapituliert nämlich ein 
Staat, dann verzichtet er damit 
auf seine zu diesem Zeitpunkt 
von den Gegnern besetzten Ge- 
biete. Kapituliert dagegen ledig- 
lich, wie 1945 geschehen, die 
oberste militärische Führung, in 
diesem Fall die ‘Wehrmacht, 
dann bedeutet dies nur das Ende 
der Kampfhandlungen, 


die heutige 


aber 
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nicht den Verzicht der völker- 


rechtlichen Ansprüche auf die zu 
diesem Zeitpunkt 


nen eigenen Gebiete. 
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von den 
Feindmächten besetzt gehalte- 


Interessant ist auch die CODE 
zur Verfügung gestellte Antwort 


von Dr. Ludger Kühnhardt vom 
Bundespräsidialamt auf ein dies- 
bezügliches Protestschreiben. 


Dort heißt es wörtlich: »Dem 


Bundespräsidenten ist die völ- 
kerrechtliche - Auffassung be- 
wußt, daß am 8. Mai 1945 die 
deutsche Wehrmacht bedin- 
gungslos kapituliert hat. Nichts 
anderes wollte er in seiner Rede 
zum Ausdruck bringen.« 


So stellt sich die Frage, warum 


er dies dann nicht auch klar tat. 


Viel bedeutungsvoller ist aber 
die Aussage »Dem Bundespräsi- 
denten ist die völkerrechtliche 
Auffassung bewußt . . .« Dieser 
Halbsatz kann aber nicht anders 
gedeutet werden, als daß von 
Weizsäcker diese »völkerrecht- 


liche Auffassung« nicht teilt. 


Denn sonst hätte er dies in sei- 


ner Antwort ebenfalls klar zum 


Ausdruck bringen müssen, was 
oJ 


er aber nicht tat. 


Bonn 


Gegen den 


Willen des 
Wählers 


Alfred König 


Der 18. Juni 1989 war gleich in mehrfacher Hinsicht ein bedeutendes 
historisches Datum für die Bundesrepublik. Zum einen wurde an 
diesem Tag ein weiterer großer Schritt in Richtung der Vernichtung 
des deutschen Nationalstaates getan, zum anderen gelang aber das 
erste Mal seit Anfang der fünfziger Jahre einer sogenannten rechts- 
radikalen Partei, den Republikanern, die Überwindung der Fünf- 
Prozent-Klausel. Dies war das Signal für die fünf etablierten Par- 
teien, sich darüber Gedanken zu machen, wie der Wille von rund 
zwei Millionen Wählern am einfachsten eliminiert werden kann. 
Denn erstmals wären auf Bundesebene - neben einer großen Koali- 
tion - zur Bildung einer mehrheitsfähigen Regierung drei Fraktionen 


nötig gewesen. 


Bei den Diskussionen, wie die 
etablierten Parteien sich die 
Macht auch weiterhin sichern 
können, schälten sich am Ende 
drei Möglichkeiten heraus. 
Nämlich eine große Koalition 
zwischen Union und SPD, eine 
sogenannte »Ampel-Koalition« 
zwischen SPD, FDP und Grünen 
sowie die Einführung eines 
Mehrheitswahlrechts statt der 
bislang gültigen Verhältniswahl. 
Nur eine Handvoll national-den- 
kender Christdemokraten, wie 


beispielsweise der frühere Berli- - 


ner Innensenator Heinrich Lum- 
mer, ziehen eine Zusammenar- 
beit zwischen Union und Repu- 
blikanern einem rot-grünen oder 
rot-gelb-grünen Chaos vor. 


Genscher ist dort, 
wo die Macht ist 


Die Ansichten über eine große 
Koalition gehen derzeit in den 
Unionsparteien stark auseinan- 
der. So erteilten CDU-General- 
sekretär Heiner Geißler, der 
CSU-Vorsitzende Theo Waigel 


sowie der niedersächsische Mini- ° 


sterpräsident Ernst Albrecht 
. dieser eine klare Absage. 


Der stellvertretende CDU-Par- 
teivorsitzende und baden-würt- 
‚ tembergische Ministerpräsident 
Lothar Späth sagte dagegen: 


»Bevor die Union etwas mit den 
Republikanern macht, wäre ich 
für eine große Koalition.« 


Auch der Stuttgarter Oberbür- 
germeister- Rommel. sowie der 
Vorsitzende der links-lastigen 
CDU-Sozialausschüsse, Ulf 
Fink, wollten dies nicht aus- 
schließen. 


Eine Ampel-Koalition aus SPD, 
FDP und Grünen ist speziell in 
der FDP umstritten. Während 


sie vom linken Flügel - also 


Baum, Hirsch, Hamm-Brücher - 
durchaus begrüßt würde, spra- 
chen sich jetzt der Vorsitzende 
der Freien Demokraten, Graf 
Lambsdorff, und Außenminister 
Hans-Dietrich Genscher strikt 
dagegen aus. Besonders bei 
»Wendelin« Genscher kann man 
aber davon ausgehen, daß dies 
nicht unbedingt sein letztes Wort 
sein muß. Denn »Genscher ist 
dort, wo die Macht ist oder wo 


- sie am einfachsten zu erreichen 


ist«, so ein Bonner Insider. 


Am weitestgehendsten äußerte 
sich jedoch der Generalsekretär 
der CSU, Erwin Huber. In ei- 
nem Interview mit der Zeit- 
schrift »Bunte« erklärte er: »Be- 
vor es soweit kommt, daß in 
Bonn keine Partei mehr regieren 
kann, .... darf auch das Mehr- 
heitswahlrecht kein Tabu sein.« 


Bei diesem Wahlsystem werden 
bekanntlich nur dıe Direktman- 
date für die Sitzverteilung im 
Parlament berücksichtigt. Wenn 
also von zehn Bewerbern einer 
elf Prozent bekommt, sich also 
89 Prozent der Wähler gegen ihn 
entscheiden, kommt dieser Kan- 
didat dennoch ins Parlament - 
und der überwältigende Wähler- 
wille auf den Friedhof. 


Der Wählerwille 
landet auf dem Friedhof 


Allerdings schränkte Huber sei- 
nen Vorschlag schnell dahinge- 
hend ein, daß die Zeit für Ande- 
rungen am Wahlrecht noch 
»nicht gekommen« sei. Auch 
dürften die etablierten Parteien 
beim Wähler nicht den Eindruck 
erwecken, sie. wollten sich-durch 


: Manipulationen aus der Affäre 


ziehen. Ehe aber »der Staat zu- 
grunde geht, muß man auch an 
dieses Instrument denken«, so 
der Christsoziale weiter. 


Während diese Alternative der- 
zeit kaum Chancen auf: Verwirk- 
lichung hat - schließlich würde 
dies den politischen Tod der 
FDP und der Grünen bedeuten, 


‚auf die SPD und CDU aber auf 


Kommunal- und Landesebene 
zur Zeit noch angewiesen sind -, 
bestehen aber für die beiden an- 
deren Möglichkeiten durchaus 
Chancen. 


Und dies, obwohl, wie früher 
von allen immer beteuert, eine 
große Koalition nur in besonde- 
ren Notfällen eine zugleich zeit- 
lich begrenzte Alternative sein 
könne. Auch sind die Erfahrun- 
gen der großen Koalition in den 
sechziger Jahren alles andere als 
dazu angetan, dieser Möglich- 
keit mit Freude entgegenzuse- 
hen. Zumal es auch der Union 
und der SPD sehr schwerfallen 
dürfte, die in den Wahlreden im- 
mer wieder beteuerten Riesen- 
unterschiede in der Politik dieser 
beiden großen »Volksparteien« 
dem Wähler einigermaßen lo- 
gisch zu verkaufen. 


Selbstbedienung 
aus dem 
Schlaraffenlandtopf 


Eine weitere Demaskierung 
zeigte erneut die CSU. Huber 
forderte im bereits erwähnten 
»Bunte«-Interview eine Erhö- 
hung der Mindestgrenze für die 


Wahlkampfkostenerstattung von 
zur Zeit 0,5 Prozent auf 2,5 Pro- 
zent. Begründung: Es gehe nicht 
an, daß der Staat »politische 
Sektierer auch noch mit Steuer- 
millionen fördert«. Bei einer 
Bundestagswahl mit normaler 
Wahlbeteiligung würden aber 
zwei Prozent etwa 800 000 bis 
eine Million Stimmen bedeuten 
- was sicherlich nicht als »politi- 
sches Sektierertum« abgetan 
werden kann. 


Die etablierten Parteien und 
hier besonders die Großen wol- 
len sich aber auch weiterhin aus 
dem Schlaraffenlandtopf bedie- 
nen, wie jetzt auch Professor 
Hans Herbert von Arnim von 
der Hochschule für Verwal- 
tungswissenschaften in Speyer in 
einem Gutachten feststellte. 


Danach erhalten die Parteien, 
Fraktionen und die den Parteien 
nahestehenden politischen Stif- 
tungen innerhalb einer einzigen 
Legislaturperiode rund 3,5 Mil- 
liarden DM aus der Staatskasse. 
So gibt es neben der Wahl- 
kampfkostenpauschale einen so- 
genannten »Sockelbetrag« auf 
Bundesebene von rund 68 Mil- 
lionen DM und einen »Chancen- 
ausgleich« (Parteien mit gerin- 
gen Spenden erhalten einen 
Ausgleich für die höhere steuer- 
liche Spendenbegünstigung an- 
derer Parteien) in Höhe von 
75 Millionen DM. Die Zahlun- 
gen an die Bundestags- und 
Landtagsfraktionen belaufen 
sich auf etwa 600 Millionen DM. 
Darin sind noch nicht einmal die 
Steuervergünstigungen für die 
Spenden und Partei-Beiträge 
enthalten. Und die Stiftungen 
erhalten rund 1,7 Milliarden 
DM. 


Professor von Arnim kommt zu 
folgendem Schluß: »Eine derart 
massive steuerliche Begünsti- 
gung von Spenden an Parteien 
wie in der Bundesrepublik gibt 
es fast nirgendwo auf der Welt. 
Auch die Fraktionen sind im in- 
ternationalen Vergleich über- 


- finanziert - ganz zu Schweigen 


von den Stiftungen, von deren 
finanzieller Ausstattung Par- 
teıen im Ausland allenfalls nei- 
disch träumen können.« 


Professor Arnim befürchtet von 
daher, daß diese überzogene 
Staatsfinanzierung die Gefahr 
der »Verkrustung und der zu- 
nehmenden Bürgerferne« för- 
dert. Dem ist nichts mehr hinzu- 


zufügen. 
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Biologische Medizin 


Kassen 
gefährden 
Thherapie- 
freiheit 


Klaus-Peter Schlebusch 


Den besonderen Therapierichtungen der biologischen Medizin droht : 


über die gesetzlichen Krankenkassen und durch die ärztlichen Kas- 
senpraxen das Aus. Dies wird aller Voraussicht nach verheerende 
Folgen für die Volksgesundheit haben. Die Verordnung von chemi- 
schen Arzneimitteln wird die Regel werden, mit der Folge, daß die 
Arzneimittelschäden weiter ansteigen und die chronischen Erkran- 
kungen durch »Arzneimittel« weiter zunehmen. 


Im November des letzten Jahres 
brachte die Fraktion »Die Grü- 
nen« einen Entschließungsan- 
trag zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Strukturreform im Gesund- 
heitswesen (Gesundheits-Re- 
formgesetz - GRG) in den Deut- 
schen Bundestag ein, der folgen- 
den Wortlaut hatte: »Die Bun- 
desregierung wird aufgefordert, 
einen Gesetzentwurf vorzule- 
gen, in dem die Gleichbehand- 
lung der besonderen Therapie- 
richtungen rechtsverbindlich 
verankert ist.« 


80 Prozent bevorzugen 
Naturheilmittel 


Folgende Begründung wurde 
von den Grünen hierzu angege- 
ben: »Die zunehmende Abgren- 
zung der besonderen Therapie- 
richtungen, der homöopathi- 
schen, phythotherapeutischen 
und anthroposophischen Arznei- 
mittel zum Beispiel entspricht 
nicht unserem Verständnis von 
Therapievielfalt, von Therapie- 
freiheit und von Pluralität in 
Wissenschaft und Forschung. Sie 
versucht, einer Tendenz in der 
Bevölkerung entgegenzuwirken, 
die wir sehr begrüßen, nämlich 
der Tendenz zur sanften Medi- 
zin, zu ganzheitlichen Therapie- 
formen und zu mehr Kritik und 
Selbstbewußtsein gegenüber der 
Schulmedizin. 
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gleichberechtigte. Behandlungs- 
formen in ein Gesetz zur Struk- 
turreform im Gesundheitswesen 
aufgenommen werden.« 


Dieser Antrag der Grünen war 
deshalb notwendig geworden, 
weil zwar an mehreren Stellen 
des GRG eine Art Schutzklausel 
für die besonderen Therapie- 
richtungen eingebaut ist, die 
aber für den einzelnen Versi- 
cherten bei der augenblicklichen 
gesundheitspolitischen Situation 
recht unverbindlich ist. 


Anonyme 
Bundesausschüsse 
bedrohen die 
Therapiefreiheit 


Außerdem trägt dieser Ent- 
schließungsantrag einer Umfra- 
ge von Infratest Rechnung, nach 
der bei der Selbstmedikation 
und bei Wahlmöglichkeiten ab 
1995 achtzig Prozent der Patien- 
ten lieber Naturheilmittel 
wählen. 


= | 
—— 


Wir fordern statt dessen, daß 
den besonderen Therapierich- 
tungen nicht weniger, sondern 
mehr Beachtung als bisher ge- 
schenkt wird und daß sie als ech- 


‚te und für jeden zugängliche 


Auch bei der Krebsforschung hat die biologische Medizin keine 
Chancen. Millionen DM werden jährlich in die aufwendige Tech- 
nik des Krebsforschungszentrum Heidelberg gesteckt. 


Rund 90 Prozent aller deutschen 
Bundesbürger sind in den ge- 
setzlichen Krankenkassen versi- 
chert. Was nun in den ärztlichen 
Kassenpraxen für eine Medizin 
betrieben wird, das entscheiden 


DE EEE NE a REN 


‘(Paragraph 92 II). 


a en ? sh a Sr En ee ee er a 
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laut Paragraph 92 GRG die Bun- 
desausschüsse der Krankenkas- 
sen und Ärzte. In einer Stellung- 
nahme zum GRG mit dem Titel 
»Die Gesundheitsreform be- 
droht die Therapiefreiheit« führt 
Professor Dr. jur. Martin Kriele, 
Universität Köln, folgendes aus: 


»Der Bundesausschuß der Arzte 
und Krankenkassen erläßt ver- 
bindliche Richtlinien über die 
Verordnung von Arznei- und 
Heilmitteln (Paragraph 91 I). Er 
kann ferner die einzelnen Indi- 
kationsgebiete in drei Gruppen 
zusammenfassen: Erstens, Mit- 
tel, die allgemein geeignet sind; 
zweitens, Mittel, die nur in be- 
sonderen Fällen geeignet sind; 
drittens, Mittel mit »zweifelhaf- 
ten therapeutischen Nutzen« 


Es ist zu erwarten, daß sich die 
Mittel der besonderen Therapie- 
richtungen, soweit sie nicht 
schon ausgeschlossen sind oder 
ausgeschlossen werden, allesamt 
in der dritten Kategorie finden 
werden. Ihre Verordnung ist da- 
mit zwar nicht grundsätzlich aus- 
geschlossen, wird aber in der 
Regel als unwirtschaftlich ange- 
sehen werden und kann den 
Arzt in jedem Einzelfall in lang- 
wierige Auseinandersetzungen 
mit der Kasse und der kassen- 
ärztlichen Vereinigung bringen- 
bis er mürbe gemacht ist und auf 
die Verschreibung solcher Mittel 
künftighin lieber verzichtet. 


Ergänzend dazu gilt für neue 
Untersuchungs- und Behand- 
lungsmethoden: sie dürfen nicht 
abgerechnet werden, ehe nicht 
der Bundesausschuß Empfeh- 
lungen über ihren therapeuti- 
schen Nutzen abgegeben hat 
(Paragraph 135 I Ziffer 1). 


Allgemein erläßt der Bundes- 
ausschuß Richtlinien über die 
Einführung neuer Untersu- 
chungs- und Behandlungsmetho- 
den (Paragraph 92 I S 2, Zif- 
fer 5). 


Für neue Heilmittel gilt, daß der 
Kassenarzt sie nicht verordnen 
darf, wenn nicht zuvor der Bun- 
desausschuß ihren therapeuti- 
schen Nutzen anerkannt und 
Richtlinien für sie erlassen hat 
(Paragraph 138). 


Ob und wie der Bundesausschuß 
der Arzte und Krankenkassen 
den therapeutischen Nutzen ei- 


nes Arzneimittels, eines Heil- 
mittels, einer Behandlungsme- 
thode feststellt, ist nicht gere- 
gelt. Er ist an keinerlei inhaltli- 
che Kriterien gebunden. Ob er 
überhaupt irgendwelche Prüfun- 
gen vornimmt, und gegebenen- 
falls wie, ist in sein Belieben ge- 
stellt. Er kann sich ohne weite- 
res auch an dogmatischen Vor- 
urteilen orientieren. 


Eine Enklave in 
unserem Rechtsstaat 


Seine Entscheidung erfolgt rein 
willkürlich. Es genügt, daß ein 
Mitglied den Daumen hebt oder 
senkt und die anderen dazu mit 
dem Kopf nicken. Es gibt keine 
Öffentlichkeit, keine Begrün- 
dung, keine Kontrolle, nichts, 
was der Ausschuß zu prüfen, zu 
- bedenken, zu berücksichtigen 
verpflichtet wäre. Er entscheidet 
vollständig souverän wie ein ab- 
solutistischer Fürst, ohne irgend 
jemandem Rechenschaft schul- 
dig zu sein; eine Enklave in un- 
serem demokratischen Rechts- 
staat. - 


Die personelle Zusammenset- 
‚zung der Bundesausschüsse ge- 
. währleistet, daß die Vertreter 


:der Mehrheit, also der Schulme-- 


dizin, unter sich bleiben. Der 
21köpfige Ausschuß besteht aus 
neun Vertretern der kassenärzt- 
lichen Bundesvereinigung, neun 
Vertretern der Krankenkassen 
und drei Unparteüschen - ge- 
meint: unparteiisch zwischen 
Arzten und Kassen, nicht zwi- 
schen schulmedizinischen Rich- 
tungen (Paragraph 91 II). 


Die 18°Vertreter der'beiden Ver- 
bände werden von diesen »be- 
stellt<: das heißt praktisch, von 
den jeweiligen Vorständen beru- 
fen. Es gibt keinen Minderhei- 
tenschutz für die besonderen 
Therapierichtungen und schon 
gar nicht, wie im: Prüfverfahren 
vor dem Bundesgesundheitsamt, 
unabhängige Kommissionen der 
besonderen Therapierichtungen. 
Deren Repräsentanten sind voll- 
ständig ausgeschaltet.« 


Der Entschließungsantrag der 
Grünen, die Gleichbehandlung 
“ der besonderen Therapierich- 
. „tungen rechtsverbindlich zu ver- 
. ankern, wurde bis auf die Stim- 
men der Grünen mit 427 Nein- 
Stimmen der CDU/CSU, der 
FDP und der SPD abgelehnt. 


Damit droht den besonderen 
Therapierichtungen bei der au- 
genblicklichen Konstellation 
und personellen Zusammenset- 
zung der Bundesausschüsse das 
Aus in der Kassenmedizin. Dies 
wird aller Voraussicht nach’ ver- 
heerende Folgen für die Volks- 
gesundheit haben. Die Verord- 
nung von chemischen Arznei- 
mitteln wird die Regel werden 
mit der Folge, daß die Arznei- 
mittelschäden weiter ansteigen 
und die chronischen Erkrankun- 
gen durch »Arzneimittel« weiter 
zunehmen. 


Das Zentrum zur Dokumenta- 
tion für ' Naturheilverfahren 
schlägt daher vor, daß alle dieje- 
nigen, die sich von den gesetzli- 
chen Maßnahmen betroffen füh- 
len, sich direkt mit den Bundes- 
ausschüssen der Arzte und 
Krankenkassen bei der Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigung, 
Herbert-Levin-Straße 3, D-5000 
Köln 41, Telefon (02 21) 40 04-0, 
in Verbindung setzen, um dort 
auf ihre berechtigten Belange 
zum Erhalt der besonderen The- 
rapierichtungen hinzuwirken. 


Ein offener Brief 
zu den Problemen 


Das Zentrum zur Dokumenta- 
tion für Naturheilverfahren be- 
reitet selbst einen offenen Brief 
an die Bundesausschüsse vor, 
der folgenden Inhalt haben wird: 


»Mit großer Sorge beobachten 
die Unterzeichner dieses Briefes 
die Entwicklung in unserem Ge- 
sundheitswesen, in dem man den 
Eindruck bekommen kann, daß 
die Priorität nicht mehr der Pa- 
tient ist, sondern der Markt. Un- 


zählige Analysen sind zu diesem | 


Thema bereits gemacht worden, 
die letzte stammt von Professor 
Dr. Walter Krämer, die im 
S. Fischer Verlag unter dem Ti- 
tel »Die Krankheit des Gesund- 
heitswesens — Die Fortschritts- 
falle der modernen Medizin« er- 
schienen ist. 


Folgende Fakten unterstützen 
unsere Annahme: 


1. Der Bundesverband der 
AOK veröffentlichte eine Un- 
tersuchung von Professor Rem- 
mer, Toxikologe aus Tübingen, 
in der dieser 1980 berechnete, 
daß in der Bundesrepublik jähr- 
lich bis zu 30 000 Tote ‚durch 
Arzneimittelwirkungen zu be- 
klagen seien. 


Der Gesetzgeber geht in den Pa- 
ragraphen 86-88 des Arzneimit- 
telgesetzes (AMG) sogar davon 
aus, daß Arzneimittel töten und 
verletzen können, obwohl Para- 
graph 5 AMG das Verbot be- 
denklicher Arzneimittel vor- 
sieht. 


2. Professor von Uexküll, Um- 
weltforscer und Biologe, 
schätzte: 50 Prozent aller Krank- 
heiten in den entwickelten Län- 
dern sind mittlerweile »iatrogene 
Leiden«, Krankheiten, die durch 
Maßnahmen der Ärzte erst her- 
vorgerufen werden. 


3. Professor Volker Becker 
stellt in seinem Buch »Die klini- 
sche Obduktion« fest, daß die 
Diskrepanz zwischen klinischer 
und pathologisch-anatomischer 
Todesursachendiagnostik in den 
letzten Jahrzehnten nicht abge- 
nommen hat, obwohl die Metho- 
den der Diagnostik ja viel tiefer- 
reichend geworden sind: Rönt- 
gen, Endoskopie, Ultraschall, 
Computertumographie, nuklear- 
medizinische Verfahren. Ver- 
gleichsuntersuchungen aus drei 
Dekaden beweisen dies deutlich. 


Konsequenz: Obwohl deutlich 
wird, daß der Ausbau der Tech- 
nik in der Medizin enorme. Ge- 
fahren für den Patienten in sich 
birgt bei nicht nachgewiesener 
Effizienz, wird weiterhin gegen 
die Bevölkerung und gegen den 
Willen des Gesetzgebers ein ein- 
seitiger Wissenschaftsdogmatis- 
mus in Forschung und Lehre 
vertreten und durchgesetzt. 


4. Laut Bericht der Bundesre- 
gierung nehmen trotz steigender 
finanzieller Mittel im Gesund- 


heitswesen die chronischen 
‚Krankheiten zu. 

Damit der Medizinmarkt 
floriert _ 


Der Bundesausschuß der Ärzte 
und Krankenkassen kann diese 
negative Entwicklung durch die 
vom Gesetzgeber ihm aufgetra- 
genen Funktionen entscheidend 
beeinflussen. Er kann dafür Sor- 
ge tragen, daß nicht Krankhei- 
ten gezüchtet werden, damit der 
Medizinmarkt floriert, sondern 
die Gesundheit gefördert wird. 


Der Bundesausschuß der Ärzte 


und Krankenkassen und der sie 


vertretenden Personen trägt da- 


her entscheidende Verantwor- 
tung für die Volksgesundheit. 


Der sachkundige Einsatz der be- 
sonderen Therapierichtungen 
schließt die immer mehr abseh- 
baren Gefahren für die Volksge- 
sundheit aus, die durch die Ver- 
marktung der Medizin entste- 
hen. Arzt und Patient dürfen 
nicht vermarktet werden. Der 
Markt muß sich am Bedürfnis 
des Patienten und des Arztes 
orientieren. 


Qualität und Wirksamkeit der 
besonderen Therapierichtungen 
haben sich seit Jahrtausenden in 
der täglichen Praxis bewährt. 
Die volkswirtschaftlichen Vor- 
teile liegen mit dem Einsatz der 
besonderen Therapierichtungen 
auf der Hand. . 


Obwohl laut Bundesregierung 
80 Prozent der Bevölkerung Me- 
thoden der besonderen Thera- 
pierichtungen wünschen, besteht 
die Gefahr, daß sie in Zukunft 
von: der Erstattung durch die 
Krankenversicherung ausge- 
nommen werden. 


Wir fordern Sie daher mit Nach- 
druck auf, gemäß: Paragraph 2 
des Gesetzes zur Strukturreform 
im Gesundheitswesen die Be- 
handlungsmethoden, Arznei- 
und Heilmittel der besonderen 
Therapierichtungen in die Lei- 
stungen der gesetzlichen Kran-' 
kenversicherungen- einzube- 
ziehen.« 


Aber wie gesagt, auch Sie kön- 
nen uns helfen, wenn Sie an die 
Bundesausschüsse selbst schrei- 
ben und Ihre Interessen vertre- 
ten. 


Dr. med. Klaus-Peter Schlebusch ist 
Vorsitzender des Zentrums zur Do- 
kumentation für Naturheilverfahren 
e. V. (gemeinnütziger Verein), Hufe- 
landstr. 56, D-4300 Essen 1, Telefon 
(02 01) 74 55 51. Von dort erhalten 
Sie auch weitere Informationen zu 
diesem Thema. 


Banker- 


Journal 


Peseta und 
Escudo stoßen 


zur Ecu 


Vom 21. September 1989 an 
werden sämtliche Währungen 
der Europäischen Gemeinschaft 
bei der Festsetzung des Ecu- 
Kurses (eine Ecu gleich 2,08 
DM) berücksichtigt. Auf ihrem 
Treffen einigten sich die Finanz- 
minister der zwölf Mitgliedsstaa- 
ten auf eine Einbeziehung der 
spanischen Peseta und des por- 
tugiesischen Escudo. 


Bereits im Juni hatte der spani- 
sche. Wirtschaftsminister Carlos 
Solchaga den Beitritt seines Lan- 
des zum Europäischen Wäh- 
rungssystem (EWS) noch vor 
‘dem 1. Juli 1990 angekündigt. 
An diesem Tag soll die vollstän- 
dige Liberalisierung des Kapital- 
verkehrs in der Gemeinschaft in 
Kraft treten. Die Madrider Re- 
gierung hat inzwischen den Bei- 
tritt der Peseta ins EWS auf den 
16. Juni 1989 festgesetzt. 


Der Wert der Peseta orientiert 
sich also bereits an den übrigen 
EWS-Währungen: Deutsche 


Mark, französischer Franc, bel- 


gischer und luxemburgischer 
Franc, niederländischer Gulden, 
dänische Krone, italienische Li- 
ra und irisches Pfund. U 


Kokain- 
Kartell 
bereitet sich 
auf Europa 92 
vor 


Das Medellin-Kartell bereitet 
sich auf den gemeinsamen euro- 
päischen Binnenmarkt »Europa 
92« vor, heißt es in einem Arti- 
kel des französischen »Journal 
du Dimanche«. »Verschiedene 
vertrauliche Informationen, die 
in jüngster Zeit bei der US-Drug 
Enforcement Administration 
(Drogengesetz-Vollstreckungs- 
behörde) eingegangen sind, deu- 
ten alle darauf hin, daß das Me- 
dellin-Kartell, das drei Viertel 
der Kokainproduktion der Welt 
beherrscht, kürzlich mit den be- 
deutenden »Paten« der Mafia ein 
Abkommen getroffen hat. 
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Ihr Ziel: Sich die Öffnung der 
EG-Grenzen 1993 zunutze zu 
machen, um Europa mit harten 
Drogen. zu »überfluten«, da der 
nordamerikanische Markt. fast 
gesättigt ist. Dieses Bündnis un- 
ter den Multinationalen des or- 
ganisierten Verbrechens (Ge- 
samtumsatz 1988 nach Angaben 
des FBI 200 Milliarden Dollar) 
stellt eine Kriegserklärung dar.« 


Laut Interpol ist der europäische 
Markt lukrativer als der ameri- 
kanische geworden, da der Preis 
pro Kilo für Kokain in Europa 
zwischen 36 000 und 100 000 
Dollar liegt, während er in den 


USA zwischen 12000 und 
18 000 Dollar beträgt. 
Der britische Innenminister 


Douglas Hurd sagte zu diesem 
Problem, der einzig wirksame 
Weg, um diese »Pest« zu be- 
kämpfen, bestehe darin, europa- 
weite gesetzliche Maßnahmen zu 
treffen, um die Bankkonten der 
illegalen Drogenhändler zu be- 
schlagnahmen und einzufrieren. 


Im übrigen ist die Finanzmacht 
der Drogen-Mafia inzwischen so 
groß, daß sie schließlich jeder- 
zeit einen neuen Börsen-Crash 
auslösen könnte. 


Löhne können 
Mexikos 
Schulden 
begleichen 


Der Leiter der, mexikanischen 
CIM (Arbeiter-Konföderation) 
hat freiwillig 20. Prozent der 
Löhne der mexikanischen Ar- 
beiter angeboten, um die Aus- 
landsschulden des Landes zu be- 
gleichen. »Falls die Verhandlun- 
gen mit den Gläubigern schwie- 
rig werden, sind die Arbeiter be- 
reit, einen Tag pro Woche auf 
ihren Lohn zu verzichten, um 
die Auslandsschulden zu bezah- 
len«, teilte der 86 Jahre alte Fi- 
del Veläzques der Presse mit. 


Obwohl er einräumte: »Ich habe 
keine Ahnung, wo die Arbeiter 
noch weitere Geldmittel herho- 
len sollen, da sie schon jetzt 
nicht genug haben«, und daß 
»die Arbeiterklasse nicht einmal 
genug zu essen hat«, sagte Ve- 
läzques: »Wir Mexikaner müs- 
sen alle unser Sandkorn beitra- 
gen und hinter den Institutionen 
einig sein, damit wir die Haupt- 
probleme, die uns bedrücken, 
lösen können.« 


Und um dieses Ergebnis zu ge- 
währleisten, 
rechtzeitig einen Aufruf an alle 


ihre Föderationen und Arbeiter- - 


Gewerkschaften ergehen lassen, 
so daß diese nicht unvorbereitet 
sind, und um sicherzustellen, 
daß die Antwort ein Ja sein 
wird. 


Veläzques führte weiter aus, daß 
»die mexikanische Arbeiterklas- 
se Vertrauen in die Institutionen 
hat, daß sie nicht beabsichtigt, 
eine. Lohnerhöhung zu verlan- 
gen, bis die Bedingungen dafür 
günstig sind und eine endgültige 
Lösung für unsere Lage hinsicht- 
lich der Auslandsschulden vor- 
liegt«. 


USA werden 

angeklagt, 

den 

Handelskrieg 
eschürt zu 
aben 


Die Mitgliederstaaten der Orga- 
nization for Economic Coopera- 
tion and Development (OECD) 
kritisierten in einer gemeinsa- 
men Erklärung die protektioni- 
stische Politik der USA. »Die 
Minister weisen die Tendenz 
zum Unilateralismus, Sektoria- 


lismus und dirigiertem. Handel . 


scharf zurück«, heißt es in der 
Erklärung, in der gefordert 
wird, daß alle Länder »alle pro- 
tektionistischen Tendenzen 
stoppen und umkehren sollen«. 


Das Kommunique war die Ant- 
wort der OECD auf die Erwäh- 
nung von Japan, Brasilien und 
Indien als »unfaire Handelslän- 
der«. Die Realität frisch und 
munter außer acht lassend, be- 
harrte der US-Trade Repre- 
sentative Carla Hills darauf, daß 
dies sich nicht auf die amerikani- 
schen Handelskrieg-Maßnah- 
men beziehe, und kündigte auch 
an, daß die Vereinigten Staaten 
»einseitige Aktionen« nicht aus- 
schließen würden. 


Das US-Handelsministerium hat 
zwei damit zusammenhängende, 
jedoch. . weniger publizierte 
Schritte unternommen. Der er- 
ste.ist die Bezeichnung von acht 
Ländern als »Prioritäts«-Ver- 
dächtige der Verletzung von 
amerikanischen Patenten und 
Urheberrechten: Brasilien, Chi- 


sollte die CIM 


na, Taiwan, Indien, Mexiko, 
Saudi-Arabien, Südkorea und ° 
Thailand. Der zweite ıst die 
Nennung von 17 weiteren Natio- 
nen auf einer »Watch List« für 
ähnliche Übertretungen. 


Die Japaner haben gesagt, daß, 


obwohl sie sich bereit erklärt ha- 


ben, mit den Vereinigten Staa- 
ten über die Handelsbeschwer- 
den zu reden, 
dem Druck der Vergeltung« ver- ; 
handeln wollten. 4” 


Rohatyn 
schlägt vor, . 
Japaner soll 
nächster 
Präsident der 
Weltbank 
werden 


Auf einer Konferenz der Japan 
Society in New York forderten. . 
die Banker für Kapitalanlage- 
Geschäfte Felix Rohatyn, James 
Robinson von American Ex- 
press, Gouverneur Mario Cuo- 
mo und andere fest im Sattel Sit- 
zende des Establishments, daß 
Japan seine merkantilistische 
Politik aufgeben und sich voll in 


den sich bildenden kartellisier- 


ten »Freien Markt« eingliedern 
soll. 


Wie der Eingliederungsplan 
»Europa 1992« soll dies den 
Bankern die Herrschaft über die 
Weltwirtschaft bringen und die 
letzten Reste der staatlichen 
Souveränität beseitigen. 


Rohatyn hob hervor, daß Japan 
und die Länder der dritten Welt 
unbegrenzten Außenhandel und 
Auslandsinvestitionen zulassen 
müssen. Die neue »Weltwirt- 
schaft« wird auf. Währungsver- 
bindungen, Zollvereinheitli- 
chungen und koordinierter Re- 
gelung der Finanzmärkte beru- 
hen. Er schlug vor, daß ein japa- 
nischer Bürger der nächste Prä- 
sident der. Weltbank wird, um 
damit Japans verbesserte Rolle 
in der Weltwirtschaft zu unter- 
streichen. 


Wenn Länder wie Japan night 
mitziehen wollen, drohte Roha- 
tyn, »dann ist die politische Re- 
aktion möglicherweise hart«, 
und die notwendigen Änderun- 
gen treten dann nur ein, wenn 


sie nicht »unter - 


»eine Art politische oder Finanz- 
krise damit einhergeht, um die 
Dinge zu forcieren«. 


»Wir stehen in der Morgendäm- 
merung eines neuen Zeitalters«, 
sagte Robinson und malte dabei 
das utopische Bild eines neuen 
Lateinamerikas, das, wenn es 
‚sich erst einmal für »marktorien- 
tierte Reformen entschieden 
hat, die Last der Schulden von 
sich abschütteln kann«. U 


Experten 
sehen Japan 
als Auslöser 
für einen 
neuen Crash 


Ein Schweizer Bankexperte 
rechnet damit, daß Japan der 
»Auslöser« für einen neuen Zu- 
sammenbruch des Finanzsy- 
stems sein wird. Bei einem 
Überblick über die weltweite Si- 
tuation unmittelbar nach. dem 
Bankkrach von 1987 hob diese 
Informationsquelle hervor, daß 
»sich nichts Grundlegendes ge- 
ändert hat. Die Frage lautet, was 
der »Auslöser« sein wird. Ich 
glaube, Japan wird dieser Auslö- 
ser sein, wenn man es am wenig- 
sten erwartet. Es gibt bereits 
Anzeichen für kleine, aber be- 
deutsame Risse. Die Arbeiter 
werden unruhig wegen der Löh- 
ne; die innere Disziplin beginnt 
zusammenzubrechen; Japans In- 
dustriemärkte im Inland und im 
Ausland sind gesättigt, und sie 
werden wegen des hohen Yen 
überboten.« 


Ein Börsenexperte stimmte die- 
ser Bewertung zu: »Die Tokioer 


Börse ist dermaßen übermäßig - 


aufgeblasen, mit Ertragsverhält- 
nissen von 1000 oder 2000 zu 
eins. Ein sehr starker Rückgang 
kommt, und wenn der Zusam- 
menbruch eintritt, dann wird er 
noch schrecklicher sein als der 
vom Oktober 1987.« 


Man ist der Meinung, dies trete 
entweder noch in diesem Jahr 
‘oder spätestens 1990 ein. 


Aus diesen Informationsquellen 
verlautet weiter: »Es gibt im Fi- 
nanzwesen keine vernünftige 
Denkweise. Die Stärke des Dol- 
lar ist eine bemerkenswerte Er- 
“ scheinung angesichts dessen, 
was in der amerikanischen Wirt- 
‚schaft wirklich vor sich geht. 


Wer kann von Gleichgewicht 
sprechen? Wir warten nur noch 
darauf, daß die Gruppe der Sie- 
ben weiter nichts tun und sagen 
wird. Im Grunde haben die auch 
keine Ahnung, was sie tun oder 
sagen sollen.« 


Sowjet- 
Wirtschaftler 
warnt vor 
finanziellem 
Zusammen- 
bruch 


Einer der führenden Wirtschaft- 
ler der Sowjetunion sagte bei ei- 
ner Sitzung des neuen. Parla- 
ments, daß das Land bis späte- 
stens 1992 in einen Finanzcrash 
stürzen wird, falls keine drakoni- 
schen Maßnahmen ergriffen 
werden, um das Haushaltsdefizit 
zu verringern. 


»Wenn wir die Inflation, den 
Verfall des Verbrauchsgüter- 
marktes und das urigeheuer gro- 
Be Haushaltsdefizit nicht zum 
Halten bringen, dann steht uns 
ein wirtschaftlicher Zusammen- 
bruch bevor«, sagte der Wirt- 
schaftsexperte Nikolai Schem- 
lyow. Er sagte auch, der Pre- 
mierminister Nikolai Ryschkow 
habe in seiner Rede vor dem 
Kongreß dargelegt, daß ihm das 
Problem bekannt sei. Schem- 
lyow stellt aber in Frage, ob die- 
ser sich überhaupt darüber im 
klaren ist, wie akut das Problem 
1st. 


Wenn ein Zusammenbruch 
kommen sollte, »dann würde 
dies ein totales Rationierungssy- 
stem, Vorherrschaft der Schat- 
tenwirtschaft und einen völligen 
Wertverlust für den Rubel be- 
deuten, und dies würde eine 
Rückkehr zu einem Kommando- 
system in der Wirtschaft erzwin- 
gen«. 


Die 
Gläubiger- 
länder sınd 
bankrott 


Nicht nur die Schuldnerländer, 
sondern auch die industrialisier- 
ten Länder leiden stark unter 
der Schuldenkrise, sagte der 
Staatschef von Tansania auf ei- 


ner Konferenz von Bankern und 
Politikern in Dubrovnik. 


»Die Armut seines Käufers ver- 
ursacht die Armut eines Ge- 
schäftsinhabers«, hob Julius 
Nyerere hervor. »Es gibt ein 
Netz der Verlagerung von Hilfs- 
quellen aus dem armen Süden 
zum reichen Norden in Höhe 
von 30 Milliarden Dollar jedes 
Jahr. Die Länder des Südens ha- 
ben erlebt, daß ihr bereits sehr 
niedriger Lebensstandard sich in 
den letzten zehn Jahren weiter 
verschlechterte, und für die ärm- 


‘ sten unter ihnen besteht keine 


realistische Aussicht, an die 
wirtschaftlichen und sozialen 
Fortschritte früherer Zeiten wie- 
der anzuknüpfen. Mit Ausnah- 
me von wenigen Ländern steigt 
die Unterernährung an, wäh- 
rend das Gesundheits- und Er- 
ziehungswesen verkümmert. Die 
Kapitalanlagen halten mit der 
Forderung nach neuen Arbeits- 
plätzen nicht stand, und in eini- 
gen Fällen sind sie noch negativ. 


Angesichts dieser Realität ist der 
Status quo für den Norden keine 
Auswahlmöglichkeit, da hohe 
Zinssätze die Schulden der drit- 
ten Welt lawinenartig ansteigen 
lassen, auch wenn die Entwick- 
lung leidet. Die Realität ist, daß 
die Ausfuhren der entwickelten 
Länder in den Süden in den drei 
Jahren von 1984 bis 1986 rund 
150 Milliarden Dollar niedriger 
lagen. als in den drei vorherge- 
henden Jahren.« 


Bonn hilft 


Moskau mit 


Computern 
und 
Lebensmitteln 


Die Sowjetunion hat mit der 
Bundesrepublik Deutschland ei- 
ne Reihe von Tauschgeschäften 
abgeschlossen, in dem Bemü- 


OD : hen, die miserable Lebensmittel- 


Verarbeitungsindustrie zu ver- 
bessern und in den Markt für 
Personal-Computer einzustei- 
gen. Der erste Handel mit einem 
Volumen von 75 Millionen DM 
bezieht sich auf den Bau einer 
Nahrungsmittel-Verarbeitungs- 
anlage in Moskau, der von einer 
Berliner Beratungsingenieurfir- 
ma ausgeführt werden soll. Die 
Kosten für’ das Projekt sollen 
von Erträgen durch den Verkauf 
eines Teils der Produkte begli- 
chen werden. 


Ein weiterer Vertrag wurde un- 
terzeichnet für den Bau einer 
Anlage zur Modernisierung der 
Erzeugung von Bio-Proteinen 
und anderen Komponenten von 
Tierfutter. Die wichtigsten Part- 
ner sind die Getreidefirma Al- 
fred C. Töpfer in Hamburg, die 
Bauabteilung der Salzgitter-In- 
dustrie und die Rheinland-Pfäl- 
zische Staatsbank; der sowjeti- 
sche Partner ist das Staatsmini- 
sterium für mikrobiologische In- 
dustrien. Die Kosten in Höhe 
von 60 Millionen DM sollen 
durch den Verkauf von sowjeti- 
schen Bio-Proteinen in den We- 
sten gedeckt werden. 


Ein dritter Handelsabschluß be- 
zieht sich auf einen dreijährigen 
Vertrag zum Versand von 
300 000 Personal-Computern 
des Fabrikats Siemens an Mos- 
kau, wobei die Sowjets die Ko- 
sten in Höhe von 1,5 Milliarden 
DM durch Tauschabkommen 


*bezahlen werden. 


Moskau wird Chemikalien und 
Mineralien an eine in London 
ansässige Firma, Afro-Arab In- 
vestments and Consulting, die 
Kuwait gehört, liefern. 


USA 
verkaufen 
billige Butter 
an Moskau 


Das amerikanische Landwirt- 
schaftsministerium gab seine 
Absicht bekannt, 75 000 Tonnen 
Butter zum absoluten Niedrig- 
preis von 12 Cents pro Pfund an 
die Sowjetunion zu verkaufen. 
Die Überlegung geht dahin, daß 
dadurch der bundesweit festge- 
stellte amerikanische »Butter- 


"überschuß« um mehr als die 


Hälfte verringert wird. 


Agenturmeldungen geben den 
Preis des Handels - wie es heißt, 
nach dem derzeit gültigen Preis 
auf dem Weltbuttermarkt er- 
rechnet - mit 19,6 Millionen 
Dollar an, so daß der Preis pro 
Pfund 12 Cents beträgt. 


Vor dem Handel mit den So- 
wjets hatten die USA nur 15 000 
Tonnen im Verlauf dieses Han- ° 
delsjahres verkauft. Eine vor 
dem Moskau-Handel veröffent- 
lichte Statistik besagt, es sei ge- 
plant gewesen, daß lediglich 
135 000 bis 150 000 Tonnen But- 
ter ab 30. September dieses Jah- 
res verfügbar sein sollten. DJ 
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US-Dollar 


Der 


Untergang 


CINE 


Weltmacht 


Martin Burns 


Besitzt die Regierung der westlichen Führungsmacht das Geheimnis 
des ewigen Wohlstandes? Glaubt man, daß George Bush und seine 
Republikanische Partei den Schlüssel zum rezessions- und inflations- 
losen Wohlstand gefunden haben? Haben der amerikanische Finanz- 
minister Nicholas Brady und Alan Greenspan, Vorsitzender des 
Federal Reserve Systems, den Konjunkturzyklus endgültig abge- 
schafft? Kann Amerika seinen Weg zum Wohlstand sich borgen? 
Können die USA auf dem Weg dahin die Banken und die Spar- und 
Darlehensinstitute durch Sicherheitsleistung vor dem Untergang ret- 
ten, Milliarden Dollar für Sozialleistungen ausgeben und die Ent- 
wicklungshilfe erhöhen, die Umwelt säubern und den Kampf gegen 


Aids finanzieren? 


Internationale Experten sind 
sich alle darüber einig, daß eine 
Konjunkturflaute in den USA 
entweder unterwegs ist oder be- 
reits begonnen hat, obwohl man 
über deren Dauer und Schärfe 
unterschiedlicher Meinung ist. 


Der Grund sind 
die ungeheuren Schulden 


»Rezession« ist nur ein höfliches 
Wort für einen Geschäftsrück- 
gang, der fast einer Wirtschafts- 
krise gleichkommt. Leider kann 
die nächste Flaute sehr wohl in 
eine Wirtschaftskrise ausarten, 
und zwar aufgrund der noch nie 
dagewesenen Schuldenlast in der 
amerikanischen Wirtschaft und 
der Weltwirtschaft. 


Konjunkturflauten und Wirt- 
schaftskrisen sind, einfach aus- 
gedrückt, der Vorgang, durch 
den ungesunde Schulden in der 
ganzen Wirtschaft liquidiert wer- 
den. Die davon betroffene Wirt- 
schaft kann eine örtliche, eine 
regionale, eine landesweite oder 
eine Weltwirtschaft sein. 


Zum Beispiel gedieh in den acht- 
ziger Jahren das »konjunktur- 
starke Dienstleistungsgewerbe«, 


14 [SODE 


während sich ein Großteil der 
amerikanischen Industrie, der 
Landwirtschaft und des Berg- 
baus in einer Flaute oder gar in 


. einer Krise befand. Die Bundes- 


staaten New England und Kali- 
fornien gediehen, während die 
Staaten der Great Plains und der 
Rocky Mountains stagnierten. 
Der »Junk-bond«-(Trödelak- 
tien-)König Michael Milken 
»verdiente« 1987 550 Millionen 
Dollar, als er bequem in seinem 
Büro in Beverley Hills saß, wäh- 
rend produktive. Farmen und Fa- 
briken in den Ruin und gutbe- 
zahlte Arbeitsplätze verloren- 


gingen. 


Der Verfall 
der Infrastruktur 


Dr. Edward T. Yorke, der in 
»Financial News Analysis« 


schreibt, gibt eine kurzgefaßte. 


Erklärung ab, warum Amerika 
entindustrialisiert worden ist. 
Yorke schreibt im Zusammen- 
hang mit dringend vorgeschlage- 
nen größeren Investitionen in 
Amerikas Infrastruktur — Stra- 
Ben, Brücken, Flughäfen - und 
dem damit zusammenhängenden 
Problem der natürlichen Um- 
welt: 


. »Wohin man sich auch immer. 


wendet, sieht man Beweise des 
Verfalls aufgrund der Unfähig- 
keit, die Aufträge zu finanzie- 
ren, die erforderlich sind, um 
notwendige Wiederherstellungs- 
arbeiten durchzuführen. Leider 
hat sich das Establishment lang- 
fristig verpflichtet, die Industrie 
in fremden Ländern nur anzusie- 
deln, wo die Umweltschützer 
jetzt noch keinen Einfluß haben 
und die Kosten niedrig sind. 


Ein neugeordnetes 
wird einen größeren Teil seiner 
Unternehmungen dem Dienst- 
leistungsgewerbe widmen. Die- 
ses ist sauberer, zugänglicher für 
den Einsatz von Maschinen und 
gewinnbringender. 


Die Nation konnte mit dem Pro- 
blem der Luft-, Land- und Was- 
serverschmutzung nicht fertig 
werden, weil sie so tief verschul- 
det und durch ihre Sozialproble- 
me beunruhigt ist. Und sie hat 
die Konkurrenzfähigkeit mit an- 
deren Ländern verloren. Durch 
eine starre Ergebenheit zu 
Bankkrediten als Geldquelle ge- 
bunden, entscheiden unsere Bü- 
rokraten sich daher für ein Pro- 
gramm der Verlagerung von 
lohnintensiven, umweltver- 
schmutzenden Industrien, so 
schnell wie die weniger entwik- 
kelten Länder sie akzeptieren 
können.« 


Das Problem der Abhängigkeit 
von einem Dienstleistungsge- 
werbe unter Ausschluß einer 
Produktionswirtschaft liegt dar- 
in, daß Dienstleistungen der 
Produktion untergeordnet sind. 
Japan hat dies eindeutig nachge- 
wiesen. 


Amerikas gepumpter 
Wohlstand‘ 


Mit dem Trümmerhaufen von 
1945 beginnend und unter Bei- 
behaltung einer streng protek- 
tionistischen Politik, hat Japan 
seine Wirtschaftsgrundlage 
durch die Einfuhr von Rohstof- 
fen aufgebaut - Japan muß prak- 
tisch seine ganze Energie, Eisen- 
erz, Bauholz, Kupfer, Baumwol- 
le und andere Grundverbrauchs- 
güter einführen - und deren 
Wert durch das Produktionsver- 
fahren erhöht. 


Das Nachkriegsjapan befriedigte 
zunächst seine Inlandsmärkte 
und begann dann Ende der fünf- 


Amerika. 


ziger Jahre mit der Ausfuhr von z 


Fotoapparaten, Autos und noch 
vielem mehr. Als direktes Er- 


gebnis dieser Produktionsgrund- : 
japanische: 


lage beherrschen 


Banken jetzt das internationale : 


Finanzwesen - neun der zehn : 


größten. Banken der Welt, in der 


Reihenfolge ihrer Vermögens- . 


werte, sind japanische Banken. 


Japanische Versicherungs- und 


Maklerhäuser und Computerfir- 


men sind wesentliche Mitbewer- : 


ber auf den 
Märkten. Alle diese Dienstlei- 


- stungsindustrien gediehen, weil 


sie der realen, produktiven Lei- 
stungsfähigkeit Japans dienten. 


Selbst das amerikanische Esta- 
blishment räumt ein, daß Ameri- 
ka schon seit Mitte der siebziger 
Jahre versucht, sich seinen Weg 


in den Wohlstand durch Borgen . 
zu bahnen. Diese Abhängigkeit 
von Schulden seitens der US-Re- : 
gierung, der Firmen und Einzel- ; 


personen hat den Amerikanern 


internationalen ° 


die niedrigste Sparrate der west- ! 


lichen Welt - etwa zwei Prozent 


des Bruttosozialprodukts - be- “ 


schert. 


Von Jahr zu Jahr 
größere Zinszahlungen 


Bei den steigenden Summen der 


jährlich fälligen Zinsen hat 


Amerikas Schuldenwirtschaft 
weniger verfügbare Einnahmen 
und ist viel stärker verwundbar 


für eine Konjunkturflaute oder - 


gar eine Wirtschaftskrise. 


Diese Orgie des Borgens führte 
zu einem erhöhten Geldaufkom- 
men, das eigentlich inflationärer 
Natur ist. Statt dessen trat die 
Reagan-Regierung der achtziger 
Jahre durch gemäßigte Inila- 
tionsraten hervor, die sich jähr- 
lich auf etwa vier Prozent belief; 
doch jetzt steigt die Inflations- 
rate wieder an. Seinerzeit gingen 
die Zinssätze den Inflationsraten 
weit voraus und jetzt steigen sie 
zusammen mit der Inflation oder 
eilen ihr voraus. 


Die amerikanische Schwerindu- 
strie - Stahl, Automobile, Werk- 


zeugmaschinen und andere An-' 


lagegüter - ist offensichtlich das 
Opfer dieser Politik. Abgesehen 
davon, daß sie durch die Ein- 
fuhrkonkurrenz in eine Krise ge- 
raten ist, wird die Schwerindu- 
strie durch hohe Realzinssätze, 
die als langfristiges Beruhigungs- 


mittel für: Wirtschaftsinvestitio- 
. nen fungieren, stark gebeutelt. 


Andererseits begünstigte diese 
Geldexpansion den Dienstlei- 
stungssektor. Dem amerikani- 
schen Dienstleistungsgewerbe 
steht nicht jene Auslands- 
konkurrenz gegenüber wie der 
Produktionsindustrie. Die Japa- 
“ner eröffnen keine Pflegeheime 
und Werbeagenturen, um im In- 
land mit amerikanischen Firmen 
wettbewerbsfähig zu bleiben. Sie 
benötigen auch nicht die lang- 
fristigen Kapitalanlagen wie die 
Schwerindustrie. Sie brauchen 
Betriebskapital, aber das sind 
kurzfristige Schulden. Eine ein- 
heimische Computer-Software- 
Firma braucht eben nicht so vie- 
le : langfristige Kapitalanlagen 
wie ein Stahlwerk oder ein Au- 
tomobilwerk. 


Geld wird in 
den Kreislauf geborgt 


Um Yorke noch einmal zu zitie- 
ren: »Unser ganzer Geldbestand 
muß in den Kreislauf hineinge- 
borgt werden. Weil Handels- 
bankdarlehen gewöhnlich nur 
ein Jahr oder noch kürzer laufen 
und alle Zahlungen an die Ban- 
ken aus dem (Geld-)Bestand 
herausgenommen werden müs- 
sen, wird dieser immer wieder 
durch Borgen aufgestockt.« 
Wenn alle Bankschulden  zu- 
rückgezahlt würden, dann bliebe 
kein Geld übrig, abgesehen von 
- Münzen und US-Banknoten. 


Ein ausgabefreudiges Amerika 
wird immer weniger in der Lage 
sein, das Risiko neuer Dar- 
lehensaufnahmen zu überneh- 
men. Eine Folge davon ist, daß 
Ausländer mit riesigen Handels- 
überschüssen aus Jahren der 
Ausfuhren in die Vereinigten 
Staaten ihre Dollar dadurch wie- 
der in den Umlauf bringen, daß 
sie Immobilien oder andere pro- 
duktive Vermögenswerte kaufen 
und die Amerikaner in ihrem ei- 
genen Land zu Pächtern ma- 
chen. 


Mit anderen Worten: Amerika 
stürzt sich in Schulden, um mehr 
einzuführen, als es ausführt. 
. Dem ausländischen Exporteur 
verbleibt ein Dollar-Überschuß, 
den Amerikaner durch Borgen 
geschaffen haben. Der Auslän- 
der bringt dann diese überschüs- 
sigen Dollar in Form von Kapi- 
- talanlagen in Amerika »wieder 
in den Umlauf«. 


Der herkömmliche Fall, der für 
eine Inflation spricht, wurde 
kürzlich von dem Wirtschafts- 
journalist Daniel Rosenthal im 
Informationsdienst »Silver, & 
Gold Report« . dargestellt. 
Rosenthal stellte fest, daß eine 
»Konjunkturflaute zusätzlich 
150 bis 300 Milliarden Dollar 
pro Jahr an Arbeitslosengeld 
und anderen Sozialleistungen 


bei gleichzeitig rückgängigen 
Steuereinnahmen bedeuten 
würde«. 


Nachdem er vorausgesetzt hatte, 
daß Ausländer diese von der 
Konjunkturflaute herbeigeführ- 
ten amerikanischen Superdefizi- 
te wohl kaum finanzieren wür- 
den, schrieb Rosenthal weiter: 
»Also müssen die kommenden 
Defizite im Inland finanziert 
werden. Das bedeutet Geld aus 
der Druckpresse und eine große 
Expansion des Geldbestandes.« 


Douglas Casey von »Investing in 


Crisis« warnt vor dem Ankauf 


von Obligationen:. »Obligatio- 
nen kaufen? Seien Sie sich da 
nicht so sicher. Wenn der Schub 
nach vorne kommt, dann wird 
die US-Regierung. "Geld druk- 
ken, um ihren Schulden und an- 
deren Verpflichtungen 'nachzu- 
kommen. Dabei werden’ die An- 
leger in Schuldverschreibungen 


- hinweggefegt.« 


Doch Casey ist Optimist. Er 
schreibt inbrünstig über den Tod 
der Ideologie, von einer neuen 
Technologie und dem kommen- 
den Zeitalter des Friedens. Und 
dann wiederholt er einen der äl- 
testen abgedroschenen Witze, 
der jemals die Hartgeldbewe- 
ng in Verwirrung gebracht 
hat: die lächerliche Vorstellung, 
daß Rotchina sich und die Welt 
durch große Ausgaben zum 
Wohlstand bringen wird. 


»Betrachten wir die Situation in 
China«, schreibt Casey. »Mil- 
liarden und Abermilliarden von 
Profiten werden in diesem Land 
gemacht werden. Es ist wie 
Amerika zur Zeit der Jahrhun- 
dertwende — mit fast ohne 
Autos, ohne Waschmaschinen.« 


Der schwerwiegendste Irrtum, 
der sowohl Rosenthal als auch 
Casey unterlaufen ist, ist ihre 


. Annahme, daß die US-Regie- 


rung »Geld drucken« wird. 
Wenn sie das nur täte. Statt des- 
sen wird sie Geld durch neue 
Kredite schaffen müssen. 


Europäische Gemeinschaft 


Die Finanz- 
diktatur des 
Delors-Plans 


Jacques Cheminade 


»Geld oder das Leben«, pflegten die Gangster ihren Opfern zuzuru- 
fen, als Worte noch den Taten entsprachen. Heute sind die Opfer, 
die vor dieser Wahl stehen, jene europäischen Nationen, die 1985 das 

Ein-Europa-Gesetz (gemeinsamer ERROBRISHET Binnenmarkt 1992) 


unterzeichnet haben. 


Der »Delors-Bericht zur Euro- 
päischen Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion in der Europäischen 
Gemeinschaft«, der im April 
herauskam, macht die Wahl 
klar: Wenn der Einzelmarkt 
»entreguliert« und »nicht in Ein- 
klang gebracht« bleibt, dann 
werden das Kapital, das Bank- 
wesen und die Industrie in die 
europäischen Länder mit den 
niedrigsten Steuern, Löhnen 
und Gehältern, Sozial- und Ar- 
beitssicherheitsnormen abwan- 
dern. Um das zu vermeiden, 
wird Europa eine Geldordnung 
der Banker und den Verlust der 
Souveränität über die eigene 
Souveränität hinnehmen müs- 
sen. 


Die Falle 
ist fertig 


In der Tat schlägt der Präsident 
der Europäischen Kommission, 
Jacques Delors, nicht weniger 
vor als die Beseitigung der ein- 
zelnen Landeswährungen und 
letztendlich die Einrichtung ei- 
ner gemeinsamen Zentralbank - 
eine »autonome Institution der 
Gemeinschaft« -, die für alle 
Bürger der EG eine einzige 
Währung emittieren würde. 


Der Delors-Bericht erläutert die 
späteren Verantwortlichkeiten, 
die die europäischen Länder mit 
der Unterzeichnung des Single- 
Europe-Act (gemeinsamer Bin- 
nenmarkt) akzeptiert haben. 


»Bei voller Freiheit der Kapital- 
bewegung und integrierten Fi- 
nanzmärkten würde sich mitein- 
ander unvereinbare Politik der 


einzelnen Staaten schnell in 
Wechselkursspannungen aus- 
drücken und der Geldpolitik 
eine steigende und unangemes- 
sene Last aufbürden. Der Inte- 
grationsprozeß verlangt daher 
eine intensivere und wirksamere 
Koordination der Politik, sogar 
im Rahmen der gegenwärtigen 
Wechselkursvereinbarungen, 
und zwar nicht nur auf dem Ge- 
biet des Geldes, sondern auch 
auf dem des Volkswirtschafts- 
Managements, das Nachfrage, 
Preise und Produktionskosten 
insgesamt berührt.« 


Die Falle ist fertig: Der Einzel-. 
markt führt unweigerlich zur 
Währungsunion, die ihrerseits 
»volle wirtschaftliche Koopera- 
tion« oder, um es rundheraus zu 
sagen, den Verlust der Souverä- 
nität verlangt. Die Übergabe der 
Souveränität in Geld- und Haus- 
haltsangelegenheiten, zwei uner- 
läßliche Elemente der nationa- 
len Unabhängigkeit, soll: mit 
dem für den 1. Juli 1990 geplan- 
ten ersten Schritt stattfinden. 


Statt Verhandlungen 
heimlicher Zwang 


Delors wendet hier sein übliches 
Verfahren an: Statt von vorne 
anzugreifen und »Verhandlun- 
gen« mit seinen Partnern zu 
eröffnen, will er sie erst hinein- 
ziehen und dann zwingen weiter- 
zugehen, wenn ein Rückzug ei- 
nen ungewollten Bruch herbei- 
führen würde. Delors und seine 
17 Experten, darunter die zwölf 
Zentralbank-Gouverneure der 
EG, schlagen. ein Stufenpro- 
gramm vor, das stillschweigend 
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Europäische 
Gemeinschaft 


Die Finanz- 
- diktatur des 
Delors-Plans 


eine unabänderliche Verpflich- 
tung von Anfang an beinhaltet. 


»Die Entscheidung, die erste 
Phase einzuleiten, ist eine Ent- 
scheidung, in den ganzen Prozeß 
einzutreten«, führen sie in ihrem 
Bericht aus. 


Spätestens ab 1. Juli 1990 sollten 
Verhandlungen über ein neues 
Abkommen beginnen. »Die 
Verwirklichung dieses Zieles 
verlangt in der Tat nach neuen 
Vereinbarungen, die nur auf der 
Basis einer Vertragsänderung 
und der daraus folgenden Ande- 
- rungen inder jeweiligen staat- 
lichen Gesetzgebung getroffen 
werden können. Eine Übertra- 
gung der Entscheidungsbefugnis 
von Mitgliederstaaten auf die 
Gemeinschaft als Ganzes würde 
sich in erster Linie auf den Ge- 
bieten der Geldpolitik und des 
makro-wirtschaftlichen Manage- 
ments ergeben.« 


Die drei Schritte sollten nicht als 
getrennte Maßnahmen, sondern 
vielmehr im Hinblick auf das 
Endergebnis gesehen werden, 
das die EG-Bürokraten in Brüs- 
sel erzielen wollen. Der erste 
und zweite Schritt dienen nur als 
Köder. . 


Das Hauptmerkmal des ersten 
Schrittes ist die Bewegung »zu 
unwiderruflich miteinander ver- 
knüpften Wechselkursen hin«. 
Die Regierungen verlieren die 
Herrschaft über ihre Währungs- 
politik, und nationale Währun- 
gen sollen, »so bald wie möglich, 
wenn erst einmal endgültig über 
Paritäten entschieden worden 
ist«, abgelöst werden. Dann 
wird natürlich eine neue Institu- 
tion geschaffen werden müssen, 
um diese gemeinsame Wäh- 
rungspolitik zu betreiben. 


»Die nationale und internationa- 
le Geldpolitik der Gemeinschaft 
sollte in einer föderativen Form 
organisiert werden, die man ein 
European System of Central 
Banks (ESCB) nennen könnte. 
Diesem neuen System müßte der 
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Status einer autonomen Einrich- 
tung der Gemeinschaft verliehen 
werden . . . Es könnte aus einer 
zentralen Institution (mit eige- 
ner Bilanz) und den nationalen 
Zentralbanken bestehen, denen 
die Ausführung der Politik im 
Einklang mit den Richtlinien des 
ESCB und entsprechend den 
Anweisungen der zentralen In- 
stitution anvertraut wird.« 


Alles wäre überstaatlichen 
Kontrollen unterworfen 


»Die Integration der staatlichen 
Wirtschaftspolitik wäre vollkom- 
men.« Der Ministerrat würde 
die allgemeinen Richtlinien der 
Wirtschaftspolitik bestimmen, 
während die Ausführung den na- 
tionalen Regierungen ‚und der 
Kommission in ihren jeweiligen 
Kompetenzbereichen überlassen 
würde. 


Insbesondere wäre es notwen- 
dig, sowohl bindende Regeln als 
auch Verfahrensweisen für die 
Haushaltspolitik zu entwickeln, 
darunter . jeweils; Wirksame 
Obergrenzen für die Haushalts- 
defizite der einzelnen Mitglie- 
derländer; die Festlegung der 
Gesamtgestaltung der Steuerpo- 
litik über einen mittelfristigen 
Zeitraum hinweg, darunter die 
Höhe und Finanzierung der Ge- 
samthaushaltsbilanz, die sowohl 
die Posten der einzelnen Staaten 
als auch die der Gemeinschaft 
enthält. 


Mit_ anderen Worten: Die ge- 
samte Kreditaufnahme - von der 
Verteidigung bis zum Eirzie- 
hungswesen — wäre durch diese 
Haushaltskontrolle der über- 
staatlichen Kontrolle ° unter- 
worfen. 


»Im Falle einer Zuwiderhand- 
lung wäre die Kommission oder 
eine andere entsprechend beauf- 
tragte Behörde dafür verant- 
wortlich, wirksame Schritte zu 
unternehmen, um die Erfüllung 
zu gewährleisten.« 


Die Fallgruben 
des Delors-Planes 


Dies bedeutet die Kombination 
eines Federal Reserve Systems 
amerikanischen Stils mit einem 
Super-Internationalen 
rungsfonds (IWF). Das europäi- 
sche Zentralbankensystem, wie 
das amerikanische System, setzt 
sich in der Tat aus zwölf Banken 


Wäh- 


zusammen, die einer zentralen 
Agentur unterstehen, die die 
Entscheidungen trifft. Die Zen- 
tralbank .der Bundesrepublik 
Deutschland (Deutsche Bundes- 
bank) und, zweitens, die City of 
London würden eine Rolle spie- 
len ähnlich wie der New York 
Fed (Federal Reserve Bank) im 
amerikanischen System. 


»Die Obergrenzen der Haus- 
haltsdefizite« ähneln der auto- 
matischen Haushaltsbeschnei- 
dung, die sich in den US- 


. Gramm-Rudman-Hollings-Be- 


stimmungen findet. 


Höchste politische Entscheidun- 
gen werden nicht mehr von 
staatlichen Behörden getroffen, 
von denen man annimmt, daß 
sie die Interessen der Bürger, 
der Industrie und der Arbeit ver- 
treten, sondern von einer über- 
staatlichen Finanzbehörde, die 
von Banken- und Versicherungs- 
Kartellen beherrscht wird. 


Die Kommission ist der »Wach- 
hund« für diese Behörde und er- 
zwingt »Finanzdisziplin« auf fast 
die gleiche Weise wie der IWF in 
der dritten Welt. 


Der erste Schritt wäre vorberei- 
tender Natur. Die Mitglieder- 
staaten würden bestrebt sein, 
ihre Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Wirtschaft und des 
Geldes zu konkretisieren, aber 
dies würde keiner Änderung in 
den offiziellen Mechanismen be- 
dürfen. Dies ist der Schritt, den 
der britische Finanzminister Ni- 
gel Lawson, wie er sagte, akzep- 
tieren könnte. 


»Ich stimme einer Verstärkung 
der Zusammenarbeit unter den 
EG-Ländern auf dem Geldsek- 
tor zu und bin damit einverstan- 
den, daß das englische Pfund 
diesem Wechselkurssystem des 
European Monetary System 
(Europäisches Währungssystem) 
angeschlossen wird.« 


Wo sind die Fallgruben, die De- 
lors angelegt hat? Zu allererst 
werden in der ersten Phase, die 
planmäßig am 1. Juli 1990 begin- 
nen soll, Änderungen in dem 
grundlegenden EG-Vertrag von 
Rom erarbeitet und ratifiziert. 
Dann wird der Vervollständi- 
gung des »Binnenmarktes«, das 
heißt »der völligen Beseitigung 
aller körperlichen, technischen 
und steuerlichen Schranken in- 
nerhalb der Gemeinschaft« ab- 
soluter Vorrang eingeräumt. 


Schließlich wird ein Verfahren ! 


zur multilateralen Überwachung -' 


Entwicklung der 
auf Grundlage 


der 
schaftspolitik, 


Wirt- ° 


N 


von gemeinsam festgesetzten In- 


dikatoren, und eine neue Ver- 


fahrensweise zur Koordination ® 
der Haushaltspolitik eingeführt. -;; 


x 


Wer soll diese »Überwachung« ; 
leiten? Keine auf nationaler Ba- ° 
sis gewählten Beamten, sondern 


die Zentralbank-Gouverneure. 


Daher heißt es in dem Bericht: : 


»Auf dem Gebiet des Gel- 


des... .. sollte erwogen werden, ! 


den Umfang der Autonomie der 


Zentralbanken zu erweitern... .. 


Alle Behinderungen für die pri- 


vate Verwendung des ECU “ 


(European Currency Unit = 
Währungseinheit) : 


Europäische 
würden beseitigt.« 


Und was noch 'schlimmer. ist, 
einige Mitglieder der Delors- 


Kommission empfehlen sogar 
die Schaffung eines European : 


Reserve Fonds an erster Stelle. 


Ein absolut 


überstaatliches System Br 


Das Ziel: der Finanzvorherr- ® 
schaft ist klar. Wenn die engli- ‘ 


sche Position sich von der von 


Delors unterscheidet, dann viel- - 


leicht weil London sich mit sei- 


ner Erfahrung in der »Teile-und- 
herrsche«-Taktik mehr von ei- 


nem »darwinischen Dschungel - 


verspricht, während andere eine 
absolut überstaatliche Ordnung 
vorziehen. 


Der neue Vertrag soll jetzt 


durchgesetzt werden und bedeu- 
tende Anderungen stehen be- 
vor. »In diesem Stadium werden 
die grundlegenden Organe und 
die Struktur der Wirtschafts- 


und Währungsunion errichtet, 


darunter sowohl die Revision 


der bestehenden Institutionen ' 


als auch die Einrichtung von 
neuen.« = 


Dies stellt einen »Ausbildungs- 


.prozeß« dar, dessen bedeutend- . 


stes Element die Errichtung des 
Europäischen Zentralbanken- 
Systems, darunter der Ausschuß 
der Zentralbanken-Gouverneu- 
re, anstelle der bestehenden In- 
stitutionen wäre. 


Jacques Cheminade ist Präsident 
der »Rassemblement pour une 
” France libre« (RFL). 


US-Dollar 


Wo bleibt 
der Crash? 


C. Gordon Tether 


Ist der klassische Konjunkturzyklus Hochkonjunktur und Flaute in 
die Geschichte eingegangen? Oder sind die Banker nur geschickter 
geworden, die Merkmale dieses Zyklus zu verschleiern? 


Traditionsgemäß wird der Nie- 
dergang der Hochkonjunktur- 
phase des Konjunkturzyklus 
durch zwei Entwicklungen ange- 
kündigt. Eine davon ist eine 
Aufwallung des Inflationsdruk- 
kes, sobald die Nachfrage dem 
Strom der Waren und Dienstlei- 
stungen auf dem Markt voran- 
eilt. Die andere ist eine damit 


einhergehende Verlangsamung. 


im Tempo der Wirtschaftsexpan- 
sion, sobald die Grenzen der 
Produktionskapazität erreicht 
sind. 


Die traditionellen 
Warnungen zeigen sich 


Im nächsten Stadium halten offi- 
zielle Bemühungen, die Infla- 
tionsflut durch Dämpfung der 
Ausgaben umzukehren, das 
Wirtschaftswachstum noch mehr 
an der Kandare. Weil die Wirt- 
schaftswelt dadurch auf diese 
Entwicklung reagiert, daß sie 
gegenüber Investition von Kapi- 
talien eine noch vorsichtigere 
Haltung einnimmt, dauert es 
nicht lange, bis die Flaute zur 
Tagesordnung wird. 


Das Aufwallen in der Wirt- 
schaftstätigkeit in den Vereinig- 
ten Staaten und in den meisten 
anderen führenden Industrielän- 
dern, nachdem die Reagan-Re- 
gierung ihr Programm des knap- 
pen Geldes Anfang der achtziger 
Jahre aufgab, ist für eine nach 
historischen Gesichtspunkten 
gemessen sicherlich außerge- 
wöhnlich lange Zeit aufrechter- 
halten worden. 


Müßten wir daher .nicht inzwi- 
schen die traditionellen Warnun- 
gen erkennen, daß ein Wechsel 
von Hochkonjunktur zur Flaute 
unmittelbar bevorsteht? Es muß 


erkannt werden, daß eines der 
oben erwähnten Kriterien sich in 
jüngster Zeit tatsächlich zu zei- 
gen beginnt. 


Vor ungefähr einem Jahr hatte 
die Inflation fast überall in der 
Wirtschaftswelt ihr Comeback. 
In den weniger entwickelten 
Ländern kam sie niemals auch 
nur annähernd soweit, sich unter 
höflichen Verbeugungen zu ver- 
abschieden. In den Vereinigten 
Staaten und Großbritannien 


steigen die Inflationsraten seit. 


Beginn dieses Jahres bis zu fünf 
Prozent und darüber hinaus. 


Darüber hinaus, sogar in den 
Ländern, vor allem in Japan und 
der Bundesrepublik Deutsch- 
land, deren Inflationsbekämp- 
fungsprogramme vor ein bis zwei 
Jahren den Punkt erreicht hat- 
ten, wo der Wertverfall des Gel- 
des ganz und gar gestoppt wur- 


‘-de, haben die Preise in jüngster 


Zeit wieder zu steigen begonnen 
- wenn auch bisher nicht schnel- 
ler als ein oder zwei Prozent- 
punkte pro Jahr. 


Eine größere Übung 
im Wunschdenken 


Was wir jedoch bis jetzt nicht 
gesehen haben, sind irgendwel- 
che deutliche Anzeichen dafür, 
daß das Wirtschaftswachstum in 
den Industrieländern seiner au- 
Bergewöhnlichen Schwungkraft, 
die es in den vergangenen Jah- 
ren kennzeichnete, beraubt wor- 
den ist. In den Vereinigten Staa- 
ten selbst ging die Industriepro- 
duktion im zweiten Quartal des 
laufenden Jahres den Zahlen für 
ein Jahr früher um nicht weniger 
als fünf Prozent voraus. 


Neubestellungen beliefen sich 
um sage und schreibe elf Prozent 


v 


höher als ein Jahr zuvor. Aus 
Japan wird eine noch eindrucks- 
vollere Wirtschaftsleistung be- 
richtet, und die Geschichte ist so 
ziemlich die gleiche, was die 
meisten europäischen Wirt- 
schaftsriesen betrifft. In .Groß- 
britannien scheinen die Bemü- 
hungen der Thatcher-Regie- 
rung, die Ausgaben zu bremsen, 
um den Kredit-Boom, der hinter 
der Erscheinung einer unge- 
wöhnlich beunruhigenden infla- 
tionären Situation steht, in 
Schach zu halten, tatsächlich die 
Dinge an der Verbrauchsgüter- 
front verlangsamt zu haben. 


Aber Kapitalanlagen seitens der 
Geschäftswelt sind lebhaft ge- 
blieben. Und was nicht unbe- 
dingt überraschend ist, es gab ei- 
ne Tendenz, diese Flexibilität so 
auszulegen, als sei sie ein Zei- 
chen dafür, daß die Industrie- 
welt endlich mit dem klassischen 
Konjunkturzyklus-Stil des Wirt- 
schaftslebens gebrochen hat. 


Vielleicht, so sagen die Opti- 
misten, ermöglicht es die moder- 
ne Annäherung an das Problem 
des Wirtschafts-Managements, 
plötzlichen Situationen zuvorzu- 
kommen, in denen nicht verhin- 
dert werden kann, daß das Wirt- 
schaftswachstum in einer über- 
mäßigen Hochkonjunktur von 
der Art gipfelt, die geeignet ist, 
einer Wirtschaftsflaute den Weg 
zu ebnen. Unnötig zu sagen, was 
wir hier vielleicht erleben wer- 
den, ist eine größere Übung in 
Wunschdenken. 


Weltwirtschaft wird vor 
Ende 1989 gebremst 


Und es ist in diesem Zusammen- 
hang interessant zu erleben, daß 
in einem gedankenvollen Ver- 
such, die Frage zu beantworten, 
ob das Wachstum jemals enden 
wird, die Swiss Credit Bank, ei- 
ner der Schwergewichtler unter 
den Banken des Landes, in ih- 
rem neuesten Bulletin barsch er- 
klärt, daß sie sich nicht in der 
Lage sieht, den modernen Opti- 
mismus zu teilen. 


»Wir erwarten«, heißt es darin, 
»daß das Tempo des Wirt- 


"schaftswachstums von der Über- 


hitzung beeinflußt wird, die sich 
bereits in der hohen Ausnutzung 
der (Produktions-)Kapazität und 
der steigenden Inflation wider- 
spiegelt. Da die Zentralbanken 
einen restriktiveren Geldkurs 
eingeschlagen haben, wird die 


Weltwirtschaft vor Ende 1989 
merklich gebremst werden, ob- 
wohl die neuesten Daten nicht 
auf eine sofortige Verlangsa- 
mung hindeuten.« 


Es kann durchaus sein, daß sich 
diese Voraussage als wohlbe- 
gründet erweist. Man muß sich 
darüber im klaren sein, daß 
durch die Dauerhaftigkeit der 
jüngsten Wachstumsphase sich 
in der Welt der Gedanke fest- 


‚gesetzt hat, daß das Wachstum 


von nun an stets auf Kurs gehal- 
ten wird. So könnte es sein, daß 
das Warnsignal des Comeback 
der Inflation nicht die gleiche 
Reaktion ausgelöst hat, die sie in 
der Vergangenheit ausgelöst 
hätte. 


Man könnte jedoch vernünfti- 
gerweise dahingehend argumen- 
tieren, daß, obwohl die Welt 
glücklich sein wird, wenn sie 
nicht eine merkliche Abkühlung . 
der Hochkonjunkturverhältnisse 
erlebt, an die sie sich in der letz- 
ten Zeit gewöhnt hat, ihr sehr 
wohl ein Rutsch in die Flaute 
von der Art, wie sie in der Ver- 
gangenheit unter derartigen 
Umständen wohlbekannt war, 
erspart werden könnte. 


Der Weg wird eine 
‚Zeitlang beschwerlicher 


Der psychologische Faktor hat 
bei der Bestimmung des Tem- 
pos, mit dem die Rotation des 
klassischen Konjunkturzyklus 
einer Hochkonjunktur die Flau- 
te folgen ließ, traditionsgemäß - 
eine große Rolle gespielt. 


Es ist wahrscheinlich die Wahr- 
heit, wenn man sagt, daß die 
moderne Geschäftswelt zuver- 
sichtlicher ist, die richtigen Ent- 
scheidungen zum richtigen Zeit- 
punkt zu treffen. Es kann daher 
sehr wohl sein, daß der psycho- 
logische Faktor in der Zukunft 
einen weniger großen Einfluß 
ausüben wird als in den alten 
Tagen. 


Was dabei herauskommt, ist, 
daß es beim Wirtschaftsausblick 
für Länder wie die Vereinigten 
Staaten und den stillschweigen- 
den Folgerungen für die geldan- 
legende Öffentlichkeit verfrüht 
wäre, auf Baisse zu spekulieren. 
Andererseits wird es ganz klar 
von wesentlicher Bedeutung 
sein, in diesen Angelegenheiten 
von nun an eine vorsichtigere 
Haltung einzunehmen. 
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Geld 


Der 


Zinskrieg 


tobt 


C. Gordon Tether 


Der Zinskrieg ist derzeit im Gange. Die Manipulation der Zinssätze 
ist nach der modernen Wirtschaftstheorie das einzige Instrument, das 
den Regierungen von heute zur Verfügung steht, um ihre Volkswirt- 
schaften in der richtigen Weise in Gang zu halten. Es war daher 
kaum überraschend, daß zu einem Zeitpunkt, als das weitverbreitete 
Wiederauftauchen von Inflationsdruck in den schrittmachenden Län- 
dern diese vor einem oder zwei Jahren in Verwirrung zu stürzen 
drohte, Maßnahmen zur Bewegung der Zinssätze ganz oben auf die 


Tagesordnung gesetzt wurde. 


Diese Umkehrung der allgemei- 
nen Abwärtsbewegung der Zins- 
'sätze in den vorangegangenen 
Monaten wurde natürlich in er- 
ster Linie mit innenpolitischen 
Erwägungen begründet. Aber 
angesichts der Tatsache, daß die 
‘ Geldmärkte in den wirtschaftli- 
chen starken Ländern jetzt mehr 
oder weniger völlig internationa- 
lisiert sind, war es nicht schwie- 
rig zu erkennen, daß diese Um- 
kehrung in gehöriger Zeit be- 
deutende Folgen im weltweiten 
‘Sinne zeitigen würde. 


Ein massiver Umbruch 
auf dem Devisenmarkt 


Insbesondere war die Umkeh- 
rung offensichtlich darauf abge- 
zielt, die Struktur des Kapital- 
flusses zwischen den Ländern 
durcheinanderzubringen und da- 
durch einen wichtigen neuen 
Faktor in die Devisenmärkte 
einzubringen. Das beinahe Un- 
vermeidliche ist nun in einem 
großen Ausmaß eingetreten. 
Die außergewöhnlich großen 
Sprünge in den Zinssätzen, die 
in einigen führenden Ländern, 
vor allem in den Vereinigten 
Staaten und Großbritannien, 


vorherrschten, haben auf den . 


Devisenmärkten einen massiven 
Umbruch ausgelöst. 


Der dadurch den Währungen 
der anderen Länder auferlegte 
Druck hat ihrerseits defensive 
Erhöhungen ihrer Zinssätze be- 
wirkt. Das Nettoergebnis war 
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der Beginn einer Entwicklung, 
die nichts weniger als ein Zins- 
krieg von der wütendsten Art 
ist. 


Bei der bemerkenswerten Stärke 
des amerikanischen Dollar, die 
eine effektive Abwertung vieler 
anderer Währungen hervorruft, 
die den betreffenden Ländern 
unangenehm erscheint, sahen 
sich sogar Länder mit den stärk- 
sten Währungen gezwungen, zu 
Zinserhöhungen zu greifen, die 
ihnen gegen den Strich gehen. 
Das beste Beispiel hierfür ist Ja- 
pan, wo die Zentralbank vor 
kurzem die erste Anpassung ih- 
res Leitzinsfußes nach oben seit 
Anfang der achtziger Jahre an- 
kündigte. 


Und selbstverständlich neigt die 
neue Form der internationalen 
Kriegsführung auf dem Gebiete 
des Geldwesens dazu, aus sich 
selbst Kraft zu schöpfen. Die 


‘ Bemühungen der britischen Be- 


hörden, zu verhindern, daß die 
wachsende Zugkraft der Zinssät- 
ze anderer Länder eine mög- 
licherweise gefährliche Flucht 
von unbehinderten Geldern aus 
London hervorrufen könnte, ha- 
ben bereits dazu geführt, daß in 
Großbritannien die Zinssätze bis 
weit in die zweistelligen Zahlen 
angehoben wurden. 


Und wenn diese Art des Nah- 
kampfes fortgesetzt wird, dann 
kann es leicht passieren, daß die 
Zinssätze in der wirtschaftlich 
fortgeschrittenen Welt als Gan- 


zes auf Höhen klettern werden, 


die geeignet sind, die Weltwirt- 
schaftstätigkeit stark zu schwä- 
chen. Denn schließlich, selbst 
wenn man die größere Anpas- 
sung berücksichtigt, die erfor- 


“derlich ist, um erhöhte Infla- 


tionsraten wettzumachen, errei- 
chen jetzt die realen Zinssätze; 
an einer historischen Grundlage 
gemessen, außergewöhnlich ho- 
he Niveaus. 


Der Nahkampf 
im Zinskrieg 


Wenn diese Aussicht für die 
fortgeschrittenen Länder als 
Ganzes ein Problem darstellt, 
dann ist es auch richtig, daß es 
einige von ihnen in eine beson- 
ders aküte mißliche Lage brin- 


‚gen wird. Dies trifft besonders 


auf die Vereinigten Staaten zu. 


Der steile Anstieg im internatio- 
nalen Wert des Dollar seit An- 
fang dieses Jahres führt unver- 
meidlich zu jener Überbewer- 
tung, die seit Mitte der achtziger 
Jahre weitgehend dazu beigetra- 
gen hat, das Land in ernsthafte 
Zahlungsbilanzdefizite zu 
stürzen. 


Leicht sind die Feuer 
der Inflation entfacht 


Eine Verengung der Lücke zwi- 
schen amerikanischen und aus- 
ländischen Zinssätzen würde of- 
fensichtlich dazu beitragen, die- 
sen Prozeß zu stoppen. 


Aber sie könnte auch die Wir- 
kung haben, daß die Politik des 
knappen Geldes auf die sich die 
Federal Reserve Bank weitge- 
hend verließ, um Wachstumsex- 
zesse, die leicht die Feuer der 
Inflation entfachen könnten, 


einzudämmen, in gewissem Ma- _ 


Be abgestumpft wird. 


Es braucht nicht betont zu wer- 
den, daß die internationale 
Bankgemeinde durch den Ein- 
tritt eines weltweiten Zinskrie- 
ges weitgehend bevorzugt wird. 
Fast alle ihre Tätigkeiten werden 
wesentliche höhere Gewinne 
einbringen. Und nachdem sie 
jetzt die Schuldenprobleme der 
dritten Welt weitgehend abge- 
schüttelt hat, wird sie nicht dafür 
zu bezahlen brauchen wie da- 
mals, als der Aufschwung der 
Zinssätze Anfang der achtziger 
Jahre viele der größeren Schuld- 


ner der Banken in ernsthafte 


Schwierigkeiten brachte. 


Aber für fast alle Teile der Welt- . 
bevölkerung kann dies leicht ei- : 
ne sehr schwierige Sache wer- : 
den. Die schädliche Einwirkung : 
eines bedeutenden Aufschwungs : 


der Zinssätze auf die Wirt- 


schaftstätigkeit -— einschließlich 
der realen Zinssätze - mischt : 
sich möglicherweise mit den Un- : 
gewißheiten, die eine verstärkte -.. 
Umschlagshäufigkeit der Devi- " 
senkurse mit sich bringt. 


Dies wiederum könnte sehr wohl 
das den Aktienmärkten der Welt 
zugrunde liegende Unbehagen, 
das viele von ihnen daran gehin- -: 
dert hat, sich von dem Ende 
1987 erlittenen Schlag voll zu er- 

holen, weiter verstärken. 


Große Vorsicht 
ist angesagt 


Für den gewöhnlichen Anleger Ä 
sind die Alarmzeichen leicht er- 
kennbar. Die Botschaft lautet, 


daß solange bis die schrittma- * 


chenden Länder einen Weg ge- 
funden haben, den .Zinskrieg 
herunterzuschrauben - und bis 
jetzt gibt es noch keine Anzei- 
chen, daß sie die Bedrohung we- 
nigstens begriffen haben -, die 
Betonung auf größere Vorsicht 
gelegt werden muß. 


Eine kürzlich erschienene Aus- 
gabe des von der Organisation 
Lynch International Investment ° 


in New York veröffentlichten . 


Schreibens faßt die Dinge tref- 
fend zusammen mit dem Hin- 
weis, daß auch Anlieger, die es 
sich leisten können, das »Risiko 
eines Geschäftsmannes« einzu- 
gehen, jetzt an einem flüssigen 
Anlagebestand in Höhe von 45 
bis 55 Prozent festhalten sollten. 
Flüssige Anlagen für diese 
Zwecke seien Schatzpapiere und 
ähnliche Papiere, die innerhalb 
von vier Jahren fällig werden, 
heißt es in dem Schreiben 
weiter. 


Es ist wahrscheinlich richtig da- 
hingehend zu argumentieren, 
daß man im Augenblick nicht 
vorsichtiggenugseinkann. U 


Monetarismus 


Ein System 
am Ende 
seines Weges 


C. Gordon Tether 


Das gegenwärtige Wirtschaftssystem, Monetarismus genannt, ist am 
Ende seines Weges angelangt, sagt keine geringere Autorität als die 
Bank for International Settlements - der Zentralbanker für die Zen- 


tralbanken. 


Man kann mit Sicherheit sagen, 
daß kein Bereich des Finanzwe- 
sens besser mit der Funktion des 
Monetarismus vertraut ist wie 
derjenige, der sich aus Zentral- 
bankern zusammensetzt. Es war 
in der Tat wegen der Leiden- 
schaft, mit der sie seine soge- 
nannten Tugenden preisen, daß 
die Politiker sich für den Gedan- 
ken erwärmten, ihm gegen Ende 
der siebziger Jahre die Rolle der 
Hauptwaffe gegen das Wirt- 
schafts-Management zu über- 
tragen. 


Die Geldpolitik 
am Ende der Straße 


$o kann man davon ausgehen, 
daß, als der Präsident der Bank 
der Zentralbanker - der Bank 
for International Settlements - 
auf der letzten Jahreshauptver- 
sammlung seiner Bank über die 
derzeitige Leistung des Moneta- 
rismus sprach, er genau wußte, 
wovon er sprach. 


Und das Resultat seiner Bemer- 
kungen war, daß die Geldpolitik 
»am Ende der Straße« angelangt 
sei bei ihren Bemühungen, mit 
den groben Verdrehungen in 
dem Muster der Zahlungsbilan- 
zen fertig zu werden, die eine 
immer finstere Bedrohung für 
das wirtschaftliche Wohlergehen 
dieses Planeten darstellen - vor 
allem die übermäßige Schwäche 
der amerikanischen und briti- 
schen Position und die übermä- 
Bige Stärke ihrer japanischen 
und bundesdeutschen Gegen- 
stücke. 


Sowohl die Vereinigten Staaten 
als auch Großbritannien haben 
natürlich jetzt schon seit vielen 
Jahren dem Monetarismus in ih- 


rem _Wirtschafts-Management 
einen Ehrenplatz eingeräumt. 
Daß sie das immer noch tun, 
wird offensichtlich durch die 
Tatsache, daß sich beide Länder 
weiterhin so verhalten, als sei 
die Manipulation der Zinssätze 
effektiv das einzige Instrument, 
das zu ihrer Verfügung steht, um 
mit jeder Tendenz ihrer jeweili- 


. gen Wirtschaft aus dem Gleich- 


gewicht zu kommen - sei es auf 
dem Inlandssektor oder auf dem 
Sektor der Auslandszahlungen - 
fertigzuwerden. 


In der Praxis allein zeigt 
sich die Bewährung 


Hier wie anderswo zeigt sich die 
Bewährung allein in der Praxis. 
Aus der oberflächlichsten Un- 
tersuchung der Erfahrungen der 
beiden Länder über die letzten 
Jahre hinweg geht bereits her- 
vor, daß’ der Monetarismus so 
weit davon entfernt ist, die er- 
hofften Lösungen zu bringen, 
wie er es schon immer war. 


Im Falle Amerikas hat die 
Schlacht, die geschlagen wurde, 
um das Zahlungsbilanzdefizit 
auf handhabbare Proportionen 
herabzudrücken, dem Problem 
wenig mehr als eine kleine Delle 
beigebracht. Darüber hinaus er- 
gibt sich, wenn-man nach vorne 
schaut, ein trauriges Bild. Wie 


aus dem Bericht der Bank for . 


International Settlement hervor- 
geht, kann man 1989 nur auf ei- 
ne geringfügige Schließung der 
Lücke hoffen, wonach ein 
»schrittweise ansteigendes Defi- 
zit« in Aussicht stehe. 


Das ist noch nicht alles. Wenn 
man im Auge behält, daß Wa- 
shingtons Hang zu hohen Zins- 


‚sätzen eine wesentliche Rolle 


dabei gespielt hat, den interna- 
tionalen Wert des Dollar in die 
Höhe zu treiben und somit-ame- 
rikanische Waren wegen ihrer 
hohen Preise von den Auslands- 
märkten zu vertreiben, dann 
wird eine andere. Sache klar, 
nämlich die, daß der Monetaris- 
mus tatsächlich stark gegenpro- 
duktiv wird, soweit es die An- 
strengungen der Regierung be- 
trıfft, das Land aus der Zah- 
lungsbilanzschlinge herauszube- 
kommen. 


Die britische Szene ist nicht we- 
niger vielsagend. Dort macht 
Mrs. Thatchers Schatzkanzler 
stets viel aus der Behauptung, es 
gebe keine Alternative dazu, 
sich fast völlig auf die Manipula- 
tion der Zinsfüße zu verlassen, 
um die Wirtschaft in Schuß zu 
halten. Es ist fast so, als glaube 
er daran, daß es eine Art große 
Tugend ist, einen derartigen 
Hang zu dieser Methode zur 
Schau zu tragen. 


Immer noch im Kampf um 
das Thatcher-Wunder 


Und doch befindet sich die briti- 
sche Wirtschaft, Jahre nachdem 
diese Politik zuerst eingeführt 
wurde, in einem Zustand, der 
dicht an der. Krise grenzt. Er 
würde wahrscheinlich auch in 
der übrigen Welt als solche be- 
trachtet, wäre es nicht Tatsache, 
daß Whitehall der Realität tap- 
fer ins Auge schaut, indem er 
darauf beharrt, daß sich das 
Land immer noch im Kampfe 
mit dem »Thatcher-Wunder« be- 
findet. 


Im Laufe des Jahres 1989 glitt 
die Zahlungsbilanz in ein: enor- 
mes Defizit hinein, und die Lük- 
ke neigt immer'noch dazu, sich 
zu vergrößern, und das trotz der 
Tatsache, daß die Zinssätze auf 
etwa das Dreifache der histori- 
schen Werte angehoben wurden, 
mit der Begründung, man könne 
sich auf eine solche Aktion ver- 
lassen, um das Problem fest in 
den Griff zu bekommen. 


Nicht weniger vielsagend ist das, 
was sich auf der britischen Infla- 
tionsfront ereignet hat. Die 
Thatcher-Regierung kam vor 
zehn Jahren mit einem Wahlpro- 
gramm an die Macht, in dem die 
Beseitigung der Inflation höch- 
ste Priorität einnahm. Die fort- 
gesetzte Huldigung der These, 
daß der Monetarismus dieses 
Ziel in gehöriger Zeit voll errei- 


chen würde, hat sich nicht ge-: 
lohnt. 


Die Inflationsrate im Vereinig- 
ten Königreich ist jetzt innerhalb 
von zwei Prozentpunkten von 
der Zahl, die die Thatcher-Re- 
gierung 1979 übernahm, entfernt 
und könnte so, wie die Dinge zur _ 
Zeit aussehen, sehr wohl den da- 
maligen Stand erreichen oder 
gar überschreiten, bevor das 
Jahr zu Ende geht. Kurz gesagt, 
der Monetarismus entwickelt 
sich zu allem anderen als zum 
Universalmittel gegen wirt- 
schaftliche Unausgewogenheit, 
wie die Welt ermutigt wurde zu 
glauben. 


Das Umilernen kann nicht 
schnell genug beginnen 


Und was die Dinge noch beunru- 
higender macht, ist die Tatsa- 
che, daß der Aufstieg des Mone- 
tarismus zur bevorzugten Stel- 
lung auf der Bühne. des Wirt- 
schafts-Managements mit der 


"Abwertung aller anderen tradi- 


tionsreicheren Methoden, die 
Wirtschaft auf Kurs zu halten, 
einherging. Heute machen die 
Regierungen nur äußerst wider- 
willig von der Steuerpolitik Ge- 
brauch, um die Nachfrage anzu- 
fachen oder zu verringern. 


Es scheint die gleiche Unwillig- 
keit vorhanden zu sein, auf offi- 
zielle Ausgabenanpassungen zu- 
rückzugreifen, um über den 
Wirtschaftsbereich als Ganzes 
hinweg die Nachfrage in Ein- 
klang mit dem Angebot zu hal- 
ten. Es scheint sogar ein Hang 
zu bestehen, Methoden der Be- 
einflussung des wirtschaftlichen 
Zustands mit anderen monetari- 
stischen Mechanismen als die 
Manipulation der Zinsfüße als 
veraltet anzusehen. 


Steuerungen der Menge der 
Kreditbeschaffung durch das 
Bankwesen zum Beispiel werden 
heute anscheinend oft als »aus- 
geschlossen« behandelt. 


Die Folge davon ist, daß die Be- 
sessenheit vom Monetarismus 
jetzt zu einem Ende kommen 
muß, wenn die Welt nicht - und 
denkbar schon in ziemlich naher 
Zukunft - in eine verheerende 
weltweite Krise gleiten soll, auf 
die der Leiter der Bank der Zen- 
tralbanker deutlich angespielt 
hat. Das erforderliche Umlernen 
kann nicht schnell genug in An- 
griff genommen werden 
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Europäische Gemeinschaft | 
Unruhe bei 
Bankern ın 

USA und 


Japan 


Martin Burns 


Columbus entdeckte Amerika 1492. Im Jahr 1913 wurde das Federal 


Reserve System gegründet und die Einkommensteuer in den USA. 


fest verankert. Die Weltwirtschaftskrise begann 1929 und der Zweite 
Weltkrieg endete 1945. Diese Daten haben alle eines gemeinsam: Sie 
werden sofort als Daten von Ereignissen von großer historischer 
Bedeutung erkannt, aber nicht alle bedeuten auch etwas Gutes. 


Wenn es nach dem Willen der: 


- Eine-Weltler geht, dann wird im 
Jahr 1992 über den ganzen Zeit- 
raum hinweg ebenso erkennbar 
sein wie im Jahr 1492: Denn das 
wird das Jahr des Anfangs vom 
Ende von selbständigen Staaten 
in Westeuropa sein. Wenn alles 
nach Plan verläuft, dann wird es 
wirklich freie Bewegung von 
Menschen, Gütern und Kapital 
quer durch den europäischen 
Kontinent oder zumindest unter 
den zwölf Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft 
geben. 


- Eine riesige 
europäische Bürokratie 


Die Europäische Wirtschaftsge- 
meinschaft wurde vor 31 Jahren, 
also 1958, ins Leben gerufen, um 
die Eingliederung Westeuropas 
durch Abschaffung der Zoll- 
schranken und die Schaffung 
von gemeinsamen Preisniveaus 
und einer europäischen Wäh- 
rung zu fördern. Die Grün- 
dungsmitglieder waren Belgien, 
Frankreich, Italien, Luxemburg, 
die Niederlande und die Bundes- 
republik Deutschland. 


Später stießen Dänemark, Ir- 
land und das Vereinigte König- 
reich - alle 1973 -, Griechenland 
- 1981 - und Portugal und Spa- 
nien - im Jahr 1986 - hinzu. 1967 
änderte die EWG ihren Namen 
in »Europäische Wirtschaftsge- 
meinschaft« (EG) um. 
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Zur permanenten Struktur der 
EG gehören ein Ministerrat, ei- 
ne Kommission, ein Europäi- 
sches Parlament und ein Ge- 
richtshof. Während diese Kör- 
perschaften jetzt noch nicht über 
solche Angelegenheiten wie die 


- Verteidigungspolitik, Strafrecht 


oder Menschenrechte befinden, 
so ist doch schon die Infrastruk- 
tur dafür vorhanden, um das 
später einmal zu tun. 


Das Europäische Parlament 
setzt sich aus direkt aus den Mit- 
gliederstaaten durch Abstim- 
mung des Volkes in die EG ge- 
wählten Mitgliedern zusammen. 
Seine Mitglieder organisieren 
sich nicht nach staatlichen, son- 
dern nach ideologischen Richtli- 
nien - Konservative, Christliche 
Demokraten, Grüne. Die euro- 
päische Währungseinheit (ECU) 
hat die Staatswährungen der 
Mitgliederstaaten noch nicht er- 
setzt, aber auch das ist geplant. 


Was die EG vorhat, ist der übri- 
gen Welt eine vereinigte Wirt- 


schaftsfront darzubieten. Güter, 
die in einem EG-Land herge- 
stellt werden, haben zollfreien 
Zugang zu allen anderen EG- 
Mitgliederstaaten.- Die EG hat 
einen Zolltarifsatz, und Güter, 
die in irgendein EG-Mitglieds- 
land eingeführt werden, können 
ohne zusätzliche Zollgebühren 
in alle anderen Mitgliederstaa- 
ten ausgeführt werden. 


Wirtschaftliche 
Integration bis 1992 


Jedes Mitgliedsland muß eine 
Mehrwertsteuer erheben, und 
die EG-Mitgliedsstaaten bewe- 
gen sich in Richtung auf eine 
Vereinheitlichung der Wirt- 
schafts- und Personensteuern, 
um zu vermeiden, daß ein Mit- 
glied gegenüber anderen Mit- 
gliedern einen »Wettbewerbs- 
vorteil« hat. 


Die Währungen der EG-Mit- 
gliedsstaaten dürfen wertmäßig 
gegenüber der eines anderen 
Mitgliedes nicht um mehr als ei- 
nen kleinen Prozentsatz schwan- 
ken. Die EG arbeitet darauf hin, 
die Zolltarif-Schranken, die von 
diesen Ländern immer noch er- 
richtet werden, um ihre eigenen 
Industrien gegen den Wettbe- 
werb innerhalb der EG zu schüt- 
zen, zu beseitigen. 


Bis spätestens 1992 dürfte die 
wirtschaftliche Integration Euro- 
pas eine vollendete Tatsache 
sein. Devisenbewirtschaftung 
unter EG-Mitgliedern 
dann der Vergangenheit angehö- 
ren. Banken in einem EG-Land 
gewähren Darlehen in jedes an- 
dere Mitgliedsland, ebenso wie 
New Yorker Banken überall in 
den Vereinigten Staaten Darle- 
hen gewähren Können. 


Die -»Optimisten« hoffen sogar 
darauf, daß alle Einwanderungs- 
und Zolldurchgangsstellen zwi- 
schen den EG-Ländern beseitigt 
werden, obwohl die Probleme, 
die mit Einwanderung, Drogen- 
schmuggel und internationalem 
Terrorismus verbunden sind, 
diesen Schritt zumindest für eine 
Weile verhindern mögen. 


Ist all dies vom europäischen 
Standpunkt aus gesehen nicht 
ein guter Gedanke? Ein verein- 
tes Europa kann besser mit den 
Vereinigten Staaten, Japan und 
den »NILs« - den neuindustriali- 
sierten Ländern Südkorea, Tai- 


sollen " 


wan, Hongkong, Singapur und 
jetzt Thailand - konkurrieren. 


Amerikanische und japanische 
Multinationale und Banken sind 
darüber beunruhigt, daß, ob- 
wohl sie damit rechnen, nach der _ 


Art von Großvätern in ein ver- : 


eintes Europa hineinzukommen, °; 
die Karten unehrlich gegen sie 
gemischt sein werden. Kleinere : 
Banker und Exporteure aus der 
übrigen Welt werden noch här- 
ter getroffen werden. 


Großzügige Gehälter für 
die Bürokraten 


Vergessen wir mögliche Be- 


schwerden von Amerikanern * 


und anderen Ausländern. Es 
gibt auch für die Europäer selbst . 
viele Gründe, die brave neue 
Welt, die ihre Führer für sie vor- 
bereiten, mit argwöhnischen - 
Blicken zu betrachten. 


Da ist zunächst einmal die EG- 
Bürokratie. Obwohl sie noch 
kein Superstaat ist, hat die EG 
jetzt schon 22 000 Bürokraten in 
ihrer Hauptgeschäftsstelle in 
Brüssel. Diese Herrschaften 
werden großzügig bezahlt - mit 
etwa dem zweifachen Satz, den 
ein britischer Beamter in einer 
vergleichbaren Stellung bezieht 
- und sie genießen eine bevor- 
zugte Steuerabwicklung ihrer 

Einkünfte. % 


Ein Bericht des European Court 
of Auditors (Rechnungsprü- 
fungsgericht) - eine Art Gene- 
ralinspekteur für die EG, jedoch 
mit wenig realer Gewalt - stellt 
fest, daß die EG-Bürokraten ih- 
re Nebenleistungen, vor allem 
die Altersvergütungen, weitge- 
hend mißbrauchen. Die unmit- 
telbare Ursache für diesen Miß- 
brauch ist die Möglichkeit, daß 
sich EG-Bürokraten in Höhe 
von 70 Prozent des vollen Ge- 
halts invalidisieren lassen 
können. 


Ein Ausschuß des britischen 
Oberhauses schätzt den »Euro- 
Betrug« — Betrug innerhalb der 
EG - auf zwischen zwei bis sechs 
Milliarden englische Pfund (3,66 
bis 10,8 Milliarden Dollar) pro 
Jahr. 


Aber selbst eine ehrliche und 
straff geführte EG würde für die 
Völker und Staaten Europas 
ernsthafte Probleme aufwerfen. 
Die zwölf EG-Staaten - zu de- 
nen sich vielleicht noch Öster- 


reich und die Türkei, ein eurasi- 
sches Land von 55 Millionen 
Einwohnern, gesellen werden - 
haben ihre unabhängigen Werte, 
Kulturen, Religionen, Traditio- 
nen - Literatur, Geschichte und 
Sprache. Diese nationalen 
Merkmale und Individualität 
stellen eine unschätzbare Be- 
reicherung eines Volkes dar und 
sollten nicht in einem Überstaat 
aufs Spiel gesetzt werden. 


Werden die Europäer wirklich 
ihre traditionellen Rivalitäten, 
die zu so vielen Kriegen geführt 
haben, überwinden? Die Italie- 
ner waren im Ersten Weltkrieg 
Feinde der Deutschen und im 
Zweiten Weltkrieg deren Ver- 
bündete. Haben Frankreich und 
Deutschland wirklich das 
Kriegsbeil begraben? Können 
der Spanier und der Däne, der 
Grieche und der Niederländer 
alle in politischer und wirtschaft- 
licher Einträchtigkeit zusam- 
menleben? 


Jetzt wo die Diskussion über 
Vorbehalte gegen »ein Europa« 
nach 1992 überall auf dem Kon- 
tinent aufgenommen wird, 
trachten die Berufs-Europäer in 
Brüssel und anderswo danach, 
den »Erfolg« eines voll integrier- 
ten Europas zu gewährleisten, 
indem sie Bedingungen schaf- 
fen, die nur dann ordnungsge- 
mäß funktionieren können, 
‘wenn die Währungseinheit statt- 
findet. 


Mit einer gemeinsamen Wäh- 
rung, die an die Stelle der vor- 
handenen Staatswährungen tre- 
ten wird, kann die politische 
Einheit Europas leicht vollzogen 
werden. Einstmals unabhängige 
Staaten werden dann ebenso von 
Brüssel abhängig sein, wie das 
einst unabhängige Texas oder 
Kalifornien von Washington ab- 
hängig sind. 


Bürokraten entfremden 
sich von den Landsleuten 


Wenn erst einmal jegliche Devi- 
senkontrolle, Kapital- und 
Bankbeschränkungen unter den 
Mitgliedsstaaten der EG wegge- 
fallen sind, dann wird offensicht- 
lich, daß zwölf verschiedene 
Staatswährungen ein Anachro- 
nismus sind. Dann kann der 
‚ECU als europaweite Währung 
zur Geltung kommen. Heute 
Europa, morgen die Welt. Eine 
‚Währung, ein Europa, eine 
Welt? 


Der allgemeine Vorteil aller die- 
ser Vorgänge soll ein Europa 
sein, das wettbewerbsfähiger ist. 
Schlagwörter wie Flexibilität, 
Produktivität und Wachstum 
werden in »gedankenvollen« Ar- 
tikeln in der Presse des Esta- 
blishments immer häufiger ver- 
wendet. Aber die Nutznießer 
werden die multinationalen Ban- 
ken und Gesellschaften, nicht 
das Volk von Europa sein. 


Wie Percy Barnevik, Präsident 
von Asea Brown Boveri, ein 
schwedischer Produzent von 
elektrotechnischen Geräten, 
feststellte: »Es ist leicht zu sa- 
gen, daß 16 Lokomotivenbauer 
in Europa gegen zwei in den 
Vereinigten Staaten und drei bis 
vier in Japan zu viele sind. Aber 
eine umstrukturierte Industrie 
mit drei bis vier verbleibenden 
Lokomotivbauern bedeutet sehr 
viel weniger Beschäftigte auf ei- 
ne bestimmte Anzahl von gebau- 
ten Lokomotiven.« 


Dies sind die harten Realitäten 
hinter den schönen Worten »hö- 
here Produktivität« und »wett- 
bewerbsfähiger«. 


Die Würfel für Europa sind ge- 
fallen. Die EG-Bürokratie hat 
schon ein kritisches Maß er- 
reicht. Sir John Hopkins, ein 
ehemaliger Spitzenberater der 
britischen Premierministerin 
Margaret Thatcher, kommen- 
tierte dies mit den Worten: 


»Parlamentsmitglieder, Beamte, 
Beauftragte sind alle Berufs- 
Europäer. Sie haben alle ihren 
Wagen am europäischen Stern 
festgemacht. Ihre Karrieren, ihr 
Ansehen, ihre Gehälter, alles 
hängt davon ab. Der Berufs- 
Europäer verbringt praktisch al- 
le seine Stunden, in denen er 
nicht schläft, mit Miteuropaleu- 
ten. Er kann sich seinen eigenen 
Landsleuten leicht entfremden, 
es sei denn, diese akzeptieren 
bedingungslos die europäische 
Vision.« 


Nun erhebt sich die Frage, ob 
die Vereinigten Staaten diese 
neue europäische Ordnung be- 
grüßen oder sie bekämpfen wer- 
den. Bei dem Engagement der 
Führung beider politischen Par- 
teien in den USA und des ameri- 
kanischen Banken- und Ge- 
schäfts-Establishments ist die 
Antwort für eine »internationale 
Zusammenarbeit« klar. m 
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Diamanten-Monopol 


DieRollevon 
US-Außen- 
minister 


Baker 


James Harrer 


Im Hintergrund der Tagesordnung des letzten Pariser Gipfels gab es 
vertrauliche Rückfragen an US-Präsident George Bush wegen einer 
ärgerlichen Sache: Der Versuch, Afrikas unabhängige Diamanten- 
bergwerke in ein Monopol zu zwingen. Geheimdienstberichte dazu 
behaupten, daß der US-Außenminister James Baker seine Hand im 


Spiel hat. 


Sowohl die britische Premiermi- 
nisterin Margaret Thatcher wie 
auch der französische Staats- 
“ präsident Francois Mitterrand 
sollen über einen heimlichen 
Versuch des Oppenheimer-Kon- 
sortiums, ein riesiger Berg- 
werks- und Handelskonzern, der 
bereits die Diamantenmärkte 
der Welt beherrscht, die wenig 
verbleibenden unabhängigen 
Vorkommen dieser Steine in 
Afrika in Besitz zu nehmen, 
beunruhigt sein. 


Förderung der 
Oppenheimer-Strategie 


»Was Thatcher und Mitterrand 
Sorgen macht, ist die Tatsache, 
- daß. die Oppenheimer bereits 
viel zu viel Macht haben im 
Goldbergbau, Diamanten-Groß- 
handel, Finanzwesen und in der 
Politik«, erklärte ein französi- 
scher Beamter bei den Verein- 
ten Nationen. »Jetzt wollen sie 
die Hersteller dieser unschätzba- 
ren Juwelen monopolisieren; die 
afrikanischen Länder und Berg- 
werksgesellschaften gehören 
noch nieht alle zu ihrem Kar- 
tell.« 


Was bei diesem Manöver zu 
denken geben sollte, ist, daß Ba- 
ker, ein wohlhabender Bankan- 
walt und Geldanleger, bevor er 
unter der ersten Reagan-Regie- 
rung in Washington ein Schlüs- 
selmakler der Macht wurde, die 
“ Macht seines Amtes ausnutzte, 
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um die von den Oppenheimern 
geplante Strategie zu fördern. 


In der Tat waren es eine Reihe 
von ungewöhnlichen Schritten, 
die Baker unternahm, die zuerst 
einige Fragen über das Dreh- 
buch der Oppenheimer aufwar- 
fen, verlautet aus Kreisen der 


Es gab »Stirnrunzeln und Hohn- 
rufe« sowohl in der Hauptge- 
schäftsstelle des Internationalen 
Währungs-Fonds (IWF) als auch 
in der Weltbank in Washington, 
als Mobuto Sese Seko, der Dik- 
tator von Zaire (des ehemaligen 
Belgisch Kongo) im Januar ei- 
nen Antrag auf Sonderkredite in 
Höhe von insgesamt 500 Millio- 
nen Dollar einreichte, verlautet 
aus den gleichen Kreisen. 


Weitere großzügige 
Kredite an Mobuto 


»Der IWF ist daran gewöhnt, 
sich mit korrupten Bürokraten 
und unehrlichen Bankern aus- 
einanderzusetzen«, sagte ein In- 
formant. »Aber Mobutos 
schmierige Vergangenheit von 
Lügen, grober Dieberei und bru- 
taler Unterdrückung ist so 
schrecklich, daß sein Antrag ab- 
gelehnt wurde.« 


Aber der in Mißkredit geratene 
afrikanische Häuptling war noch 
nicht fertig. Er ‚erhielt unerwar- 
tete Unterstützung aus dem US- 


Außenministerium, dessen Afri- 
ka-Spezialisten damit begannen, 
internationale ’ Geldverleihinsti- 
tute um ein großzügiges Almo- 
sen an Zaire zu »umschmeicheln 
und zu drängeln«. 


Die Lobby-Tätigkeit der Büro- 
kraten der Bush-Regierung zu- 
gunsten von Mobuto stieß auf 
starken Widerstand sowohl beim 
IWF als auch bei der Weltbank. 
Rechnungsprüfer protestierten, 
daß Zaire »völlig unfähig ist, ir- 
gendeine Art  Buchführung« 
über mehr als 1,7 ‚Milliarden 
Dollar an internationalen Kredi- 
ten vorzulegen, die das Land in 
den letzten Jahren für öffentli- 
che Bauprojekte und Währungs- 
stabilsierungsprogramme  erhal- 
ten hat. 


»Diese Kredite, die für den Staat 
Zaire bestimmt waren, steckte 
sich Mobuto ganz einfach in die 
eigene Tasche«, sagte ein arabi- 
scher IWF-Verwaltungsbeam- 
ter. »Wir waren entschlossen, 
solchen verschwendeten Gel- 
dern nicht noch mehr Geld hin- 
terher zu werfen.« 


Aber der korrupte afrikanische 
Diktator erhielt trotzdem An- 
fang Juli eine atemberaubende 
Spritze in Höhe von 273 Millio- 
nen Dollar vom IWF, nachdem 
Baker sich persönlich beim Prä- 
sidenten der Weltbank, Barber 


Conable, und dem Generaldi- 


rektor des IWF, Michael Cam- 
dessus, eingesetzt und dringend 
eine bevorzugte Behandlung 
Zaires angeregt hatte. Um den 
Tee zu versüßen bot Baker eine 
vertrauliche -US-Garantie an, 
um eventuelle spätere Verluste 
des IWF oder der Weltbank in 
Zaire wieder gut zu machen. 


Baker war entschlossen, 
Mobuto zu helfen 


»Dies bedeutet, daß der ameri- 
kanische Steuerzahler in ein 
paar Jahren das Geld ersetzen 
muß, das wir Zaire in diesem 
Sommer auszahlen«, sagte der 
IWF-Beamte. Aber Baker war 
entschlossen, Mobuto zu helfen, 
und wir mußten da mitspielen.« 


Um den Glanz von Mobutos be- 
flecktem Ruf wiederherzustel- 
len, leitete Baker außer dem 
IWF-Darlehen obendrein noch 
eine ungewöhnliche Ehrung für 
ihn in die Wege: Am 26. Juli 
wurde der Tyrann zum ersten 
afrikanischen Staatschef, der 


von Bush im Weißen Haus emp- ° 
fangen wurde. 


Ein paar Tage vor seinem Be- 
such in Washington berief Mo- 
buto ein improvisiertes Gipfel- 
treffen von 17 afrikanischen 


Führern auf seinem prächtigen .. 


Landgut in Zaire ein. Unter den 
Anwesenden befanden sich zwei 
langjährige Feinde: Jose Eduar- 
do dos Santos, der sowjetfreund- 
liche Präsident des marxistischen 
Angola, und der Kommandant - 
der antikommunistischen Rebel- 
len-Streitkräfte in Angola, Jonas 

Savimbi. 


Die beiden Gegner schüttelten 
sich die Hand, und- stimmten ei- 
nem von Mobuto vorgeschlage- 
nen Waffenstillstand zu. Die 
Weltpresse nahm respektvoll 
von der neuen Rolle des Dikta- _ 
tors von Zaire, nämlich die eines 
»triumphalen 
chers«, Notiz. Aber in vertrauli- 
chen Gesprächen verhöhnten 
Diplomaten und Afrika-Exper- 
ten Mobutos Betreiben als 
»Schwindel«. »Der sogenannte 
Waffenstillstand zwischen Sa- ' 
vimbi und Dos Santos war nur 
ein wenig zeremonielle Schau- 
kunst«, stellte ein ehemaliger 
CIA-Analytiker fest. 


Aber eine andere Vereinbarung, 
die Dos Santos auf der Ver- 
sammlung in Zaire unterzeich- 
nete, war, obwohl von der Pres- 
se unbeachtet, bedeutsam, und “ 
wird wahrscheinlich Bestand ha- _ 
ben, es war eine Vereinbarung 
darüber, der Firma De Beers 
Ltd., dem von Harry Oppenhei- 
mer geleiteten weltweiten Dia- 
manten-Konzern, eine exklusive 
Konzessiosn zum Abbau und zur 
Vermarktung von Angolas Dia- 
mantenvorkommen zu gewäh- 
ren, — eine Konzession, die das 
Oppenheimer-Kombinat seit 
langem anstrebt. 


‘»Mobuto ist ein Werkzeug für 


den Oppenheimer-Trust«, sagt 
Dr. Gerhard Barbot, ein aner- 
kannter französischer Wirt- 
schaftsfachmann. »Es ist eine 
vertraute Rolle für ihn - schließ- 
lich begann er seine Laufbahn 
als CIA-Agent, und er war ein 
Jahrzehnt lang einer der Vorpo- 
sten des Mossad, Israels Ge- 
heimdienst. 1987 half Mobuto 
der Firma De Beers, ihr Dia- 
manten-Monopol über weitere 
afrikanische Nation. auszudeh- 
nen, die von marxistischen ehe- 
maligen Revolutionären be- 
herrscht werden. Jetzt ist Ango- 
la an der Reihe.« LU 


Friedensma- ° 


Absprachegremien 


Alles Gute 


fur die 


Sowjetunion 


James P. Tucker 


Die unheilvolle Macht der Schatten-Weltregierung wurde wieder 
ganz besonders deutlich bei der Reise des amerikanischen Präsiden- 
ten George Bush nach Osteuropa, auf der er den kommunistischen 
Führern amerikanische Wirtschaftshilfe zusagte. 


George Bushs Versprechen 
kommt zu einem Zeitpunkt, in 
dem Amerika, das größte 
Schuldnerland der Welt, unter 
jährlichen Haushaltsdefiziten im 
Bereich von 150 Milliarden Dol- 
lar und einer Gesamtstaats- 
schuld von zwei Billionen Dollar 
stöhnt. Die Versprechen des 
amerikanischen Präsidenten er- 
folgten nach den diesjährigen 
Tagungen der Trilateralen Kom- 
mission und der Bilderberg- 
Gruppe. 


Die USA zahlen und 
machen weitere Schulden 


Diese beiden Absprachegremien 
forderten die polnische Führung 
dazu auf, zehn Milliarden Dollar 
von den Amerikanern zu verlan- 
gen. Bush zeigte sich jedoch zu- 
nächst zurückhaltend und spar- 
sam. Er versprach den Polen 100 
Millionen Dollar, plus weitere 
15 Millionen Dollar, die dafür 


vorgesehen sind, um die umwelt-" 


verschmutzte Stadt Krakau zu 
säubern. 


Ein derartiges Szenario - in dem 
die amerikanische Regierung ein 
gescheitertes kommunistisches 
System mit Auslandshilfe unter- 
stützt - wäre vor einem Jahr un- 
denkbar gewesen, aber mit ge- 
heimen Manipulationen seitens 
der Trilateralen und der Bilder- 
berger wurde erreicht, daß die 
Medien des Establishments die- 
se Vergabe als »sparsame Geld- 
anlage« verkaufen. 


Bei seinem Hilfsangebot ver- 
sprach der amerikanische Präsi- 
dent auch, darauf hinarbeiten zu 
wollen, von der Weltbank eine 


Anleihe von 325 Millionen Dol- 
lar und eine Umstrukturierung 
der überwältigenden Schulden 
Polens gegenüber den Handels- 
banken zu erreichen. 


Außerdem verprach Bush den 
Ungarn 25 Millionen Dollar aus 
den Taschen der Steuerzahler, 
die dazu verwendet werden sol- 
len, die Privatwirtschaft in Un- 
garn zu fördern. Bush versprach, 
auch Freiwillige des amerikani- 
schen Friedens-Corps dorthin zu 
entsenden. Es wäre das erste 
Mal, daß das Peace Corps in ein 
kommunistisches Land geschickt 
wird. 


"Viele Experten der osteuropäi- 


schen: Frage äußerten sich skep- 
tisch über den Empfang,.den das 
Friedens-Corps erwartet, dessen 
Aufgabe es ist, die Ungarn zu 
lehren, Englisch, »die Sprache 
des internationalen Handels«, 
wie das’ amerikanische Außen- 
ministerium es nannte, zu spre- 
chen. 


Die Ungarn sind sich jedoch ih- 
rer Vergangenheit sehr bewußt, 
und stolz auf ihre tausend Jahre 
alte Kultur, und sie werden 
wahrscheinlich die stillschwei- 
genden Folgerungen der Ameri- 
kaner, deren Kultur sie als schal 
und unreif betrachten, zurück- 
weisen, daß sie gekommen sei- 
en, um ihr Land zu »zivilisie- 
ren«, eine Aufgabe, zu der das 
Friedens-Corps traditionsgemäß 
in unterentwickelte Länder der 
dritten Welt geschickt wird. 


Obwohl einige der klangvollsten 
von Bush an Ungarn und Polen 
gemachten Versprechen etwas 
mit der Anregung des Export- 


Import-Handels zwischen den 
Vereinigten Staaten und diesen 
mittellosen Staaten zu tun ha- 
ben, ist die US-Export-Import 
Bank pleite, ebenso wie die an- 
deren amerikanischen Bundes- 
stellen, die dazu da sind, den in- 
ternationalen Handel zu unter- 
stützen und zu versichern. 


Den Amerikanern geht es 
nur um Profit 


Was noch bedeutsamer ist, eine 
Anzahl lebenswichtiger ameri- 
kanischer Inlandsprogramme, 
die den Farmern, Hausbesitzern 
und Sparanlegern zugute kom- 
men sollen, sind gleichfalls jam- 
mervoll unterfinanziert und 
pleite. 


»Bevor Bush zu viele dieser 
hochtrabenden Almosen im 
Ausland herumstreut, sollte er 
sich lieber einmal die Bedürfnis- 
se des eigenen Volkes betrach- 
ten; einige von diesen sind min- 
destens ebenso dringend wie ir- 
gendwelche Probleme, denen er 
hinter dem Eisernen Vorhang 
begegnet ist«, kommentierte Jo- 
seph Barnes, ein alt gedienter 
Gewerkschafts-Organisator in 
Missouri. 


Das Ziel der internationalen 
Bankers und politischen Füh- 
rungspersönlichkeiten, aus de- 
nen sich die beiden Geheimorga- 
nisationen mit ihrer sich über- 
lappenden Führung und einer 
aufeinander abgestimmten welt- 
weiten Tagesordnung zusam- 
mensetzt, ist das gleiche: Macht 
und Gewinne. 


Sie wollen in »Joint Ventures« 
(Arbeitsgemeinschaften) mit 
kommunistischen Ländern inve- 
stieren und dabei den Vorteil 
der billigen Arbeitskräfte zur 
Erzeugung von teuren Gütern 
zur Ausfuhr in die sich neu bil- 
dende Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft, die bis 1992 mit 
300 Millionen Verbrauchern 
zum größten Einzelmarkt der 
Welt werden soll, ausnutzen. 


Die von den verschuldeten kom- 
munistischen Ländern verdien- 
ten Devisen werden zur Zahlung 


‘der Zinsen auf deren Schulden 


an die internationalen Banker 
verwendet. 


Pläne zur Ingangsetzung der 
sonst undenkbaren Rettung der 
kommunistischen Länder vor 


dem Bankrott durch die Ameri- 
kaner wurden im. Januar gefaßt, 
als David Rockefeller und ande- 
re trilaterale Führer sich insge- 
heim mit Michail Gorbatschow 


“ in Moskau trafen. 


Eure Dollar sind uns 
willkommen! 


Gorbatschow hieß die Dollar der 
amerikanischen Steuerzahler 
willkommen und stimmte zu, 
seine Rolle dabei zu spielen. Er 
bestand darauf, daß die Ost- 
blockländer Europas im sowjeti- 
schen Machtbereich verbleiben, 
und daß ein Rückzug vom War- 
schauer Pakt nicht in Frage 
kommt. 


Einen Monat später hielten sich 
Rockefeller und Mitglieder einer 
Nebengruppe - des Council on 
Foreign Relations (CFR) - in 
Warschau auf, wo die polnischen 
Führer dem Plan bereitwillig zu- 
stimmten. 


Es war ein dramatischer Schritt, 
der darauf abgestimmt war, der 
amerikanischen Bevölkerung 
den Kommunismus schmackhaft 
zu machen. Die Gewerkschaft 
Solidarität soll anerkannt wer- 
den. Die ersten »freien Wahlen« 
in Polen seit der sowjetischen 
Eroberung nach dem Zweiten 
Weltkrieg sollen stattfinden. 


Moskau Vollmitglied der 
Weltwirtschaft 


Die Verlagerung von amerikani- 
schen Steuergeldern in kommu- 
nistische Länder wird nicht mit 
den verhältnismäßig dürftigen 
Beträgen enden, für die der 
amerikanische Präsident jetzt im 
Wort steht. 


In Moskau, Polen, in Paris bei 
der April-Sitzung der Trilaterali- 
sten und auf der spanischen Insel 
Lo Toja bei der Mai-Sitzung der 
Bilderberg-Gruppe wurden Plä- 
ne vorgelegt, die Sowjetunion zu 
einem »Vollteilnehmer an der 
Weltwirtschaft zu machen«. 


Das Ziel der Schattenregierung 
ist es, die Sowjetunion in die 
Weltbank und in den Internatio- 
nalen Währungs-Fonds (IWF), 
zwei wichtige Kanäle zur Verla- 
gerung deutscher und amerika- 
nischer Steuergelder ins Aus- 


Jand, hineinzubekommen. U 
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Europa- 


Journal 


Vatikan 
- fordert neue 
Pornografie- 
Gesetze 


In einer Dokumentation mit der 

Überschrift »Pornografie und‘ 
Gewalt in den Kommunikations- 

Medien: Eine pastorale Reak- 

tion« verurteilte ein bischöfli- 

‘ cher Rat die zunehmenden Dar- 

stellungen von Gewalt und Por- 

nografie im Fernsehen. 


In dem Papier heißt es: »Ver- 
nünftige Gesetze müssen dort 
erlassen werden, wo sie fehlen, 
schwache Gesetze müssen ver- 
stärkt und vorhandene Gesetze 
müssen vollstreckt werden.« 


Der Bericht wies »falsche Argu- 
mente der Anhänger der Lehre 
der Willensfreiheit«, nach denen 
jeder »frei' wählen kann«, was er 
will, scharf zurück. Das »Recht 
auf Freiheit besteht nicht in ei- 
nem Leerraum«. 


Auf einer Pressekonferenz in 
Rom, auf der das Papier vorge- 
legt wurde, führte der amerika- 
nische Erzbischof John Foley, 
der Präsident der Kommission, 
die das Papier erstellt hat, aus, 
daß die Redefreiheit auch die 
Freiheit einschließt, derart 
schamloses Material zurückzu- 
weisen, und daß zu den geeigne- 
ten Gegenmaßnahmen der Boy- 
kott von Sendern gehören sollte, 
die solches Material ausstrahlen. 


»Es ist das Recht der Eltern, 
dies zu tun, und wenn sie fühlen, 
daß gewisse Dinge für ihre Kin- 
der schädlich sind, dann ist es 
vielleicht sogar ihre Pflicht«, 
sagte Foley. 


Satanismus in 
Großbritannien 
: entlarvt 


Der Temple of Set des amerika- 
nischen Oberstleutnants Michael 
Aquino hat 100 Mitglieder in 
Großbritannien, und sie ergehen 
sich wahrscheinlich in ritualem 
Sex und Kindesopferung, be-” 
richtet das Londoner Sonntags- 


a 


en 


. blatt »News of the World«. 


»Set« ist einer der altägyptischen 
Begriffe für Satan oder Dio- 
nysos. 


Aquino war Hausgast eines ge- 
wissen David Austen, des Füh- 
rers des britischen Kapitels des 
Temple of Set, der, wie berichtet 
wird, zugibt, Zeuge des Ritual- 
mordes an einem Kleinkind ge- 
wesen zu sein. 


Zu den Mitgliedern zählt ein ge- 
wisser John Widger, ein hochste- 
hender Beamter im Steueramt 
Ihrer Majestät, der zugibt, daß 
Satanisten »vor Altaren An- 
dacht verrichten, in Orgien und 


“"ritualem Sex verwickelt sind. Sie 


fühlen das Bedürfnis, das Blut 
von frisch getöteten Hühnern zu 
trinken, bevor sie ihr Handwerk 
ausüben können.« 


Er fuhr fort: »Ich fühle noch 
nicht den Drang nach solchen 
Dingen, ich bin noch ein An- 
fänger.« 


Ein anderes Mitglied, das ab- 
tritt, sich in Sexorgien ergangen 
zu haben, kommentierte: »Ich 
war noch nicht in Sexorgien ver- 
wickelt, aber ich lebe in der 
Hoffnung.« 


Ein weiteres Mitglied ist ein ge- 
wisser Julian Clark, Wärter im 


Londoner Pensionville Gefäng- 


nis. Auch Studenten und Ge- 
schäftsleute gehören dazu. Ein 
Mitglied ist Schauspielerin, und 
sie behauptet, sie habe ihre Ein- 
führung zur Hexerei in der Schu- 
le bekommen. Sie war in ihrem 
modernen Apartment unweit 
von Westminster Gastgeberin ei- 
nes Mittagessens für Aquino und 
seiner Frau Lilith, einer »hohen 
Priesterin, als sie sich in London 
aufhielten«. 


Als er in Großbritannien war, 
gestattete Aquino einem briti- 
schen Fernsehsender, die Auf- 
nahme von David Austen in sei- 
nem Tempel zu filmen. Austen 
soll Homosexueller sein und hat 
»666« auf seinem Handgelenk 
tätowiert. 


Schweden 
distanziert sich 
von Kissingers 
China-Politik 


Mitte Mai hielt Henry Kissinger 
vor Geschäftsleuten in Malmö 


eine Rede. Er riet seinen Zuhö- 
rern, daß sie angesichts der un- 
stabilen Verhältnisse in der So- 
wjetunion lieber in der Volksre- 
publik China investieren sollten. 
Weniger als drei Wochen später 
begannen Deng Xiaoping und 
andere unter den guten Freun- 
den von Henry Kissinger in der 
Führung der Volksrepublik Chi- 
na, ihre eigene Bevölkerung in 
Peking niederzumetzeln. Sie 


griffen zu Polizeistaat-Metho- 


den, die das »Wahrheitsministe- 
rium« in Orwells Buch »1984« 
beschämen würden, hieß es dazu 
in der »Neue Zürcher Zeitung«. 


Einige einflußreiche Leute in 
Schweden tun noch etwas mehr 
als sich schämen. Die konserva- 
tive Tageszeitung »Svenska Dag- 
bladet« ritt in einem Leitartikel 
eine harte Attacke gegen Kissin- 
ger. Angriffe auf Kissinger sind 
in Schweden sehr selten. Die 
Firma Kissinger Associates hat 
starke Bindungen zu mächtigen 
schwedischen Geschäftsinteres- 
sen; Per Gylenhammer von Vol- 
vo sowie die Spitzenfunktionäre 
in der schwedischen Sozialdemo- 
kratie gehören dazu. 


»Svenska Dagbladet« schrieb, 
die Politik .des US-Präsidenten 
George Bush und Kissingers ge- 
genüber China sei »ohne Ge- 


“ fühl, und ihre Voraussetzung sei 


geheime Diplomatie und eine 
Fähigkeit, Außenpolitik von ei- 
nem populären demokratischen 
Einfluß zu trennen«. 


In dem Leitartikel wird Kissin- 
ger beschuldigt, 1972 mit dieser 
zynischen Politik begonnen zu 
haben - einer Politik, die auf der 
Doktrin beruht, daß »tote Opfer 
und Unterdrückung das weltwei- 
te Spiel lieber nicht stören 
sollten«. 


Die schwedische Regierung ver- 
kündete darauf, daß sie einen 
Exportkredit in Höhe von 110 
Millionen Dollar an China, der 
für ein Projekt der Fernmelde- 
gesellschaft L. M. Ericsson be- 
stimmt war, streichen will. Erics- 
son ist einer der derzeitigen 
Kunden von ‚Kissinger Asso- 
ciates. 


Die dänische Zeitung »Berlings- 
ke Tidende Weekend-Avisen« 
veröffentlichte einen Leitartikel 
ihres Chefredakteurs Toeger 
Seidenfaden. Er kritisierte jene, 
die zu sehr auf die Reform kom- 
munistischer Systeme setzen und 
wies unter anderem auch auf die 


»enormen Probleme in den kom- 
munistischen Gesellschaften hin, 
die durch Jahrzehnte eines ideo- 
logischen Irrtums hervorgerufen 
wurden«. Im Hinblick auf die 
derzeitige Endkrise des kommu- : 
nistischen Systems hob er her- : 


vor, sei die Reaktion der westli- .. 


chen Gesellschaften unzurei- i 
chend, teilweise wegen einer 
»natürlichen Neigung zur Stabi- 


lität«, was zu einem »Zynismus 


in einer Situation führt, wo das 
Blutbad in Peking weltweit Ab- : 
scheu und Verdammung hervor- - 
ruft«. 


»Sogar Henry Kissinger«, kom- 
mentierte Seidenfaden, wird von 
diesem Gedanken »an Stabilität _ 
in China - und in den anderen . 
vom Tode bedrohten kommuni- 


“ stischen Systemen« beherrscht. 


»Gefährliche Erschütterungen , 
stehen uns bevor«, 
und teilte seinen Lesern mit, daß : 


»die Opfer in Peking weder be- 


deutungslos noch vergebens wa- 
ren«. OD 


Die Rolle des 
Lord 
Rothschild 


Henry Kissinger hat bedeutende 
Bindungen zu dem, was man die 
Parteiung des Lord Victor Roth- : 
schild der British Conservative ; 
Party nennen könnte. Obwohl - 
Rothschild von seinen politi- . 
schen und philosophischen 
Loyalitäten her ein alter Kämp- 
fer der Labour Party zu sein- 
scheint, wurde er 1971 hereinge- 
holt, um einen neuen Central 
Policy Review Staff (CPRS) - 
Zentralstab für Politik -, einen - 
von dem konservativen Premier- 
minister Edward Heath ins Le-. 
ben gerufenen besonderen 
Denk-Tank, zu leiten. Im Mai 
und Juni dieses Jahres war 
Heath der schärfste Gegner von 
Thatcher in der Frage »Europa 
1992«. 


Die Rothschild-Kissinger-Bin- 
dungen aus den frühen siebziger 
Jahren sind Gegenstand einer 
beträchtlichen Empfindlichkeit. 
Während es offensichtlich zu 
sein scheint, daß Rothschild als 
Leiter des CPRS mit Kissinger in 
Verbindung stand, gibt es ander- 
seits Zweifel, warum Rothschild 
und Kissinger »unmöglich« so 
enge Vertraute sein können. 


In dem 1988 erschienenen Buch 
»Inside the Think Tank«, die 


warnte er .” 


* 


Geschichte des CPRS, die von 
den Rothschild-Schützlingen 
Tessa Blackstone und William 
Plowden geschrieben wurde, 


steht etwas anderes. Es enthüllt, 


daß eine der ersten Handlungen 
Rothschilds, nachdem er im No- 
vember 1970 zum Leiter des 
CPRS erriannt wurde, darin be- 
stand, sich mit Kissinger zu bera- 
ten, der seinerzeit Berater für 
Nationale Sicherheit der USA 
war. 


Rothschild war nämlich Kissin- 
gers halbamtliches Gegenstück 
ın Großbritannien. 


Rothschild ist eine einzigartige 
Erscheinung. Er vertritt den 
Schnittpunkt der Bankeninteres- 
sen, die höchsten Ebenen des 
Anglo-Sowjet-Trust, die höch- 
sten Ebenen der britischen wis- 
senschaftlichen Intelligenz, die 
Politik der britischen Erdöl-Mul- 
tinationalen und die Kräfte hin- 
ter der »Umweltschutzbewe- 
gung«. 


Die frühen siebziger Jahre wa- 
ren entscheidende Jahre der 
Einführung einer für den We- 
sten verhängnisvollen Politik 
durch das transatlantische libe- 
rale Establishment, und es ist si- 
cher, daß die Achse Kissinger- 
Rothschild bei der Ausarbeitung 
dieser verhängnisvollen Politik 
eine Schlüsselrolle gespielt hat. 
Oo 


Chirac sieht 
keine 
Anderung in 
der | 
sowjetischen 
-Militärdoktrin 


Jacques Chirac, ehemaliger fran- 
zösischer Premierminister, hob 
in einem Kommentar in der Pa- 
riser Tageszeitung »Le Monde« 
warnend hervor, daß Moskaus 
Perestroika das kriegsgewinnen- 
de Aussehen :des sowjetischen 
Militärs nicht verändert habe. 


Chirac, Vorsitzender der gaulli- 
stischen RPR, sagte, er schätze 
den ‚scheinbaren Fortschritt in 
der Abrüstung von konventio- 
nellen Waffen und hoffe auch, 
daß Perestroika funktioniert, be- 


sonders beim Zugeständnis grö-. 


Berer Freiheiten an die osteuro- 
päischen Völker. Er warnte je- 


doch davor, daß »dies keine Zeit 
für Euphorie ist. Das enorme 
Potential der sowjetischen mili- 
tärischen Einschüchterung bleibt 
unangetastet und wird so schnell 
wie früher modernisiert. Trotz 
des Versprechens, daß ihre Waf- 
fenfabriken eines Tages Spiel- 


zeug herstellen werden, baut die 


Sowjetunion alle zwei Jahre 
ebensoviele Panzer und Ge- 
schütze wie die deutsche Bun- 


deswehr und die französische - 


Armee zusammen besitzen.« 


Chirac weiter: »Ich zweifle nicht 
an Gorbatschows Ehrlichkeit 
und guten Absichten, aber ich 


stelle fest, daß kein kommunisti- 


sches Regime mit der Zeit in der 
Lage war, sich einer modernen 
Wirtschaft anzupassen oder 
mehr Demokratie durchzuset- 
zen. Die tragischen Ereignisse in 
Peking haben das mit blutigen 
Lettern an die Wand geschrie- 
ben, nachdem durch die Unter- 
drückung in Georgien der Alarm 
ausgelöst worden war. In Mos- 
kau warten starke Kräfte auf die 
Gelegenheit, eine Rückkehr zur 
klassischen Totalherrschaft« zu 
erzwingen. Die Entscheidung, 
die Rolle der Armee in der Ge- 
sellschaft zu verkleinern, war’ei- 
ne der unmittelbaren Ursachen 


‚für Chruschtschows Sturz. Gor- 


batschows Position scheint gefe- 
stigter zu sein, aber die Krise des 
Sowjetsystems ist jetzt tiefer und 
wahrscheinlich langanhaltender 
als jemals. 


Angesichts dieser Ungewißheit 
können wir uns nicht erlauben, 
eine mögliche Anderung der 
Sachlage, darunter eine Flucht 
nach vorn in ein ausländisches 
Abenteuer seitens der Sowjet- 
union rundweg auszuschließen, 
falls das Sowjetreich von einem 
Zusammenbruch ‘oder. einem 
Auseinanderfallen bedroht wer- 
den sollte.« U 


Gorbatschow 
meint, USA 
und Moskau 
seien Partner 


Der sowjetische Staats- und Par- ° 


teichef Michail Gorbatschow 
sagte dem US-Admiral William 
Crowe, dem Vorsitzenden der 
US-Joint Chiefs of Staff (verei- 
nigter Generalstab), daß: »wir 
uns von dem Begriff Feind. zum 
Begriff Partner bewegen«. 


»Um das genauer auszudrük- 
ken«, sagte Gorbatschow, »nach 
den Plänen der Joint Chiefs of 
Staff werden wir immer noch als 
Gegner angesehen. Aber der 
Fortschritt scheint sich nach neu- 
en Richtlinien zu bewegen, und 
das ist sehr wichtig.« 


Gorbatschow nahm auch die Ge- 
legenheit seines Treffens mit 
Crowe und dem US-Botschafter 
Jack Matlock wahr, um unge- 
nannte amerikanische Persön- 
lichkeiten zu beschuldigen, 
»Rückfälle des kalten Krieges« 
zu sein. Er sagte, einige Leute in 
den Vereinigten Staaten seien 
immer noch für »nukleare Ein- 


'schüchterung«, eine Haltung, 
: die er einen »Kater aus der Ver- 


gangenheit« nannte. 


Crowe lehnt es ab, zu Gorba- 
tschows Erklärungen bezüglich 
»Partnerschaft« Stellung zu neh- 
men, aus dem Beweggrund her- 
aus, daß er »sich nicht mit sei- 
nem Staatschef anlegen« wolle. 
Er sagte jedoch, dieser Besuch 


habe ihn davon überzeugt, daß. 


die »Sowjets den Amerikanern 
sehr ähnlich sind«. Er meinte, 
der »überwältigendste Ein- 
druck«, den er auf dieser Reise 
gewonnen habe, sei ein Ver- 
ständnis für die »ausbrennende« 
Einwirkung des Zweiten Welt- 
krieges auf die sowjetische 
Psyche. 


»Diese Reise hat mir eine Vor- 
stellung von den ungeheuren 


"Opfern vermittelt, die die So- 


wjetunion bringen mußte, stell- 
te Crowe fest. 


Erzbischof von 
Kiew 
beschimpft 
ukrainische 
Kirche 


Der Erzbischof Filaret aus Kiew 
beschuldigte die im Untergrund 
arbeitende ukrainische. katholi- 
sche Kirche, eine »politische Be- 
wegung« und keine religiöse 
Körperschaft zu sein. Die Hal- 
tung der Russisch-Orthodoxen 
Kirche ihr gegenüber sei »un- 
zweideutig ablehnend«. 


Filaret, der Leiter der Russisch- 
Orthodoxen Kirche, gab seine 
Stellungnahme in einem Inter- 
view mit der in Kiew erscheinen- 


den. Regierungszeitung »Ra-. 
dianski Ukraina« ab. Als Reak- 
tion auf die Spekulation, daß ei- 


ne kurz bevorstehende Gesetz- 


gebung zur Religion in der So- 
wjetunion der katholischen Kir- 
che Legalität verleihen könnte, 
antwortete Filaret: »Ich kann 
mit Gewißheit sagen, daß sich 
die Diskussion hier nicht um die 
Wiederbelebung dreht. Es gibt 
keine Grundlage dafür... Die 


. ukrainische katholische Kirche 


ist durch die Geschichte ver- 
dammt'worden.« 


Magazin 
»Glasnost« 
liefert dem 
Westen 
Nachrichten 


Sergei Grigoryants, der angese- 
hene liberale Dissident und Her- 
ausgeber von »Glasnost«, der er- 
sten Zeitschrift für den Test von 
Michail Gorbatschows Politik 
der »Offenheit«, gab auf einer 
Pressekonferenz in New York 
bekannt, daß er bald einen tägli- 
chen Nachrichtendienst heraus- 
bringen wird. Die Agentur wird 
sowjetische Nachrichten nach 
Westeuropa und in die Vereinig- 
ten Staaten übermitteln. 


Grigoryants hat den Nachrich- 
tendienst in einen Joint-ventures 
mit Freedom House, einer wohl- 
bekannten Fassade für die politi- 
schen Tätigkeiten des CIA, auf- 
gebaut. Leo Cherne, ein intimer 
Freund von Henry Kissinger, 
der vielleicht auf der höchsten 
Ebene stehende Maulwurf des 
amerikanischen Geheimdien- 


“stes, ist Ehrenvorsitzender von 
Freedom House, das früher das 
»Projekt Demokratie« betrieb, 
bevor es zum offiziellen Teil der 
Reagan-Bush-Regierung wurde. 

U 


Michail Gorbatschow 


Der neue 
Messias 


Heinz Dierke 


Der neue Messias der Welt, der sowjetische Staats- und Parteichef 
Michail Gorbatschow, hatte Mitte Juni die Bundesrepublik besucht - 
und der Großteil der Bevölkerung jubelte ihm zu, huldigte ihn, hatte 
Tränen der Freude in den Augen. Dabei war dieser Besuch die 
reinste Farce; nicht ein konkretes Ergebnis gibt es zu feiern. Ganz im 
Gegenteil: Wer den Besuch richtig beobachtete, konnte feststellen, 
mit welcher Brutalität der neue Kreml-Herrscher vorgeht, um sein 
Ziel zu erreichen, die Stärkung und gleichzeitige Erringung der Vor- 
machtstellung der Sowjetunion. Er verfolgte dabei die Taktik von 


Zuckerbrot und Peitsche. 


Die Politiker aller im Bundestag 
vertretenen Parteien und der 
Großteil der bundesdeutschen 
Journaille überschlugen sich vor 
"Begeisterung über die „gemein- 
same Erklärung“ von Kohl und 
Gorbatschow. Diese fängt mit 
dem bedeutungsvollen und ho- 
hes geistiges Niveau beweisen- 
den Satz an: „Die Bundesrepu- 
blik Deutschland und die Union 
der Sozialistischen Sowjetrepu- 
bliken stimmen darin überein, 
daß die Menschheit an der 
Schwelle zum dritten Jahrtau- 
send vor historischen Herausfor- 
derungen steht.“ Wahrlich ein 
Satz, wie ihn nur zwei bedeuten- 
de Staatsmänner als Einleitung 
wählen können! 


Wenn es sein muß, 
Giftgas und Knüppel 


Was steht aber ansonsten noch 
in dieser »Erklärung«. Zum er- 
sten Mal, so heißt es, habe die 
UdSSR das „Selbstbestim- 
mungsrecht aller Völker bekräf- 
tigt“. Nehmen wir die Erklärung 
doch einmal beim Wort. Wo 
bleibt dann bitte das Selbstbe- 
stimmungsrecht Litauens, des 
Baltikums, der vielen anderen 
Völker in der Sowjetunion, die 
auf dieses Recht pochen? 


Fordern dies aber die Bürger 
dieser frühen freien, im Lauf der 
Zeit von der Roten Armee ein- 
verleibten Staaten, dann schickt 
Gorbatschow Tausende Solda- 
ten dorthin, läßt diese Bekun- 
dung des Willens zur Selbstbe- 
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stimmung niederknüppeln. 
Wenn es sein muß, so wie in Tif- 
lis geschehen, mit Giftgas. 


Die »Privat-Depesche« schrieb 
dazu: »Dort waren Sondertrup- 
pen des sowjetischen Innenmini- 
steriums gegen georgische De- 
monstranten mit einem ganz 
schlimmen Giftgas vorgegangen, 
was verheerende Ausmaße hat- 
te. 19 Tote, Tausende von Ver- 
letzten - 4000 Menschen brauch- 
ten ärztliche Hilfe, 540 von ih- 
nen erlitten schwere Vergiftun- 
gen. Mit Lähmungserscheinun- 
gen, Organschäden und Wahn- 
vorstellungen befinden sich zur 
Zeit immer noch 340-Menschen 
in den Krankenhäusern. 


In Tiflis hatten die Menschen für 
ihre nationale Souveränität und 
für Menschenrechte demon- 
striert — ähnlich wie die Chine- 
sen in Peking. Interessant: Die 
Führung der georgischen Son- 
dereinheiten hatte ihren Einsatz- 
befehl direkt aus dem Moskauer 
Innenministerium erhalten, . das 
in diesen Fällen stets erst Rück- 
sprache mit der Staats- und Par- 
teiführung nimmt.« 


Bemerkenswert ist die öffentli- 
che Reaktion im Westen: Wäh- 
rend - zu Recht - die freie west- 
liche Welt gegen das brutale 
Vorgehen der chinesischen KP- 
Führung gegen die Studenten 
protestiert, herrscht aber über 
das genauso schlimme Vorgehen 
der Sowjets in ihren Staaten - 
das sich lediglich in der Zahl der 
Toten von den Vorfällen in Chi- 
na unterscheidet -— Stillschwei- 


‚gen. Schließlich darf nicht am 


Stuck des neuen Barockengels 
Gorbatschow gekratzt werden. 


Rhetorische Frage: Was macht 
wohl Gorbatschow, wenn eines 
Tages Hunderttausende Sowjets 
auf dem Roten Platz demon- 
strieren und sich weigern, diesen 
freiwillig zu verlassen? 


Die Wirklichkeit hinter 
schönen Worten 


Wo bleibt das Selbstbestim- 
mungsrecht Afghanistans? Der 
CDU-Abgeordnete Jürgen To- 
denhöfer hat erst kürzlich aufge- 
deckt, wie es nach dem »Abzug« 
der sowjetischen Truppen in 


dem Land wirklich aussieht. 


10 000 sowjetische »Berater« 
sind nach wie vor zur Steuerung 
der »Verteidigung der Regie- 
rungstruppen gegen die Rebel- 
len« in Afghanistan geblieben. 
Gleichzeitig sind dort die eigent- 
lich atomaren Raketen des Typs 
SS 12 mit konventionellen Ge- 
fechtsköpfen versehen worden. 
Und zu guter Letzt verschanzt 
sich das moskautreue afghani- 
sche Regime in Kabul hinter ei- 
nem Wall von etwa 1,5 Millio- 


‚nen Zivilpersonen. Das ist die 


Wirklichkeit, die auch schöne 
Worte über das »Selbstbestim- 
mungsrecht aller Völker« nicht 
ändern, 


Weiter heißt es in der »gemein- 
samen Erklärung«, daß ein »ge- 
meinsames europäisches Haus« 
aufgebaut werden soll und daß 
die »Verwirklichung der Men- 
schenrechte... Bauelemente 
des Europas des Friedens und 
der Zusammenarbeit« sein 
müßten. 


Auch hier bleibt doch die sowje- 
tische Wirklichkeit hinter den 
schönen Worten zurück. Gerade 
in jüngster Zeit hat es wieder 
viele Verhaftungen von Sowjet- 
bürgern gegeben, die nichts än- 
deres taten, als sich für die Ge- 
währung der elementarsten 
Grundrechte einzusetzen. 


Zwar gab »Amnesty Internatio- 


nal« Mitte Juni kund, daß die 
Menschenrechte in der Sowjet- 
union heute stärker als noch vor 
einigen Jahren beachtet würden. 


Auch habe die’ Zahl der inhaf-- 


tierten Regimegegner deutlich 
abgenommen, doch gebe es 
noch immer »sehr harte und 
schreckliche Fälle«. 


Am deutlichsten zeigt aber 
Punkt III der »gemeinsamen Er- 
klärung« auf, welcher Hohn die- 
se doch ist. Dort steht wörtlich: 
»Beide Seiten verurteilen das . 
Streben nach militärischer Über- 
legenheit. Krieg darf kein Mittel ’ 


der Politik mehr sein. Die Si- ; 


cherheitspolitik und Streitkräfte- : 
planung dürfen nur der Vermin- 
derung und Beseitigung der 
Kriegsgefahr und der Sicherung 
des Friedens mit weniger Waffen 
dienen. Das schließt ein Wettrü- 
sten aus.« 


Es werden immer mehr 
neue Panzer gebaut 


Wie sieht aber die Wirklichkeit 
aus? Anhand der nachfolgen- 
den, in den vergangenen Wo- 
chen erst bekanntgewordenen 
Fakten kann sich jeder ein ein- 
deutiges Bild von dem Schein 
und der Wirklichkeit des Michail 
Gorbatschow machen. 


So meldete die »Privat-Depe- 
sche« unter Berufung auf west- 
liche Geheimdienstkreise fol- 
gendes: »Seit Anfang dieses Jah-. 
res ist die Produktion der Panzer 
vom Typ T 72 und vom Typ T 80 
erheblich gesteigert worden. 
Bleibt es bei der gegenwärtigen 
Produktionszahl, kämen die $o- 
wjets 1989 auf 4200 neue Panzer, 
während sie im vergangenen 
Jahr nur 3500 bauten. Zum Ver- 
gleich: Der den beiden Typen 
ungefähr entsprechende ameri- 
kanische M-1 Al wird in einer 
Stückzahl von 600 pro Jahr her- 
gestellt. 


Die Steigerung im Panzerbau _ 
entwertet natürlich die Aussage 
Gorbatschows, innerhalb von 
zwei Jahren 10 000 sowjetische 
Panzer auszumustern. Er könnte 
sie durch 9000 neue und feuer- 
tauglichere ersetzen.« Und es 
darf nicht vergessen werden, 
Panzer sind reine Offensiv- 
Waffen. 


US-Verteidigungsminister Ri- 
chard N. Perle wies nach dem 
Gorbatschow-Besuch in der 
Bundesrepublik auf folgendes 
hin: »Die Deutschen haben über 
Gorbatschow ihren Verstand 
verloren. Sie sollten bedenken, 
nur ein Klimawechsel reicht 
nicht. Sehen denn die Deutschen 
die militärischen Realitäten 
nicht, die den kalten Krieg aus- 
gelöst haben? Seit Gorba- 
tschows Machtübernahme 1985 
hat Moskau mehr Panzer- und 


Artilleriewaffen produziert, als 
sich in den Arsenalen von Groß- 
britannien, Frankreich und der 
Bundesrepublik zusammenge- 
nommen befinden. 1988 übertraf 
die Panzerproduktion alle vor- 
hergehenden Jahre. Zwischen 
dem, was Gorbatschow sagt, 
und dem, was wir sehen, gibt es 
einen großen Widerspruch, und 
der sollte allen Sorgen machen!« 


Zuckerbrot und Peitsche 
als Politik 


Der sowjetische Regierungschef 
Ryschkow gab Anfang Juni 
kund, daß die UdSSR in diesem 
Jahr umgerechnet mehr als elf 
Milliarden Mark in ein »militäri- 
sches Weltraumprogramm« in- 
vestieren wird, das die »Ge- 
fechtseffektivität« um das An- 
derthalb- bis Zweifache erhöhen 
‘soll. Weitere 15,3 Milliarden 
Rubel (etwa 46 Milliarden DM) 
werden seinen Angaben zufolge 
im gleichen Zeitraum für For-, 
schungs- und Versuchszwecke' 
und damit für die Entwicklung 
neuer Waffen aufgewendet. 


Dann fällt es natürlich nicht 
schwer, einige veraltete auszu- 
mustern. Und in der DDR wird 
derzeit mit sowjetischer Hilfe an 
neuen Giftgasen gearbeitet, ob- 
wohl die Sowjetunion lauthals 
verkündete, zukünftig. auf diese 
Waffen verzichten zu wollen. 


Und der neueste Streitkräfte- 
vergleich sieht nach Angaben 
des Bundesverteidigungsmini- 
steriums folgendermaßen aus 
(NATO : Warschauer Pakt): 


. Kampfpanzer 16 424 : 51 500, 
Schützenpanzer 4153 : 22 400, 
sonstige gepanzerte Fahrzeuge 
35 351 : 71 500, Artillerie 
14 458 : 43 400, Personal 
2 213 593 : 3 090 000, Kampf- 
flugzeuge 3977 : 8250, Nukleare 
Kräfte 88 Lance : 775 Frog und 
SS 21, Hubschrauber 2419 : 3700 
und Rohrartillerie 1200 : 3800. 
Von einer Abrüstung der Über- 
legenheit des Ostens ist also 
nichts zu spüren. Selbst wenn 
»Gorbi« ein paar Panzer oder 
Raketen verschrottet, bleibt der 
Warschauer Pakt haushoch 
überlegen. 


Und auch auf dem militärischen 
Gebiet wurde das Prinzip von 
Zuckerbrot und Peitsche ange- 
wandt. So begrüßte Gorba- 
tschow zwar einige Beschlüsse 
der NATO, zeigte sich aber auch 


auf der anderen Seite enttäuscht 
darüber, daß beispielsweise die 
Militärausgaben weiter gestei- 
gert und daß die veralteten west- 
lichen Atomraketen moderni- 
siert werden sollen; was in der 
UdSSR aber ständig geschieht. 
Dies könnte auch die Sowjet- 
union zu entsprechenden Schrit- 
ten veranlassen. 


Der sowjetische Botschafter in 
Bonn, Juliy Kwizinskij, a 
immer von den angeblichen - 
Wirklichkeit aber gar nicht vor- 
handenen — Vorleistungen der 
Roten Armee, wirft dem Westen 
weitere Aufrüstung vor — was in 
Wirklichkeit aber in der Sowjet- 
union geschieht - und droht da- 
mit, daß die Sowjets sich dies 
nicht gefallen lassen würden und 
gegebenenfalls neue Waffensy- 
steme entwickeln müßten, um 
nicht in sicherheitspolitische Ge- 
fahr zu geraten. 


Doch sollte auch folgendes gro- 
ße Beachtung finden: Kreml- 
Chef Gorbatschow hat sich eine 
„ entlarvende Blöße gegeben: Vor 


dem in Moskau tagenden Kon- . 


greß der Volksdeputierten setzte 
er mit aller Macht durch, daß 
der Kandidat des Politbüros der 
KPdSU - des obersten Entschei- 
dungsorgans der Sowjetunion -, 
der 59 Jahre. alte Lukjanow, zu 
seinem Stellvertreter im 'Ober- 
sten Sowjet gewählt wurde. Im 
Abstimmungsergebnis: 179 Nein- 
Stimmen, 137 Enthaltungen. 


Zögern nimmt 
Gorbatschow übel 


Hintergrund: Lukjanow ist ein 
»Mann für harte Sachen«. Er 
war an der Liquidierung der 
tschechoslowakischen  Reform- 
bewegung im »Prager Frühling« 
1968 persönlich beteiligt. 
Ebenso an der Niederschlagung 
des ungarischen Aufstandes 
1956. Indirekt ist Lukjanow für 
das Todesurteil und die Hinrich- 
tung des ungarischen Minister- 
präsidenten Imre Nagy 1958 mit- 
verantwortlich. 


Beachten Sie: Russische Dissi- 
denten sind entsetzt darüber, 
daß sich Gorbatschow gerade 
diesen »Liquidierungsspeziali- 
sten« zu seinem Stellvertreter 
ausgedungen hat. 


Der Kernpunkt, das, was Gor- 
batschow wirklich will, steht 
aber direkt in Punkt I der »ge- 


meinsamen Erklärung«: »Die 
Erkenntnisse moderner Wirt- 
schaft, Wissenschaft und Tech- 
nik bieten ungeahnte Möglich- 
keiten, die allen Menschen zugu- 
te kommen sollen. Risiken und 
Chancen, die sich hieraus erge- 
ben, verlangen gemeinsame 
Antworten. Es ist daher wichtig, 
die Zusammenarbeit auf allen 
diesen Gebieten auszuweiten, 
Handelshemmnisse jeglicher Art 


weiter abzubauen, neue Formen’ 


des Zusammenwirkens zu su- 
chen und zum beiderseitigen 


Vorteil dynamisch zu nutzen.« 


Die »Frankfurter Allgemeine 
Zeitung« schrieb hierzu unter 
der Überschrift »Zögern nimmt 
Gorbatschow übel«: »Unbe- 
quem wurde aber Gorbatschow, 
wenn er über deutsche Manager 
und Unternehmer redete, die 
noch mit einem Engagement in 
der Sowjetunion zögern. Da ge- 
be es Leute, so ist es Gorba- 
tschow zu Ohren gekommen, die 
erst einmal abwarten, wollten, 
bis in seinem Wirtschaftssystem 
der Offnung alles eindeutig gere- 
gelt sei. Wer sich so verhalte, so 
der hohe Gast sinngemäß, falle 
unangenehm auf. Man werde ge- 
nau beobachten, wer schon heu- 


te mitwirke und wer sich noch: 


zurückhalte. Die im Saal ver- 
sammelten Pioniere der ersten 
Gemeinschaftsunternehmen, 
das sind Fahrensleute nach sei- 
nem Herzen. Vorarbeit müsse 
man schon leisten, auch in einem 
gewissen Maß risikobereit sein, 
fordert Gorbatschow.« 


Kredite versickern 
wie Wasser im Sand 


Hat es jemals bei einem Staats- 
besuch einen so kaltblütigen, 
kaum kaschierten Erpressungs- 
versuch gegeben? Denn diese 
Außerungen bedeuten doch im 
Klartext folgendes: »Entweder 
ihr investiert sofort oder ihr geht 
später leer aus.« Das Risiko soll 
aber der deutsche Unternehmer 
selber tragen, oder der Bund 
über die Hermes-Versicherung. 


Dabei hat selbst Andrej Sacha- 
row kürzlich in London gesagt, 
der Westen solle vorsichtig sein 
mit einer Öffnung zur Sowjet- 
union und auf einen »wirklichen 
Wandel« warten. Westliche 
Wirtschaftshilfe für die Sowjet- 
union würde heute »wie Wasser 
im Sand versickern« und könne 
die notwendigen Reformen ver- 


hindern, sagte der Nobelpreis- 
träger vor dem »Royal Institute 
of International Affairs«. 


Besonders interessant sind dabei 
Vergleiche von Außerungen Sa- 
charows vor einem Jahr und 
heute. Mußte man vor zwölf 
Monaten noch fast denken, daß 
Sacharow sich für die Auf- 
hebung der Verbannung nach 
Gorki an Gorbatschow verkauf- 
te - so euphorisch klang er -, ist 
nun aber ein großer Wandel in 
seinen Reden und Statements zu 
erkennen... 


Doch Gorbatschow braucht 
dringend westliche Wirtschafts- 
hilfe, wenn er seine Politik er- 
folgreich fortsetzen will. Denn 
den Staatsapparat hat er im 
Griff. Dies bewies unter ande- 
rem auch die Tagung im soge- 
nannten Volksdeputiertenkon- 
greß, als Gorbatschow zum Teil 
in brutalen Tönen alle ernsthaf- 
ten Versuche von Oppositions- 
politikern, seine Macht auch nur 
etwas zu beschneiden, abwürgte 
und. genau die Ergebnisse mit 
großer Mehrheit zustande ka- 
men, die er auch wollte. 


Ein Beispiel mag dies verdeut- 
lichen. Laut »Rheinischer Post« 
kam es »bei der Bestätigung des 
neuen Generalstaatsanwaltes 
durch die Volksdeputierten zu 
Unstimmigkeiten. Während der 
Auszählung der Stimmen zur 
Bestätigung von Alexander Su- 
charew erklärte Gorbatschow 
unvermittelt, es seien vertrau- 
liche Beratungen notwendig ge- 
worden. Er forderte erstmals 
Fernsehen und Presse auf, den 
Saal zu verlassen. Das Fern- 
sehen beendete sofort die 
Direktübertragung.« Und so et- 
was nennt sich dann »Demokra- 
tisierung«! 


Moskau rechnet 
mit einer Hungersnot 


Was Gorbatschow aber nicht im 
Griff hat, ist die Wirtschaft. So 
sagte Boris Jelzin auf dem be- 
reits erwähnten Volksdeputier- 


'tenkongreß, daß es dem Sowjet- 


bürger heute schlechter gehe als 
vor vier Jahren zu Beginn von 
»Glasnost« und »Perestroika«. 
Viktor Belkin von der Akade- 
mie der Wissenschaften sagte in 
Moskau, die Lage der Wirtschaft 
sei schlimmer, als man sie sich je 
habe vorstellen können. 
»Manchmal frage ich mich, ob 
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wir überhaupt über den Herbst 
kommen«, so Belkin. 


Und der Direktor des renom- 
mierten Instituts der Wirtschaft 
und designierte stellvertretende 
Ministerpräsident Leonid Abal- 
kin rechnet sogar mit einer »De- 
stabilisierung der Gesellschaft« 
aufgrund der ‚mannigfaltigen 
sowjetischen _Wirtschaftspro- 
bleme. Der Agrarwissenschaft- 
‚ler Wladimir Tichonow erklärte, 
man könne »in. sehr naher Zu- 
kunft eine Hungersnot« erwar- 
ten, wenn nicht schnell eine Bo- 
denreform umgesetzt werde, die 
den Bauern die ‘Kontrolle über 
das Land gebe. 


Und schließlich meinte Sacha- 
row, in der UdSSR bestehe ein 
»katastrophaler Vertrauensver- 
lust in die Führung«. Sie müsse 
nun handeln, um dem Volk 
grundlegende Freiheiten zu ge- 
währen, wenn sie angesichts 
wachsender nationaler Unruhe 
eine Katastrophe wie in China 
vermeiden wolle. Die wirtschaft- 
liche und soziale Struktur sei zu- 
sammengebrochen. 


Zugegeben, Gorbatschow befin- 
det sich in einem großen Dilem- 
ma. Er braucht das Vertrauen 
des Militärs, das in der UdSSR 
noch immer den gewichtigsten 
Machtfaktor darstellt. Und wie 
es Militärs auf der ganzen Welt 
eigen ist, sind diese meist als 
letzte bereit, eine Beschränkung 
ihrer Macht hinzunehmen. Zwar 
sollen die Rüstungsausgaben in 
den kommenden Jahren dra- 
stisch gekürzt werden, machen 
aber noch immer - inklusive der 
verschleierten Aufwendungen - 
etwa 300 Milliarden DM - eher 
sogar noch etwas mehr - aus. 
Und wie oben erwähnt, werden 
die Rüstungsausgaben in einigen 
Bereichen sogar erhöht. 


Sowjets haben 
kein Vertrauen 
zu den Reformen 


So ist Boris Jelzin zuzustimmen, 
der erklärte, Gorbatschow leide 
unter »Widersprüchlichkeiten, 
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Unentschlossenheit, 


Halbmaß- 
nahmen und einer Anfälligkeit 
für den Druck vom rechten Flü- 
gel«. Das Vertrauen der sowjeti- 
schen Bevölkerung in die Refor- 
men nehme ab. Gorbatschow 
hätte sich bei seinen Reformen 
zunächst auf die Verbesserung 
der Lage der Bevölkerung auf 
Kosten beispielsweise der Ver- 
teidigung und Raumfahrt kon- 
zentrieren sollen. 


Jelzin ist im übrigen der Politi- 
ker, der massiv vom Westen un- 
terstützt werden müßte. Denn 
die Pläne, die dieser Politiker 
hat, sind genau die, die auch 
wirklich zu einer Befreiung des 
sowjetischen Volkes vom Joch 
des Kommunismus führen wür- 
den; doch leider ist dieser Politi- 
ker nur populär, ansonsten wird 
er von der herrschenden Klasse 


‚ausgeschaltet, seiner Amter be- 


raubt und wurde nur deshalb in 
den Obersten "Sowjet gewählt, 
weil ein anderer Abgeordneter 
zu seinen Gunsten verzichtete. 
Warum wird dies im Westen ei- 
gentlich nicht skeptisch regi- 
striert? 


Und eben dies wäre sehr wohl 
möglich gewesen - wenn Gor- 
batschow es denn wirklich ge- 
wollt hätte. Seit seiner Macht- 
übernahme 1985 gab die UdSSR 
mindestens: 1,5 Billionen DM 
(1500 Milliarden DM) für Rü- 
stung aus. Zehn Prozent hätte 
Gorbatschow, nach Ansicht aus 
Geheimdienstkreisen, einsparen 
können, ohne ernsthafte Proble- 
me mit dem Militär zu. be- 
kommen. 


Auch stellt sich die Frage, wo 
denn die eingesparten Gelder 
aus den »einseitigen« Abrüstun- 
gen, die die Sowjetunion ängeb- 
lich in den vergangenen Jahren 
getätigt haben will, geblieben 
sind? Selbst wenn man. diese 
Summe nur mit fünf bis zehn 
Milliarden DM ansetzen würde, 
hätte dies aber zu einer wesentli- 
chen Entlastung der Wirtschafts- 
probleme oder zumindest nicht 
zu dieser drastischen Verschär- 
fung führen müssen.: Dies ist 
aber nachweislich nicht ge- 
schehen. 


Des weiteren ist nicht bekannt, 
daß die UdSSR weniger Gelder 
für Terroristen, wie unter ande- 
rem die SWAPO, die Regimes 
in Kuba und Nicaragua, ausge- 
geben hat als früher. “Und die 
Summe dieser Gelder liegt ins- 
gesamt auch bei mehreren Mil- 


liarden DM. Wie man sieht, hät- 
te es für »Gorbi« bei einem ernst- 
haften. Willen seinerseits genü- 
gend Möglichkeiten gegeben, 
die Wirtschaft zu stärken. 


Der Westen 
wird eingeschläfert 


Die Welt fällt aber zu einem 
Großteil auf seine schönen Re- 
den herein. Wahrheiten, die je- 
der wußte, die aber von der so- 
wjetischen Führung immer ge- 
leugnet werden, werden nun zu- 
gegeben, und die Welt jubelt. 
Regimegegner werden nun nicht 
mehr gefoltert, bekommen Re- 
derecht und werden sogar in ei- 
nen im Grunde vollkommen ein- 
flußlosen Volksdeputiertenkon- 
greß gewählt, und die Welt ju- 


-belt. Ein paar schrottreife Waf- 


fen werden zusammen mit einem 
Bruchteil der modernen Waffen 
eingestampft — was die militäri- 
sche Überlegenheit der UdSSR 
nur marginal schrumpfen läßt -, 
und die Welt jubelt. 


Einer neuesten Umfrage zufolge 
sehen nur noch elf Prozent aller 
Deutschen eine Bedrohung 
durch die Sowjetunion! 


Und genau das ist es, was Gor- 
batschow auch will. Der Westen 
soll eingeschläfert werden, soll 
Vertrauen in den sich angeblich 
von einem Grizzly zu einem 
Teddybären gewandelten Kom- 
munismus sowjetischer Prägung 
bekommen - und hat dies auch 
bereits getan. Und da kommen 
ihm Wirtschaftsprobleme sogar 
recht. 


Denn nun kann er sich, wie auch 
bereits geschehen, mit Un- 
schuldsmine und voller Ver- 
zweiflung vor die Weltöffentlich- 
keit hinstellen und erklären, sei- 
ne Reformen, die diese Welt 
doch schon in den wenigen Jah- 
ren seiner Amtszeit um so vieles 
sicherer gemacht hätten, drohen 
zu scheitern. Folge wäre eine 
neuerliche Verhärtung der Be- 
ziehungen und eine Stärkung des 
sowjetischen Militärapparates 
mit folgender Aufrüstung. Nun 
sei der Westen gefordert, der 
schließlich bisher am meisten 
von seinen Reformen profitiert 
habe. i 


Und Gorbatschows Plan geht 
auf. Manche Politiker reden so- 
gar schon von der Notwendig- 
keit eines »Marshallplanes für 


die Sowjetunion«. Wirtschafts- 


hilfe wird allerorten angekündigt 
und Kredite in Milliardenhöhe 
bereitgestellt. Westliche ‚Unter- 
nehmen gründen Joint-ventures 
mit sowjetischen Staatsbetrieben 
- und geben ihnen damit kosten- 
los schwer erarbeitetes Know- 
how. 


Moskau braucht 
Unsummen an Krediten 


Und der Hintergrund ist ganz 
einfach: Die Wirtschaft, und 
speziell die der Bundesrepublik, 
wittert Geld, Geld und nochmals 
Geld. Wie es schon im Musical 
‘»Cabaret« heißt: »Money makes 
the world go round.« Und schon _ 
werden alle Prinzipien hinten- 
angestellt. Es wird nicht gefragt, 
was bringt uns das langfristig, 
droht vielleicht sogar eine 
Finnlandisierung Deutschlands, 
droht vielleicht sogar ein politi- 
scher Linksruck mit einer plötz- 
lich auf den Prinzipien eines de- 
moktratischen Sozialismus - ein 
Widerspruch in sich — aufgebau- 


“ten Regierung? Die Bilanz und 


damit das Portemonnaie muß 
stimmen. Der Götze Mammon, 
der ist das Ideal - und nicht die 
Freiheit. 


Eine weitere taktische Variante 
-Gorbatschows ist eben auch die- 
se sogenannte »Demokratisie- 
rung« der Sowjetunion, die nach 
außen so toll aussieht, in Wirk- 
lichkeit aber vollkommen unge- 
fährlich für die Nomenklatur ist. 
Denn diese soll nur die Tür zum 
Westen durch Abbau des Miß- 
trauens Öffnen. Sie ist quasi das 
»Gorbatschowianische Pferd«. 


Gorbatschow setzt darauf, daß 
der Westen mit Wirtschaftshilfe 
nicht warten wird, bis auch in 
der UdSSR das westliche Ideal 
von Freiheit verwirklicht ist - 
das sicherlich auch viele Fehler 
hat, den Zuständen in der 
UdSSR aber jederzeit vorzuzie- 
hen ist -, sondern schon eher 
Hilfsgüter in Form von Geldern, 
Lebensmitteln und Joint-ventu- 
res schickt. 


Geschieht dies aber nicht, wird 
der Freiheitsdrang der sowjeti- 
schen Völker zu groß und artiku- 
liert sich sogar in ähnlichen Grö- 
Benordnungen wie in China, 
dann wird eben ein Schlußstrich 
gezogen, und das Militär stellt 
die alte Ordnung mit aller Bruta- 
lität wieder her. Und die Sowjet- 
union hätte dabei nichts verlo- 
ren. Zwar würde dies das Ende 


des wachsenden Vertrauens des 
Westens bedeuten, im Endeffekt 
aber nur den Status quo herstel- 


len, den es bis Mitte der achtzi- 


ger Jahre gab. 


Für die herrschende Klasse in 
der UdSSR würde sich aber 
nichts ändern. Sie behält ihre 
Macht und ihren Lebensstan- 
dard. Dem einfachen Volk blie- 
ben letztendlich nur zwei Mög- 
lichkeiten: Entweder Revolution 
oder weiterarbeiten, um damit 
wenigstens den leeren Magen et- 
was zu füllen. Und angesichts 
der anhaltenden, auch innenpo- 
litisch gigantischen Militärmacht 
und der bekannten Brutalität 
der kommunistischen Herrscher 
bleibt für das Volk nur Möglich- 
keit Nummer zwei. 


Keine Vorteile 
für Deutschland 


Aussiedler - die im übrigen von 
jedem volkstreu eingestellten 
Deutschen mit aller Herzlichkeit 
hier begrüßt werden müssen -, 
bringt dies aber für Gorba. 
tschow auch andere Vorteile. 


Denn der von Deutschen bewirt- 
schaftete Boden bringt eine un- 


‚gleich höhere Ernte ein als der 


von Sowjets bewirtschaftete. 
Diese fallen aber nun den So- 
wjets zu und mildern damit zu- 
mindest für einige Tausend ihre 
akuten Hungers- und Wirt- 
schaftsnöte! 


Das war es im großen und gan- 
zen aber auch schon. Die sonsti- 
gen Verbesserungen sind ge- 
samtpolitisch und vom Nutzen 
her für die Bundesrepublik als so 
marginal anzusehen, daß sie ge- 
trost vergessen werden können. 


Weiteres muß aber seitens der 
UdSSR nicht befürchtet werden. 
So hat das Beispiel China aufge- 
zeigt, daß die Weltwirtschaft 
Sanktionen ablehnt und auch 
weiterhin Geschäfte in großem 
Stil mit Rotchina betreiben will. 
Und bei einer ähnlichen Ent- 
wicklung in der Sowjetunion wä- 
re das gleiche zu erwarten. Also 
ist das Risiko für Gorbatschow 
gleich Null! 


Und was hat Gorbatschow nun 
wirklich für Deutschland ge- 
bracht? So gut wie nichts! Sein 
Besuch brachte keinerlei kon- 
krete Vorteile für Deutschland. 
Die Ergebnisse sind gleich Null! 


Es gab zwar schöne Reden über 
eine mögliche Wiedervereini- 


gung West- mit Mitteldeutsch- 


lands. Doch ist man in Wirklich- 
keit nicht einen Millimeter näher 
an dieses Ziel gerückt, denn den 
Reden folgten keine Taten. Gor- 
batschow betonte sogar immer 
ausdrücklich die Souveränität 
der DDR in dieser Frage, denn 
er kann sich sicher sein, daß dort 
nichts in dieser Richtung ge- 
schieht. Er ist aber aus der 
Schußlinie. 


Die Sowjets haben 
die alten Ziele 


Zwar dürfen verstärkt Deutsche 
aus der UdSSR nach der Bun- 
desrepublik ausreisen. Aber ne- 
ben einer Destabilisierung der 
bundesdeutschen innenpoliti- 
schen Verhältnisse durch die 


Die Demokratie 
ist für Moskau 
nur ein Werkzeug 


»Der Bolschewismus ist nicht 
nur ein Glaube, er hat auch ein 
strategisches Konzept. Ein 
Kommunist tritt nicht nur für be- 
stimmte Meinungen ein, son- 
dern er ist auch ein eingeschwo- 
rener Meister, diese Meinungen 
mit wohlüberlegten Methoden in 
die Praxis umzusetzen. Die Ana- 
tomie der Unzufriedenheit und 


‚des Umsturzes ist nach jeder _ 


Richtung hin und in jeder Phase 
durchdacht. Ein wirkliches 
Exerzierbuch für die Sabotage 
aller bestehenden Institutionen 
ist mit wissenschaftlicher Ge- 
nauigkeit erstellt. 


Kein Wort gegenüber Nicht- 
kommunisten braucht eingehal- 
ten zu werden. Jeder Schritt gu- 
ten Willens. oder der Toleranz 
oder versöhnlicher Großzügig- 
keit seitens fremder Regierun- 
gen und Staatsmänner wird nur 
zu deren Sturz ausgenützt. 
Dann, wenn die Zeit reif ist und 
die Gelegenheit günstig, kommt 
jede Art tödlicher Gewalt - sei 
es Revolte, sei es individueller, 
politischer Mord - skrupellos 
zum Tragen. Die Zitadelle wird 
unter dem Banner von Freiheit 
und Demokratie gestürmt. Ist 
aber einmal der Machtapparat in 
den Händen dieser Brüder- 
schaft, dann wird alle Opposi- 
tion bei Todesstrafe ausgelöscht. 
Demokratie ist nur das Werk- 
zeug, das nach Gebrauch ver- 
nichtet wird.« 
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Irangate ate 


Em Poker 
um Macht, 
Drogen und 
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Jonathan Richmond 


Am 22. November 1963 wurde der amerikanische Präsident John F. 
Kennedy in Dallas von mehreren Heckenschützen ermordet. Sie 


. handelten im Auftrag der »geheimen Regierung« der Vereinigten 


Staaten. Der Tod Kennedys und die Vertuschung der Namen derer, 
die seine Ermordung angeordnet und in die Wege geleitet hatten, 
ebneten den Weg für die Entstehung eines gesetzlosen, autoritären 
Polizeistaates, wie er sich heute unter dem Regime der geheimen 
Regierung in den USA herausbildet. Nach dem Mord an Kennedy 
haben sich eine ganze Reihe bekannter Persönlichkeiten dazu herge- 
geben, die Hintergründe des Attentats zu verschleiern. Earl Warren 
vom Obersten Gerichtshof der USA, der ehemalige Direktor des 
CIA in Langley, Allen Dulles, und der spätere amerikanische Präsi- 
dent Gerald Ford deckten die offenkundige und unglaubliche Vertu- 
schung, die unter Federführung der von Präsident Johnson einge- 
setzten Warren-Kommission stattfand. 


Die Existenz einer illegalen, ge- 
heimen Regierung ist bereits 
weithin bekannt. Der demokra- 
tische Senator David Boren, 
Vorsitzender des Geheimdienst- 
ausschuses im US-Senat, hat die- 
se Formulierung in mehreren In- 
terviews benutzt, nachdem sein 
Ausschuß eine vorläufige Unter- 
suchung des Iran-Contra-Skan- 
dals beendet hatte. Die »New 
York Times« bezeichnete die 
Verschwörung des CIA, des US- 
Marinekorps und des Nationalen 
Sicherheitsrates, die in den No- 
tizbüchern von Oberstleutnant 
Oliver North »Projekt Demo- 
kratie« genannt worden war, in 
einem Leitartikel als eine »ge- 
heime Privatregierung«. Diese 
geheime Regierung wird in zu- 
nehmenden Maße als eine mäch- 
tige Kraft angesehen, die im 
Dunkeln arbeitet und für ver- 
deckte Operationen, Attentate, 
Staatsstreiche, psychologische 
Kriegsführung, Waffen- und 
Drogenhandel in vielen Ländern 
der Welt verantwortlich ist. 


Die Durchführung und. Vertu- 
schung der Iran-Contra-Opera- 
tion weist viele Parallelen zur 
Verschleierung der Hintergrün- 


de des Attentats auf Kennedy 
auf. Der wahre Charakter der 
Iran-Contra-Politik wurde der 
Öffentlichkeit schon durch die 
Kommission - vorenthalten, die 
US-Präsident Reagan einberu- 
fen hatte und die sich aus dem - 
ehemaligen texanischen Senator 
John Tower, dem früheren ame- 
rikanischen Außenminister Ed- 
mund Muskie und dem einstigen 
Nationalen Sicherheitsberater 
Brent Scowcroft zusammen- 
setzte. - 


Voraussetzung ist 
Mittäterschaft bei 
der Verschleierung 


In ihrem abschließenden Bericht 
vom Februar 1987 ließ die To- 
wer-Kommission die maßgebli- 
che Rolle des damaligen Vize- 
präsidenten Bush und seines Sta- 
bes in der Iran-Contra-Opera- 
tion völlig außer acht und bürde- - 
te die gesamte Verantwortung 
absurderweise dem Stabschef 
des Weißen Hauses, Ronald Re- 
gan, auf. 


Es wird vermutet, daß Bush sich 
bei Tower für dessen Freund- 


[SoDE 29 


Irangate 


Ein Poker 
um Macht, 
Drogen und 
Waffen 


schaftsdienst bedanken wollte, 
als er ihn an die Spitze des US- 
Verteidigungsministeriums _be- 
rief. Das Ergebnis der ausge- 
dehnten Anhörungen vor dem 
Kongreß im Frühjahr 1989 ist 
bekannt. 


Parallelen zum 
Kennedy-Mord 


Nachdem Towers Ernennung 
zum US-Verteidigungsminister 
gescheitert war, setzte Bush Ri- 
chard Cheney ins Pentagon - an- 
scheinend ist die Mittäterschaft 
bei der Verschleierung des Iran- 
Contra-Skandals unerläßliche 
Eignungsvoraussetzung für diese 
Position. 


Dann gibt es noch den Prozeß 
gegen Oliver North vor dem 
amerikanischen Bundesgericht 
in Columbia, ein mögliches Ge- 
richtsverfahren gegen Admiral 
John Poindexter — Norths Vor- 
gesetztem im Nationalen Sicher- 
heitsrat - sowie den Waffen- 
händlern der geheimen Regie- 
rung und pensionierten General 
Richard Secord und den Waffen- 
händler Albert Hakim. In diesen 
Fällen ist der Ankläger nicht das 
amerikanische Justizministe- 
rium, sondern der unabhängige 
Sonderankläger Lawrence 
Walsh. 


Während der Auseinandersetz- 
ungen zwischen Norths Verteidi- 
ger Brendan Sullivan und dem 
US-Justizministerium über den 
Umfang der vertraulichen und 
geheimen Akten, die der Vertei- 
digung zur Verfügung stehen 
sollten, sorgte Justizminister Ri- 
chard Thornburgh wiederholt 
dafür, daß der Umfang der Er- 
mittlungen eingeschränkt und 
weitreichende Enthüllungen ver- 
hindert wurden, durch die Bush 
oder andere belastet worden wä- 
ren. Trotzdem wurden dem Ge- 
richt Dokumente vorgelegt, die 
erneut beweisen, daß Bush di- 
rekt in illegale Machenschaften 
verwickelt war. 


Die Regierung Reagan-Bush ge- 
währte mehr als einem Dutzend 
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Länder verstärkte Auslands- 
und Militärhilfe, die dann teil- 
weise an die Contras in Nicara- 
gua weitergeleitet wurden. 


Auch die Beseitigung von Zeu- 
gen und Mittätern weist Paralle- 
len auf, wie ein Schleier über die 


auf die eine oder andere Art und 
Weise ausgeschaltet wurden. 


Nach dem Iran-Contra-Skandal 
hat die unsichtbare Regierung 
das Bush-Regime aufgebaut, das 
aller Voraussicht nach die kom- 
mende Umwandlung der USA 


Der Tod des amerikanischen Präsidenten John F. Kennedy 
wurde im Autrag der »geheimen Regierung« herbeigeführt. 


Hintermänner des Kennedy- 
Mordes gelegt wurde. Mehr als 
zwanzig Personen mit nachge- 
wiesenen oder vermuteten Ver- 
bindungen zu den Iran-Contra- 
Operationen sind in den vergan- 
genen Jahren umgekommen. 
Zahllose Personen mit Verbin- 
dungen zum Irangate sind unter 
den verschiedensten Anschuldi- 
gungen angeklagt worden. Zur 
Verschleierung des Iran-Contra- 
Skandals gehört schließlich, daß 
eine Reihe von Personen im 
Dienst der unsichtbaren Regie- 
rung, die entweder zum CIA 
oder zum »Projekt Demokratie« 
gehörten oder sonstwie als kom- 
promittiert angesehen wurden, 


von einem autoritären Polizei- 
staat zu einem totalitären Alp- 
traum überwachen wird, wenn 
die gegenwärtigen Trends nicht 
radikal verändert werden. Da- 
mit wird wahrscheinlich ein wei- 
teres Anwachsen der Rausch- 
giftplage einhergehen, verur- 
sacht durch die Aktivitäten der 
unsichtbaren Regierung und ih- 
rer internationalen Verbün- 
deten. 


Das Gleichgewicht 
der Mächte 


Überdies hat die in der Bush- 
Administration vorherrschende 


# Kissinger, 


Kissinger-Doktrin des »Gleich- 
gewichts der Mächte« die Ge- 
fahr regionaler Kriege im Nahen 
Osten und in anderen Krisenher- 
den, die zu einem neuen, welt- 
weiten Konflikt führen könnten, 
außerordentlich erhöht. Daran 
ändert auch die Friedenspropa- - 
ganda nichts, die mit den Bemü- 
hungen der Nebenregierung ein- 
hergeht, eine Allianz zwischen 
den USA, Großbritannien und 
der Sowjetunion zu errichten. 


Es wäre ein grobes Mißverständ- 
nis, die Nebenregierung in den 
Vereinigten Staaten ausschließ- 
lich oder überwiegend als ein na- 
tionales Phänomen zu sehen 
oder sich lediglich auf die Kritik - 
bloßer »Rechtsverletzungen« zu 
beschränken. Die vorherrschen- 
de politische, wirtschaftliche und 
strategische Ausrichtung dieser 
geheimen Regierung ist zu ei- 
nem entscheidenden Maß von 
den politischen Positionen der 
Elite in Großbritannien und an- 
deren ehemals zum britischen 
Empire gehörenden Ländern be- 
stimmt. 


Im Mai 1982, auf dem Höhe- 
punkt des Malwinen-Krieges, in 
dem die USA die Monroe-Dok- 
trin brachen und Großbritannien 
beistanden, bekundete Henry 
der . prominenteste 
Außenpolitiker der Nebenregie- 
rung, feierlich, daß er während 
seiner gesamten Karriere briti- 
schen Interessen gedient habe. 


Spuren führen zur 
britischen Königsfamilie 


Unterhalb dieser Ebene erwek- 
ken die verschiedenen Untersu- 
chungen des Iran-Contra-Skan- 
dals den Eindruck, daß die Ver- 
einigten Staaten vor allem des- 
halb mit Israel zusammenarbei- 
ten, um die iranfreundliche Poli- 
tik der Kreise um General Sha- 
ron zu unterstützen. Wenn diese 
israelischen Verbindungen auch 
bestehen und eine wichtige Rol- 
le spielen, so verdeckt doch die 
übermäßige Betonung dieser 
Beziehungen eine tiefere Wahr- 
heit: Die »geopolitische« Ziel- 
setzung hinter der Bewaffnung 
des Iran ist Teil einer britischen 
Strategie. 


Hinter dem Sturz des Schahs 
und der Machtergreifung Kho- 
meinis, wie sie von Carters in 
Kanada ausgebildetem Nationa- 
lem Sicherheitsberater Zbigniew 


Brzezinski verfolgt wurde, stand 
. eine Version des Konzepts, wie 
es im britischen Außenministe- 
rium unter der Bezeichnung 
»Bernard-Lewis-Plan« zirkulier- 
te. Darin ist die Aufteilung und 
Balkanisierung.der Region vom 
Nahen Osten bis Indien und 
Bangladesh vorgesehen. Geför- 
dert wurde diese Iran-Politik 
von einer Gruppe im britischen 
Oberhaus um Lord Cayser, Lord 
Victor Rothschild, anderen Ge- 
folgsleuten der Freimaurerei des 
Schottischen Ritus und dem 
Herzog von Kent. 


Oliver North nannte die gehei- 
me Verschwörung des CIA, 
der US-Marine und des Natio- 
nalen Sicherheitsrates »Pro- 
jekt Demokratie«. 


Untersucht man, wer die Draht- 
zieher hinter den Israelis sind, 
die erwiesenermaßen in den 
Iran-Skandal verwickelt waren - 
wie der.umgekommene Amiram 
Nir, David Kimche, Al Schwim- 
mer und Yacov Nimrodi -, wird 
man mehr als einmal auf eine 
direkte Querverbindung zu den 
Oberen aus den Kreisen der bri- 
tischen Königsfamilie stoßen. 


Die gegenwärtige brutale Herr- 
schaft der Nebenregierung in der 


amerikanischen Außen- und In- 
nenpolitik wurde durch die Exe- 
kutivanweisungen 12333 und 
12334, beide von Präsident 
Reagan am 4. Dezember 1981 
unterzeichnet, ermöglicht. Diese 
beiden Anweisungen ermächti- 
gen private Stellen und Organi- 
sationen zu umfassenden gehei- 
men Tätigkeiten, die sich außer- 


Henry Kissinger, der ehemali- 


ge US-Außenminister und 
heute engste Berater des Rok- 
kefeller-Clans, gehört zum 
»Großen Rat« der geheimen 
Regierung. 


halb des Gesetzes bewegen. Mit 
Hilfe dieser Anweisungen wur- 
den zahlreiche Verbündete der 
Vereinigten Staaten, wie zum 
Beispiel Panama, illegal destabi- 
lisiertt und die Regierung der 
Philippinen gestürzt. 


Gleichzeitig wurden ausländi- 
sche Regierungen, darunter die 
sowjetische, britische und israe- 
lische, in die Lage versetzt, gan- 
ze Bereiche des politischen Ent- 
scheidungsprozesses in Washing- 
ton zu kontrollieren. 


Das weitestgehende Beispiel für 
die Auswüchse rechtsmißachten- 
der, privater nachrichtendienst- 
licher Tätigkeiten unter den Di- 
rektiven 12333 und 12334 ist das 
sogenannte »Projekt Demokra- 
tie«, ein Begriff, der 1982 erst- 
mals von Präsident Reagan in 
seiner Rede in der Londoner 
Guildhall benutzt wurde. Die 
Idee zu »Projekt Demokratie« 
geht auf ein Treffen der Trilate- 
ralen Kommission am 31. Mai 
1975 in Tokio zurück, auf dem 
unter anderem die These von 
der »Unregierbarkeit der Demo- 
kratie«, die von Zbigniew Brze- 
zinski, Samuel P. Huntington, 
Michel Crozier und Joji Watanu- 


ki stammte, erörtert und auch 
Jimmy Carter als nächster Präsi- 
dent der - USA ausgewählt 
wurde. 


Im Herbst 1983 schuf der US- 
Kongreß per Gesetz die »Natio- 
nale Stiftung für Demokratie« 
(NED), eine private Stiftung, 
die aber durch öffentliche Mittel 
über das Außenministerium und 
die United States Information 
Agency finanziert wird. Seit 
1987 arbeitet die NED als eine 
Art privater CIA; sie finanzierte 
bislang 250 politische Projekte, 
unter anderen zur Destabilisie- 
rung der Philippinen, Mexikos, 
Südkoreas, Panamas und Ko- 
lumbiens, und ist in das Waffen- 
und Rauschgiftgeschäft verwik- 
kelt. 


Die Netzwerke der 
»old boys« des CIA 


Das Programm  »Projekt Demo- 


kratie« hat nichts mit der Be- 
wahrung der Demokratie zu tun, 
sondern zielt eher auf einen so- 
wjetähnlichen Staat ab, der von 
internationalen Kartellen be- 
herrscht würde. Kissinger und 
Walter Mondale gehören zusam- 
men mit den Vorsitzenden der 
Republikanischen und Demo- 
kratischen Partei zu den Grün- 
dungsmitgliedern im Vorstand 
der NED. Der Vorstand der 
NED ist deshalb auch als »Gro- 
Ber Rat« einer geheimen Regie- 
rung bezeichnet worden. 


Die Notizbücher, die bei Oliver 
North gefunden wurden, zeigen 
bis ins Detail ein Netzwerk für 
Geldwäsche, Rauschgift- und 
Waffenhandel sowie verdeckte 
Operationen auf, das North 
selbst als »Projekt Demokratie« 
bezeichnete. Dieses Projekt und 
die NED sind im wesentlichen 
identisch. Trotzdem weigerte 
sich der amerikanische Kongreß, 
von der Nebenregierung kon- 
trolliert und von der allgegen- 
wärtigen politischen Polizei des 
FBI unter Druck gesetzt, die Fi- 
nanzierung des illegal operieren- 
den »Projekts Demokratie« ein- 
zustellen. 


Die Fußtruppen, Söldner, 
Abenteurer und Glücksritter, 
die Piloten, Waffenhändler, 
Handlanger und anderen Akteu- 
re auf der Bühne der Iran-Con- 
tra-Operation sind zumeist aus 
ehemaligen CIA-Leuten rekru- 
tiert worden. Sie gehören zu den 
sogenannten »old boys«. 


Das Netzwerk der »old boys« 
stellte den Apparat für verdeck- 
te Operationen des CIA, wie 
zum Beispiel die Fluchttunnel- 
Operationen in Berlin während 
der frühen sechziger Jahre, 
Rauschgifthandel in Indochina 
während der sechziger und sieb- 
ziger Jahre, Rauschgifthandel 
und Attentate in der Karibik, 
Waffen- und Rauschgifthandel 
in Nordafrika, Nahost und Iran 
während der letzten drei Jahr- 
zehnte. 


Der ehemalige US-Präsident Ronald Reagan ließ das Netzwerk 


der »old boys« gewähren. 


[SoDE 31 


en 


Irangate 


Ein Poker 
um Macht, 
Drogen und 


Waffen 


Eine der typischen Operationen 
dieser Netzwerke lief über Air 
America, eine CIA-eigene Flug- 
gesellschaft, die in der Zeit des 
Vietnam-Krieges Rauschgift in 
Laos und im übrigen Indochina 
verschob. 


Eine erstaunlich große Zahl von 
Piloten, die- im Iran-Contra- 
Handel tätig waren, sind ehema- 
lige Angestellte von Air Ameri- 
ca. Dieser Apparat ist auch in- 
takt in Form der Southern Air 
Transport, einer weiteren Flugli- 
nie des CIA, die Waffen an die 
Contras und Rauschgift der 
Contras zurück in die USA 
transportierte. Man kann die 
Contras am besten als eine wei- 
tere Ausprägung dieses mit 
Rauschgift handelnden CIA- 
Netzwerks der »old boys« cha- 
rakterisieren. 


Regierung Bush 
als Krisenmanagement 


Die wichtigsten politischen Zie- 
le, die-»Projekt Demokratie« 
und die Nebenregierung verfol- 
gen, lassen sich wie folgt zusam- 
menfassen: 


1. Die Errichtung der Diktatur 
Khomeinis im Iran und die Aus- 
lösung des Krieges zwischen Iran 
und Irak. Dies waren die ersten 
Schritte zur Verwirklichung des 


Bernard-Lewis-Planes im ge- 
samten Krisenbogen Naher 
Osten. 


2. Waffen- und Rauschgifthan- 
del mit den Contras. Entspre- 
chende Beweise sind vom FBI 
und US-Justizministerium syste- 
matisch unterdrückt und dann 
von der Tower-Kommission und 
den Untersuchungen im ameri- 
kanischen Kongreß ignoriert 
worden. 


3. Die Errichtung eines totalitä- 
ren Regimes in den Vereinigten 
Staaten. 


Die verstärkten Vorbereitungen 
für einen »schleichenden« oder 
»kalten ° Putsch« entsprechen 
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auch dem allgemeinen Profil der Die Regierung Bush zeigt sich 


Regierung Bush, die als »Krisen- 
management« bezeichnet wur- 
de. Diese Administration be- 
steht aus erfahrenen Regie- 
rungsbürokraten der Regierun- 
gen Nixon, Ford und Reagan, 
deren »Wille zur Macht« genau 
motiviert ist: Ihr Lebensziel ist 
die Ausübung der Macht um ih- 
rer selbst willen und nicht aus 
dem Wunsch heraus, eine Mis- 
sion oder Aufgabe zu erfüllen. 


George Shultz, 


ehemaliger 
US-Außenminister, kannte al- 
le Details des Netzwerks für 
Geldwäsche, Rauschgift- und 
Waffenhandel. 


Während sie sich selbst als die 
fähigsten Regierungsexperten 
betrachten, die jemals zusam- 
mengebracht wurden, sind sie 
von einer Arroganz der Macht 
besessen, die sie nach außen vor- 


sichtig und vornehm zurückzu- ' 


halten wissen. Sie sind entschlos- 
sen, die bankrotte Politik der 
letzten zwanzig Jahre ohne Ab- 
strich fortzusetzen, und greifen 
dabei instinktiv auf bürokrati- 
sche Strafmaßnahmen und re- 
pressive Polizeistaatsmethoden 
gegen alle jene zurück, die ihre 
Politik in. Frage zu stellen 
wagen. 


Da sie keine neue Ideen entwik- 


keln können, bleiben sie in der 
politischen Wirklichkeit unbe- 
weglich. Aus diesem Grund sind 
sie höchst empfänglich für Inter- 
ventionen von außen, wie ihr 
Aufgreifen der Politik Kissingers 
und dessen britischer und sowje- 
tischer Gesinnungsgenossen be- 
weist. 


deshalb als eine Karikatur des 


gate zu verwischen. 


Senator John Tower wurde 
von Bush als Verteidigungs- 
minister vorgeschlagen als 
Dank für dessen Freund- 
schaftsdienste bei Irangate. 


Bonapartismus, eines Regimes 
also, das zum Einsatz der repres- 
siven Macht von Polizei, Justiz 
und natürlich der allgegenwärti- 
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gen Nachrichtendienste tendiert, 
wenn die Ordnung des Systems 


US-Außenminister James Baker versucht die Spuren von Iran- 


durch die wirtschaftliche und 
strategische Politik des Regimes 
selbst untergraben wird. 


Öffentliche Proteste gegen Spar- 
maßnahmen, gegen den Zusam- 
menbruch der sozialen Dienst- 
leistungen in den USA oder ge- 
gen soziale Ungerechtigkeiten 
werden durch den Rückgriff auf 
Notstandsmaßnahmen zerschla- 
gen. Ein wahrer Prozeßterror 
des amerikanischen Justizmini- 
steriums zielt auf schwarze und 
auch andere Politiker, Gewerk- 
schaftler und deren Führung, 
osteuropäische, asiatische und 
andere antikommunistische eth- 
nische Gruppierungen, kirchli- 
che  Führungspersönlichkeiten 
mit unabhängiger finanzieller 
und organisatorischer Basis und 
Farmer, die unter der Austerität 


der Nahrungsmittelkartelle 
leiden. 
Die Familien, 


die heute regieren 


* Ronald Reagan arbeitete zwar 


kurzfristig einmal als Informant 
für das FBI, aber George Wal- 
ker Bush ist der erste amerikani- 
sche Präsident, der offiziell als 
Beamter und dann als Direktor 
des CIA tätig war. Genauer be- 
sehen wird die Regierung Bush 


B- 
in 


„ 


von. bestimmten Patrizierfami- 


lien des anglophilen, liberalen 
Ostküsten-Establishments getra- 
gen. Diese Familien haben in ei- 
nem Zeitraum von mehr als drei 
Generationen eine Allianz zum 
gegenseitigen » Nutzen : ge- 
schlossen. 


ehemaliger Direktor des CIA, 
kann sich heute an die Iran- 
Contra-Operation nicht mehr 
erinnern. 


Die Familie Bush ist eng mit der 
New Yorker Investmentbank 
Brown Brothers Harriman liiert. 


- Mit Prescott Bush aus Connecti- 


cut, dem Vater des jetzigen Prä- 
sidenten, der 1952 in den Senat 
gewählt wurde, _verfügte die 
Bank über wertvollen Einfluß im 
Finanzausschuß. 


Brown Brothers Harriman- ist 
die bekannteste amerikanische 
Investmentbank, die die Interes- 
sen des »anglo-sowjetischen 
Trusts« vertritt. Leitende Direk- 
toren waren W. Averill Harri- 
man, Roosevelts Botschafter bei 
Churchill und Stalin, und später 
der Mann hinter Harry Truman: 
David Bruce, der im Geheim- 
dienst OSS,. dessen Nachfolge- 
organisation der CIA ist, und im 
amerikanischen Außenministe- 
rium arbeitete, und Robert Lo- 
vett, der die Mitglieder für Ken- 
nedys Kabinett auswählte. 


Wie sein Vater besuchte George 
Bush die Yale-Universität und 
war Mitglied der exklusivsten 
Geheimgesellschaft der Univer- 
sität »Skull and Bones« (auch 
Russel-Trust genannt). Skull 
und Bones - wörtlich: »Toten- 
schädel und Knochen« — sucht 


US-Präsident George Bush, 


jeweils zwölf Absolventen der 
Abschlußklassen aus. Eine 
Durchsicht der neueren Mitglie- 
derlisten ergab, daß die. Beru- 
fung zu. dieser Geheimgesell- 
schaft automatisch den Weg eb- 
nete für zentrale Positionen im 
CIA und im amerikanischen Au- 
ßenministerium. Mitglieder wa- 
ren unter anderem William 
Buckley vom »National Re- 
view«, William Sloane Coffin, 
William Bundy ünd W. Averill 
Harriman. 


Bush gehörte auch der Bilder- 
berg-Gruppe und der Trilatera- 
len Kommission an. Als George 
Bush sich anschickte, das Glück 
auf den texanischen Olfeldern zu 
suchen, wurde das notwendige 
Startkapital von der Familie 
Meyer gestellt, zu deren Besitz 
auch Katharine Meyer-Grahams 
Zeitung »Washington Post« ge- 
hört. 


Zbigniew Brzezinski, ehemali- 
ger US-Sicherheitsberater, 
setzte auf den islamischen 
Fundamentalismus als Boll- 
werk gegen den . Kommu- 
nismus. 


Eine Zeitlang saß Bush im Vor- 
stand der Eli Lilly Co., eines 
Pharmakonzerns, der in die Ex- 
perimente des CIA mit halluzi- 
nogenen Drogen und der Kon- 
trolle des Sozialverhaltens ver- 
wickelt war, die den Codenamen 
»Projekt MK-Ultra« trugen. 


Die Schatten der 
Regierungsmitglieder 


Die Anwaltskanzlei Baker und 
Botts in Texas vertrat die Inter- 
essen des Eisenbahnunterneh- 
mens von E. H. Harriman, dem 


Vater Averill Harrimans. James 
Baker IH., der Sohn des einen 
Partners der Firma, war unter 
Präsident Reagan Stabschef des 
Weißen Hauses und Finanzmini- 
ster und ist heute unter Präsi- 
dent Bush amerikanischer Au- 
Benminister. 


Clayland Boyden Gray war wäh- 
rend George Bushs Amtszeit’ als 
amerikanischer Vizepräsident 
acht Jahre lang dessen persönli- 
cher Anwalt. Jetzt ist er der 
Rechtsberater im Weißen Haus, 
der die Antworten formuliert, 
die Präsident Bush abliest, wenn 
er zu seiner Rolle in der Iran- 
Contra-Affäre befragt wird. 


Alexander Haig, damals Ober- 
kommandierender der NATO- 
Streitkräfte, verhinderte einen 
Putsch des Militärs gegen 
Khomeini. 


Boydens Vater. Gordon Gray 
war der erste Staatssekretär für 
die Streitkräfte, der von. Präsi- 
dent Truman im Rahmen des 
»Nationalen _Sicherheitsgeset- 
zes« von 1947 ernannt wurde.-Er 
führte 1951 bis 1952 verdeckte 
Operationen durch und leitete 
unter Eisenhower von 1958: bis 
1961 den Nationalen Sicherheits- 
rat der USA. Von 1961 bis 1977 
saß Gordon Gray im »außenpo- 
litischen Beraterstab« des Präsi- 
denten, einem Gremium ein- 
flußreicher privater Persönlich- 
keiten, die das Weiße Haus be- 
raten. Gegenwärtig übt Henry 
Kissinger über dieses Gremium 
direkten Einfluß auf den Präsi- 
denten aus. 


Gordons Vater war Direktor der 
Tabakfirma R. J. Reynolds, ei- 
nem amerikanischen Zweig des 
britisch beherrschten Welttabak- 
kartells. Der Einfluß der Familie 
Gray wurzelt vor allem in dem 
vom Tabakanbau dominierten 
North Carolina; dort gilt die Fa- 
milie als Gönner von Senator 
Jesse Helms, der ein wichtiger 


Vertreter der Tabakindustrie- 
Lobby im amerikanischen Kon- 
greß und führender Republika- 
ner im Landwirtschaftsausschuß 
des Senats ist. 


Der 45jährige C. Boyden Gray, 
der Harvard 1964 absolviert hat- 
te, geriet kurz nach dem Amts- 
antritt von Präsident Bush und 
seiner Ernennung zum Ethik- 
Berater des Weißen Hauses ins 
Rampenlicht, weil er versäumt 
hatte, seine Beteiligung an der 
familieneigenen Firma Summit 
Communications entsprechend 
den Ethik-Vorschriften des Wei- 
ßen Hauses, über deren Einhal- 
tung er selbst zu wachen hat, ei- 
ner Vermögensverwaltung zu 
übergeben. Um: die Aufmerk- 
samkeit von sich abzulenken, 
sorgte Gray dafür, daß bekannt 
wurde, daß Außenminister Ja- 
mes Baker während seiner ge- 
samten früheren Amtszeit als Fi- 
nanzminister Aktien der Chemi- 
cal Bank im Wert von Hundert- 
tausenden und vielleicht sogar 
Millionen Dollar gehalten hatte. 


Gray fiel mehrmals auf, als er 
Aktenaufzeichnungen über die 
Verwicklung Bushs und dessen 
Stab in die Iran-Contra-Affäre 
verfälschte. Gray bekannte sich 
öffentlich zu der Unterdrückung 
von Notizen von Bushs Referent 
Craig Fuller, wobei es um ein 
Treffen Bushs mit Amiram Nir 
am 29. Juli 1986 in Jerusalem 


ging. 


Nach Angaben des .amerikani- 
schen Außenministeriums wur- 
den diese Notizen aus »diploma- 
tischen« Gründen im Bericht des 
Boren-Ausschusses gelöscht. Im 
Dezember 1987 ‚gab Gray zu, 
daß Bush »versehentlich« eine 
»unvollständige« Chronologie 
der Verhandlungen seines-Büros 
mit’den Contras vorgelegt habe. 


Die Spuren führen immer 
wieder nach Irangate 


Zu den unterdrückten Fakten 
zählen zwei Reisen von Bushs 
damaligem  Sicherheitsberater 
Oberst Sam Watson nach Hon- 
duras, auf denen er die dortigen 
Stützpunkte der Contras besuch- 
te. Im Mai 1988 gab Gray zu, 
daß auch die überarbeitete 
Chronologie von Bushs Aktivi- 
täten mit keinem Wort auf ein 
Treffen in Oberst Watsons Büro 
am 25. Juni ‘1985 einging. An 
diesem Treffen hatten Felix 
Rodriguez - alias Max Gomez -, 
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General Secord und Oberst Ro- 
bert Dutton, ein Assistent Oli- 
ver Norths, teilgenommen. 


Rodriguez war der verantwort- 
liche CIA-Beamte für die Unter- 
stützung der Contras, dessen Te- 
lefonnummer in der über Nica- 
ragua abgeschossenen Maschine 
von Hasenfus gefunden wurde. 


Der Urgroßvater des neuen 
amerikanischen Finanzministers 
war ein irischer Katholik, der 
sich in Zusammenarbeit mit den 
Familien Aldrich, Widener, 
Bryan, Payne und Whitney im 
Transportgewerbe ein Vermö- 
gen erarbeitete. Der Vater Ni- 
cholas Bradys war Mitglied von 
Vincent Astors privatem Nach- 
richtendienst »The Room«, und 
sein Onkel baute den amerikani- 
schen Zweig des souveränen Mi- 
litärordens von Malta auf. Die- 
ser Orden diente in jüngerer 
Zeit den Wünschen J. Peter 
Graces, William Caseys und des 
verstorbenen Edward Benett 
Williams. 


Dies ist. die Familie der Präsi- 
denten-Gattin Barbara Busch, 
deren Wurzeln angeblich bis zu 
Präsident Franklin Pierce zu- 
rückreichen. Ihr Vater, Marvin 
Pierce, arbeitete als Verleger 


. und hatte leitende Positionen bei 


McCalls, Time-Life und Cowles 
inne. 


Ihr Bruder Scott Pierce war von 
1975 bis 1983 Direktor der Wall- 


.Street-Maklerfirma E. F. Hut- 


ton, also in der Zeit, in der diese 
Firma von den Behörden bei 
Wechselreitereien ertappt wur- 
de, die E. F. Hutton immerhin 
mehr als 250 Millionen Dollar 
einbrachten. Scott Pierce und 
die anderen Angestellten von 
E. F. Hutton entgingen der 
Strafverfolgung möglicherweise, 
weil John Walker, der Vetter 
George Bushs, eingriff. Walker 


. war damals Staatssekretär im 


amerikanischen Finanzministe- 
rium und für die Vollstreckungs- 
abteilung verantwortlich. 
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Die angeführten Fakten und 
selbst die der Öffentlichkeit be- 
kannten Indizien sprechen da- 
für, daß der heutige amerikani- 
sche Präsident George Bush an 


- jeder Phase der sogenannten 


Iran-Contra-Operationen aktiv 
beteiligt war. 


Die Blutspur 
der Iran-Äffäre 


Die Verhaftung des saudiarabi- 
schen Geschäftsmannes Adnan 
Kashoggi könnte vielleicht mehr 
Licht in die politischen Verwick- 
lungen der Iran-Contra-Affäre 
bringen und neue Fakten über 
die persönliche Verwicklung des 
amerikanischen ‚Präsidenten 
Bush vor allem beim Geschäft 
»Waffen für die Contras« ans 
Tageslicht fördern. 


Offiziell heißt es, daß Kashoggi 
im Rahmen der Ermittlungen 


.der amerikanischen Regierung 


gegen Ferdinand Marcos verhaf- 
tet wurde und ihm eine 35jährige 
Gefängnisstrafe drohe. In Wirk- 
lichkeit ist es der Versuch, einen 
weiteren Schlüsselzeugen der 
Waffengeschäfte mit dem Iran 
zum Schweigen zu bringen. In- 
zwischen ist Kashoggi an die 
USA ausgeliefert worden. Nach 
kurzer Haft wurde er durch Hin- 
terlegung einer Kaution wieder 
auf freien Fuß gesetzt; er mußte 
allerdings seinen Paß abgeben 
und darf den Bezirk New York 
nicht verlassen. Jedenfalls er- 
klärte einer seiner engsten Part- 
ner und Schlüsselfiguren in der 
Iran-Affäre, . Miles Copeland, 
gegenüber - der Londoner 
»Times«: »Sollte er je in den 
Zeugenstand kommen, könnte 
er die US-Regierung in peinliche 
Verlegenheit bringen.« 


Aber es ist nicht zu erwarten, 
daß es in diesem Fall soweit 
kommen wird, und Washington 
zieht bereits die Fäden, um zu 
verhindern, daß Kashoggi seine 
Sicht der Iran-Affäre zur Spra- 
che bringt. Vielleicht war seine 


Verhaftung in Bern nur eine ern-. 


ste Warnung, um ihm ins Ge- 
dächtnis zu rufen, daß man ihn 
in der Hand hat, falls er die Wa- 
shingtoner Regierung jemals be- 
drohen sollte. 


Kashoggi kann sich in der Tat 
glücklich schätzen, daß er noch 
am Leben ist. Die schmutzigen 
Waffengeschäfte mit dem Iran 
sind eines der blutigsten Kapitel 


in der Geschichte der westlichen 
Nachrichtendienste überhaupt. 
Geschäftsleute, Waffenhändler 
und Ministerpräsidenten mußten 
ihr Leben lassen, sobald sie den 
Geheimcharakter der Verschwö- 
rung, die in den letzten Jahren 
zu einem Multi-Milliarden-Ge- 
schäft anwuchs, zu bedrohen 
schienen. 


Wir haben eine Liste von Opfern 
der Iran-Contra-Affäre zusam- 
mengestellt, die sicherlich un- 
vollständig ist. Im Zusammen- 
hang mit der Ermordung Kenne- 
dys läßt sich eine ähnliche Liste 
von Zeugen aufstellen, die be- 
seitigt wurden, ohne daß ihre 
Mörder je ermittelt worden wä- 
ren. In allen Fällen ist von »na- 
türlichem Tod«, »Unfall« oder 
»Herzschlag« die Rede. 


Keine Regierung hat es bis heute 
gewagt, öffentlich die Frage zu 
stellen, welch ein politischer, fi- 
nanzieller und logistischer Ap- 
parat notwendig ist, um solche 
Aufgaben wirksam zu erfüllen - 
und es muß ihn geben. Die mei- 
sten Fälle kann man als »ge- 
räuschlose Morde« beschreiben; 
andere, wie der Mord an Olof 
Palme, haben Schlagzeilen’ ge- 
macht; wieder andere haben vie- 
le Fragezeichen hinterlassen, 


wie etwa die unglaubwürdigen 


Umstände, unter denen Cyrus 
Hashemi im Juli 1986 plötzlich in 
London an »Leukämie« ver- 
starb, oder der Absturz des 
Flugzeugs mit Amiram Nir an 


Bord im Dezember 1988. Keiner. 


dieser Todesfälle ist je öffentlich 
geklärt worden. Die Verschwö- 
rung des Schweigens, erzwungen 
durch Mord und politische Er- 
pressung durch Skandale, war 
erfolgreich. 


Letztlich entspricht diese Situa- 
tion einer Politik, die nicht erst 
1985 in Gang kam,. sondern be- 
reits in den späten siebziger Jah- 
ren durch eine systematische 
Destabilisierung des Iran be- 
gann. Diese Politik wurde vom 
westlichen Establishment beim 
Guadeloupe-Gipfel im Januar 
1979 festgeschrieben, als die 
Entscheidung fiel, daß der Schah 
den Iran zu verlassen habe. 


Die Balkanisierung 
des Nahen Osten 


Einen Monat später sandte Ge- 


neral Alexander Haig, der Ober- 
kommandierende der NATO- 
Streitkräfte, General Huyser 


nach Teheran, um einen Putsch 
des Militärs gegen Khomeini zu 
verhindern und führende Ar- 
meeoffiziere 
der‘ Exekution durch Ruhollah 
Khomeinis Revolutions- Garden 
auszuliefern. 


Warum? Der damalige amerika- 
nische Sicherheitsberater Zbi- 
gniew Brzezinski gab am 2. No- 
vember 1979 dazu eine deutliche 
Erklärung ab: »Der islamische 
Fundamentalismus wird zum 
Bollwerk gegen den Kommunis- 
mus werden.« 


Trotz der gewaltsamen Beset- 
zung der amerikanischen Bot- 
schaft in Teheran am 4. Novem- 
ber 1979, trotz des vielfachen 
Mords an amerikanischen Solda- 
ten und trotz systematischer 
Geiselnahmen war dies die Dok- 
trin der amerikanischen Regie- 
rung unter Carter und Reagan, 
durch die die Stellung der So- 
wjetunion in dieser Region mehr 
gestärkt wurde, als Moskaus ei- 
gene Diplomatie es je Bau er- 
reichen können. 


Es ging darum, einen politischen 
Prozeß in Gang zu setzen, der 
Ende der siebziger Jahre als der 
sogenannte »Bernard-Lewis- 
Plan« entstanden war, benannt 
nach dem gleichnamigen Profes- 
sor der Universität Princeton. 
Dieser Plan verfolgte die Bal- 
kanisierung des gesamten Nah- 
ostraums nach ethnischen und 
religiösen Gesichtspunkten. 
Schiiten würden gegen Sunniten 
und gemäßigte Moslems gegen 
fundamentalistischa Gruppen 
aufstehen, separatistische Bewe- 


gungen und eigenständige regio- . 


nale Gebilde wie Kurdistan und 
Balutschistan würden entstehen. 


Ein Iran unter Khomeinis Herr- 
schaft sollte diesen politischen 
Verfallsprozeß beschleunigen, 
der heute angesichts der drohen- 
den Teilung des Libanon und 
des Bürgerkrieges in Afghani- 
stan und möglicherweise dem- 
nächst in Pakistan nur allzu of- 
fensichtlich ist. 


Mit dieser Veränderung der 
Landkarte im Nahen Osten - der 
radikalsten seit Ende des Ersten 
Weltkrieges und der Zerschla- 
gung des Osmanischen Reiches — 
war nie beabsichtigt, die Sowjet- 
union einzudämmen. Man wäre 
höchstenfalls bereit, unter be- 
stimmten Umständen auf lokaler 
Ebene Druck auf die Sowjets 
auszuüben. U 


in Handschellen 
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Afghanistan 


Die So 
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lets 
as 


Land halten 


George Nicholas 


Die Sowjetunion_führt Versorgungsflüge rund um die Uhr »ebenso 
intensiv: wie die Berliner Luftbrücke« durch, um Afghanistan im 
Griff zu halten, warnte die pakistanische Premierministerin Benazir 
Bhutto. Ihr Bericht wurde von John Burns, dem ersten amerikani- 
schen Journalisten, bestätigt, der in einer der sowjetischen Militär- 
transportmaschinen IL-76 mitfliegen durfte, die jetzt zwischen 
Taschkent, der Hauptstadt des sowjetischen Usbekistan, und Kabul, 
der Hauptstadt Afghanistans, eine Luftbrücke bilden. 


Seitdem die Vereinigten Staa- 
ten, Großbritannien und Frank- 
reich 1948 die Berliner Luft- 
brücke einrichteten, um die so- 
wjetischen Besatzungskräfte da- 
von abzuhalten, die ehemalige 
Reichshauptstadt des Deutschen 
Reiches zu schlucken, hat es so 
etwas wie den sowjetischen Gü- 
ter-Pendelflugverkehr nach Af- 
ghanistan nicht mehr gegeben, 
erklärte Burns. 


Die sowjetische 
Luftbrücke ist länger 


»Einerseits ist diese sowjetische 
Luftbrücke länger«, meint Kor- 
vettenkapitän Jean-Pierre Vil- 


lard, ein französischer Militärex-- 


perte des UN-Beauftragten Ste- 
van Mistura, der die internatio- 
nale Hilfe für das durch den 
Krieg verwüstete Afghanistan 
koordiniert. 


»Die Entfernung zwischen 
Taschkent und Kabul beträgt 
600 Luftmeilen. Und obwohl die 
Flugzeuge nicht ganz so häufig 
fliegen, tragen sie jedoch viel 
größere Lasten.« 


Von Mitarbeitern der UN-Hilfs- 
stelle, die jede Woche zwischen 
dem Hauptsitz der Weltorgani- 
sation in New York und Afgha- 
nistan hin- und .herfliegen, er- 
hielten wir genaue Daten, aus 
denen hervorgeht, daß etwa 45 
IL-76-Transportmaschinen der 
sowjetischen Luftwaffe, jede da- 
von mit einer Traglast von 50 


Tonnen Militärnachschub und 
Lebensmittelrationen, in den 
letzten drei Monaten jeden Tag 
zwischen Taschkent und Kabul 
hin- und zurückgeflogen sind. 


»Längs dieser rauhen Flugroute 
über die verschneiten Gipfel des 
Hindukusch stellen 45 bis 50 Flü- 
ge pro Tag eine außergewöhnli- 
che Leistung dar«, sagte Villard. 
»Und die Sowjets scheinen ent- 
schlossen zu sein, die Luftbrücke 
aufrechtzuerhalten. Es ist eine 
strategische Maßnahme.« 


Kabul erhält von Moskau 
volle Unterstützung 


Das Ziel dieser sowjetischen 
Strategie ist es, so verlautet aus 
Kreisen des Washingtoner Ge- 
heimdienstes, die Moral und die 
Feuergeschwindigkeit der kom- 
munistischen Truppen, die sich 
eingegraben haben, um Afgha- 
nistans größere Städte gegen die 
vordringenden Kolonnen der is- 
lamischen Freiheitskämpfer zu 
verteidigen, zu verbessern. 


In einem Guerillakrieg gegen die 
sowjetische Besatzungsarmee, 
die 1979 in Afghanistan einfiel 
und sich schließlich auf eine 
Stärke von 145 000 Mann ver- 
größerte, haben die antikommu- 
nistischen Kämpfer, als Mudja- 
hedin bekannt, den Eindringen- 
den immer größere Verluste bei- 
gebracht. Um diese Verluste zu 
verringern gab der sowjetische 
Führer Michail Gorbatschow im 


vergangenen Jahr bekannt, daß 
er seine Armee aus Afghanistan 
abziehen würde. 


Am 15. Februar 1989 befanden 
sich die letzten sowjetischen 
Panzerverbände auf dem Heim- 
weg. Sie ließen schätzungsweise 
15 000 Tote und den Gestank 
der Niederlage zurück. 


»Wir alle glaubten zu wissen, 
was nun kommen würde, näm- 
lich ein schneller Sieg für die 
Mudjahedin«, sagte Ivor Goo- 
ding, der häufig für den »Econo- 
mist« und andere Londoner 
Blätter Erkundungsreisen nach 
Afghanistan unternimmt. _ 


»Aber das geschah nicht. Das 


"Kriegsglück änderte sich plötz- 


lich.« Die Sowjets setzten in Ka- 
bul eine Marionettenregierung 
ein und übertrugen dieser die 
Verantwortung, mit einem Krieg 
fertig zu werden, der einen bö- 
sen Verlauf nahm. »Die Sowjets 
gaben ihren Speerträgern in Af- 
ghanistan volle diplomatische 
und logistische Unterstützung«, 
sagte Gooding. 


Aus Washington kommen 
miserable Ratschläge 


Der stellvertretende sowjetische 
Außenminister -Yuli Woron- 
tsow, einer von Gorbatschows 
Haupt-Störungssucher, flog um 
den Erdball zu einer Reihe von 
Treffen mit Führungskräften der 
Welt, um eine »Einigung durch 
Verhandlung« in Afghanistan zu 
erreichen. 


Worontsow, ein geschmeidiger 
Verhandler, stattete Zwischen- 
besuche in Saudi-Arabien — den 
ersten einer sowjetischen Füh- 
rungspersönlichkeit seit dem 
Zweiten Weltkrieg - und ande- 
ren islamischen Ländern ab, von 


denen bekannt ist, daß sie die. 


Mudjahedin unterstützen. 


Die sowjetische Regierung rich- 
tete ein besonders lukratives 
Angebot an den Iran, der unter 
den afghanischen Moslem einen 
wesentlichen Einfluß ausübt, der 
sich auf Militär- und Handelshil- 
fe bezieht, falls der Iran sich als 
Makler für eine »friedliche Lö- 
sung« in jener durch Zwistigkei- 
ten zerrissenen Region zur Ver- 
fügung stellen würde. 


Aber in Afghanistan bewegten 
sich die Sowjets nicht auf den 
Frieden, sondern auf eine Eska- 


lation des Krieges zu. Sie flogen 
Zehntausende von Tonnen an 
Waffengerät ein, darunter zahl- 
reiche Hubschrauber, Kanonen- 
boote,  Schnellfeuergeschütze 
und starke Raketen-Batterien 
vom Typ Scud B, zusammen mit 
kampferprobten Militärberatern 
und High-Tech-Fernmeldegerät. 


Die Mudjahedin, die inzwischen 
die Vereinigten Staaten als ihren 
Hauptbeschützer betrachten, er- 
hielten weit weniger Unterstüt- 
zung als die Kommunisten. 


»Was am schlimmsten ist, sie be- 
kamen schlechtere Ratschläge«, 
sagte Villard. »Washington 
überredete die Rebellen, daß ihr 
nächster Schritt die Bildung ei- 
ner antikommunistischen Regie- 
rung sein müsse, die in einer grö- 
Beren Stadt irgendwo auf afgha- 
nischem Gebiet etabliert werden 
könnte, um den Guerilla-Legio- 
nen Substanz und Legitimität zu 
verleihen. Es funktionierte 
nicht.« 


Es tobt ein 
erbarmungsloser Krieg 


Erfahrene Beobachter wie Goo- 
ding stellen fest, daß dies be- 
kanntlich. auch in Nicaragua 
nicht funktioniert hat, wo Wa- 
shingtoner Bürokraten schon 
vor Jahren versuchten, die glei- 
che Formel anzuwenden - und 
versagten. 


»Die Mudjahedin wählten Jala- 
labad, eine große Provinzhaupt- 
stadt etwa 50 Meilen (80 km) 
westlich von Kabul gelegen, als 
Sitz ihrer Rebellenregierung aus 
und versuchten sie im vergange- 
nen März einzunehmen«, be- 
richtete Gooding. »Dies war kei- 
ne gewöhnliche Guerillakriegs- 
führung mehr.« 


In den letzten drei Monaten ist 
der afghanische Bürgerkrieg 
festgefahren. »Bei den Verein- 
ten Nationen höre ich den so- 
wjetischen Sprecher fast jeden 
Tag beruhigend über Abrüstung 
und Weltfrieden reden«, stellte 
Villard, ein’ erfahrener Stratege, 
fest. »Aber wenn ich mit einem 
Hilfsauftrag nach Kabul fliege, 
dann sehe ich, wie auf. beiden 
Seiten ein brutaler, erbarmungs-. 
loser Krieg geführt wird. Ich 
hoffe, daß dieser Kontrast nicht 
an. den Washingtoner Politik-Ex- 
perten, die Gorbatschows Frie- 
densoffensive für bare Münze 
halten, vorbeigeht.« 


[SODE 35 


’ 


Per Verrat 
begann vor 
Jahrzehnten 


Fred Blahut 


Die Medien des Establishments - Zeitungen, Zeitschriften, Radio 
und Fernsehen - sind damit beschäftigt zu berichten, wie die kommu- 
nistischen Herrscher in Rotchina-ihre Macht wieder festigen. Verfas- 
ser und Leser sind schockiert und entrüstet über die Vorgänge in 


China. 


Welch einen Unterschied ein 
paar Monate ausmachen. Sind 
dies die gleichen Leute und Or- 
ganisationen, die uns erzählten, 
wie »gemäßigt« die rotchinesi- 
sche Regierung in den letzten 
Jahren geworden sei? Sind dies 
die gleichen chinesischen kom- 
munistischen Führer, die in allen 
Medien des Establishments in 
Westeuropa und’den Vereinig- 
ten Staaten als »aufgeklärt« und 
»nach vorne blickend« gerühmt 
wurden? 


Die Waffenbrüder 
in den Medien 


Hat sich der Liebling der Me- 
dien Teng Hsiao-ping tatsächlich 
über Nacht mit einem unerklärli- 
chen Purzelbaum von einem klu- 
gen gütigen Wohltäter in einen 
üblen blutdürstigen Killer ver- 
wandelt? Könnten die kalten 
Krieger hinsichtlich der kommu- 
nistischen Diktatur die ganze 
Zeit im Recht gewesen sein? 
Würde das bedeuten, daß die 
Gelehrten der Linken und ihre 
Waffenbrüder in den Medien 
das Volk die ganzen Jahre hin- 
durch belogen haben? 


Dies sind die Fragen, die nach 
den Berichterstattungen in den 
Establishment-Medien auftau- 
chen. Aber in all den eilig zu- 
sammengeschusterten, gedruck- 
ten oder gesendeten Rückblen- 
den ist nirgendwo der wirkliche 
Grund zu finden, warum die 
Kommunisten in China über- 
haupt an die Macht gekommen 
sind. 


Tschiang-Kai-schek, der erste 
demokratisch gewählte Präsi- 
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diesen Rückblicken geflissent- 
lich übersehen, 


Der Verlust Chinas an den Kom- 
munismus kam keineswegs über- 
raschend. Und er trat auch nicht 
zufällig ein. 


Der ehemalige amerikanische 
Senator Barry Goldwater sagte, 
während seiner Amtszeit einer 
der leidenschaftlichsten Fürspre- 
cher Chinas, vor dem Kongreß: 
»Angefangen in: den dreißiger 
Jahren und durch den Zweiten 
Weltkrieg hindurch spiegelte un- 
sere offizielle Haltung gegen- 
über den Fernen Osten die 
Denkweise des Institute for Pa- 
cific Relations (IPR) wider. 
Männer des IPR wurden in wich- 
tige -Positionen- geschleust. Sie 
beherrschten die Abteilung für 


Die Medien des Establishments stellten Mao und seine kommu- 


nistischen Freunde als »Landreformer« der Öffentlichkeit vor. 


dent von China, wird immer 
noch als machthungriger, kor- 
rupter kleiner Kriegslord darge- 
stellt. Die kriecherische Vereh- 
rung Mao-Tse-Tungs durch die 
Medien zur Zeit der kommuni- 
stischen Machtübernahme und 
in den Jahren danach wird in 


asiatische Angelegenheiten des 
US-Außenministeriums. 


IPR-Veröffentlichungen waren 
das gängige Lesematerial für die 
bewaffneten amerikanischen 
Streitkräfte, in den meisten Uni- 
versitäten des Landes, und wur- 


den in 1300 höheren Schulen 
verwendet. Das IPR stand hinter 
jeder Entscheidung, : Hilfelei- 
stungen .an Tschiang-Kai-schek 
zu beschneiden, es sei'denn, er 
würde sich ‘mit den Kommuni- 
sten verbünden; und der Council 
on Foreign Relations (CFR) war 
die Dachorganisation des IPR.« 


Auf dem Weg zur 
Weltherrschaft 


-Das IPR sollte ‚später wieder 


auftauchen, vertreten durch eine 
sehr bedeutende Persönlichkeit. 


Obwohl Wladimir Iljitsch Ulja- 
now, der westlichen Welt als V. 
I. Lenin bekannt, glaubte, China 
würde die erste große Nation der 
Welt außerhalb der UdSSR sein, 
die von den Kommunisten auf 
ihrem Marsch. zur Weltherr- 
schaft erobert wird und die Ver- 
einigten Staaten die letzte, und 
obwohl die Kommunisten schon 
1920 in China mit ihrer Wühlar- 


.beit begannen, machten sich die 


Ergebnisse ihrer Bemühungen 
erst 1926-27 bemerkbar. 


Um diese Zeit herum waren Earl 

Browder, Michael Borodin und 

verschiedene andere Kommuni- 

sten bereits als Berater und 

Schützlinge von Dr. Sun Yat-sen 

oder von Frau Sun nach dem To- 
de ihres Ehemanns in die Kuo- 

mintang (chinesische »Natio- 

nalpartei«) eingedrungen. 


Die Tagesordnung. der Kommu- 
nisten in China wurde auch ent- 
scheidend von einem der führen- 
den Leuchten der intellektuellen 
Linken, dem kürzlich verstorbe- 
nen Owen Lattimore,' beein- 
flußt. In England erzogen 
(1915-19), ließ er sich anschei- 
nend gleichzeitig vom. Kommu- 
nismus betören — was seinerzeit 
unter der intellektuellen Elite 
auf beiden Seiten des Atlantiks 
nur allzu gewöhnlich war. 


Die USA setzen 
auf die Roten 


Lattimore betätigte sich in China 
in der Zeit von 1920 bis 1926 in 
Geschäften und »Zeitungsar- 
beit«, wobei er mit Browder und 
Borodin zusammenarbeitete, 
um Tschiang zu unterminieren. 


Von 1938 bis 1950 war er Direk- 
tor der Page School of Interna- 
tional Relations in Johns Hop- 
kins, anerkannt als führender 
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Formulierer der amerikanischen 
Politik in Asien. Von 1934 bis 
1941 gab er die »Pacific Affairs«, 
ein Organ der IPR, heraus. Von 
1941 bis 1942 diente er als Bera- 
ter für Tschiang-Kai-schek, wäh- 
rend dieser von den USA verra- 
ten wurde. 


1950 wurde er von US-Senator 
Joe McCarthy beschuldigt, der 
oberste Spionageagent der So- 


Alger Hiss nutzte seine Ver- 
trauensposition bei US-Präsi- 
dent Roosevelt, um den Roten 
zu helfen. 


Teng Hsiao-ping, der Liebling 
der westlichen Medien, wurde 
von einem gütigen Wohltäter 
in einen Killer verwandelt. 


wjetunion in den Vereinigten 
Staaten zu sein. 1952 wurde 
durch ein Bundes-Untersu- 
chungsschwurgericht in sieben 
Fällen öffentliche Anklage we- 
gen Meineids gegen ihn erho- 
ben, weil er gelogen haben soll- 
te, als er im gleichen Jahr vor 
einem internen Unterausschuß 
für Sicherheit erklärt habe, we- 
der dem Kommunismus noch 
kommunistischen Interessen ge- 
dient zu haben. 
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Er wurde schließlich in allen An- 
klagepunkten freigesprochen, 
aber diejenigen, die mit der Un- 
tersuchung befaßt waren, be- 
haupten weiterhin, er sei ein 
kommunistischer Agent gewe- 
sen, vielleicht kein bezahlter 
dann aber ein unbezahlter. 


Lattimore, der als Autor und 
Gelehrter gehandelt wird, wurde 
am 1. Juni 1989 von der »Los 
Angeles Times« in einem Nach- 
ruf als berühmte Persönlichkeit 
hochstilisiert. Seine Verbindung 
mit der Übernahme des.chinesi- 
schen Festlands durch die Roten 
wird darin mit keinem Wort er- 
wähnt. 


Browder ist den Amerikanern 
wohlbekannt als Kandidat der 
Kommunistischen Partei für die 
Präsidentschaft und Herausge- 
ber des Organs dieser Partei, des 
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Tschiang (links) trifft sich mit Roosevelt und Churchill in Kairo 
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darunter die obenerwähnten 
Agenten, hinaus. Aber als er 
sich 1927 auf seinem berühmten 
»Nordfeldzug« befand, nahmen 
Borodin und Browder mit Un- 
terstützung von Frau Sun die 
Mechanismen der Macht in der 
Hauptstadt Hankow in die Hand 
und versuchten, sich selbst als 
Zentralregierung zu konstitu- 
ieren. 


Stalins Mann 
heißt Mao 


Tschiang kehrte um und warf 
den ganzen Haufen mit Waffen- 
gewalt hinaus. Browder und Bo- 
rodin flohen beide in die 
UdSSR. Browder ging nach ei- 
nem kurzen Aufenthalt in Mos- 
kau zurück nach Amerika. Bo- 
rodin blieb dort und brachte die 
»Moscow News« heraus. 


am 22..November 1943 und muß erfahren, daß der Ausverkauf 
seines Landes bereits beschlossene Sache ist. 


»Daily Worker«. Er kam wegen 
seiner antiamerikanischen Tätig- 
keit ins Gefängnis, wurde jedoch 
1942 durch Roosevelt auf freien 
Fuß gesetzt. 


Borodin ist außerhalb der Kreise 
des amerikanischen Außenmini- 
steriums oder der Presse weniger 
gut bekannt. Er war am besten 
als Funktionär Moskaus be- 
kannt, der als Verbindungsmann 
zwischen dem sowjetischen Au- 
Benministerium und den ameri- 
kanischen Zeitungsleuten 
diente. 


Als Tschiang nach Suns Tod in 
der Kuomintang die Macht er- 
griff, warf er die Kommunisten, 


Tschiang wurde somit einer von 
nur zwei Männern, die den 
Spieß gegen die Kommunisten 
umdrehten und deren Taktik ge- 
gen sie anwendeten. Der andere 
war General Francisco Franco in 
Spanien. Natürlich wurden bei- 
de - und werden heute immer 
noch - in den Medien des Esta- 
blishments verunglimpft. 


Das zweite kommunistische At- 
tentat auf China - das schließlich 
erfolgreich war - wurde 1929 
durch Jossif Wissarionowitsch, 
eigentlich Dschugaschwili, im 
Westen als Josef Stalin, der 
»Mann aus Stahl« bekannt, in 
die Wege geleitet. 


Stalin begann damit, daß er sich 
einen jungen chinesischen Intel- 
lektuellen namens Mao Tse- 
Tung zu seinem Agenten aus- 
wählte; indem er diesen Agen- 
ten einer Metamorphose (Ge- 
staltswandel) äußerer Merkmale 
unterziehen ließ und Mao und 
seine Handvoll von Helfern un- 
ter Außerachtlassung der Groß- 
städte in einer ländlichen Pro- 
vinz Chinas einsetzte, um von 
dort aus den Kommunismus un- 
ter dem Tarnbegriff »Landwirt- 
schaftsreform« zu fördern. 


Stalin als größter 
Verbündeter der USA 


So wurde Mao auch im Westen 
dargestellt und so pflegen die 
Medien des Establishments tat- 
sächlich kommunistische und 
sonstige frischgebackene Dik- 
tatoren darzustellen. Die »New 
York Times« nannte Fidel Ca- 
stro einen Landwirtschaftsre- 
former. 


Mit Beginn des Zweiten Welt- 
kriegs wurde Tschiang gezwun- 
gen, an zwei Fronten zu kämp- 
fen - gegen die Japaner und ge- 
gen die Streitkräfte Maos. 
»Aber halt«, werden Sie sagen, 
»kämpften die Kommunisten 
nicht gegen die Japaner?« 


Das möchte das Establishment 
der Öffentlichkeit gerne weisma- 
chen. Schließlich war der größte 
Kommunist von allen, Stalin, 
Amerikas »guter Verbündeter«. 
Aber in Wirklichkeit kämpften 
die Kommunisten um die Herr- 
schaft über China, ebenso wie 
die Japaner. Dies zwang 
Tschiang dazu, immer größere 
Teile seiner Streitkräfte gegen 
die Maoisten einzusetzen, so daß 
ihm immer weniger Soldaten 
zum Kampf gegen die Japaner 
verblieben. 


Mit dem Eintritt der USA in den 
Zweiten Weltkrieg wurde Mao 
dem amerikanischen Volk als 
gleichwertig, wenn nicht besser 
als Tschiang für den Kampf ge- 
gen die Japaner präsentiert, ob- 
wohl die Vereinigten Staaten 
Tschiang immer noch offiziell als 
Führer Chinas anerkannten. 


Mao wies seine Generale an, 30 
Prozent ihrer Bemühungen dem 
Kampf gegen die Japaner und 70 
Prozent dem Kampf gegen 
Tschiang zu widmen ... 
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China 
Der Verrat 


begann vor 
Jahrzehnten 


Bis 1945 war Maos Armee auf 
über eine Million Mann gewach- 
sen. 1937 hatten die Kommuni- 
sten Gebiete in Schensi mit einer 
Einwohnerschaft von insgesamt 
500 000 oder rund ein Achtel der 
Bevölkerung Chinas in der Ge- 
walt. Als der Zweite Weltkrieg 
zu Ende ging, beherrschten sie 
große Teile der bevölkerungsrei- 
chen Provinzen Hopei, Chahar, 
Jehol, Schensi, Schantung, 
Kiangsu und Ahnwei. 


In Jalta wurde auch 
Chinas Schicksal 
entschieden 


Aber mit der Kapitulation der 
Japaner gab es immer noch eine 
Chance, China von den Kommu- 
nisten zu retten. Der amerikani- 
sche Kongreß stimmte sogar für 
Lieferungen und Unterstützung 
für Tschiang, die der prowestli- 
che Führer jedoch niemals er- 
hielt. Aber Amerikas Regierung 
— das heißt die Regierung Fran- 
klin Roosevelt/Harry Truman - 
unternahm eine Reihe von 
Schritten, um Maos Erfolg zu si- 
chern. 


Der erste waren die. Geschenke 
an Stalin in Jalta. Alger Hiss 
sorgte mit dafür, daß dem sowje- 
tischen Diktator Porth Arthur, 
Dairen, die Kurilen und die Au- 
Bere Mongolei ausgeliefert 
wurden. 


Gleichzeitig wurde Stalin drin- 
gend nahegelegt, in, die Man- 
dschurei einzufallen und diese zu 
besetzen. 


Amerikas chinesischer Verbün- 
deter, Tschiang Kai-schek, war 
in Jalta nicht anwesend und wur- 
de nicht einmal. zu Rate gezo- 
gen, als dieser‘ Handel abge- 
schlossen wurde. 


Angeblich wurde dieser Handel. 
abgeschlossen, um die UdSSR 
dazu zu verleiten, in den Krieg 
gegen Japan einzutreten. Und 
Harry Truman soll gejubelt ‚ha- 
ben, als Stalin genau das tat. 
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Tschiang Kai-schek mit seiner Frau. Er war der erste demokra- 


tisch gewählte Präsident Chinas, aber die USA ünterstützten 


die Kommunisten. 


Aber die Sowjets traten erst 
sechs Tage vor der Kapitulation 
des japanischen Kaisers in den 
Krieg gegen Japan ein — genau 
zum rechten Zeitpunkt, um die 
Beute einzuheimsen. Es bestand 
für die UdSSR keine militärische 
Notwendigkeit, in den Krieg ein- 
zutreten. 


Und während dieses Zeitraums 
fand jemand im amerikanischen 
Außenministerium einen Vor- 
wand, um Stalins transsibiri- 
schen Streitkräften doppelt so- 
viel Kriegsmaterial zu liefern, als 
Amerika Tschiang in den ganzen 
vier Jahren seines Kampfes als 
Verbündeter der USA zukom- 
men ließ. 


Die USA halten 
zu den Roten 


Unter Verwendung von ameri- 


kanischen Waffen und Nach- 
schub eroberte Stalins Armee 
die ganze Mandschurei, plünder- 
te sie um Industrieausrüstung im 
Werte von annähernd zwei Mil- 


Jetzt mußten die Vereinigten 
Staaten alle ihre Streitkräfte aus 
China abziehen, um Mao freie 
Hand zu lassen. Das geschah 
auch. Als nächsten Schritt muß- 
te Tschiang vom amerikanischen 
Nachschub abgeschnitten wer- 
den. Und riesige Mengen an mi- 
litärischem Gerät, das auf sei- 
nem Wege zu Tschiang schon bis 
Indien gekommen war, wurden 
nach dem Sieg über Japan ver- 
nichtet. General George C. 
Marshall verhängte ein zehnmo- 
natiges Embargo sogar auf den 
Verkauf von Waffen und Ersatz- 
teilen an National-China, und 


Der ehemalige amerikanische 
Senator Barry Goldwater war 
während seiner Amtszeit ein 
leidenschaftlicher Fürspre- 
cher Chinas. 


US-General George C. Marshall (Mitte) war Trumans Sonderbot- 


schafter für China. Auch er sprach von den Kommunisten als 


»Landreformer«. 


liarden Dollar aus und lieferte 
die Provinz dann als Operations- 
basis an Mao aus. 


das alles zur gleichen Zeit als die 
Sowjets die ganzen ungeheuer 
großen - japanischen Heeresre- 


;. 
| 
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serven, die in der Mandschurei 


- gelagert worden waren, an Mao 


auslieferten. 


Dann wurden die Vereinigten . 


Staaten dazu überredet, eine 
neutrale Stellung zu beziehen, 
anstatt Tschiang zu unterstüt- 
zen. Letztendlich vertrieb Mao 
natürlich Tschiang vom chinesi- 
schen Festland auf die Insel For- 
mosa, die jetzt als Taiwan be- 
kannt ist. 


In einem Artikel mit der Über- 
schrift »What Americans Don’t 
Know About Asia« (»Was die 
Amerikaner über Asien nicht 
wissen«) in der Zeitschrift »Life« 
vom 4. Juni 1951 schreibt der 
Gewinner des Pulitzer-Preises, 
James Michener: 


»Um die Größe unseres Verlu-. 


stes (von China) ermessen zu 
können, muß man Formosa be- 
suchen. Diese Insel ist heute der 
helle Punkt von Asien. Die na- 
tionale Regierung, durch die Ka- 
tastrophe auf dem Festland bis 
ins Mark erschüttert, ist durch 
die Züchtigung der Niederlage 
erstaunlich gereift. 


-Die Kommunisten 


sind überall 


Sie hat ein aufgeklärtes Gemein- 
wesen errichtet. Nirgendwo in 
Asien wird das Nahrungsmittel- 
problem gerechter gehandhabt. 
Nirgendwo werden Justiz, die Si- 
cherheit des einzelnen und das 
Eigentum - jene universalen 
Maßstäbe einer guten Regierung 
- so geachtet und abgesichert 
wie dort. Der Amerikaner kann 
dieses Land nicht besuchen, oh- 
ne von Wehmut erfüllt zu wer- 


.den. Dies hätte das China von 
‚heute sein können.« 


Die Briten haben auch ein kur- 
zes Gedächtnis. Vor der Jahr- 
hundertwende wird die That- 
cher-Regierung Hongkong den 
Kommunisten ausliefern. Sie ha- 
ben anscheinend vergessen, wie 
es 1949 war. 


»Sie mußten am Eingang zu ih- 
rem ehemaligen Imperium sit- 
zend ihr bescheidenes Brot aus 
der Hand der Kommunisten es- 
sen«, schreibt Mary L. Knight in 
»Red Blight«. Ihre Investitionen 
von 1,2 Milliarden Dollar, der 
Schlüssel zu dem, was ihnen von 
ihrem Empire im Fernen Osten 
verblieb, standen auf dem Spiel. 


 zwungen, 


Unmittelbar nach der kommuni- 
stischen Machtübernahme 
schrieb ein britischer Korrespon- 
dent aus Hongkong: 


»Die Stadt ist mit Flüchtlingen, 
Chinesen, Briten und Amerika- 
nern überfüllt. Alles ist furcht- 
bar teuer hier. Bevor man ein 
Zimmer mieten kann, muß man 
sage und schreibe 3000 Hong- 
kong-Dollar als Anzahlung hin- 
terlegen, und auch alles andere 
ist unwahrscheinlich teuer. Es ist 
schrecklich heiß, es gibt nur we- 
nige Parks oder Plätze unter frei- 
em Himmel, wo man sich nie- 
dersetzen kann, und fast nir- 
gendwo kann man essen. 


Die Kommunisten sind überall. 
Sie haben die meisten Buchlä- 
den geschlossen, abgesehen von 
denen, die von Kommunisten 
betrieben werden, und darin ist 
natürlich nichts zu haben außer 
Bücher und Zeitschriften über 
den Kommunismus. Sogar die 
englischen Geschäfte werden ge- 
Parteiliteratur zu 
führen. 


Es war unmöglich, einen Arzt zu 
bekommen, als meine Frau 
krank war, da die Kommunisten 
nur britischen Arzten eine Li- 
zenz zur Ausübung ihres Berufes 
erteilen, und .diese sind so mit 
der Versorgung sowohl von Chi- 
nesen als auch von Ausländern 
überlastet, daß sie erschöpft 
sind. 


Washington setzt wie 
immer auf die rote Karte 


Bei einer derartigen Überfüllung 
sind, wie man sich vorstellen 


kann, viele krank. Ich wünschte, - 


ich könnte meine Familie nach 
Hause schicken, aber das ist un- 
möglich. Es dauert viele Wo- 
chen oder Monate, bevor man 
eine Reservierung bekommt. 
Wir sitzen einfach in der Falle.« 


John T. Flynn führt in seinem 
Buch »While You Slept« (»Als 


Sie schliefen«) aus: »Der einzige _ 


Unterschied zwischen dem Krieg 
(der UdSSR) gegen China und 
dessen Krieg gegen Korea be- 
stand darin, daß wir die Südko- 
reaner mit Waffen und Nach- 
schub versorgten, um den Kom- 
munismus zu bekämpfen, wäh- 
rend wir in China, so unglaub- 
lich das klingen mag, der chine- 
sischen Regierung (Tschiang 
Kai-schek) sagten, das zu tun, 


was die Sowjets wollten, nämlich 


sich mit den Kommunisten zu 
vereinigen. Als Tschiang Kai- 
schek sich weigerte, dies zu tun, 
haben wir ihn entwaffnet.« 


Die »New York Times« (22. 
April 1940) druckte eine Depe- 
sche aus China ab, aus der her- 
vorging, daß sowjetische Last- 
kraftwagen-Fahrer in Sinkiang 


Landkarten von China, wie die, 


Sowjets es planten, verteilt ha- 
ben. Eine punktierte Linie deu- 


.tete die vorgeschlagenen Gren- 


zen zwischen Sibirien und China 
an. Auf sowjetischer Seite be- 
fand sich der größte Teil von 
Sinkiang, die ganze Mongolei 
und Teile der Inneren Mongolei. 


Die Mandschurei gehörte nicht 
dazu, weil die UdSSR ein Bünd- 
nis mit Japan und die Mandschu- 
rei bereits als japanisches Besitz- 
tum anerkannt hatte. 


Keine Hilfe für das 
Tschiang-Regime 


Frederick Vanderbilt Field 
schrieb auf dem Schreibpapier 
des Institute for Pacific Rela- 


‚tions einen scharfen Brief an die 


»Times«, in dem dieser Bericht 
als »ungeschickte Fälschung« ge- 
brandmarkt wurde, und die 
kommunistische »New Masses« 
fügte ihre Verdammung hinzu. 
Die Geschichte machte beide zu 
Lügnern. 


Ein Beobachter in Hongkong 
nannte Mao und seine Anhänger 
1946 Kommunisten. . General 
George Marshall sagte:. »Ma- 


“chen Sie sich nicht lächerlich. 


Diese Burschen sind bloß altmo- 
dische Landwirtschaftsre- 
former.« 


Es sei dahingestellt, ob der ame- 
rikanische General wirklich so 
dumm war. Das war die offiziel- 
le Haltung des US-Außenmini- 
steriums im Jahre 1946. General 
Albert C. Wedemeyer, Verfas- 
ser des berühmten »Wedemeyer 
Report«,.wurde 1947 nach China 
entsandt, um die dortige Lage zu 


erkunden. In seinem Bericht an. 


US-Präsident Harry Truman 
stellte er fest, daß, obwohl es in 
der Tschiang-Regierung Korrup- 
tion gebe, die Kommunisten 
schlimmer seien, und gewisse 
strategische Luft- und Marine- 
stützpunkte seien für die ameri- 
kanischen Interessen . lebens- 


wichtig. Er rief zu einer umfang- _ | 


reichen Hilfe für Tschiang auf. 


Aber die Truman-Regierung 
sorgte dafür, daß die Hilfe an 
Tschiang eingestellt wurde. Je- 
doch wegen der Proteste aus 
dem amerikanischen Kongreß, 
vor allem der Abgeordneten 
Walter Judd und John Vorys im 
Dezember 1947, wurden die chi- 
nesischen Streitkräfte Tschiangs 
in ein einstweiliges Hilfsgesetz 
zum Empfang von 18 Millionen 
Dollar an Hilfeleistungen einbe- 
zogen. Dann, Anfang 1948, soll- 
te das Tschiang-Regime etwa 
275 Millionen Dollar an Wirt- 
schaftshilfe und 125 Millionen 
Dollar an Militärhilfe erhalten. 


Amerika gibt den Roten 
freie Bahn 


Man kann darüber streiten, ob 
Tschiang diese Hilfe jemals er- 
hielt oder nicht. Aber selbst 
wenn sie angekommen ist, dann 
war das zu wenig und zu spät. 


In einem vom US-Außenmini- 
sterium am 5. August 1949 her- 
ausgegebenen Weißbuch be- 
hauptete Dean Acheson, daß 
das »unheilvolle Ergebnis« des 
chinesischen Bürgerkriegs durch 
»interne chinesische Kräfte« ver- 
ursacht wurde und daher außer- 
halb des Einflusses der Ameri- 
kaner stand. 


Die Vereinigten Staaten hätten 
keine Wahl gehabt, da sie keine 
»Intervention auf breiter Basis 
für eine Regierung, die das Ver- 
trauen ihrer eigenen Truppen 
und ihres eigenen Volkes verlo- 
ren hatte«, riskieren wollte. U) 


Kuba 


Castro will 
Drogen- 


handel 
unterbinden 


Martin Mann 


Der kubanische kommunistische Diktator Fidel Castro, der von einer 
Flut von Schwierigkeiten überschwemmt wird, hat einen Privatbot- 
schafter zum amerikanischen Präsidenten George Bush geschickt mit 
dem Angebot, »den illegalen Drogenhandel zu beenden«, wenn die 
Vereinigten Staaten das Embargo aufheben, das Kubas Wirtschaft 


seit Jahren lähmt. 


Wie aus Geheimdienstkreisen in 
Florida und aus amerikanischen 
Regierungskreisen verlautet, hat 
eine geheime Kontaktaufnahme 
zwischen George Bush und Fidel 
Castro stattgefunden. Obwohl 
sich das Weiße Haus über Ca- 
stros Vorschlag in Stillschweigen 
hüllt, werden Einzelheiten dar- 
über durch amerikanische Ge- 
heimdienstagenten bekannt, die 
einen hochstehenden ‚Überläufer 
des kubanischen Militärs verhör- 
ten, der in einem Kleinflugzeug 
von Kuba nach Florida geflohen 
ist. 


Verhaftung altgedienter 
kubanischer Militärs 


Er entfloh einer plötzlichen Säu- 
berung, die mit der Verhaftung 
von altgedienten kubanischen 
Heerführern begann und sich 
schnell-auf deren Untergebenen 
ausdehnte. 


Im Zuge dieser Aktion wurde 
auch General Arnaldo Ochoa 
Sanchez eingesperft, der höchst- 
ausgezeichnete Kampftruppen- 
führer, der als Nationalheld 
angesehen wird, seitdem er in ei- 
ner Reihe von weit auseinander- 
liegenden Unruheherden von 
Athiopien und Angola bis Nica- 
ragua Kommandeur der kubani- 
schen Expeditionsstreitkräfte 
war. 


Ochoa, der zum stellvertreten- 
den Verteidigungsminister Ku- 
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bas aufgerückt war und an der 
Spitze der kubanischen Militär- 
führung stand, wurde im Juni er- 
griffen und wegen illigalen Dro- 
genhandels angeklagt. Zwei Wo- 
chen später wurde er in einem 
dramatischen Schauprozeß vor 


einem »Ehrengericht« aus 47 hö- 


heren Kommandeuren degra- 
diert und dazu verurteilt, sich 
wegen Verrats vor einem Kriegs- 
gericht zu verantworten. 


Aber obwohl Zollfahnder in Flo- 
rida bestätigen, daß Kuba in den 
letzten Jahren zu einem häufig 
benutzten Umschlagplatz für 
Drogenschmuggler geworden 
ist, sagen Experten des Geheim- 
dienstes, daß sie daran zweifeln, 
daß Ochoa die Schuld trägt - 
oder sogar, daß dies der wahre 
Grund für seine Verhaftung war. 


»Castro hängt wirtschaftlich in 


' den Seilen«, sagt Agustin Alles, 


ein  kubanisch-amerikanischer 
Zeitungsmann, der Direktor von 
»WCMO News«, des führenden 
Rundfunkzentrums spanischer 
Sprache in Miami, ist. 


»Seine »Revolution« liegt tot im 
Wasser. Seine Wirtschaftsfelle 
sind ihm davongeschwommen. 
Er mußte sich bislang mit Hilfe- 
leistungen und Aufmunterungen 
aus der Sowjetunion über Was- 
ser halten, aber jetzt läuft das 
auch aus. Die Kubaner haben 
lange in schwelender Unzufrie- 
denheit gelebt, doch jetzt seiht 
sich Castro einem aufflackern- 


“ den Widerstand gegenüber.« 


Die Abneigung hat sich höchst 
gefährlich ausgebreitet, sagen 
Beobachter des Geheimdien- 
stes, darunter kubanische Offi- 
ziere, die außer Landes ge- 
schickt wurden, um Seite an Sei- 
te mit und oft unter sowjetischen 
Kommandeuren zu dienen. 


Auf Kollision mit 
Kremiboß Gorbatschow 


»Seit den sechziger Jahren ent- 
sandte Castro seine besten Offi- 
ziere zur Ausbildung im Feld- 
dienst auf Kommandostellen«, 
erklärte Alles. »General Ochoa 
zum Beispiel stieg nach dem 
Durchlaufen einer Reihe von so- 
wjetischen Schulen, darunter die 
berühmte Militärakademie 
Frunze, bis an die Spitze hoch. 
Und jetzt, wo Castro und So- 
wjet-Boß Gorbatschow auf poli- 
tischen Kollisionskurs gegangen 
sind, stellen diese Männer ein 
Problem dar. Viele von ihnen 
steuern den sowjetischen Kurs 
und es gefällt ihnen, was Gor- 
batschow sagt. Castro aber haßt 
es.« 


Zusammen mit Nordkoreas Kim 
Il Sung gilt der kubanische Dik- 
tator als einer der letzten überle- 
benden Stalinisten im Sowjet- 
block. »Er ist ein Kommunist 
des kalten Krieges, der öffent- 
lich gegen die sogenannte Libe- 
ralisierungswelle opponiert - 
und sie privat fürchtet -, die die 
Sowjetunion und ihre europäi- 
schen Satelliten überflutet hat«, 
sagte Henry Gonzales, der vor 
seiner Pensionierung im Jahre 
1987 länger als ein Jahrzehnt als 
Schreibtischoffizier für kubani- 
sche Angelegenheiten im ameri- 
kanischn Außenministerium 
gedient hatte. 


»Obwohl der Kommunismus in 
der ganzen Welt tot sein mag, 
Castro möchte ihn in Kuba am 


Leben erhalten. Das ist ein ris-. 


kantes und kostspieliges Vor- 
haben.« 


Washington soll 
Hilfe leisten 


Castro versucht nun mit den Ge- 
fahren seiner Isolation fertig zu 
werden, indem er Ochoa und 
seine Verbündeten, die als 
Volkshelden für eine pro-sowje- 
tische Abweichung von Castros 
hartem Kurs sind und die als 
Kommandeure des Militärs für 
seine Diktatur eine dreifache 


Gefahr 
läßt. 


darstellen, beseitigen 


In der Erkenntnis, daß die Säu- 
berung von Generalen zu weite- 


. ren Einschnitten in der von Gor- 


batschow gewährten Hilfe füh- 
ren könnte, hat Castro einen 
kühnen Schritt unternommen: 
Er appellierte an Bush, ihm 
durch Sicherungsleistungen aus 
seinen Schwierigkeiten heraus- 
zuhelfen, und bot ihm als Ge- 
genleistung die einzige Sache an, 
die einen Drogenkrieg führen- 
den amerikanischen Präsidenten 
zu interessieren scheint - ein En- 
de des illegalen Drogenhandels 
in der Karibik. 


»Es ist nicht so wild, wie es aus- 
sieht. Jeder andere — diebische 
Banker, abgesägte tropische Po- 
litiker -— bekommt seine »Bail- 
outs< von Bush. Warum nicht 
Castro?« kommentierte Alles. 
»Natürlich sind die meisten von 
uns, die aus Kuba kommen, ge- 
gen solch einen Handel. Aber 
unsere Ansichten haben in den 
letzten Jahren in Washington 
kaum ein offenes Ohr ge- 
funden.« . 


Kenntnisreiche US-Regierungs- 
beamte teilen die Einschätzung. 
»Castro behauptet, daß die Säu- 
berung unter seinen Generalen 
Teil einer Razzia auf Drogen 
ist«, bemerkte Patrick O’Brian, 
Chef der Zollvollstreckung in 
Florida. 


»Aber unsere Radarvisiere zei- 
gen uns, daß Kokainflüge durch 
Kuba im gleichen Rhythmus 


. weitergehen — mindestens ein 


Dutzend pro Woche. Wenn er 
den wirklichen Leiter des illega- 
len Drogenhandels hinter Git- 
tern sehen möchte, dann muß 
Castro sich schon selbst stellen.« 


Kuba 


Washington 
prüft Castros 
Angebot 


Martin Mann 


Die Regierung von US-Präsident George Bush hat die Öffentlichkeit 


bislang noch nicht von Fidel Castros Angebot unterrichtet, den Dro- . 


- genschmuggel in der Karibik im Austausch für eine Beendigung des 


amerikanischen Handelsembargos 


Regime in Kuba zu »beenden«. 


.. Aber hinter den Kulissen der 
‚ amerikanischen Regierung in 
Washington hat der Vorschlag 
unter den Beamten der Drogen- 
bekämpfungsbehörde eine Dis- 
kussion ausgelöst, von denen 
viele dahingehend argumentie- 
ren, daß die Vereinigten Staaten 
die Beweismittel in ihren gehei- 
men Akten verwenden sollten, 
um Castro als kriminellen »Dro- 
gen-Strolch« unter Anklage zu 
stellen, anstatt ein Abkommen 
mit ihm zu treffen. 


Wenn nötig mit Kanonen- 
und Raketenfeuer 


In einer durch einen Kurier im 
Weißen Haus zugestellten Ge- 
heimbotschaft gab Castro zu, 
daß das kolumbianische Kokain- 
kartell mindestens sechs Tonnen 
Drogen über Kuba in die Verei- 
nigten Staaten versandt hat. 


Hohe kubanische Militärs waren 
in diese Verbrechen verwickelt. 
Einige von ihnen erhielten 1200 


Dollar für jedes durch Kuba ge-. 


leitete Kilogramm Kokain, teilte 
Castro nach Informationen aus 
amerikanischen Regierungskrei- 
sen mit, die mit den Einzelheiten 
seiner Botschaft an den US-Prä- 
sidenten vertraut sind. 


Um die Dinge zu bereinigen, bot 
Castro wie berichtet an, den 
Schmuggelverkehr in der Kari- 
bik, »wenn nötig mit Kanonen- 
und Raketenfeuer« zu beenden. 
US-Zollfahnder sagten, sie seien 
von der Aussicht auf eine Razzia 
auf »Koks und Rauch« durch 
Castro »fasziniert«. 


gegen das kommunistische 


»Wenn die Kubaner mit scharfer 
Munition das Feuer auf Drogen- 
schnellboote und Flugzeuge 
eröffnen, dann wird es im karibi- 
schen Schmuggelverkehr drama- 
tische Veränderungen geben«, 
sagte der langjährige Zollfahn- 
der Benito Alvarez. »Aber dies 
wird den Drogenhandel nicht 
beenden, es wird lediglich zu ei- 
ner Neugliederung der Drogen- 
kanäle kommen. 


Wie üblich, verspricht Castro 
vie] mehr, als er halten kann - 
oder zu halten beabsichtigt.« 


Andere erfahrene Veteranen 
der amerikanischen Bundesdro- 
genfähndung stimmten mit die- 
ser Ansicht überein. Mit fast ein- 
heitlicher Stimme warnten sie 
dagegen, »zuviel Vertrauen in 
das zu legen, was Castro sagt«, 
wie ein regionaler Koordinator 
der Drug Enforcement Admini- 
stration (DEA) - Drogengesetz- 
Vollstreckungsbehörde - es aus- 
drückte. 


Castro leitete selbst 
den Drogenschmuggel 


»In den letzten Jahren hat sich 
Kuba in eine aktive Umschlag- 
stelle für immer zahlreicher wer- 
dende Kokainsendungen aus 
Kolumbien entwickelt«, sagte 
Patrick O’Brian, Direktor der 
Drogengesetzvollstreckung für 
die US-Zollbehörden in Florida. 
»Diese » Schmuggelsendungen 
sind zum Teil wegen der Unter- 
stützung, die sie von den bewaff- 
neten Streitkräften Kubas  be- 
kommen, nach USA durchge- 


kommen. Es besteht keine Frage 
- wir haben sowohl menschliche 
wie. elektronische Nachrichten, 
um dies zu beweisen -, daß Ca- 
stro selbst diese Untergrundope- 
rationen leitet.« 


Nach der Ansicht von Experten, 
die seit langem Zugang zu den 


Akten der Drogengesetzvoll- 


streckung haben, ist die Anklage 
der US-Regierung gegen Castro 
jetzt stark genug, um eine Straf- 
anzeige wegen illegalen Drogen- 
handels gegen ihn zu erheben. 


Zu den Beweismitteln gehören: 


Die beiden Untersuchungs- 
schwurgerichte, die im vergan- 
genen Jahr in Miami und Tampa 
öffentliche Anklage gegen den 
panamesischen General Manuel 
Antonio Noriega erhoben und 
die auch eine Beweisaufnahme 
durchführten, die darauf schlie- 
Ben ließ, daß Castro in einige 
der gleichen Verbrechen still- 
schweigend verwickelt war. Das 
amerikanische Außenministe- 
rium schaltete sich jedoch ein 
und überredete das Justizmini- 
sterium, den Fall Castro zu den 
Akten zu legen. 


Vor einem Bundesrichter sagten 
Reinaldo Ruiz und sein Sohn 
Ruben, beide Kokain-Groß- 
händler aus Miami, im März aus 
und berichteten darüber, wie sie 


“ ihre Drogen mit Unterstützung 


von kubanischen Beamten, die 
MIG-Jäger-Begleitflüge für her- 
einkommende kolumbianische 
Drogenflugzeuge und Marine- 
einheiten, ausgerüstet mit Lang- 
strecken-Radargeräten, um die 
Schnellboote der Schmuggler 
nach Florida zu geleiten, organi- 
sierten. 


Drogen flossenin die USA, 
dafür Waren nach Kuba 


Ein Geheimagent der DEA, der 
mit dem kolumbianischen Ko- 
kainkartell zusammenarbeitete, 
gab den amerikanischen Behör- 
den eine detaillierte Beschrei- 
bung der von den Drogen-Groß- 
händlern, die ihre illegale Ware 
durch Kuba schleusten, benutz- 
ten Schmugglerrouten. 


Castro und seine Spitzengehilfen 
»haben sich die ungesetzliche 
Mentalität von Schmugglern vor 
mehr als 20 Jahren angeeignet«, 
heißt es in einem Kommentar- 
blatt, das diesem Agentenbe- 
richt beigefügt war. 


Die emsigen Kanäle für Schmug- 
gelwaren, die Florida und Kuba 
miteinander verbinden, reichen 
bis in die sechziger Jahre zurück, 
als sich das Castro-Regime dem 
Schmuggel zuwandte, um das 
lähmende US-Handelsembargo 
zu umgehen. In den achtziger 
Jahren wurde dieser versteckte 
Handelsverkehr zweiseitig, das 
heißt, Drogen sickerten durch 
Kuba in die Vereinigten Staaten 
und amerikanische Waren flos- 
sen über die Rückroute, heißt es 
in dem Memorandum des ameri- 
kanischen Justizministeriums. 


Schon 1982 wurde durch ein Un- 
tersuchungsgeschworenenge- 
richt des Bundes gegen Admiral 
Aldo Santamaria, der damals als 
Oberkommandeur der kubani- 
schen Marine diente, öffentliche 
Anklage erhoben, weil er dem 
kolumbianischen Kokainkartell 
»Beihilfe« geleistet haben soll. 


Castro ist nur ein 
roter Noriega 


Seit dieser Zeit, versichern Dro- 
genfahnder im Außendienst, 
zeigt das wachsende Beweisma- 
terial gegen Castro, daß er »nur 
ein roter Noriega« ist — das heißt 
nicht weniger ein illegaler Dro- 
genhändler als Panamas widerli- 
cher Diktator, wie sich ein Zoll- 


fahnder ausdrückte. 


Der Konsensus unter den altge- 
dienten amerikanischen Drogen- 
gesetzvollstreckungs-Experten -— 
die - Kampftruppen des soge- 
nannten »Kriegs gegen die Dro- 
gen« - lautet dahingehend, daß 
Castro sich keine Abmachungen 
oder Sonderbehandlungen ver- 
dient hat. 


»Castros Angebot scheint ver- 
lockend, aber am Ende wird er 
alle Lorbeeren ernten«, sagte 
ein Mitarbeiter der DEA, der 
seinen Dienstsitz in Miami hat. 
»Wenn wir seine Zusammenar- 
beit akzeptieren, verlieren wir 
die Chance, ihn als gewöhnli- 
chen Verbrecher öffentlich an- 
zuklagen — was der einzig wirk- 
same Schlag wäre, der ihn von 
seinen schwankenden Verbün- 
deten des Sowjetblocks trennen 
könnte.« 


ee — 


Revisionismus 


Die _ 


Unwahrheiten 
der US- 


Presse 


Alec de Montmorency 


Es ist dunkles Kapitel in der Geschichte der »New Yorks Times« und 
der anderen großen Medien in den Vereinigten Staaten, die systema- 
tisch das amerikanische Volk im Jahr 1941 über bedeutsame politi- 
sche Vorkommnisse falsch informiert haben. Wenn sie nicht sozusa- 
gen gelogen hätten, dann wären vielleicht Millionen Menschen vor 
dem Tod während des Zweiten Weltkrieges gerettet worden. 


Die Grundlagen dieser Lügen 
war die Darstellung des sowjeti- 
schen Diktators Josef Stalin 
durch die »New York Times«. 
Diese amerikanische Zeitung 
machte aus dem sowjetischen 
Diktator einen Helden. Inzwi- 
schen sehen sogar die Kommuni- 
sten in Stalin einen der blutrün- 
stigsten Gewaltherrscher, den 
die Welt jemals gekannt hat. 


Alle Abhandlungen 
haben Lücken 


. Es gibt gelehrte Abhandlungen 
über den deutschen Feldzug ge- 
gen die Sowjetunion im Jahr 
1941, die bis zur letzten Einzel- 
heit dokumentiert sind, in denen 
Adolf Hitlers und Stalins Pläne 
und Strategien genau dargelegt 
werden. Aber sie haben alle eine 
große Lücke: Was genau ist ge- 
schehen, nachdem Hitler Stalin 
am 22. Juni 1941 angegriffen 
hatte? Was geschah an den dar- 
auffolgenden Tagen? 


Die Historiker des Establish- 
ments sind sich einig, indem sie 
in ihren Abhandlungen weit und 
breit die Strategie der verbrann- 
ten Erde und deren Ursprung im 
Kampf Alexander I. gegen Na- 
poleon im Jahr 1812, mit den da- 
hinterstehenden Philosophen, 
die bis zu Dschingis Khans Ein- 
fall in Europa im späten Mittel- 
alter zurückgehen, beschreiben. 


Aber die Lücke bleibt und 
taucht auch wieder in den neue- 
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Stalin ko 


nnte die Kampfkraft der Roten Armee nur steigern, 


Wilna in Litauen. Er verließ die 
Festlichkeiten heimlich und 
schloß sich für den Rest des 
Abends mit Prinz Peter Wol- 
konsky und Admiral Schiskow, 
seinem Mentor, der später Präsi- 
dent der Akademie der Wissen- 
schaften war, ein. 


Am nächsten Morgen sandte der 
Zar einen »Klich« (kaiserlichen 
Befehl) an Ataman Platow und 
die anderen Kosakenhäuptlinge, 
nach Norden zu reiten und Na- 
poleons Nachschubverbindun- 
gen abzuschneiden. Es wurde 
gleichzeitig 'befohlen, sich nie- 
mals mit Napoleons Streitkräf- 
ten in eine längere Schlacht ein- 
zulassen. Der Befehl lautete: 
Überraschungsschlag und dann 
verschwinden. 


Er wandte sich dann an die hohe 
Synode der Orthodoxen. Kirche 
in Moskau und teilte den ver- 
sammelten Prälaten mit, daß er 


indem er vom »Vaterländischen Krieg« sprach und alte Zaren- 


traditionen wieder erweckte. 


sten Nachschlagewerken auf, die 
in der westlichen Welt veröffent- 
licht werden und zur Verwen- 
dung an Schulen und Universitä- 
ten zugelassen sind. 


Wir wollen mit dem Anfang be- 
ginnnen: Als am 25. Juni 1812 
die Nachricht von Napoleons 
Einfall in das russische Reich 
eintraf, befand sich Alexander I. 
in einem Ballsaal in Zakret, dem 
Familiensitz des. General Ben- 
ningsen im Vorortgebiet von 


bis zum bitteren Ende kämpfen 
und solange keinen Pakt mit Na- 
poleon schließen wolle, bis alle 
feindlichen Streitkräfte aus Ruß- 
land vertrieben worden seien. 


Die Politik der 
verbrannten Erde 


Marschall Barclay of Tolly, 
Nachkomme eines schottischen 


Edelmannes aus dem 17. Jahr-' 


hundert, des Laird (Lord) von 
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Tolly, der während des Dreißig-' 
jährigen Krieges in die Dienste 
von Gustavus Adolphus (Gustaf 
II.) von Schweden getreten war, - 
der 1812 Oberkommandierender 
der russischen Armee war, er- 
hielt die Zustimmung zur Politik 
der »verbrannten Erde«, die er 
für den Fall eines Ansturms Na- 
poleons vorgeschlagen hatte. 


Die Gemeinden hörten, wie ihre 
Priester Napoleon als Antichri- 
sten verdammten. Platow und 
seine Kosaken kamen herbeige- 
ritten, und das war das Ende von 
Napoelons Vorstoß nach Ruß- 
land hinein. 


Josef Stalin, der blutrünstig- 
ste Gewaltherrscher, den die 
Welt jemals gekannt hat, wur- 
de in den US-Medien als Held 
dargestellt. 


Zwei Jahre später kampierten 
die Kosaken auf den Champs 
Elysees und führten ein neues 
Wort in die französische Sprache 
ein: »Bistro«, was auf russisch 
»schnell« heißt, was aber auf 
französisch als Bezeichnung für 
den Ort übernommen wurde, wo 
man an der Bar trinken kann. 
Vorher saß man in den französi- 
schen Kneipen an einem Tisch 
und wurde bedient. 


Doch jetzt kam es immer wieder 
vor, daß ein Kosaken-Reiter 
hereinstürmte, eine kleine Sil- 
bermünze auf die Theke warf 
und sofort bedient werden muß- 
te, weil seine Kameraden drau- 
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ßen warteten, bis sie an der Rei- 
he waren. 


Der »Große 
Vaterländische Krieg« 


Stalin hatte den Präzedenzfall 
Napoleon aufmerksam studiert, 
als er Hitlers Angriff voraussah, 
besonders nach dem Zusammen- 
bruch Frankreichs. 


Er hatte zuviel Ol und Olpro- 
dukte nach Deutschland gelie- 
fert, und Hitler verbrauchte nur 
einen geringen Teil davon bei 
seinen Luftangriffen auf Eng- 
land - dies ließen zumindest die 
in England während des Winters 
1940-41 abgehörten Rundfunk- 


‘ sendungen aus Moskau durch- 


blicken, in denen den Briten ge- 
sagt wurde, daß sie mit weit grö- 
ßeren Einsätzen der Luftwaffe 
zu rechnen hätten - und das ge- 
nau zu dem Zeitpunkt, als diese 
allmählich nachließen. 


Die russischen Soldaten lie- 
fen in Scharen zu den Deut- 
schen über. Sie wurden dann 
in eigenen Verbänden zusam- 
mengestellt. 


Es gab scheinbar keine Ähnlich- 
keiten zwischen Stalin und Alex- 


‚ander. Der Zar war ein langbei- 


niger, athletischer Mann von 
heller Hautfarbe und mit einem 
statuenhaften Gesichtsausdruck. 
Stalin war körperlich gesehen 
das, was die Körper-Anthropo- 
logen einen Armenoid nennen. 
Er war kurzbeinig und behaart, 
mit einem kantigen Gesichtsaus- 
druck und einer verkrüppelten 
rechten Hand. 


Stalin wies jedoch eine Ahnlich- 
keit mit Napoleon auf; nicht ge- 
rade die Tatsache, daß beide 
kurzbeinig waren. Die Ähnlich- 
keit besteht darin, daß er ebenso 
wie Napoleon einen nervösen 
Magen hatte. Das hatte einen 
bestimmten Einfluß auf die Er- 
eignisse nach der deutschen In- 
vasion. 


Als die Nachricht, daß Hitler auf 
dem Vormarsch war, in Moskau 
eintraf, hatte Stalin einen Ner- 
venanfall mit ernsthaften Ma- 
gen- und Darmbeschwerden, die 
ihn für über eine Woche außer 


Gefecht setzten. Als er wieder 
einsatzfähig war, schickte er sich 
an, die Taktik des Zaren anzu- 
wenden und sie noch zu verbes- 
sern. 


Während Alexander I. vor die 
Russisch-Orthodoxe Synode ge- 
gangen war, um diese über seine 


Absichten zu unterrichten, ließ 
sich Stalin bei dem Patriarchen 
von Moskau selbst und den Erz- 
bischöfen von Nowgorod und 
Kiew aus und veranlaßte sie zu 
erklären, daß sein Feldzug gegen 
Hitler der »Große« Vaterländi- 
sche Krieg sei, wobei er Alexan- 
ders Bezeichnung »Vaterländi- 
scher Krieg« noch übertraf. 


Der Erfolg blieb hinter seinen 
Erwartungen zurück. Die mei- 
sten Russen ließen sich nicht von 
dem beeindrucken, was sie als 
opportunistische Clownereien 
betrachteten. 


Die Deutschen wurden als 
Befreier empfangen 


Zum einen sah dieses plötzliche 
religiöse Gehabe nach Jahrzehn- 
ten der Kirchenverfolgung und 
nach der Plünderung der Kir- 
chen in der UdSSR und in den 


Ländern, die unter die sowjeti- 
sche Herrschaft fielen, wie fin- 
stere Verdrehungen eines 
Heuchlers aus, die alles andere 
als lachhaft waren. 


Und so erhielt der »Führer der 
Völker« als Antwort so etwas 
wie’einen Verachtungsschnalzer. 


ie 


Überall wurden die deutschen 
Streitkräfte als Befreier empfan- 
gen, und die Soldaten der Roten 
Armee liefen massenweise über. 
In der Tat liefen ganze Einheiten 
bei der ersten Gelegenheit zu 
den Deutschen über, ohne auch 
nur einen Schuß aus ihren Ge- 
wehren abgefeuert zu haben. 


Aber das war für Stalins großen 
Verbündeten, Franklin Delano 
Roosevelt und dessen Mann- 
schaft, zu viel, und deshalb er- 
schien kein einziges Wort dar- 
über in den großen metropolita- 
nischen Zeitungen in den Verei- 
nigten Staaten — oder ist jetzt in 
den Geschichtsbüchern und Ab- 
handlungen über die Geschich- 
te, die heute von den Universitä- 
ten und steuerfreien Stiftungen 
benutzt werden, zu lesen. 


Der Grund dafür ist natürlich 
darin zu sehen, daß alle diese 
Institutionen von nicht gewähl- 
ten Beamten gesteuert werden, 
die immer noch unter dem Sy- 
stem des News Management 
(Beherrschung des Nachrichten- 
wesens) arbeiten, das in den 
USA seit den Tagen von Roose- 
velt besteht. 


Aber wie funktioniert dieses Sy- 
stem unter dem berühmten ame- 
rikanischen »Recht zu wissen«? 
Auf verschiedene Art und 
Weise. 


Nachrichten werden aus 
den Zeitungen 
herausgehalten 


Dies ist ein Weg, der eingeschla- 
gen wurde, um unter dem stol- 
zen Motto »Alle Nachrichten, 
die sich dazu eignen, abgedruckt 
zu werden«, die unliebsamen 
Nachrichten aus den Spalten der 
»New York Times« herauszu- 
halten. 


George Axelsson, der 1941 Kor- 
respondent der »New York Ti- 
mes« in Berlin war, erhielt die 
Genehmigung, selbst nachzufor- 
schen. »Ax«, wie ihn seine Kol- 
legen nannten, bevor er 1936 zur 
»New York Times« stieß, hatte 
an der Riviera gelebt, wo er von 
einer Freundin Russisch lernte. 
Und so mischte er sich unter 
Tausende von russischen Kriegs- 
gefangenen, die auf einem gro- 
Ben Acker in Bialystok versam- 
melt waren, und interviewte sie 
einen nach dem anderen. 


Revisionismus 
Die 
Unwahrheiten 


der US- 
Presse 


Die Story, die er an die »New 
York Times« kabelte, war sensa- 
tionell. Sie besagte, daß die Ge- 
fangenen die Gelegenheit, die 
sich ihnen durch den deutschen 
Angriff bot, benutzt hätten, 
überzulaufen und sich Stalins 
Feinden anzuschließen, um ihr 
»Rodina« (Vaterland) aus den 
Klauen der Bolschewisten zu be- 
freien. 


Es war ein Exklusiv-Bericht, der 
auf persönlichen Gesprächen 
mit den Hauptbeteiligten beruh- 
te, und nicht nur die Depesche 
eines Korrespondenten, der, oh- 
ne auch nur ein Wort Russisch 
zu verstehen, lediglich eine Pres- 
semitteilung weiterleitet, die aus 
Hitlers Hauptquartier an der 
Ostfront stammte. 


Nun, was geschah mit dem 
druckfrischen Bericht? Er wurde 
aufgespießt, und Ax wurde von 
der Hauptgeschäftstelle der Zei- 
tung am Times Square in Man- 
hattan angewiesen, daß er nie- 
mals wieder Gelder der »New 
York Times« verwenden dürfe, 
um für die Sowjetunion ungün- 
stige Berichte zu senden. Und 
dem Telegramm wurde eine 
sanfte Erklärung beigefügt: 
Adolf Ochs, Eigentümer der 
»New York Times«, habe ein 
Herzleiden, und es könne ihm 
wehtun, über Hitlers Erfolge zu 
lesen. 


Tendenziöse Berichte von 
der Ostfront 


Ax erzählte dies dem Verfasser 
dieses Artikels, als er im Okto- 
ber 1944 nach Göteborg kam, 
um dort die »Grippsholm« anzu- 
treffen. Es würde für den Zweck 
dieses Artikels zu weit führen, 
die Berichte von der Ostfront zu 
zitieren und-zu analysieren, die 
seinerzeit in anderen großen Ta- 
geszeitungen der amerikani- 
schen Großstädte erschienen, 
die es sich leisten konnten, einen 
Korrespondenten in Hitlers 
Hauptquartier an der Ostfront 
zu unterhalten. 
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Armee zum Überlaufen auf. 


Russische Wehrmachtsfreiwillige fordern Soldaten der Roten 


Muselmanisches Turkmenenbataillon der SS bei der Gebets- 


übung. 


Wenn man jedoch »Time maga- 
zine«, damals das führende 
Nachrichtenmagazin, durchblät- 
tert, dann sieht es so aus, daß 
dem amerikanischen Leser, der 
sich für auswärtige Angelegen- 
heiten interessierte, nur gesagt 
wurde, daß die Sowjets den In- 
vasoren in ihr Mutterland grim- 
migen Widerstand leisteten. 


Kein Wort über die jubelnden 
Volksmassen, die die deutschen 
Truppen als Befreier begrüßten 
— wie Bilder und Depeschen in 
der neutralen’ Presse Schwedens, 
der Schweiz, Spaniens und Por- 
tugals ihren Lesern gegenüber 
belegten. 


Gab es irgendeinen Abgrund, ei- 
nen mythologischen gähnenden 
Abgrund zwischen jenen Län- 
dern und den Vereinigten 
Staaten? 


Stalins nächster Schritt in der 
Nachahmung des Beispiels Alex- 
ander I. bestand darin, den Aus- 


führenden der Strategie der 
»verbrannten Erde« auszuwäh- 
len. Es war. ein aus der zaristi- 
schen Armee übernommener al- 
ter Offizier, ein gewisser Gene- 
ral Schaposchnikow, der zum 
Feldmarschall befördert wurde 
und der die Geschichte von Bar- 
clay of Tolly und auch von 
Dschingis Khan studiert hatte. 


Über 30 Millionen starben 
durch Stalin 


Großstädte, Städte und Dörfer 
wurden. pflichtschuldig ver- 
brannt. Nicht nur wurden’ alle 
Häuser von der sich auf dem 
Rückzug befindlichen Roten Ar- 
mee angezündet, sondern auch 
die Säcke mit Weizen und ande- 
ren Getreidearten, die die kol- 
lektivierten Bauern in ihren Kol- 
chosen (Kollektiv-Bauernhöfe) 
und  Sowchosen (größere 
»Staatsbauernhöfe«) gespeichert 
hatten. 


TEE ENT 


Dorfbewohner, die versuchten, 
sich diesem Vorgehen zu wider- 
setzen, wurden niedergemetzelt. 


Lawrentij Pawlowitsch .Berija 
wurde die Aufgabe, übertragen, 


“ die Rote Armee verläßlicher zu 


machen. Das Ergebnis war eine 
Zwei-Schichten-Armee: ein Teil . 
war dazu bestimmt, sich. den 
deutschen Streitkräften zu stel- 
len, der andere, größere Teil, 
sollte als Vollstrecker dienen. 
Letzterer Teil erhielt den Na- 
men Zagrad Otriad - die 
»Schranken-Abteilung«. 


Deren Aufgabe bestand darin, 
jeden sowjetischen Soldaten zu 
erschießen, der versuchte, sich 
den Deutschen zu ergeben. 


Eine Folge davon war die Ver- 
langsamung und schließlich die 
Umkehrung des Schlachten- 
glücks, vor allem mit dem Ein- 
treffen des Kriegsgeräts aus dem 
Pacht-Leihvertrag mit den Ver- 
einigten Staaten — und eine ge- 
waltige Steigerung der Kriegs- 
verluste, 


Eine schwedische Korrespon- 
dentin in der UdSSR in den fünf- 
ziger und sechziger Jahren nahm 
eine Kopfzählung von Männern 
und Frauen der Kriegsgenera- 
tion in verschiedenen Gebieten 
der UdSSR vor. Es war Disa 
Maansson vom  »Sydsvenska 
Dagbladet«, der großen Provinz- 
zeitung von Malmö, die von 
wohlhabenden Bauern, Groß- 
grundbesitzern und Industriellen 
der Gegend gelesen wird. 


Mit Hilfe von Rechnern ausge- 
wertet, deutete jene Kopfzäh- 
lung darauf hin, daß sich die 
Zahl der sowjetischen Toten im 
Zweiten Weltkrieg nicht auf 20 
Millionen, wie die Sowjet-Re- 
gierung angibt - und die Heraus- 
geber von Nachschlagewerken 
sklavisch veröffentlichen -; son- 
dern auf 33 bis 34 Millionen Tote 
beläuft. 


Es gibt hier wenig hinzuzufügen, 
außer daß Leute, die die Wahr- 
heit über den deutsch-sowjeti- 
schen Krieg wissen wollen, 
wachsam sein müssen bei dem, 
was sie in Veröffentlichungen 
des  Establishments, darunter 
Geschichtsbücher und Nach- 
schlagewerke, die sie in Büche- 
reien der Universitäten finden, 
lesen. ii) 
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Als vor mehr als 40 Jahren sowjetische Truppen das deutsche Kon- 
- zentrationslager Auschwitz überrannten, konnte niemand ahnen, 
welche ethnopolitische, kulturpolitische, familienpolitische und mili- 
- färpolitische Auswirkung die Geschehnisse in diesem Lager für 
Deutschland und die Welt zur Folge haben würde. 


Die bis dahin in fast allen Men- 
schen fest verwurzelte Erkennt- 
nis, daß sich Rassen voneinan- 
der unterscheiden, mußte einer 
Ideologie weichen, die es fortan 
für richtig befand, daß alle Men- 
schen und Rassen gleich seien. 
Auschwitz lieferte die Begrün- 
dung, Unterschiede zu erken- 
nen, so könnte man annehmen, 
berge die Gefahr, Verbrechen 
an Andersrassigen Vorschub zu 
leisten. Die in den Nachkriegs- 
jahren entstandenen Völker- 
wanderungen wären von den eu- 
ropäischen Ländern - allen vor- 
an die Bundesrepublik - niemals 
mit einer derartigen Demut hin- 


. genommen worden, hätten nicht 


I, 


- wurden 


die Medien als auch die Politiker 
der betroffenen Länder immer 
wieder auf Auschwitz verwiesen. 


Wem nutzt 
diese Politik? 


Das was sich an Kultur bis zum 
Ende des Dritten Reiches her- 
ausgebildet hatte, ließ es auch 
zu, daß sich eine Kulturnation 


wie die Deutsche, Auschwitz auf - 


sich lud. Diese »alte« Kultur ver- 
krampfte sich seither unter dem 
Krampf der »neuen« Kultur. Die 
womöglich mehr »auschwitz- 
fern« strukturiert ist. Viele der 
aus mehr als 3000 Jahren Kultur- 
geschichte stammenden Werte 
praktisch ‚entwertet. 


Was als schön galt, mußte oft- 
mals dem Häßlichen weichen 
und das Häßliche wurde als das 
I&: 


Schöne gepriesen. 


3 N 
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Der britische Historiker David 
Irving stellte das Leuchter- 
Gutachten der internationalen 
Presse vor. 


Als Zeitzeugen wurde die 
Kriegsgeneration kriminalisiert 
und deren Kinder in subtiler Art 
und Weise gegen sie selbst auf- 
gehetzt. »Alle waren dabei«, so- 
mit waren alle Verbrecher. 


Und als es um die Aufstellung 
von Pershing-Raketen in der 
Bundesrepublik ging, schrieben 
maßgebliche amerikanische Zei- 
tungen; nach Auschwitz hätten 
die Deutschen kein Recht mehr, 
über ihre Lage im Kriegsfalle 
nachzudenken. Was damit ge- 
meint war, erklärte der ehemali- 
ge US-Präsident Jimmy Carter 
in einem Rundfunktinterview: 
In einem militärischen Konflikt 
mit der Sowjetunion würden die 
USA Deutschland und Oster- 
reich der atomaren Vernichtung 
preisgeben. 


Ohne hier zu beleuchten, wem 
diese Politik nützt, -bleibt die 
Tatsache unübersehbar, daß die- 
se Nachkriegsideologie das Den- 
ken und Handeln der Mächtigen 
im Westen selber beherrscht. Es 
scheint ihnen wichtig zu sein, 
kein Jota davon abzurücken. 
Die Europäische Gemeinschaft 
legt dafür Zeugnis ab. 


Am 23. Mai 1989 ereignete sich 
in London etwas, was die Nach- 
kriegspolitik sowohl in Deutsch- 
land als auch in der Welt verän- 
dern könnte. Anläßlich der Ver- 
öffentlichung des »Leuchter- 
Gutachtens« in Großbritannien, 
lud der Verlag Focal Point Publi- 
cations zu einer Pressekonferenz 
ein. Kein geringerer als der be- 
kannte britische Historiker Da- 
vid Irving schrieb zum Leuchter- 
Gutachten das Vorwort und 
hielt selbst die Medienkonferenz 
ab. 


Irvin schlug 


alle Rekorde im 
Aufdecken von 
Falschdarstellungen 


Irving, umstritten, aber bislang 
immer im Recht, ist der Autor 
von nahezu 30 Büchern über die 
Hitler-Ara und das Dritte Reich. 
Seine Bücher basieren immer 
auf Dokumenten und auf Ar- 
chivmaterial. Niemals beschied 
er sich mit Zitieren. Irving 
schlug alle Rekorde im Aufdek- 
ken von Schwindeln und Falsch- 
darstellungen. :Ungewöhnlich 
sind seine Methoden. 


Einmal machte er Gebrauch von 
den Londoner Labors zur Auf- 
klärung von Dokumentenbetrug 
und präsentierte der verdutzten 
Fachwelt sowie der staunenden 
Öffentlichkeit die raffiniert ge- 
fälschten Tagebücher von Wil- 
helm Canaris. Als das Hambur- 
ger Nachrichtenmagazin »Stern« 
im April 1983 auf einer Presse- 
konferenz in Hamburg seine 
Hitler-Tagebücher als Sensation 
vorstellte, war es Irving, der sie 
zuerst als Fälschung entlarvte. 


Irving stellte sich jetzt mit sei- 
nem Vorwort zum Leuchter- 
Gutachten an die Spitze einer 
ständig wachsenden Anzahl von 
Historikern überall in der Welt, 
die den Aussagen über die plan- 
mäßige Massenvernichtungen 
durch Giftgas in den deutschen 
Konzentrationslagern skeptisch 
gegenübersteht. 


Die teilnehmenden Journalisten 
repräsentierten alle wichtigen in- 
ternationalen Nachrichtenagen- 
turen. Sogar die »Deutsche Pres- 
se Agentur« war vertreten. Ne- 
ben den wichtigsten großen eng- 
lischen Tageszeitungen fanden 
sich auch drei arabische Univer- 
sitätsprofessoren ein. 


Der Historiker kam nach einer 
höflichen Begrüßung seiner Gä- 
ste sogleich zum Thema. Die 
Anwesenden erfuhren von Ir- 
ving: »Es gab weder in Ausch- 
witz, noch in Birkenau, noch in 
Majdanek Gaskammern in den 
deutschen Konzentrationsla- 
gern. Es gab keine Massenver- 
nichtung durch Giftgas.« 


Irving verglich die über Ausch- 
witz gewonnenen Erkenntnisse 
durch die wissenschaftliche Ar- 
beit des amerikanischen Inge- 
nieurs Fred Leuchter mit der 
Entlarvung des Betruges im Zu- 
sammenhang mit dem »Leichen- 
tuch Christi» in Turin. Über 
Jahrhunderte hinweg behaupte- 
te die Kirche wissentlich oder 
unwissentlich gegenüber von 
Millionen von gutgläubigen Pil- 
gern, das dort zu beweinende 
Leichentuch stamme von Jesus 
Christus und sei mit dessen Blut 
getränkt. Modernste Technik 
und Gerätschaft bereitete dieser 
Version ein Ende. 


Ein Expertenteam 
machte Gesteins- 
und Bodenproben 


Dank solcher ultramodernen 
Technik und Untersuchungsme- 
thoden wurde, so Irving, das 
»Leichentuch« von Auschwitz 
sehr viel schneller als Fälschung 
entblößt. 


Fred A. Leuchter ist Ingenieur 
für Vergasungsanlagen in US- 
amerikanischen Zuchthäusern. 
Diese Arbeit führt er seit mehr 
als 25 Jahren aus. Eines seiner 
Hauptprojekte war die Kon- 
struktion einer neuen Gaskam- 
mer für das Staatszuchthaus Mis- 
souri in Jefferson City. Wie Ir- 
ving von Leuchter erfuhr, wur- 
den in den USA seit 1924 Exe- 
kutionen mit Giftgas durchge- 
führt. Allerdings traten bis 1988 
große Probleme bei der Kon- 
struktion von Gaskammern auf. 
Eine gewichtige Schwierigkeit 
war die Abdichtung. 


Am 24. Februar 1988 reiste In- 
genieur Fred Leuchter mit seiner 


Ein 
Historiker 
vor der 
Presse 


Frau Carolyn, mit Zeichner Ho- 
ward Miller, mit Videokamera- 
mann Jürgen Neumann und mit 
dem Dolmetscher Theodor Ru- 
dolph nach Polen. Als die Mann- 
schaft acht Tage später zurück- 
kehrte, erstellte Fred Leuchter 
sein Gutachten über die inspi- 
zierten Lager Auschwitz, Bir- 
kenau und Majdanek. 


Der Kernpunkt seiner wissen- 
schaftlichen Untersuchungen 
förderte im Rahmen seines 192 
Seiten umfassenden Gutachtens 
die Erkenntnis zutage, daß in 
diesen Konzentrationslagern we- 
der damals noch heute Men- 
schen durch Giftgas getötet wer- 
den konnten beziehungsweise 
werden könnten. Die Experten- 
kommission unter Leitung von 
Ingenieur Leuchter entnahm in 
Auschwitz, Birkenau und Maj- 
danek gerichtsverwertbares Ge- 
steins- und Bodenmaterial, legte 
Zeichnungen an, nahm Abmes- 
sungen vor, untersuchte Kon- 
struktions- und Ausführungslite- 
ratur hinsichtlich der Tötungs- 
verfahren in diesen Konzentra- 
tionslagern. 


Die Gesteins- und Bodenproben 
von den als Gaskammern ausge- 
wiesenen Gebäuden enthielten 
keine nennenswerten Cyanid- 
rückstände, während die Proben 
aus den: Entlausungsgebäuden 
starke Cyanidrückstände aufwei- 
sen. Das ist die Meinung eines 
Ingenieurs, beruhend auf wis- 
senschaftlichen Meß- und Unter- 
suchungsmethoden. 


Irving eröffnete den staunenden 
Anwesenden, daß der englische 
Dienst für psychologische 
Kriegsführung (PWE) die Gas- 
kammerversion bereits im Jahr 
1942 erfand, und daß die Augen- 
zeugen von Massenvergasungen 
sich entweder geirrt haben, oder 
unter Wahnvorstellungen litten 
beziehungsweise faustdicke Lü- 
gen auftischten. Er fügte hinzu, 
daß die sogenannten Augenzeu- 
gen selbst lebende Zeugnisse für 
: das Nichtvorhandensein eines 
‚Vernichtungsprogrammes durch 
Giftgas seien. 
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Ernst Zündel hatte für seinen Prozeß den amerikanischen Inge- 


nieur Fred Leuchter mit der Einstellung eines Gutachtens be- 


auftragt. 


Eine Stecknadel hätte man fal- 
len hören können, als er den An- 
wesenden das Entstehen der 
»Vergasungslüge« schilderte. 
Seinen Ausführungen zufolge 
fand er in britischen Archiven 
stoßweise Material darüber, 
demnach wollte die englische 
Regierung das stalinistische 
Massaker an mindestens 4000 
polnischen Offizieren nach Be- 
kanntwerden der deutschen 
Wehrmacht unterschieben. 


Menschen können 
sich irren 


Churchill konnte sich mit dieser 
Idee später doch nicht mehr an- 
freunden und rückte davon ab. 
Er beauftragte nunmehr den 
Stab der PWE eine noch grauen- 
vollere Propagandalüge zu mo- 
dellieren, die gleichzeitig glaub- 
hafter sein sollte, Die amerikani- 
schen Gaskammern inspirierten 
zu einer — wie sich später zeigte - 
Greuellüge, die jedwede 
Propagandaerfolge aller Zeiten 
in den Schatten stellen sollte. 


Im August 1943 informierte der 
Chef des PWE in einem vertrau- 
lichen Rundschreiben das engli- 
sche Kabinett, daß entgegen al- 
len publizierten Geschichten im 
Zusammenhang mit den Verga- 
sungen nicht die geringsten An- 
haltspunkte für die Existenz sol- 
cher Einrichtungen vorhanden 
seien. Er warnte in seinem 
Rundschreiben, daß gewisse 
Quellen hierzu ganz. besonders 
verdächtig erschienen. 


Nach seinen Ausführungen über 
die _gerichtswissenschaftlichen 
Untersuchungen in den Konzen- 
trationslagern und über die Ent- 
stehung der dazugehörigen Pro- 
pagandakampagne stellte sich 
David Irving den Fragen der An- 


wesenden. Eine ganze Weile 
verstrich, bis sich der erste ge- 
sammelt hatte und eine Frage zu 
formulieren schien. Anstatt ei- 
ner Frage, mußten sich die auf 
Neuigkeiten wartenden Zuhörer 
eine Auschwitz-Geschichte an- 
hören. Zumindest war es.mög- 


‚lich, die Substanz der Rede als 


Frage zu identifizieren. Wollte 
Irving behaupten, all die vielen 
Gaskammer- und Vergasungs- 
zeugen hätten gelogen? 


David Irving: »Wenn sie sich 
nicht geirrt haben oder nicht un- 
ter Wahnvorstellungen litten, 
haben sie gelogen.« 


Der Historiker zitierte in diesem 
Zusammenhang Samuel Kra- 
dowski, Direktor der israeli- 
schen Archive in Ya Vashem: 
»Die meisten Zeugenaussagen, 
die wir hier in den Unterlagen 
haben, sind in bezug auf Orte 
und Daten falsch. Einem Histo- 
rikergutachten würden sie nicht 
standhalten.« 


Daraufhin kam die Frage: »Aber 
was.ist mit Treblinka?« 


Irving: »Verstehe ich Sie richtig, 
daß Sie sagen;.nun' gut, Ausch- 
witz haben wir verloren, ziehen 
wir uns nach Treblinka zurück ?« 


Journalist: »Aber so viele Zeu- 
gen können sich nicht irren.« 


Irving: »Menschen können sich 
irren und sie können die Un- 
wahrheit sagen. Labors, Maschi- 
nen und ultramoderne Ausrü- 
stungen sind unbestechlich. Für 
sie gibt es nur ein Ja oder Nein. 
Auf die Frage, gab es in Ausch- 
witz Gaskammern und Verga- 
sungen, bekamen wir ein klares 
Nein. Wenn ein Überlebender 
andere Zeugnisse ablegt, sind 
diese wissentlich.oder unwissent- 
lich falsch.« 


Fe Er FT 


Journalist: »Sie glauben wirk- 
lich, daß die maßgeblichen Zeu- 
genaussagen, was diesen Kom- 
plex anbelangt, falsch sind?« 


Gorbatschow soll 
die Archive öffnen 


Irving: »Die gerichtswissen- 
schaftlichen Untersuchungen ha- 
ben diese Zeugen widerlegt. 


Aber lange bevor die Wissen- 
schaft die Zeugen ad absurdum 
führte, gab es jüdische Histori- 
ker, die streng mit diesen ins Ge- 
richt gingen. So beispielsweise 
Samuel Gringauz, selbst Überle- 
bender, der sich in den »Jewish 
Social Studies< bereits 1950 be- 
sorgt darüber ausließ, daß die 
Überlebenden »judaozentrisch, 
logozentrisch und egozentrisch« 
seien. Für ihn. bestanden die 
meisten Erinnerungen aus einer 
Anhäufung widersprüchlicher, 
alberner Wortschwalle.. Und 
selbst Raul Hilberg bestätigte 
der »Jerusalem Post< in einem 
Interview am 28. Juni 1986, daß 
viele Zeugenaussagen von Über- 
lebenden unzuverlässig im Zu- 
sammenhang mit Namen, Orten 
und Daten waren.« 


Die Argumente, daß die Exi- 
stenz der Gaskammern durch 
Zeugenaussagen bewiesen sei, 
zeigten sich als nicht tragfähig. 
Das mußten die Journalisten zur 
Kenntnis nehmen. Interessant 
war auch, daß vorwiegend nur 
einer fragte. Offensichtlich ein 
mit dem Thema vertrauter jun- 
ger Mann. Gleichzeitig waren 
seine Einlassungen - mehr Re- 
den als Fragen — äußerst arro- 
gant und aufdringlich vorgetra- 
gen. Als es mit den überleben- 
den Zeitzeugen nicht so recht 
weiterging, wollte er von Irving 
wissen, wo denn die 3,5 Millio- 
nen Juden geblieben seien, die 
1939 in Polen lebten? Wo, in 
welchem Teil Polens sollten sie 
angesiedelt sein? Diese Gegen- 
frage von Irving konnte der 
Journalist nicht beantworten. 


Irving: »Sie stellen also Behaup- 
tungen auf, von denen Sie selbst 
keine Ahnung haben. Polen war 
von September 1939 bis Mitte 
1941 von den Sowjets besetzt. 
Die von ihnen genannte Grö- 
ßenordnung der jüdischen Be- 
völkerung kann also durchaus im 
stalinistisch gesetzten Teil Po- 
lens gelebt haben. Eines ist aber 


. gewiß. Vergast wurden sie in 

Auschwitz nicht. Ich schlage 
- vor, Sie drängen Gorbatschow, 

die russischen Archive zu öff- 
“ nen. Vielleicht erfahren Sie dort 
mehr darüber. Katyn und Kiew 
wurden in diesem Jahr von den 
Sowjets als Verbrechen der Sta- 
lin-Ara eingestanden. Die Welt- 
öffentlichkeit aber wurde seit 
mehr als 40 Jahren belogen. Die 
Lügen-Version, Hitlers SS hätte 
die mehr als 4000 polnischen Of- 
fiziere im Wald von Katyn und 
die mehr als 240 000 Ukrainer 
bei Kiew abgeschlachtet, fand 
wider besseren Wissens Eingang 
in die Geschichtsbücher.« 


Es wäre verhängnisvoll 
alles weiß zu waschen 


Auch diese Argumentation führ- 
te den Journalisten in die Sack- 
gasse. Der Fragesteller lehnte 
sich in seinem Stuhl zurück und 
glaubte wohl, seine erneute Fra- 
ge müßte unter Zuhilfenahme 
eines überheblichen Lächelns 
‘David Irvings Harnisch durch- 
bohren: 


»Herr Irving, wenn ich mich 
nicht täusche, hat Herr Leuchter 
für sein Gutachten 35 000 US- 
Dollar bekommen. Glauben Sie 
nicht auch, daß manch einer für 
diese Summe Geld alles mögli- 
che schreiben würde?« 


Irving: »Manch einer ja. Inge- 
nieur Fred Leuchter wohl kaum. 
Er ist ein finanzell gut situierter 
- Mann. 35 000 US-Dollar ma- 
chen ihn nicht wesentlich rei- 
cher. Weder befand sich Inge- 
nieur Leuchter noch befindet er 
sich in einer Lage, die ihn nöti- 
gen hätte können oder nötigen 
könnte, ein falsches Gutachten 
beziehungsweise eine falsche ei- 
desstattliche Versicherung vor 
Gericht abzugeben. Schon gar 
nicht in einer Angelegenheit mit 
einer solchen Tragweite. Zum 
anderen arbeitet Herr Leuchter 
für die Regierung der Vereinig- 
ten Staaten von Amerika. Er 
würde sich sein Leben und das 
seiner Familie ruinieren und 
35 000 Dollar könnten ihm sei- 
nen Lebensabend - Herr Leuch- 
ter ist jetzt 45 Jahre alt - be- 
stimmt nicht absichern. Nur ein 
Verrückter würde derartiges an- 
nehmen. Aber nehmen wir wie- 
derum den ungünstigsten Fall an 
(worse case scenario): Fred 
Leuchter ist in Wirklichkeit ein 
. verkleideter Gauleiter Hitlers, 


der das Dritte Reich von jegli- 
cher Schuld reinwaschen möch- 
te. Dann liegt es jetzt an Ihnen 
meine Herren, an den Gerich- 
ten, an den Holocaust-Histori- 
kern, eine Expertengruppe zu 
beauftragen, nach Auschwitz zu 
reisen und Gasrückstände nach- 
zuweisen.« 


Daraufhin verließ eine Delega- 
tion von vier Journalisten nach- 
einander die Pressekonferenz. 
David Irving konnte anschlie- 
Bend sachliche Fragen im Zu- 
sammenhang mit dem Leuchter- 
Gutachten beantworten. Jedem 
Anwesenden wurde dieses Gut- 
achten ausgehändigt. Die ver- 
bliebenen Journalisten waren 
sichtlich irritiert, von dem, was 
sie sahen und hörten. Vor allem 
schon deshalb, weil das Leuch- 
ter-Gutachten von dem jüdi- 
schen Gaskammer-Propagandi- 
sten Raul Hilbert in einem Inter- 
view mit der »Los Angeles Ti- 
mes« vom 23. Februar 1989 be- 
stätigt wurde: »Ein Gutachten 
(das Leuchter-Gutachten), das 
ein Auschwitz-Gebäude als nicht 
gaskammerfähig ausweist, ist 
korrekt, aber irrelevant.« 


Die von David Irving im Zusam- 
menhang mit dem »Leuchter- 
Gutachten« gewonnenen Er- 
kenntnisse befassen sich einzig 
und allein mit den Geschehnis- 
sen in den Konzentrationslagern 
von Auschwitz, Birkenau und 
Majdanek. Die übrigen deut- 
schen Konzentrationslager sind 
davon ausgenommen. Darüber 
hinaus behandelt das Gutachten 
lediglich die Frage, ob Massen- 
tötungen in genannten Lagern 
mittels Giftgas (Zyklon B) 
durchgeführt wurden. Andere 
Methoden zur Tötung von Inhaf- 
tierten dieser Lager wurden 
ebenfalls nicht untersucht. Es ist 
die Meinung des Berichterstat- 
ters, daß auch Verbrechen von 
Deutschen begangen wurden. 


Nicht umsonst wurden zwei La-, 


gerkommandanten von der 
Reichsregierung wegen Verfeh- 
lungen hingerichtet. Es wäre 
verhängnisvoll, anhand von neu- 
en Erkenntnissen alles weiß wa- 
schen zu wollen und zu behaup- 
ten, es sei nichts geschehen. Be- 
richterstattungen über wissen- 
schaftliche Erkenntnisse können 
nur dazu dienen, der Wahrheit 
langfristig zum Sieg zu verhel- 
fen, die Vorgänge auf das wirkli- 
che Geschehen zu reduzieren 
und die Lüge, da, wo es möglich 
ist, Lüge zu nennen. 


Dr. Karl Salm 


Fahnenflucht 
als politische 
Weltanschauung? 


Eine zeitgeschichtlich-politische Studie 
zum Fall Richard Freiherr von Weizsäcker 


Reihe Forum Band 11, 184 Seiten, kartoniert, DM 19,80 


Die eingehende Analyse des erfahrenen Juristen 
kommt zu dem Urteil, daß Richard von Weizsäcker 
als junger Hauptmann im April 1945 vor dem schwer 
umkämpften Berlin Fahnenflucht begangen hat. 
Das daher rührende Trauma hat zu der überzogenen 
Vergangenheitsbewältigung des amtierenden Bun- 
despräsidenten geführt: ein Buch höchster politi- 
scher Brisanz. 
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7400 Tübingen 
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. Der Islam 
wird uns fressen! 


Feinde der christlichen Religion haben die Landes- 

kirchen — und auch die großen Freikirchen — 

unmerklich besetzt und behandeln sie wie ihr 
Privateigentum. 


Auch wer dem Evangelium fernsteht, sollte über 


.diese folgenschwere Entwicklung orientiert sein. 


Denn die marxistische Zersetzung der christlichen 
Kirchen öffnet die Tore für den Islam. 


Der in 4. Auflage vorliegende Warnruf: 


Die protestantischen Kirchen 
im Sog des Kommunismus 


Autor: Dr. jur. B. C. Bäschlin, 46 Seiten, 
SELVAPIANA-Verlag, CH-6652 Tegna 


Preis 14,— DM/12,- sfr. Direkt beim Verlag 
(Porto inbegriffen) oder im Buchhandel. 


Reikionkamin 


Vorwort zum 
Leuchter- 
Gutachten 


David Irving 


Der britische Historiker David Irving schrieb zur englischen Ausgabe 
des Gutachtens des amerikanischen Gaskammer-Experten Fred A. 
Leuchter das folgende Vorwort. Das Gutachten ist bisher nur in 
englischer Sprache erschienen, und zu beziehen über den Verlag 
Focal Point Publications, 81 Duke Street, London WIM 5DJ, Tele- 
fon 0044-1-4999409. Kaufpreis: 5 englische. Pfund - ungefähr 


17,- DM. 


Im Gegensatz zur Geschichts- 
schreibung ist Chemie eine exak- 
te Wissenschaft. Altmodische 
Historiker der Zeitgeschichte 
genügten sich bislang meistens 
mit endlosen, auswendig gelern- 
ten Debatten über Bedeutungen 
und Interpretationen. Die ganz 
Trägen unter ihnen entwickelten 
geradezu eine schwarze Kunst, 
zwischen den Zeilen zu lesen. 
Das ganze diente als Ersatz für 
das anstrengende Durchforsten 
von Dokumenten in den Archi- 
ven im Zusammenhang mit dem 
Zweiten Weltkrieg. Dokumen- 


te, die plötzlich in beschämender. 


Fülle zur Verfügung stehen. 


In letzter Zeit jedoch wagten 
sich die etwas Kühneren unter 
ihnen an die Werkzeuge der ge- 
richtskriminalistischen Wissen- 
schaft heran. Sie benutzten 
Hilfsmittel wie Kohlenstoffana- 
lysen, Gasfarbenraster und 
simple Tintenaltertests und 
brachten etwas Licht in die ver- 
schwommenen Vorgänge der 
Zeitgeschichte, und nicht selten 
zerbrach so mancher Mythos des 
zwanzigsten Jahrhunderts daran. 


Manchmal begrüßt die Offent- 
lichkeit solche Resultate. Des 
öfteren allerdings auch nicht. 
Ein ganz besonderes Beispiel für 
ein unpopuläres Ergebnis im Zu- 
'sammenhang mit gerichtskrimi- 
nalistischen Analysen ist das 
Leichentuch Christi in Turin. Es 
handelte sich vielleicht nicht um 
einen vorsätzlichen Schwindel. 
Aber auf keinen Fall war es nur 
annähernd so alt, wie es die Prie- 
ster Millionen von leichtgläubi- 
gen Touristen versicherten. 
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Es ist nicht anzunehmen, daß die 
Weltöffentlichkeit schon jetzt 
aufnahmebereit ist für die lei- 
denschaftslose und professionel- 
le chemische Untersuchung hin- 
sichtlich von Stein- und Boden- 
proben des Konzentrationsla- 
gers Auschwitz. 


Das Leuchter-Gutachten hat 
diese Tatsache jedoch zum In- 
halt. 


Niemand läßt sich gerne an- 
schwindeln, besonders dann 
nicht, wenn beträchtliche Sum- 
men von Geld im Spiel sind - der 
Staat Israel erhielt seit 1949 von 
der Bundesrepublik Deutsch- 
land mehr als 90 Milliarden DM 
freiwilliger Wiedergutmachungs- 
zahlungen; im wesentlichen han- 
delte es sich hierbei um Bußzah- 
lungen für die »Gaskammern 
von Auschwitz«. 


Allein dieser Umstand macht 
deutlich, warum dieser Mythos 
nicht so leicht entmystifiziert 
werden kann. Hunderte von 
Millionen ehrlicher, intelligenter 
Menschen wurden durch extrem 
finanzstarke wie auch brillant 
gemachte Nachkriegspropagan- 
da hinters Licht geführt. 


Es handelte sich bis heute um 
die Fortführung des bereits 1942 
ausgeklügelten Planes des PWE 
Psychological Warfare Executi- 
ve (Amt für psychologische 
Kriegsführung). Schon damals 
sollte in allen am Krieg beteilig- 
ten Ländern verbreitet werden, 
die Reichsregierung töte Millio- 
nen von Juden und anderer un- 
liebsamer Volksgruppen in 
»Gaskammern«. 


Im August 1943 informierte der 
Chef des PWE in einem vertrau- 
lichen Rundschreiben das eng- 
lische Kabinett, daß entgegen 
allen publizierten Geschichten 
im Zusammenhang mit den Ver- 
gasungen nicht die geringsten 
Anhaltspunkte für die Existenz 
solcher Einrichtungen vorhan- 
den seien. Er warnte in seinem 
Rundschreiben, daß jüdische 
Quellen hierzu ganz besonders 
verdächtigt seien. 


Als Historiker hatte ich Gele- 
genheit, Labors zur Identifizie- 
rung gefälschter Dokumente zu 
benutzen, um kontroverse Do- 
kumente auf ihre Echtheit zu un- 
tersuchen. Ende der sechziger 
Jahre entlarvte ich bestimmte 
Tagebücher von Vizeadmiral 
Wilhelm Canaris, die mir und 


-den Verlegern William Collins 


Ltd. angeboten wurden. 


Es stellte sich heraus, daß die in 
den Tagebüchern benutzte Tin- 
te, mit der die Unterschriften ge- 
leistet wurden, während des 
Zweiten Weltkrieges noch gar 
nicht existierte. Ich war es, der 
die »Hitler-Tagebücher« des 
Nachrichtenmagazins »Stern« 
während einer internationalen 
Pressekonferenz im April 1983 
in Hamburg als Fälschung ent- 
blößte. 


Und trotzdem muß ich gestehen, 
daß es mir nie in den Sinn ge- 
kommen wäre, Auschwitz und 
seine »Gaskammern« - der hei- 
ligste Schrein der Religion des 
zwanzigsten Jahrhunderts - an- 
zuzweifeln und sein Gemäuer 
sowie seine Erde chemischen 
Tests zu unterziehen, um zu se- 
hen, ob darin Spuren von Cya- 
nid enthalten wären. 


Die wesentlichen Resultate des 
Leuchter-Gutachtens: In den 
Gesteinsproben der Entlau- 
sungsgebäude - wo das tödliche 
Zyklon B zur Desinfizierung von 


Bekleidung verwendet wurde - 


fanden die Labors beträchtliche 
Rückstände an Cyanid. In den 
von den international anerkann- 
ten »Holocaust-Experten« aus- 
gewiesenen »Gaskammern« hin- 


gegen fanden sich keine nen- 


nenswerten Rückstände. 


Des weiteren bringt der Gas- 
kammer-Experte klar zum Aus- 
druck, daß die Konstruktion so- 
wie die Bauweise der besagten 
Gebäude in keiner Weise als 
Gaskammern zur Massenver- 


nichtung von Menschen zu Be 
brauchen waren. 


Während ich als Zeitgeschichts- 
Experte im Zündel-Prozeß im 
April 1988 als Zeuge aussagte, 
wurde ich zum ersten Mal mit 
diesen Laborberichten .konfron- 
tiert. Sie waren für die gängigen 
»Gaskammer-Versionen« ver- 
nichtend. Es bestand nicht der 
geringste Zweifel an der Genau- 
igkeit der Befunde. 


Ich persönlich, so muß ich geste- 
hen, hätte gerne strengere Me- - 
thoden angewandt, um die in 
Auschwitz entnommenen Ge- 
bäude- und Bodenproben als La- 
bormaterial zu identifizieren. 
Nichtsdestoweniger muß ich die 
enormen Schwierigkeiten akzep- 
tieren, mit denen sich die Exper- 
tenkommission an einem Ort, 
der heute polnisch ist, konfron- 
tiert sah. 


Gesteinsbrocken hinter den 
Rücken der neuen Lagerbewa- 
cher in leeren Räumen heraus- 
zumeiseln, ist nicht einfach. Alle 
Arbeiten wurden mit aktuellen 
Videoaufnahmen belegt. Diese 
Aufnahme habe ich sorgfältig 
studiert. Sie beweisen zwingend, 
welch peinlich genaue Arbeits- 
methoden dem Gutachten zu- 
grunde gelegt wurden. 


Bis zum Ende dieses tragischen _ 
Jahrhunderts wird es immer wie- 

der unverbesserliche Historiker, 

Staatsmänner und Publizisten 

geben, die streng daran glauben, _ 
oder weil sie keine andere wirt- 

schaftliche Überlebenschance 

haben, als daran zu glauben, daß 

die Nazis »Gaskammern« be- 

nutzten, um in Auschwitz Men- 

schen zu töten. 


Allerdings sind jene jetzt an der 
Reihe, mir als intelligenten und 
kritischen Studenten der moder- 
nen Geschichte zu erklären, 
warum sich keine nennenswer- 
ten Rückstände - außer eben 
solche, die von Reinigungsmit- 
teln stammen - von Cyanid in 
gerade den Gebäuden fanden, in 
denen die angeblichen Verga- 
sungen durchgeführt wurden, 
während sich in den von den 
weltbekannten Auschwitz-Ex- 
perten als Entlausungsgebäude 
identifizierten Komplexen be- 
trächtliche Mengen an Cyanid 
feststellen ließ. Gerichtswissen- 
schaftliche Chemie ist, ich wie- 
derhole noch einmal, eine exak- 
te Wissenschaft. Der Ball ist 


. Jetzt im Hof der anderen. IM) 


Revisionismus 


Das Wie und 
das Warum 


Fred. A. Leuchter 


Der amerikanische Gaskammer- 
Experte Fred A. Leuchter hielt 
den nachstehenden Vortrag auf 
der diesjährigen Tagung des In- 
stituts for Historical Review in 
Kalifornien. Der Vortrag er- 
schien jetzt in der Vierteljahres- 
schrift des Instituts. 


Das Jahr 1988 war für mich ein 
ebenso informatives wie beunru- 
higendes Jahr. Ich war entsetzt 
zu erfahren, daß viele von dem, 
was mir in der Schule über-Ge- 
schichte des zwanzigsten Jahr- 
hunderts und des Zweiten Welt- 
krieges beigebracht wurde, ein 
Mythos, wenn nicht eine Lüge 
war. Ich war zuert erstaunt; 
dann wurde mir klar: der My- 
thos des Holocaust war tot. 


Wie alle während und nach dem 
Zweiten Weltkrieg geborenen 
amerikanischen Kinder wurde 
ich über den durch die Nazis an 
den Juden begangenen Völker- 
mord belehrt. Zum Zeitpunkt 
meines Eintritts in die Universi- 
tät hatte ich keinen Grund, ir- 
gend etwas von meiner Bildung 
anzuweifeln, abgesehen davon, 
daß ich einige Probleme hatte, 
die Zahl der Todesfälle zu 
schlucken, die insgesamt mehr 
als sechs Millionen betragen ha- 
ben soll. Aber da hörte es auch 
schon auf. Ich glaubte an den 
Nazi-Völkermord. Ich hatte kei- 
nen Grund nicht daran zu 
glauben. 


Rund 24 Jahre später saß ein 
gutgläubiger Ingenieur an einem 
verschneiten Nachmittag im Ja- 
nuar 1988 an seinem Schreib- 
tisch und arbeitete, als das Tele- 
fon läutete. Dieser gutgläubige 
Ingenieur war dabei, eine sehr 
erschütternde Geschichtslektion 
erteilt zu bekommen, eine, die 
ihn dazu. veranlassen würde, je- 
ne 50 Jahre alte Holocaust-Lüge 
und die Anwendung dieser Lüge 
an Generationen von Kindern in 
Frage zu stellen. »Hallo, hier 
spricht Robert Faurisson« — und 


Der Eingang zum Lager 
Auschwitz-Birkenau, das Fred 
Leuchter auch besuchte. 


der gutgläubige Ingenieur hörte 
auf zu glauben. 


In den vergangenen neun Jahren 
habe ich mit den meisten, wenn 
nicht allen Staaten der Vereinig- 
ten Staaten, wo es die Todesstra- 
fe gibt, zusammengearbeitet. Ich 
entwerfe und baue Hinrich- 
tungsausrüstungen aller Arten, 
darunter Hinrichtungsanlagen 
durch Elektrizität und Gaskam- 
mer-Einrichtungen. Ich war als 
Berater tätig und lieferte Ausrü- 
stungen an die meisten in Frage 
kommenden Staaten und an die 
Bundesregierung. 


»Ich wurde gefragt, 
ob ich nach Polen 
reisen würde« 


Wegen meiner Verbindung mit * 


den Staaten in dieser Eigen- 
schaft hatte mich der Chef-Wär- 
ter des Missouri Penetentiary, 
Bill Armontrout, der Zündel- 
Verteidigungsmannschaft als 
Berater empfohlen. 


Nach Beendigung meines Tele- 
fongespräches an jenem kalten 


Januartag traf ich zweimal in Bo- 
ston mit Professor Robert Fau- 
risson zusammen, und als Ergeb- 
nis dieser Besprechungen wurde 
ich aufgefordert nach Toronto 
zu kommen, um dort mit Ernst 
Zündel, dem Anwalt Douglas 
Christie und den übrigen sehr 
kompetenten Mitarbeitern Zün- 
dels zusammenzutreffen. 


zus 


Robert Faurisson hatte schon 
vor 13 Jahren gefordert, man 
sollte sich nach einem Speziali- 
sten für Gaskammern umsehen, 
der die angeblichen Gaskam- 
mern in Polen begutachtend 
über die Verwendbarkeit zu 
Hinrichtungszwecken, was wir 
Revisionisten bereits wußten, 
unmöglich war, zu berichten. 


Am Wochenende des Valentins- 
tages flog ich mit Carolyn, die 
zwei Wochen vorher meine Frau 
geworden war, nach Toronto. Es 
folgten zwei Tage mit längeren 
Sitzungen, bei denen mir Foto- 
grafien von. den angeblichen 
Gaskammern in Polen, deutsche 
Dokumente und alliierte Luft- 
aufnahmen vorgelegt wurden. 
Meine Untersuchung dieses Ma- 
terials führte mich zu der Frage, 
ob diese angeblichen Gaskam- 
mern wirklich Hinrichtungsein- 
richtungen waren oder nicht. 


Ich wurde gefragt, ob ich nach 
Polen reisen würde, um dort ei- 
ne persönliche Inspektion und 
eine forensische Untersuchung 
mit: einem abschließenden 
schriftlichen Gutachten über 
diese angeblichen Hinrichtungs- 
gaskammern durchzuführen, 
von denen sich einige an Orten 
befanden, von denen ich nie et- 
was gehört hatte. 


Nach _reiflicher _ Überlegung 
stimmte ich zu und traf Vorbe- 
reitungen für eine Reise nach 
Polen, einen Zeitpunkt des ge- 
ringsten Schneefalls abwartend. 
Ich erklärte auch, daß, obwohl 
die Fotos und Dokumente die 
Ansicht zu untermauern schie- 
nen, daß diese Ortlichkeiten tat- 
sächlich keine Hinrichtungsein- 


richtungen waren, ich mir meine 
endgültige Beurteilung aber bis 
nach meiner Untersuchung vor- 
behalten würde. 


Und wenn ich feststellen sollte, 
daß diese Einrichtungen tatsäch- 
lich Hinrichtungs-Gaskammern 
waren oder gewesen sein könn- 
ten, ich dies dann in meinem Be- 
richt hineinschreiben würde. 
Der endgültige Bericht sollte als 
Beweismaterial zu Zündels Ver- 
teidigung im laufenden Strafver- 
fahren in Toronto verwendet 
werden, und ich war darauf vor- 
bereitet, unter Eid aussagen zu 
müssen. 


Geschenke für 
die Museumsleute 


Zu den Vorbereitungen für mei- 
ne Reise gehörten die Beschaf- 
fungen von Probesäckchen, Do- 
kumentations-Handbüchern und 
Werkzeugen. Weil wir in einem 


kommunistischen Land sein 
würden, mußte ich mit den 
Werkzeugen vorsichtig sein. 


Sehr wenige Touristen schlep- 
pen auf ihrer Reise. Hammer, 
Meißel, Sternbohrer und Meß- 
bänder mit. Ich versteckte diese 
Gegenstände im Bezug meines 
Koffers _ und hoffte auf das 
Beste. 
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Außerdem hatte ich Karten von 
Polen, der Tschechoslowakei 
und Österreich mit, für den Fall, 
daß wir uns eilig und unerwartet 
aus dem Staube machen muß- 
ten. Und schließlich Geschenke, 
um die Museumsleute zu beste- 
chen, damit sie uns Kopien von 
Dokumenten aus dem Archiv 
des Museums beschafften. 


Ich hatte das Glück, eine fähige 
und verläßliche Mannschaft von 
Professionellen bei mir zu ha- 


ben: meine Frau Carolyn; mein ° 


allgemeiner Assistent, Mr. Ho- 
ward Miller, Zeichner; Mr. Jür- 
gen Neumann, Kameramann; 
Herr Tijudar Rudolph, Dolmet- 
scher. Alle waren wir uns dar- 
über im klaren, daß, wenn wir 
geschnappt würden, die polni- 
schen Behörden unsere Tätig- 
keit und Absicht, ganz zu 
schweigen von meiner Entnah- 
me von gerichtlich verwertbaren 
Proben aus nationalen Gedenk- 
stätten, keineswegs mit Wohl- 
wollen betrachten würden. 


Und die beiden ex officio-Mit- 
glieder unserer Mannschaft, Mr. 
Ernst Zündel und Professor Ro- 
bert Faurisson, die uns aus of- 
fensichtlichen Gründen nicht 
persönlich begleiten konnten, 
die uns .nichtsdestoweniger in 
Gedanken auf jedem unserer 
Schritte begleiteten, waren mit 
von der-Partie. 


Am 25. Februar 1988 reisten wir 
nach Polen ab. Neumann und 
Rudolph, der kanadische Teil 
unserer Mannschaft, stießen mit 
mir und der übrigen Mannschaft 
in Frankfurt zusammen. Die 
Reise dauerte bis zum 3. März 
1988. 


Wir trafen am späten Nachmit- 
tag in Krakau ein und verbrach- 
ten unsere erste Nacht im Hotel 
Orbis. Wir nahmen die erste von 
drei anständigen Mahlzeiten ein, 
während wir in Polen waren. 
Am nächsten Tag fuhren wir 
nach Auschwitz. Wir kamen am 
Auschwitzer Hotel an und wur- 
den von dem Gestank eines 
Schwefelbenzin-Desinfektions- 
mittels begrüßt, etwas, was ich 
seit vielen Jahren nicht mehr er- 
lebt hatte. Das Hotel ist anschei- 
nend die ehemalige Offiziersun- 
terkunft für das Lager. 
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Wir aßen im Speiseraum des Ho- 


Fer 


tels, eine Art Cafeteria, zu Mit- 
tag. Es war unsere erste nicht 
identifizierbare Mahlzeit, Stär- 
kemehlsuppe und diverse Bei- 
lagen. 


Wir unternahmen einen Erkun- 
dungsgang durch das Lager, der 
bis in die Dämmerung des polni- 
schen Nachmittags mit Schnee- 


Fred. A. Leuchter ist Gaskam- 
mer-Experte der amerikani- 
schen Bundesbehörden. 


stürmen, dort keine ungewöhnli- 
che Erscheinung, dauerte. Wir 
aßen nicht zu Abend, da wir 
nach Sonnenuntergang an unse- 
rem ersten Abend in Auschwitz 
kein Speiselokal fanden. 


»Wir dokumentierten 
unsere Tätigkeiten« 


Am darauffolgenden Tag began- 
nen wir mit unserer Arbeit in der 
angeblichen Gaskammer im La- 
ger Auschwitz. Leider konnten 
wir nicht viel erreichen wegen 
ständiger Unterbrechungen so- 
wohl durch offizielle als auch 
durch inoffizielle sonntägliche 
Besichtigungen. Carolyn schob 
an einem Eingang Wache und 
Tijudar am anderen, und sie 
warnten mich, Jürgen und Ho- 
ward, wenn jemand auftauchte. 
Es war zu gefährlich, gerichtlich 
verwertbare Proben zu nehmen 
und Abmessungen vorzuneh- 
men, daher begaben wir uns ge- 
gen Mittag nach Birkenau. 


In Birkenau unternahmen wir ei- 
nen vierstündigen Rundgang in 
der feuchten polnischen Kälte 
und durch Schneegestöber, die 
so dicht waren, daß wir uns auf 
eine Distanz von ein paar Fuß 
gegenseitig nicht mehr sehen 


konnten. Leider hatten wir nicht 
damit gerechnet, daß unser Spa- 
ziergang durch das Lager so lan- 
ge dauern würde, und da inner- 
halb des Lagers keine Fahrzeuge 
zugelassen sind, hatten wir Ca- 
rolyn im Wagen zurückgelassen. 
Da wir vergessen hatten, ihr die 
Wagenschlüssel zu belassen, wä- 
re sie an diesem kalten Nachmit- 
tag in Polen fast erfroren. 


Wir besuchten die Baracken, die 
Krematorien II, II, IV und V, 
die Sauna und die angeblichen 
Leichenverbrennungsgruben. 


Wir nahmen Proben, dokumen- . 


tierten unsere Tätigkeiten auf 
Videoband und Standfotos und 
fertigten maßstabsgerechte 
Zeichnungen von diesen. Ein- 
richtungen an, wobei wir die 
Entnahmestellen aller Proben 
sorgfältig-dokumentierten. Wir 
mußten in das Saunagebäude 
einbrechen, weil es verschlossen 
war. 


Im Krematorium II stieg ich in 
die Tiefe der angeblichen Gas- 
kammer hinab, in einen dunklen 
unterirdischen Ort, der in fast 
fünfzig Jahren von Menschen 
nicht mehr betreten worden war, 
da das Gebäude, wahrscheinlich 
durch ein Sprengkommando der 
deutschen Wehrmacht, in einen 
Trümmerhaufen verwandelt 
worden war. Glücklicherweise 
waren dort weniger Wachposten 
und weniger Fußgängerverkehr, 
so daß hier die Arbeitsbedingun- 
gen wesentlich besser waren als 
vorher in Auschwitz. 


Nachdem sich unsere seit dem 
Abend zuvor leeren Mägen ge- 
meldet hatten, suchten wir das 
Restaurant an der Bushaltestel- 
le, das einzig gesetzlich zugelas- 
sene Restaurant in Auschwitz, 
auf und aßen dort. Dann kehr- 
ten wir für die Nacht zum 
Auschwitzer Hotel zurück. 


Am nächsten Tag, Montag, nah- 
men wir unsere Arbeit in Ausch- 
witz wieder auf, nachdem die 
Sonntagstouren aufgehört hat- 
ten. Wir konnten unsere Proben 
nehmen, die Abmessungen und 
Aufzeichnungen vornehmen. Zu 
diesem Zeitpunkt hatten wir 
schon Blaupausen von der an- 
geblichen Gaskammer-Einrich- 
tung und konnten die baulichen 
Veränderungen bis zu den fragli- 
chen Daten zurückverfolgen. 


Wir stellten auch das Vorhan- 


densein eines Bodenablaufes für. 
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die Zeiten der angeblichen Ver- 
wendung dieser Einrichtung als 
Gaskammer fest. Nachdem wir 
unsere Arbeit in Auschwitz be- 
endet hatten, fuhren wir wieder 
nach Birkenau, um in der Ent- 
lausungsanlage Nummer eins 
unsere Kontrollprobe zu entneh- 
men. Leider war das Gebäude 
verschlossen und wir mußten 
wieder einbrechen, um uns Zu- 
gang zur Entlausungskammer zu 
verschaffen. r 


Von Auschwitz 
nach Birkenau 


Wir aßen wieder an der Bushal- 
testelle und zogen uns frühzeitig 
ins Auschwitzer Hotel zurück. 


Am Dienstagnachmittag, als wir 
Tijudars leider erfolglosen Ver- 
such abwarteten, eine Dose mit 
Zyklon B zu erhaschen, machten 
Jürgen und ich Videoaufnahmen 
von den Örtlichkeiten innerhalb 
des Lagers. Wir fuhren vom 
Auschwitzer Hotel zu einem in 
der Nähe liegenden Gasthof und 
buchten dort gerade freigewor- 
dene Zimmer. Wir aßen wieder 
an der Bushaltestelle und zogen 
uns früh zur Nacht zurück. 


Am Mittwochmorgen nahmen 
wir ein sehr genußreiches Früh- 
stück, bestehend aus Schinken, 
Käse und Brot - unsere zweite 
anständige Mahlzeit in Polen — 
ein, und traten unsere Reise 
nach Lublin an, um Majdanek 
zu besuchen. Nach einem letzten 
Blick auf Auschwitz fuhren wir 
mit dem Wagen nach Majdanik. 


Einige Stunden später kamen 
wir in Majdanek an, besuchten 
das Museum, die neu errichtete 
angebliche Gaskammer und das 


- Krematorium. Zuletzt kamen 


wir zur Desinfektion I und II 
und untersuchten diese Einrich- 
tungen. Es war äußerst schwierig 
dort zu arbeiten, da ein Wach- 
posten alle zehn oder fünfzehn 
Minuten seine Runde machte. 


Die angeblichen Gaskammern 
waren durch Tore abgesperrt 
und standen der Öffentlichkeit 
nicht für eine eingehende Be- 
sichtigung zur Verfügung. Ich 
mußte mich. unerlaubterweise 
hinter diese Tore auf verbotenes 
Gelände begeben. . Wiederum 
standen Carolyn und Tijudar 
Wache, während ich Aufmaße 
vornahm und diese Bereiche ein- 
gehend untersuchte. 


Einmal wären wir fast ge- 
schnappt worden. Ich mußte ei- 
ne Flanke über das Tor machen 
und befand mich noch in der 
Luft und in der Mitte meines 
Sprungs als der Wachposten her- 
einkam. Glücklicherweise inter- 
essierte er sich mehr für Jürgen 
und seine Kamera und.sah mich 
erst, als ich wieder auf dem Bo- 
den stand. 


25 Pfund 
verbotene Proben 


Das Lager schloß am frühen 
Nachmittag seine Tore und der 
Wachposten forderte uns 
freundlich auf zu gehen. Gegen 
drei Uhr befanden wir uns auf 
dem Weg nach Warschau, eine 
Fahrt, die bei Regen und Schnee 
fünf Stunden dauerte. Unsere 
Hotelbuchung war gestrichen 
worden, aber glücklicherweise 
konnten wir mit der Unterstüt- 
zung eines Botschaftsattaches 
Zimmer in einem anderen Hotel 
sicherstellen. 


Wir nahmen an diesem Abend 
unsere dritte genießbare Mahl- 
zeit in Polen ein und gingen nach 
Vorbereitungen für unsere 
Heimreise zu Bett. 


Wir bestiegen nach der Zollab- 
fertigung die Maschine der pol- 
: nischen Luftlinie - mein Koffer 
enthielt 25 Pfund verbotener 
- Proben, von denen glücklicher- 
- weise nichts entdeckt wurde. Ich 
atmete erst auf, als wir in Frank- 
furt durch den Zollkontroll- 
punkt schritten. Unsere Mann- 
schaft trennte sich in Frankfurt 
zum Heimflug in die Vereinigten 
Staaten beziehungsweise Ka- 
nada. 


Nach unserer Rückkehr lieferte 
ich die gerichtlich verwertbaren 
Proben im Untersuchungslabor 
Massachusetts ab. Nach Eingang 
der Untersuchungsergebnisse 
schrieb ich meinen Bericht, in 
dem ich meine Kenntnisse über 
Hinrichtungseinrichtungen und 
‚ verfahren mit der Forschung, 
die ich in den Krematorien und 
bei Herstellern von Retorten in 
: den USA durchgeführt hatte, 
miteinander verband. Ich glau- 
be, daß die Ergebnisse meiner 
: Forschungsarbeit Ihnen allen be- 
kannt sind. 


Nach Fertigstellung meines Be- 
: Tichts sagte ich in Toronto vor 
. Gericht aus — aber das ist eine 


andere Geschichte für einen an- 
deren Zeitpunkt. 


Die gutachtlichen 
Erkenntisse 


Die in meinen Bericht veröffent- 
lichten Daten sind eine wichtige 
Sache. Es wird kategorisch fest- 
gestellt, daß keine der in 
Auschwitz, Birkenau oder Lu- 
blin untersuchten Einrichtungen 
zu Massenhinrichtungen unter 
Verwendung von Cyanwasser- 
stoffsäure (HCN), Kohlenmon- 


. oxyd oder irgendeines anderen 


angeblich oder tatsächlich töd- 
lichen Gases benutzt wurden. 


Auf der Grundlage von sehr 
großzügig bemessenen Höchst- 
benutzungsquoten für alle an- 
geblichen Gaskammern von ins- 
gesamt 1693 Personen pro Wo- 
che und unter der Annahme, 
daß in diesen Einrichtungen 
überhaupt Hinrichtungen durch 
Gas ‘möglich waren, hätte es 
achtundsechzig Jahre bedurft, 
um die behauptete Anzahl von 
sechs Millionen Personen hinzu- 
richten. Dies bedeutet, daß das 
Dritte Reich rund fünfundsieb- 
zig Jahre bestanden haben muß. 


Von diesen Einrichtungen zu be- 
haupten, sie seien für Massen-, 
Mehrfach- oder auch nur Einzel- 
hinrichtungen geeignet gewesen, 
ist ebenso lächerlich wie beleidi- 
gend für jeden Menschen auf 
diesem Erdball. 


Gerichtlich 
verwertbare Proben 


Weiterhin sind diejenigen, die 
diese Unwahrheit fördern, nach- 
lässig und unverantwortlich, weil 
sie diese Einrichtungen nicht un- 


- tersucht und die Wahrheit fest- 


gestellt haben, bevor sie die 
Welt mit dem indoktrinierten, 
was vielleicht zum größten Pro- 
pagandatrick in der Geschichte 
geworden ist. 


Von, ebenso großer Bedeutung 
sind die Irrtümer der Verfechter 
der Vernichtungsthese in bezug 
auf die Krematorien. Wenn die- 
se Krematorien, mit einem theo- 
retischen Höchstausschuß pro 
Tag betrieben, ohne jede Still- 
standszeit mit konstanter Ge- 
schwindigkeit - eine unmögliche 


"Situation -, und wenn wir die 


Anzahl von mindestens sechs 
Millionen Hingerichteten akzep- 


tieren, dann hätte das Dritte 
Reich mindestens zweiundvier- 
zig Jahre bestanden, denn es 
dauert fünfunddreißig Jahre bei 
einer schon unmöglichen Benut- 
zungsquote, um diese sechs Mil- 
lionen Seelen zu kremieren. 


Niemand würde in seiner wilde- 
sten Vorstellung behaupten oder 


"gar glauben, daß das Dritte 


Reich 75 oder auch nur 42 Jahre 
Bestand hatte, und doch will 
man uns glauben machen, daß 
sechs Millionen Seelen mit einer 
Ausrüstung hingerichtet wur- 
den, die unmöglich funktioniert 
haben kann, und das in weniger 
als ein Siebentel der absoluten 
Mindestzeit, die es möglicher- 


weise gedauert haben könnte. 


Analysebesagt, hier wurde 
nicht mit Gas hingerichtet 


- Gerichtlich verwertbare Proben 


wurden an den inspizierten 
Standorten entnommen. Eine 
Kontrollprobe wurde aus der 
Entlausungsanlage Nummer eins 
in Birkenau entnommen. Es war 
zwingend angenommen worden, 
daß wegen des hohen Eisenge- 
halts des Baumaterials in diesem 
Lager das Vorhandensein von 
Cyanwasserstoffgas zur Bildung 
von _ Ferriferrocyanid-Verbin- 
dungen führen würde. 


Eine bis ins einzelne gehende 
Analyse der 32 in den Bereichen 
Auschwitz und Birkenau ent- 
nommenen Proben ergab 1050 
mg/kg Cyanid und 61/0 mg/kg 
Eisen. Höhere Eisenanteile wur- 
den in allen angeblichen Gas- 
kammern gefunden, jedoch kei- 
ne nennenswerten Spuren von 
Cyanid. Dies wäre unmöglich, 
wenn diese Standorte dem Cyan- 
wasserstoffgas ausgesetzt gewe- 
sen wären, da die angeblichen 
Gaskammern, wie anzunehmen 
ist, weit höheren Gasmengen 
ausgesetzt worden wären wie die 
Entlausungskammer. 


Daher bestätigt die chemische 


Analyse weiterhin die Tatsache, - 
: daß diese Einrichtungen niemals 


zu Hinrichtungszwecken mit Gas 
verwendet wurden. 


Die Bauweise dieser Einrichtun- 
gen zeigt weiterhin, daß sie nie- 
mals als Gaskammern benutzt 
wurden. Keine dieser Einrich- 
tungen war versiegelt oder abge- 
dichtet. Es wurden niemals Vor- 


kehrungen getroffen, um: eine 
Kondensierung von Gas an 
Wänden, Fußböden oder Dek- 
ken zu verhindern. Es war nie- 
mals eine Vorrichtung vorhan- 
den, um die Luft-Gas-Mischung 
aus diesen Gebäuden abzuzie- 
hen. Auch gab es jemals eine 
Vorrichtung zur Einführung und 
Verteilung des Gases überall in 
der Kammer. 


Keine dieser Einrichtung 
war eine 
Hinrichtungskammer 


Es war keine explosions-ge- 
schützte Beleuchtung vorhan- 
den, und kein Versuch wurde je- 
mals unternommen, um das Ein- 


dringen des Gases in die Krema: 


torien, zu verhindern, obwohl 
dieses Gas hochexplosiv ist. 
Kein Versuch wurde gemacht, 
um das Bedienungspersonal vor 
dem Gas zu schützen oder zu 
verhindern, daß unbeteiligte 
Personen diesem Gas ausgesetzt 
wurden. 


Insbesondere war in Auschwitz 
ein Bodenablauf in der angebli- 
chen Gaskammer direkt an die 
Kanalisationsanlage des Lagers 
angeschlossen. In Majdanek hät- 
ten sich in einem tiefliegenden 
Gang, um die angeblichen Gas- 
kammern herum, durchgesicker- 
te Gase angesammelt und dieser 


Gang wäre für das Lagerperso- 


nal zur Todesfalle geworden. 
Abzugskamine waren niemals 
vorhanden. 


Cyanwasserstoffgas ist ein äu- 
Berst gefährliches und tödliches 
Gas, und es gab nirgendwo ir- 
gendwelche Vorrichtungen, um 
das Gas auch nur einigermaßen 
sicher zu handhaben. Die Kam- 
mern waren zu klein, um auch 
nur einen winzigen Bruchteil der 
behaupteten Personenzahl auf- 
nehmen zu können. Klar und 
einfach gesagt, diese Einrichtun- 
gen können nicht als Gaskam- 
mern zur Hinrichtung benutzt 
worden sein. 


Nach gründlicher Untersuchung 
der angeblichen Hinrichtungs-. 
einrichtungen in Polen und den 
damit verbundenen Kremato- 
rien ist es die einzige Schlußfol- 
gerung zu der eine vernünftig 
denkende und verantwortungs- 
bewußte Person kommen kann, 
daß keine dieser Einrichtungen 
jemals als Hinrichtungs-Gas- 
kammer geeignet war oder als 
solche benutzt wurde. 
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Revisionismus 


Die 


»Endlösung« 
im Rückblick 


Robert Faurisson 


In ihrer Ausgabe vom 15. Mai 1989 kündigte die Wochenzeitschrift 
»Newsweek« einen »Sturm um ein neues Buch« an, das »der Juden- 
vernichtung im Zweiten Weltkrieg« gewidmet ist. Das Buch trägt den 
Titel »Why Did the Heavens not Darken? The »Final Solution< in 

History« (»Warum hat sich der Himmel nicht verdunkelt? Die End- 
lösung in der Geschichte«), erschienen im Verlag Pantheon Books in 


New York. 


Der Verfasser des Buches, Arno 
J. Mayer, wurde 1926 in Luxem- 
burg als Sohn einer jüdischen 
Familie geboren. Er ist Profes- 
sor in Princeton, wo er europäi- 
sche Geschichte lehrt. In einem 
1987 erschienenen Buch »Les 
Assassins de la M&moire« (Edi- 
tions la D&couverte) nannte ihn 
Pierre Vidal-Naquet seinen 
»Kollegen und Freund« und er- 
wähnte ihn neunmal. Er schrieb 
zum Beispiel: »Ich schulde Arno 
J. Mayer viel, dem ich herzlich 
danke.« 


Die bedeutendste 
Bemühung 


Er habe im Manuskript das 
Werk gelesen, das dieser 1988 
unter dem wahrscheinlichen Ti- 
tel »The Final Solution in Histo- 
ry« veröffentlichen würde. Of- 
fensichtlich hatte der amerikani- 
sche Professor 1982 im Verlauf 
‘ des Internationalen Kollo- 
quiums der Sorbonne unter dem 
Vorsitz von Frangoise Furet und 
. Raymond Aron - 29. Juni bis 
2. Juli - heftige Reaktionen sei- 
tens eines israelischen Kollegen 
ausgelöst. Er hatte wahrschein- 
lich schon damals den Mut, Vor- 
behalte hinsichtlich des Dogmas 
des Holocaust und der Gaskam- 
mern zum Ausdruck zu bringen. 


Jedenfalls kommen seine eige- 
nen Ausführungen in dem drei 
Jahre später veröffentlichten 
Buch, das angeblich das Ergeb- 
nis dieses Kolloquiums enthalten 
soll (»L’Allemagne nazie et la 
genocide juif«, Gallimard/Le 
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Seuil, 1985), nicht vor. Von 1982 
bis 1988 sind wir daher über die 
These von Arno J. Mayer in. Un- 
wissenheit gehalten worden. 


Wenn man dem Verfasser Glau- 
ben schenken darf, dann hat er 
sein Manuskript drei Größen der 
jüdischen Geschichtsschreibung 
zur Durchsicht vorgelegt: Raul 
Hilberg (USA), Hans Mommsen 
(Bundesrepublik Deutschland) 
und Pierre Vidal-Naquet 
(Frankreich). 


Auf der vierten Seite des Um- 
schlags ist die folgende Würdi- 
gung zu lesen: »Die bedeutend- 
ste Bemühung, die jemals von 
einem Historiker unternommen 


wurde, um das Undenkbare un- 


ter kritischen Bedingungen zu 
überdenken.« (Pierre Vidal-Na- 
quet, Ecole des Hautes &tudes 
en sciences sociales, Paris). 


‚Seltene und 


zweifelhafte Quellen 


Arno J. Mayer sagt, er glaube 
daran, daß es eine Politik der 
Judenvernichtung gab, und daß 
die Gaskammern zur Menschen- 
tötung eine Realität sind. Aber 
gleichzeitig schreibt er Seiten 
und erlaubt sich Beobachtun- 
gen, die von vielen Historikern 
der revisionistischen Schule ge- 
gengezeichnet würden. 


In seiner Bibliographie hat er im 


: übrigen keine Hemmung, zwei 


revisionistische Werke aufzufüh- 
ren: »Die Lüge des Odysseus« 
von Paul Rassinier in der Ausga- 


be des Verlags La Vieille Taupe 
von 1979 sowie das Werk von 
Arthur Robert Butz »The Hoax 
of the Twentieth Century« 
(»Der Jahrhundert-Betrug«). 


Für ihn gibt es keine Spur ir- 
gendeines Plans zur Vernichtung 


der Juden, und hinsichtlich der’ 


Gaskammern schreibt er in sei- 
nem Kapitel über Auschwitz fol- 
genden, für einen Freund von 
Pierre Vidal-Naquet sehr er- 
staunlichen Satz: »Sources for 
the study of the gas-chambers 
are at once rare and unreliable« 
(»Quellen zum Studium der 
Gaskammern sind ebenso selten 
wie unzuverlässig«). 


Er fügt hinzu: »Das meiste, was 
über dieses Kapitel bekannt ist, 
beruht auf Aussagen von Nazi- 
funktionären und -henkern in 
Nachkriegsprozessen und auf 
dem  Erinnerungsvermögen der 
Überlebenden und Tatzeugen. 
Diese Zeugenaussagen müssen 
sorgfältig gesiebt werden, denn 


"sie können von subjektiven Fak- 


toren großer Komplexität beein- 
flußt sein.« 


Kann man noch besser zum Aus- 
druck bringen, daß man sich vor 
den angeblichen Geständnissen, 
Bekenntnissen, Zeugenaussa- 
gen, auf die sich die Verfechter 
der Judenvernichtungsthese 
leichtfertig zu berufen pflegen, 
hüten muß? Und dann fügt der 
Verfasser hinsichtlich dieser 
Quellen hinzu: »Man kann die 
zahlreichen Widersprüche, 
Zweideutigkeiten und Irrtümer 
in den vorhandenen Quellen 
nicht ableugnen.« 


Es wäre gut, wenn Armo J. 
Mayer einige dieser Widersprü- 
che, Zweideutigkeiten und Irr- 
tümer einmal Revue passieren 
ließe; zweifellos zielt er hier auf 
die »Quellen« ab, aus denen sich 
die Verfechter der Vernich- 
tungsthese seit über vierzig Jah- 
ren versorgen. 


Der Verfasser erwähnt die »Ver- 
gasungen« in Chelmno, Belzec, 
Sobibor und Treblinka, aber das 
sind lediglich Ausflüchte, die in 
einer Flut von seltsamen Be- 
trachtungen zum Thema unter- 
getaucht sind. Allgemein gesagt, 
ist durch das ganze Buch hin- 
durch das Hauptthema, das 
heißt der angebliche Völker- 
mord an den Juden - hier »Ju- 
deozig« genannt —, buchstäblich 
unter einer Ansammlung von 


Abweichungen, besonders übe 
den Antisemitismus des Mittel 
alters oder über den Rußland 
feldzug vergraben. Es handel 
sich um das, was die Akademi 
ker bereitwillig die Untersu 
chung des Zusammenhangs nen: 
nen; eine Untersuchung de: 
Textes, anders ausgedrückt de: 
Themas wäre jedoch vorzu- 
ziehen. 


Mehr natürliche als 
unnatürliche Todesfälle 


Arno J. Mayer engagiert sich 
auch im revisionistischen Sinne, 
wenn er beharrlich die in den jü- 
dischen Gemeinden des Ostens 
und in den Konzentrationslagern 
durch Typhusepidemien ange- 
richteten Verwüstungen unter- 
streicht. Man vergißt vielfach, 
daß eines der wichtigsten Motive 
für die Errichtung von einigen 
Ghettos durch die Deutschen 
darin bestand, daß sie von der 
Furcht besessen waren, der 
Flecktyphus könne sich überall 
in diesem Teil der Welt, der. be- 


- reits stark unter dem Krieg zu 


leiden hatte, ausbreiten. 


So verschwommen Mayer sich 


-zum Thema der angeblichen 


»Vergasungen« äußert, desto 
präziser und ausführlicher äu- 
Bert er sich zum Thema Fleckfie- 
ber. Für die Zeit von 1942 bis 
1945, das heißt für den Zeit- 
raum, in dem nach Angaben der 
Historiker »Vergasungen« statt- 
fanden, vertritt er die Ansicht, 
leider ohne Zahlen zu nennen, 
daß mehr Juden durch soge- 
nannte »natürliche Ursachen« 
(Hunger, Krankheiten, Er- 
schöpfung bei der Arbeit) als 
durch »unnatürliche« Ursachen 
(Hinrichtungen jeglicher Art) 
ums Leben gekommen sind. 


Er führt im einzelnen aus, daß 
dies »sicherlich in Auschwitz, 
aber wahrscheinlich überall der 
Fall war«. Dieser Hinweis ist 
nicht unbemerkt vorübergegan- 
gen und löste eine lebhafte Kon- 
troverse aus. 


Sonst hakt Mayer nacheinander 
alle Dokumente oder Argumen- 
te ab, die bislang vorgetragen 
wurden, um glauben zu machen, 
daß die Deutschen eine Juden- 
vernichtungspolitik betrieben 
(Brief Görings an Heydrich vom 
31. Juli 1944, Wannsee-Proto- 
koll, Vorgehen der Einsatzgrup- 
pen in Rußland, Himmler- 
Reden). 


Er bezeichnet häufig Fakten als 
ungewiß oder wenig sicher, die 
man bisher als endgültig festste- 
hend ansah. Die Zahlen und Sta- 
tistiken, die letztendlich auf ir- 
gendeine Weise einen amtlichen 
und heiligen Charakter ange- 
nommen haben, flößen ihm gro- 
Bes Mißtrauen ein. Indem er ei- 
nerseits die jüdische »Erinne- 
rung« und andererseits die »Ge- 
schichte« voneinander unter- 
scheidet, bedauert er das Vor- 
handensein eines Kultes der 
Erinnerung, der mit den Verdre- 
hungen, die diese der histori- 
schen Wirklichkeit auferlegt, 
»zu sektiererisch« geworden sei. 


Die Erinnerung, meint Mayer, 
neige dazu, mit der Zeit zu er- 
starren, während die Geschichte 
nach Revision verlangt. Die Hi- 
storiker haben heute »die drin- 
gende Aufgabe, das Undenkba- 
re unter kritischen Bedingungen 
zu überdenken«. 


Zwei Vorschläge 
für die Zukunft 


Zum Thema der Gaskammern in 
Auschwitz schreibt Mayer: 
»Wenn sie einmal geöffnet wer- 
» den, dann könnten die sowjeti- 
schen Archive sehr wohl bedeu- 
“ tende Hinweise und Beweise lie- 


‘ fern. Darüber hinaus könnten 


Ausgrabungen am Tatort und in 
dessen unmittelbarer Umgebung 
neue Informationen hervor- 
bringen.« 


Man gestatte mir, daran zu erin- 
nern, daß dies zwei revisionisti- 
sche Gedanken sind, um die ich 
persönlich gekämpft habe. An- 
fang 1988, im zweiten Zündel- 


Prozeß, konnte ich durch Ver- 


mittlung des Anwalts Doug 
Christie von einem Gutachter 
der Anklage, Charles Bieder- 
mann, die Bestätigung dafür er- 
halten, daß sich die »Totenbü- 
. cher« von Auschwitz, die von 
den Deutschen nicht vernichtet 
wurden, tatsächlich zum größten 
: Teil in Moskau befinden. Der 
. . Skandal besteht darin, daß diese 
Register ebenso wie die wenigen 
Bände, die im Auschwitz-Mu- 
seum verblieben, 
schluß gehalten werden. 


Die Amerikaner, die Briten, die 
Franzosen, die Deutschen und 
die Israelis beteiligen sich an die- 
ser Geheimhaltung von Doku- 


‚»Leuchter-Bericht« 


unter Ver- 


menten und gehen soweit, die 
“Auskunft darüber zu verwei- 


gern, wie viele Namen die weni- 
gen Bände im Auschwitz-Mu- 
seum enthalten, von denen sich 
beim Internationalen Suchdienst 
in Arolsen (Organ des Interna- 
tionalen Komitees des Roten 
Kreuzes) Fotokopien befinden. 
Diese Einrichtung befindet sich 
zwar auf dem Territorium der 
Bundesrepublik Deutschland, 
steht aber unter scharfer Bewa- 
chung durch die Alliierten und 
Israelis, aus Furcht vor einem 
Eindringen revisionistischer For- 
scher. 


Wäre Mayer damit einverstan- 
den, darauf zu drängen, daß die- 
se »Geheimakte« der Forschung 
zugänglich gemacht wird? Was 
die Ausgrabungen betrifft, so 
haben auch hier die Revisioni- 
sten bereits trotz der Verbote 
die Initiative ergriffen. Ich ver- 
weise hierzu auf mein Vorwort 
zum »Leuchter-Bericht«, der 
den Namen jenes amerikani- 
schen Ingenieurs trägt, der die 
angeblichen Gaskammern zur 
Menschentötung von Auschwitz, 
Birkenau und Majdanek unter- 
sucht hat. 


Am 19. Februar 1989 in Los An- 
geles bei der neunten Internatio- 
nalen Konferenz des Instituts für 
die Revision der Geschichte for- 
derte Fred Leuchter die Bildung 
einer internationalen Untersu- 
chungskommission über die 
Gaskammern zur Menschentö- 
tung, die von den Deutschen be- 
nutzt worden sein sollen.. Wäre 
Mayer damit einverstanden, sich 
mit seinen gleichgesinnten Kol- 
legen abzusprechen und auf den 
anders als 
mit schamhaftem Schweigen zu 
reagieren? Was hält er von einer 
internationalen Experten-Kom- 
mission? 


Fortschritt in 
zehn Jahren 


Vor zehn Jahren hatte Pierre Vi- 
dal-Naquet mit Leon Poliakov 
die Initiative ergriffen, gegen 
mich eine öffentliche Erklärung 
zu verfassen, in der zu lesen war, 
daß es angesichts der Fülle und 
der Solidarität der Beweise »kei- 
ne Diskussion über das Vorhan- 
densein der Gaskammern gibt, 
geben darf« (»Le Monde« vom 
21. Februar 1979). 


Zu den 34 Signatoren dieser Er- 


klärung zählten Philippe Aries, 
Fernand Braudel, Pierre Chau- 
nu, Frangoise Furet, Jacques Le 
Goff, Emmanuel Leroy-Ladu- 
rie.... . Aber Rene Remond hat- 
te seine Unterschrift verweigert. 


Man mußte bis 1988 warten, um 
zu erleben, daß ein patentierter 
Historiker wie Arno J. Mayer in 
einem Kapitel über Auschwitz 
anerkannte, daß die Beweise für 
das Vorhandensein der Gaskam- 
mern, weit davon entfernt in 
Hülle und Fülle vorhanden und 
solide zu sein, wie man behaup- 
tet, in Wirklichkeit selten und 
zweifelhaft sind. 


Das ist ein Beispiel unter ande- 
ren für die beträchtlichen Fort- 
schritte des historischen Revisio- 
nismus in der wissenschaftlichen 
Gemeinde. Der jüdische Profes- 
sor in Princeton wird erfahren, 
was es kostet, das Tabu des Jahr- 
hunderts anzutasten. Er tat es 
mit tausend Vorsichtsmaßnah- 
men, ohne Angriffslust oder 
Herausforderung, aber schon 
löst er neben einigen beifälligen 
Reaktionen in der amerikani- 
schen Presse wahrhaftige Bann- 
flüche aus. 


So beschuldigt ihn unter der 
Überschrift »False Witness« 


 (»Falschzeuge«) Daniel Jonah 


Goldhagen von der Harvard- 
Universität der Fälschung, der 
Verdrehung von Tatsachen, des 
Revisionismus und »die Erinne- 
rung und die Geschichte ins Lä- 
cherliche verkehrt« zu haben. 
Eine bekannte Melodie. Erfreu- 
lich für ihn, A. J. Mayer lebt und 
lehrt in den Vereinigten Staaten 
und nicht in Frankreich wie Fau- 
risson. 


Wie geht es weiter 
mit der DM, 
Dollar, Yen, 
Schweizer Franken? 


Wie ist die Konstellation der 
Deutschen Mark? 


Welche Disharmonien 
erwartet die deutsche: 
Währung? 


Gibt es in den Jahren 1989 
und 1990 Gefahren für die 
DM?. 


Ist es ratsam in den nächsten 
Jahren den Dollar zu horten 
oder US-Aktien zu 
erwerben? 


Wird die Schweiz am 
europäischen ECU- 
Abenteuer teilnehmen? 


Werden die Japaner 
letztendlich die USA 
wirtschaftlich und finanziell 
total kontrollieren? 


Wird der japanische Yen den 
Dollar als Weltwährung 
ablösen? 


Welche Rolle spielt die 
Weltbank in den 
kommenden Jahren? 


Eine Dokumentation auf 
kosmobiologischer Basis 
versucht die kommenden 
Entwicklungen an der Börse 
zu untersuchen und _ 
Tendenzen für die 
Weltwährungen aufzuzeigen. 


Was passiert mit dem Geld, 
den Aktien, welche 
Parallelen gibt es zu 
vergangenen Ereignissen. 
Dies sind die Themen der 
Dokumentation 

DIE ZUKUNFT DER 
WELTFINANZEN 

von Otto Munkwitz. - 


Die Dokumentation erhalten 
Sie für 60 DM bei 


Otto Munkwitz 
Kappenmühle 7 
D-6403 Flieden. 
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Nahost-Journalj 


® ® 
Die Intifada 
soret für einen 
heißen 
Sommer 
Die  israelisch-palästinensische 
Krise verschlimmert sich mehr 
und mehr. Die Möglichkeiten, 
daß sie in.ein Blutbad ausarten 
könnte, vermehren sich uner- 
bittlich. Die--Vereinigten Staaten 
scheinen hilflos zu sein, solch ei- 
ne Katastrophe zu verhindern, 
oder zu verhindern, daß sie sich 
sogar zu einem neuen isralisch- 
arabischen Krieg entwickelt - 


was vielleicht genau das ist, was 
Israel will. 


Der weithin gepriesene einstwei- 
lige Friedensvorschlag, in dem 
nach Gemeindewahlen in der 
West Bank und im Gazastreifen 
verlangt wird und den die USA 
unterstützen, ist offenbar zum 
Fehlschlag verurteilt. Dies ist 
nicht nur so, weil die PLO und 
die Palästinenser am Ort es ab- 
gelehnt haben, sich daran zu be- 
teiligen, sondern vielmehr, weil 
die Israelis selbst versuchen, sich 
eilig von diesem Plan zurückzu- 
ziehen. 


- Obwohl die Palästinenser von 
Anfang an erkannten, daß der 
von Premierminister Yitzhak 
Shamir und Verteidigungsmini- 
ster Yitzhak Rabin ausgeheckte 
Wahlen-Plan keine aufrichtige 
Bemühung war, um die Intifada 
oder den Aufstand zu einem 
friedlichen und ehrenvollen En- 
de zu bringen, waren.sie doch 
dazu bereit, bei dem Betrug mit- 
zuspielen, indem sie zumindest 
die Möglichkeit von Gemeinde- 
wahlen in Erwägung zogen. Das 
war natürlich nicht, was Shamir 
und Rabin im Sinne hatten. 


Die beiden Führer entwarfen _ 


den Plan weitgehend in der 
Hoffnung, die amerikanische 
und internationale Kritik an Is- 
raels Politik der Niederschla- 
gung der zwanzig Monate alten 
Intifada ‚zu besänftigen — wäh- 
rend sie gleichzeitig das Funda- 
ment zur Beibehaltung der dau- 
erhaften Beherrschung der palä- 
stinensischen Lande legte. 


Shamir und Rabin hatten nie- 
. mals die Absicht, über eine 
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Land-für-Frieden-Regelung oder 
über irgendeinen anderen Kom- 
promiß zu verhandeln, mit dem 
die nationalistischen Bestrebun- 
gen des palästinensischen Vol- 
kes anerkannt würden. Aber sie 
mußten Zeit gewinnen, um die 
Bühne zur Niederschlagung des 
Aufstandes ein für alle mal mit 
militärischen Mitteln zu er- 
richten. 


Der Plan ist jedoch einstweilen - 
aber nur einstweilen - entgleist. 
Indem sie den Vorschlag zu 
Wahlen nicht von vornherein als 
zu geringes und zu spätes Ange- 
bot. von der Hand wiesen, haben 
die Palästinenser tatsächlich den 
Israelis den moralischen Affen 
auf den Rücken: gesetzt. Die 
Bush-Regierung hat mitgehol- 
fen, dies. zu bewerkstelligen, in- 
dem sie den israelischen Vor- 
schlag öffentlich: unterstützte 


und die PLO dazu ermutigte,. 


mitzuspielen. Ergo liegt es jetzt 
an Shamir und Rabin, den Plan 
funktionsfähig zu machen. 


Aber dies ist klar unmöglich, 
denn erstens sollte der Vor- 
schlag von vornherein niemals 
politische Wirklichkeit werden. 
Was die Dinge weiter erschwert, 
ist die Tatsache, daß Shamir und 
Rabin bislang nicht einmal in der 
Lage waren, ihren Vorschlag zu 
palästinensischen Wahlen ihren 
eigenen Politikern und Parteien 
sowie der israelischen Öffent- 
lichkeit schmackhaft zu machen. 


Shamirs Rivalen am rechten Flü- 
gel aus der Likud-Partei - darun- 
ter vor allem die Minister Ariel 
Sharon, David Levy. und Yitz- 
hak Moda’i - arbeiten aktiv dar- 
an, den Plan zu versenken, wenn 
er den Parteien zur. Billigung 
vorgelegt wird. Sie sind ent- 
schlossen, dies zu tun, indem sie 
ihm beschwerliche Anderungen 
anhängen, die darauf abge- 
stimmt sind, die Palästinenser - 
und vielleicht sogar die amerika- 
nische Regierung - dazu zu 
zwingen, den Plan zu verwerfen. 


Die vorgeschlagenen Anderun- 
gen besagen: Kein diplomati- 
scher Prozeß mit den Palästinen- 
sern, bevor der Aufstand been- 
det ist; keine Verhandlung über 
den Status von Jerusalem und 
keine Beteiligung von palästi- 
nensischen Bürgern der Stadt an 
den geplanten Wahlen; keine 
ausländische Überwachung der 
Wahlen; und besondere Auto- 
nomie für die jüdischen Siedlun- 


gen in der West Bank und dem 


Gazastreifen nach einem noch 
zu treffenden Abkommen. 


Die Annahme der vorgeschlage- 
nen Änderungen wäre eine Ver- 
höhnung der geplanten Wahlen 
und jeder Hoffnung seitens der 
Palästinenser auf staatliche Un- 
abhängigkeit. Die Annahme wä- 
re auch für die Bush-Regierung 
ein Schlag ins Gesicht, die zum 
Shamir-Plan Anderungen »an- 
regte«, die gegen solche offen- 
sichtlich unannehmbaren Bedin- 
gungen sprechen.. 


Eine Zurückweisung des Plans 
durch die Likud-Partei oder spä- 
ter durch die Palästinenser oder 
die USA würde dann genutzt 
werden, um die derzeitige Re- 
gierung der nationalen Einheit 
zu Fall zu bringen, neue Wahlen 
in Israel erforderlich zu machen, 
bevor die Regierung weitere 
Verhandlungen mit den Palästi- 
nensern führen kann. 


Die Aussicht auf einen Zusam- 
menbruch der von Shamir ge- 
führten Regierung, gefolgt von 


neuen Wahlen, so glauben eini- - 


ge Beobachter, könnte auch Ra- 
bins Kollegen in der Arbeiter- 
Partei dazu ermutigen, auf die 
Zerschlagung des bereits bela- 


' gerten einstweiligen Friedens- 


plans hinzuarbeiten. 


Ein Scheitern des Shamir-Rabin- 
Plans würde zweifellos die Fort- 
dauer und wahrscheinliche In- 
tensivierung der Intifada ge- 
währleisten - und dies scheint 
der Vorwand zu sein, nach dem 
viele Israelis suchen, um eine 
blutige Unterdrückung der palä- 
stinensischen Unabhängigkeits- 
bewegung zu rechtfertigen. U 


Härteres 
Vorgehen 
gegen die 
Palästinenser 


Während Premierminister Sha- 
mir jeden Gedanken an eine 
Schlichtung des Streits mit den 
Palästinensern aus seinem »Frie- 
dens«plan strich, strebt der Ver- 
teidigungsminister Yitzhak Ra- 
bin nach breiteren gesetzlichen 
Machtbefugnissen, mit denen er 
die Intifada zerschlagen will. Ra- 
bin wurde zum Teil dadurch er- 
mutigt, sich gesetzlichen Rück- 
halt zu verschaffen, um weitere 
repressive Maßnahmen ergrei- 


fen zu können. Der israelische . 


Geheimdienst glaubt sogar, die- 
Palästinenser stünden »kurz vor - 
dem Zusammenbruch«. 


Der Chef des Nachrichtendien- ° 


stes der Armee, Generalmajor 
Ammon Shahak, informierte 
Rabin dahingehend, daß es un- 
ter den Palästinensern Anzei- 
chen der Ermüdung gibt. Dies 
bedeute jedoch nicht, daß in 
dem Ausmaß der feindlichen Tä- 
tigkeit in den besetzten Gebie- 
ten eine nennenswerte Verringe- 
rung eintreten wird. Laut Sha- 
hak stellen sich die Palästinenser 
selbst die Frage, wohin der 
Kampf führt. 


Es werde ihnen immer offen- 
sichtlicher, daß es keinen Zu-” 
sammenbruch der israelischen 
militärischen Anstrengungen ge- 
ben wird, und daß ein durch 
Verhandlungen geschaffener un- 
abhängiger Palästinenserstaat 
keineswegs unmittelbar bevor- 
steht. 


Darüber hinaus seien sich die 
Bewohner der West Bank und 
des Gazastreifens jetzt darüber 
im klaren, daß sie und nicht die 
PLO den hohen Preis für den. 
Aufstand bezahlen müssen. 


Obwohl es für die Palästinenser 

herzerfrischend ist, daß sie die 
Welt auf ihr Elend aufmerksam 
machen konnten und dadurch 
beträchliche Zwistigkeiten in- 
nerhalb Israels und zwischen Is- : 
rael und den Vereinigten Staa- 
ten hervorrufen, »sehen sie im- 
mer noch kein Licht am Ende 
des Tunnels«, meinte Shahak. 


Rabin forderte das. Justizmini-- 
sterium auf, eine Gesetzgebung 
vorzubereiten, um dem Militär 
größere Freiheiten einzuräu- 
men, palästinensische Häuser zu 
zerstören und Aktivisten der In- 
tifada auszuweisen. Erstaunli- 
cherweise beharrt er darauf, daß 
die Palästinenser erst eine Wo- 
che, nachdem die entsprechen- 
den Befehle erteilt worden sind, 


‘das Recht haben sollen, gegen 


die Entscheidung der Armee, ih- 
re Häuser zu zerstören oder die 
Bewohner auszuweisen, Beru- 
fung einzulegen. 


Wenn der Berufung stattgege- 
ben wird, dürfen die ausgewiese- 
nen Palästinenser zurückkehren. 
Sie bekommen jedoch keine 
Möglichkeit, ihre Häuser wieder 
aufzubauen. Rabin wünscht 
schnellere Prozesse und längere 
Haftstrafen für diejenigen, die 


während des Aufstandes wegen 


geringerer Vergehen festgenom- ° 


men wurden. Außerdem ver- 
langt er, daß die Höchstdauer 
der Untersuchungshaft von 
sechs Monaten auf ein Jahr ver- 
längert wird. 


Einige israelische Regierungsbe- 
amte sind gegen die Vorschläge 
Rabins mit der Begründung, daß 
solche Unterdrückungsgesetze 
»Israels Image im Ausland Scha- 
den zufügen«. Sie setzen aber 
zynisch hinzu, daß die härtere 
Maßnahme, die er treffen will, 
schon unter den bestehenden 
Gesetzen durchgeführt werden 
kann. 


Der Justizminister Dan Meridor 
unterstützt jedoch Rabins For- 
derung. Er sagte vor der Knes- 
seth: »Wir diskutieren über Pro- 
zesse, Bestrafung und Verwal- 
tungsmaßnahmen, die wir nor- 
malerweise nicht gern anwen- 
den, weil sie sich normalerweise 
nicht für eine demokratische Ge- 
sellschaft ziemen. Aber eine de- 
mokratische Gesellschaft, die 
um ihr Existenzrecht kämpft, ist 
berechtigt, Maßnahmen wie Un- 
- tersuchungshaft, Ausweisung 
und die Zerstörung von Häusern 
zu treffen. Leider gehören alle 
diese Maßnahmen zur Realität, 
die dieser Krieg uns auferlegt 
‘ hat. Das Gesetz muß so ausge- 
wogen sein, daß es zu den Belan- 
gen jener, die diesen Krieg 
. ‚durchfechten, paßt und gleich- 
zeitig mit den Werten unserer 
“ Gesellschaft übereinstimmt.« 


Rabin, der wie Shamir fest an 
das Konzept eines Großisrael 
glaubt, setzt sich schon seit lan- 
gem für die härtesten Maßnah- 
men ein, um den Palästinenser- 
aufstand zu zerschlagen. Als 
Zweigespann arbeitend - Rabin 
half Shamir ursprünglich, seinen 
falschen »Friedensplan« zu ent- 
werfen -, könnten die beiden 
zionistischen Eiferer endlich zu 
der Formel gekommen sein, die 
sie brauchen, um die Palästinen- 
ser dazu aufzuwiegeln, einen 
drastischen Schritt zu tun, um sie 
dann zu vernichten. 


Die Juden und 
die zionistische 
Frage 


- »Amerikanische Juden leben in 
einer: schnell assimilierten Kul- 
tur. Man wundert sich darüber, 
wie bei einem derart hohen Pro- 


zentsatz von Mischehen, bei 
dem ständig wachsenden Vor- 
dringen von Juden innerhalb des 
amerikanischen gesellschaftli- 
chen Establishments es eine Art 
jüdischer Pseudo-Kultur immer 
noch schafft, zu blühen und zu 
gedeihen«, schreibt Gershon 
Shaked in »The Jerusalem Quar- 
terly«. 


»Die Entwicklungen in Amerika 
bringen die Juden von der zioni- 
stischen Lösung ab, weil sie 
nicht glauben, daß sie Zion be- 
nötigen, um ein jüdisches Leben 
zu leben. Sie erinnern sich viel- 
leicht daran, daß tatsächlich die 
Wiederbelebung des jüdischen 
Lebens in Amerika zum Teil 
durch den Staat Israel als gesell- 
schaftliche und kulturelle Her- 
ausforderung ermöglicht wurde, 
und daß sie immer noch keine 
autonome Kultur geschaffen 
haben. 


Israel andererseits: Statt der 
amerikanischen Judenheit einen 
Mittelpunkt zur Nachahmung 
und eine alte-neue zum Leben 
erweckte Sprache, eine neue 
Kultur zu bieten, haben die Ju- 
den Israels in Amerika ein Mo- 


dell zur Nacheiferung gefunden, . 


und zwar in dem Ausmaß, daß 
die Anziehungskraft des ameri- 
kanischen Mittelpunktes manch- 
mal die des israelischen über- 
wiegt. 


Israel hat in. den Augen amerika- 
nischer Juden an Ansehen verlo- 
ren, weil es weniger israelisch 
geworden ist. Je mehr Israel sich 
selbst verringert, um so mehr 
wird es zu einer Art Erweite- 
rung, eine Nachbarschaft, ein 
Vorort von New York. 


Jetzt muß Israel der Herausfor- 
derung New Yorks selbst eine 
Antwort erteilen. Die brennen- 
den Fragen, mit denen wir es zu 
tun haben, sind: Steht Israel im- 


mer beim jüdischen Volk im ' 


Vordergrund? Ist es möglich, 
zwischen den demokratischen 
und liberalen Bestrebungen ei- 
ner jungen Nation und der theo- 
kratischen Tradition der Reprä- 
sentanten einer .alten Religion, 
die versuchen, diese Nation zu 


beherrschen, einen Ausgleich zu 


finden? Wie groß ist das Aus- 
maß der amerikanischen Assimi- 
lation in der israelischen 
Kultur?« 


Mit anderen Worten: Kann die 
Kultur Israels die Herausforde- 
rung Amerikas als Land von 


Milch und Honig für das Welt- 
Judentum überleben? = 


Die wahre 
Kunst der 
Geheimdienste 


Der Geheimdienstberuf ist 
nichts als die Kunst zu lügen, 
und die Israelis gehören zu den 
besten Praktikern des Vorge- 
hens in diesem Geschäft. Eine 
peinigende Meldung unter der 
Rubrik »Periscope« in der Zeit- 
schrift »Newsweek« verdeutlicht 
diesen Punkt. 


Nach diesem kleinen Juwel der 
Berichterstattung —- dem Nach- 
richtenmagazin zweifellos aus is- 
raelischen Kreisen zugespielt - 
dachte die Reagan-Regierung 
über zahlreiche Möglichkeiten 
nach, den verstorbenen Ayatol- 
lah Khomeini des Iran im Jahr 
1985 zu stürzen und hoffentlich 
zu töten. Ein Plan sah angeblich 
vor, daß Israel heimlich irani- 
sche Dissidenten bewaffnen soll- 
te, die dann gegen das radikal- 
fundamentalistische Regime des 
Ayatollah einen Staatsstreich 
verüben sollten. Ein anderer 
noch unwahrscheinlicherer Plan 
sah vor, so behauptet das Maga- 
zin, daß ein israelisches Kom- 
mando Khomeinis Bollwerk an- 
greifen und ihn selbst ermorden 
sollte. 


Der Staatsstreichplan wurde laut 
Mitteilung des ehemaligen stell- 
vertretenden CIA-Direktors 
John McMahon fallengelassen. 
Der Gedanke sei zu »weit herge- 
holt«. Der Kommando-Einsatz 
wurde vorgeblich deswegen zum 
alten Eisen gelegt, weil dies zu 
einem »blutigen Massaker« - 
wahrscheinlich des israelischen 


Kommandos durch die fanati- 


sche Revolutionsgarde des Aya- 
tollah - führen würde. Als Folge 
davon mußten sich der damalige 
CIA-Direktor William Casey 
und die anderen Mitglieder des 
National Security Council (NSC) 
der USA damit zufriedengeben, 
sich Möglichkeiten auszuden- 


ken, Khomeini zu vergiften, was 


anscheinend über israelische Ge- 
heimagenten laufen sollte: 


All dies mag wahr sein. Schließ- 
lich wurden während der’ Rea- 
gan-Jahre tatsächlich einige selt- 
same Untergrundaktionen durch 
Casey in die Wege geleitet. Die 
bemerkenswerteste davon war 
wohl der große Fehler, »Waffen 
für Iran gegen Geiseln« und des- 


sen Ableger, der Nebenakt mit 
den Waffenlieferungen an die ni- 
caraguanischen Contras. 


Aber es scheint wahrscheinlicher 


"zu sein, daß die »Newsweek«- 


Story eben nur das ist - eine Ge- 
schichte. Und die Geschichte 
wurde wahrscheinlich vom Mos- 
sad zusammengebraut, um den 
Anschein zu erwecken, als sei Is- 
rael Amerikas bester Verbünde- 
ter, ein Freund, der für seinen 
Kumpel USA alles tun würde. 


Ist es nicht seltsam, daß diese 
Story kurz nach Khomeinis Tod 
auftaucht, wo die meisten Ame- 
rikaner sich an all die Gründe 
erinnern, warum die USA den 
Mann und sein Regime von 
ruchlosen Fanatikern haßten? 
Zeitlich gut abgestimmt! Neben- 
bei bemerkt, jetzt konnte auch 
nichts mehr schiefgehen. Der Ir- 
an-Irak-Krieg ist vorbei, und 
beide Seiten sind jetzt wieder 
Feinde Israels. 


Damit wir uns nicht von der Ge- 
schichte über die fragwürdigen 
geheimen Aktionen einwickeln 


lassen, sollten wir uns daran 


erinnern, wie Israel zur Zeit der 
Reagan-Regierung seine Iran- 
Karte ausgespielt hat. Es ver- 
brachte die ganzen acht Jahre 
des Krieges mit der Bewaffnung 
der Iraner und tat auch sonst al- 
les, um den Krieg in Gang zu 
halten. Das Ziel seiner Politik 
war es, daß der Iran und Irak 
sich zu Tode ausbluten sollten. 


Israel verleitete sogar den Herrn 
Casey vom CIA und den Stab 
des Weißen Hauses dazu, den 
Iranern Waffen zu liefern - in 
der falschen Hoffnung, daß 
Khomeinis Untergebene ihren 
Einfluß dazu benutzen würden, 
die amerikanischen Geiseln zu 
befreien, die von eifrigen Be- 
wunderern des Ayatollahs im 
Libanon gefangengehalten 
wurden. 


Warum sollen die Israelis dann 
bereit gewesen sein, alles zu ris- 
kieren - sogar ihre eigenen 


"Kommandos -, um. Präsident 


Reagan und dem »wilden Willi« 
Casey zu helfen, den verhaßten 


‚Khomeini zu stürzen? Das gibt 


überhaupt keinen Sinn. 


Aber jetzt, wo Israels Stern in 
den Augen der amerikanischen 
Öffentlichkeit verblaßt, ist es in 
der Tat sinnvoll, ein wenig wohl- 
wollende Propaganda herumzu- 
streuen. Vielleicht glaubt das “ 


gar jemand. 
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Es liegt in 


der Hand 
von George 


Bush 


Victor Marchetti 


»Die Positionen der Palästinensischen Befreiungs-Organisation 
(PLO) interessieren mich nicht. Ich will nicht mit ihnen reden, und es 
kümmert mich nicht, was sie sagen«, schnaubte der israelische Pre- 
mierminister Yithak Shamir, nachdem er den extremistischen Forde- 
rungen des rechten Flügels seiner Likud-Partei nachgegeben hatte, 
die jetzt seinen »Friedensplan« zur Entschärfung der palästinensi- 
schen nationalistischen Bestrebungen voll unterstützt. 


Bezüglich der mehr als andert- 
halb Millionen Palästinenser, die 
in der israelisch besetzten West 
Bank und im Gazastreifen le- 
ben, sagte Shamir lauthals: 


- »Wenn sie mit uns in Frieden le- 


ben und ihre Bedingungen ver- 
bessern wollen, dann müssen sie 
mit der Likud-Partei sprechen.« 


Die Alternativen zu 
diesem Angebot 


Mit anderen Worten, das aller- 
beste, worauf die Palästinenser 
‚nach acht Monaten Widerstand 
hoffen können, ist ein kleines 
bißchen örtliche Autonomie, die 
ihnen nur widerwillig und nur 
unter Shamirs Bedingungen ge- 
währt werden soll. Die Alterna- 
tiven zu diesem erniedrigenden 
Angebot zur totalen und perma- 
nenten Unterwerfung sind, ent- 
weder ihr Heiamtland zu verlas- 
sen oder einer” niederschmet- 
ternden und blutigen militäri- 
schen Niederlage ihres nationa- 
len Aufstandes, der Intifada, ins 
Auge zu schauen. Der Vorschlag 
heißt, entweder - oder! Solange 
Shamir an der Macht ist, wird es 
kein »Land- für-Frieden«-Ab- 
kommen geben. 


Und was die USA und die übrige 


Welt betrifft, wer gehofft hatte, 
die Israelis könnten durch gutes 
Zureden irgendwie dazu ge- 
bracht werden, den schon so lan- 
ge leidenen Palästinensern ein 
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bedeutsames Entgegenkommen 
anzubieten, für den ist Shamirs 
Friedeisplan eine hochnäsige 
Zurückweisung. Der von der Li- 
kud-Partei . gebilligte Plan ist 
»ein Signal für außenstehende 
Parteien, vor allem für die Ame- 
rikaner, daß diese Fragen nicht 
verhandelbar sind«, schnaubte 
David Levy, der stellvertretende 
israelische Premierminister. 


Im einzelnen sieht das neue här- 
tere Friedensangebot Shamirs 
vor: 


Keine palästinensischen Wahlen 
in den besetzten Gebieten, so- 
lange der Aufstand nicht been- 
det ist. 


Keine Wahlbeteiligung von ir- 
gendwelchen Palästinensern, die 
in Ostjerusalem leben. 


Keine Rückgabe von Land in 
der West Bank oder im Gaza- 
streifen in »fremde Souverä- 
nität«. 


Keine Beendigung der  fort- 
schreitenden Ausdehnung jüdi- 
scher Siedlungen in den besetz- 
ten Gebieten. 


Die Fanatiker bestehen 
auf einer Kraftprobe 


Diese Bedingungen sind deutlich . 


darauf abgestimmt, nicht nur für 
die örtlichen Palästinenser und 


deren anerkannte Vertretung, 
die PLO, unakzeptabel zu sein, 
sondern sie auch in Wut zu ver- 
setzen. Offensichtlich haben. es 
Shamir und seine Gruppe .von 
zionistischen Fanatikern auf eine 
Kraftprobe mit den Palästinen- 
sern angelegt. 


Die Israelis möchten verzweifelt 
erreichen, daß ihre besetzten 
Untertanen auf das erniedrigen- 
de »Friedens«-Angebot gewalt- 
tätig reagieren. Sie betteln gera- 


dezu um einen Vorwand, die Pa- 


lästinenser ein für alle Mal ver- 
nichten zu können - und warnen 
die USA oder andere davor, sich 
einzumischen. 


Selbst wenn die PLO und die Pa- 
lästinenser an der West Bank 
und im Gazastreifen auf die be- 
leidigende Herausforderung 
durch den Shamir-Plan nicht ge- 
walttätig reagieren, werden die 
Israelis wahrscheinlich bei der 
Niederschlagung der Intifada 
den Druck erhöhen. Dabei wird 
die zionistische Führung nicht so 
sehr versuchen, eine palästinen- 
sische Kapitulation zu erzwingen 
als vielmehr einen blutigen Zwi- 
schenfall oder eine Reihe von 
gewalttätigen Reaktionen her- 
auszufordern, die sie dann aus- 
schlachten und schnell zu einem 
»legitimen« Grund hochschau- 
keln kann, um ihre volle militäri- 
sche Kraft gegen das hilflose 


Volk entfesseln zu können, des- 


sen :Land sie unbedingt rauben 
will - auch wenn das bedeutet, in 
den besetzten Gebieten einen 
Holocaust anzurichten. 


Washington spricht mit 
zwei Zungen 


Wie die amerikanische Regie- 
rung auf Shamirs jüngste Her- 
ausforderung reagiert, wird 
nicht nur in Amerika selbst, son- 
dern auch in der übrigen Welt 
genau beobachtet werden. Es ist 
unwahrscheinlich, daß Washing- 
ton irgendeine Hilfe von Israels 
Arbeiter-Partei erwarten kann. 
Shamir und die Likud-Partei rei- 
ten offensichtlich auf der Welle 
des zionistischen Extremismus, 
der derzeit über die jüdische Na- 
tion hinwegfegt. Es ist nur noch 
eine Frage der Zeit, bis die stei- 
genden Leidenschaften der Is- 


raelis völlig außer Kontrolle ge- 


raten. 


Aber die Vereinigten Staaten 


sind .nicht völlig ohne Einfluß. . 


Die Bewilligung der Auslands- 
hilfe für 1990 steht zur Zeit vor 
dem amerikanischen Kongreß 
zur Abstimmung an. Ob irgend 
jemand im Kongreß - oder was 
das betrifft in der Regierung - 
den Mut aufbringen wird, im. 
Lichte der jüngsten Entwicklung 
Israels Recht auf weitere Bewil- 
ligung von jährlich drei Milliar- 
den Dollar an Wirtschafts- und 
Militärhilfe auch nur in Frage zu 
stellen, geschweige denn abzu- 
lehnen, wird ein neuer Versuch 
sein, die Macht der amerika- 
nisch-jüdischen Pro-Israel-Lob- 
by auf die Probe zu stellen. 


Wenn der US-Kongreß sich 
formgerecht verhält, werden die 
Großkopfeten auf dem Capitol 
Hill dem amerikanischen Steuer- 
zahler - und der übrigen westli- 
chen Welt - ein weiteres Schau- 
spiel von selektiver Entrüstung 
darbieten. Während sie vor den 
laufenden Fernsehkameras. eine 
Schau abziehen und die Unter- 
drückung der Demokratie in. 
China verdammen - wogegen sie 
natürlich nichts tun können .- 
und Sanktionen gegen die chine- 
sische Führung fordern, werden 
sie sich gleichzeitig pflichtschul- 
dig vor den gleichen Kameras . 
postieren und ihre unsterbliche 
Loyalität zu Israel und dessen 
angekündigter Vernichtung des 
palästinensischen Volkes - wo- 
gegen sie ganz gewiß nichts un- 
ternehmen können - verkünden. 


Nur US-Präsident George Bush 
hat es in seiner Hand - wenn er 
den erforderlichen Mut auf- 
bringt -, der Pro-Israel-Lobby 
einen wohlverdienten Streich zu 


versetzen. 


Palästinenser 


En 


Bumerans 
für Israel 


Mark Lane 


Mit ihrem ruchlosen Versuch, den Palästinenseraufstand zu zerschla- 
gen, hat die israelische Regierung den Palästinensern eine Reihe von 
harten Strafmaßnahmen auferlegt, die einige Beobachter zu der 
Schlußfolgerung veranlassen, daß Israels Ziel darin besteht, die 
Lebensfähigkeit des palästinensischen Volkes für immer zu lähmen. 
Dies ist natürlich eine Definition des Begriffs Völkermord. Und 
‘ darauf scheint der zionistische Staat abzuzielen. 


Der Chef des israelischen Gene- 
ralstabs, Generalleutnant Dan 
Schomron, räumte kürzlich ein, 
daß es »nur drei Wege gibt, um 
die Intifada zu beseitigen: Um- 
siedlung der arabischen Bevöl- 
kerung der Gebiete, Aushunge- 
rung oder physische Vernich- 
tung, das heißt Völkermord«. 


Der ironische Aspekt 
der Dinge 


Der ironische Aspekt aller die- 
ser Verhaltensweisen ist, daß die 
Israelis selber durch eine merk- 
würdige Bumerangwirkung auch 
unter den harten Bestrafungen, 
die sie den Palästinensern aufer- 
legen, leiden. 


Zum Beispiel hat Israel den Pa- 
lästinensern eine Vielfalt von 
wirtschaftlichen Sanktionen auf- 
erlegt. Eine besonders widerli- 
che Aktion bestand darin, die 
120 000 bis 140 000 palästinensi- 
schen Arbeiter aus dem eigentli- 
chen Israel zu verbannen, das 
heißt, sie durften nicht mehr von 
ihren Wohnungen in den besetz- 
ten Gebieten zu ihren Arbeits- 
plätzen in Israel hin- und her- 
pendeln. 


Die Folge: Israel sieht sich nun 
einem ernsthaften Mangel an 
Arbeitskräften gegenüber, vor 
allem bei den. niedrigen 'Gesin- 
dearbeiten, die israelische Bür- 
ger nicht verrichten wollen, die 
aber die einzigen Arbeitsstellen 
waren, die den Palästinensern 
zur Verfügung standen. 


Israel verhängte auch Embargos 
auf palästinensische - Produkte, 


die nach Israel eingeführt wer- 
den - Israel war für diese Güter 
zum großen Teil der Haupt- 
markt. Die Palästinenser rea- 
gierten mit einem eigenen Boy- 
kott, indem sie den Kauf von is- 
raelischen Waren zwanglos in 
die Acht erklärten. 


Aus Israel kamen viele der 
Grundverbrauchsgüter, die in 
palästinensischen Läden zu ha- 
ben waren, wie Molkereipro- 
dukte, Dosenwaren und Zigaret- 
ten. Die meisten in Israel herge- 
stellten Grundprodukte sind aus 
palästinensischen Regalen ver- 
schwunden und unternehmungs- 
lustige Palästinenser sind in die 
durch den Boykott entstandenen 
Marktlücken hineingeschlüpft. 


Israelische Marktforscher haben 
tatsächlich geschätzt, daß israeli- 
sche Verkäufe in die besetzten 
Gebiete seit Beginn des Auf- 
stands volumenmäßig um 10 bis 
15 Prozent zurückgegangen sind. 


Wohlhabende, im Ausland le- 
bende Palästinenser investieren 
in Fabriken wie Bekleidungs- 
und Textilbetriebe und stellen 
alkoholfreie Getränke, Reini- 
gungsmittel und Zigaretten her. 
In örtlichen Haushalten werden 
emsig Bekleidungsstücke und 
Schuhe produziert und Obst und 
Gemüse aus dem Hausgarten 
zum Verkauf angeboten. Sie 
schaffen dadurch den Rahmen 
für eine neue, unabhängige palä- 
stinensische Wirtschaft. 


Die Israelis nehmen die drohen- 
de Gefahr einer wirtschaftlichen 
Unabhängigkeit der Palästinen- 


ser sehr ernst. Sie führten Bull- 
dozer heran, um palästinensi- 
sche Obstgärten dem Erdboden 
gleichzumachen, Tausende von 
alten Oliven- und Apfelsinen- 
bäumen zu vernichten; was die 
Palästinenser besonders verbit- 
tert und eine Ironie ist, da die 
Israelis sich oft damit brüsten, 
die »Wüste« Palästina in den 
»Garten« Israel verwandelt zu 
haben. i 


Indessen haben die Palästinen- 
ser mit eigenen diplomatischen 
Initiativen damit begonnen, eine 
Beziehung zur Europäischen 
Gemeinschaft herzustellen, die 
bis spätestens 1992 zu einem rie- 
sigen europäischen Markt wer- 
den soll. Sie waren dabei sehr 
erfolgreich, weitgehend wegen 
der Sympathie für ihre Not, die 
durch Israels hartes Vorgehen 
ausgelöst wurde. Die Israelis 
hatten natürlich darauf gehofft, 
die palästinensische Wirtschaft 
als eigene Filiale ausbeuten und 
für beide mit der EG Handel 
treiben zu können. 


Ein weiteres Beispiel für diese 
Bumerangwirkung ist die Poli- 
tik, junge Palästinenser in die 
Gefängnisse zu werfen, weil sie 
Steine geworfen haben. Die mei- 
sten von ihnen werden in Unter- 
suchungshaft festgehalten, ohne 
Prozeß. Sie werden oft bei ge- 
waltmäßigen Auseinanderset- 
zungen mit dem israelischen Mi- 
litär einfach zusammengetrieben 
oder bei militärischen Razzien in 
ihren Dörfern ergriffen. 


ObwoHl praktisch alle von ihnen 
entweder am Aufstand teilge- 
nommen oder zumindest stark 
mit ihm sympathisiert haben, 
war keiner von ihnen das, was 
die israelischen Behörden von 
ihnen behaupteten: hartgesotte- 
ne Terroristen. Und doch ist dies 
genau das, was sie werden, nach- 
dem sie sechs Monate bis zu ei- 
nem Jahr in einem israelischen 
Kerker zugebracht haben. 


Die Israelis schließen 
die Schulen 


Die Israelis begingen auch einen 
Fehler, indem sie die Schließung 
von Schulen in den besetzten 
Gebieten erzwangen. Die 


300.000 palästinensischen Kinder - 


in der West Bank und im Gaza- 
streifen haben fast zwei Jahre ih- 
rer Schulausbildung verloren. 
Die israelischen Behörden ha- 


ben nicht nur die Schließung der 
Schultüren angeordnet, sondern 
es auch für jeden Lehrer zu einer 
mit bis zu zehn Jahren Gefängnis 
zu ahndenden Straftat gemacht, 
zwanglosen Hilfsunterricht au- 
Berhalb des Schulgeländes 
durchzuführen oder Hausaufga- 
ben zu verteilen. Jede Schulaus- 
bildung, sogar in Privatwohnun- 
gen, wird nämlich mit der glei- 
chen zehnjährigen Gefängnis- 
strafe bedroht. 


Diese Politik ist von den Verein- 
ten Nationen, Amnesty Interna- 
tional, dem International 
Friends Committee und sogar 
von einigen Mitgliedern des 
amerikanischen Kongresses ver- 
urteilt worden. Der Abgeordne- 
te Howard Nielson, ein Republi- 
kaner, brachte eine Resolution 
ein, in der Israel dazu aufgefor- 
dert wird, die Schulen in den be- 
setzten Gebieten sofort wieder 
zu eröffnen. 


Die Vorenthaltung 
einer Schulbildung 


Die Palästinenser, die die am 
höchsten gebildete arabische 
Nation sind und deren Kultur 
der Erziehung einen hohen Wert 
beimißt, fühlen sich von dieser 
Aktion am meisten verletzt. Sie 
finden geschickte Wege, um sie 
zu umgehen. In den meisten 
Dörfern werden Untergrund: 
Schulklassen abgehalten - ver- 


‘ borgen vor der Öffentlichkeit - 
und die Kinder werden zur Ge- 


heimhaltung verpflichtet. In den 
Zentren mit größerer Bevölke- 
rung wird der Schulunterricht in 
kleinen Gruppen an entlegenen 
Orten abgehalten. 


Vielleicht verdeutlicht keine an- 
dere einzelne Bestrafung, die 
den Palästinensern von den Is- 
raelis auferlegt wird, das anfangs 
vorgebrachte Argument besser, 
nämlich, daß die Israelis versu- 
chen, das Gewebe der palästi- 
nensischen Einheit zu zerstören. 
Die Vorenthaltung einer Schul- 
bildung wird, so argumentieren 
die Israelis, die Aussichten der 
kommenden Generationen so 
stark beeinträchtigen, daß die 
Palästinenser ' damit zufrieden 
sein werden, wieder weitgehend 
landwirtschaftliche, friedliche 
Gemeinden zu sein, aus denen 
sich einst ihre Nation zusam- 
mensetzte, bevor die Zionisten 
in ihr Land einfielen. 
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Die Aussichten für Wahlen in der West Bank und im Gazastreifen, 
die zu einer ausgehandelten Friedensregelung zwischen den Israelis 
und den Palästinensern führen könnten, verringern sich zusehends. 
Der amerikanische Außenminister James Baker, der offensichtlich 
mit Billigung des US-Präsidenten George Bush spricht, verliert über 
die israelische Verzögerungstaktik immer mehr die Geduld. 


Der amerikanische Außenmini- 
ster James Baker äußerte das 
bisher stärkste Mißfallen der 
amerikanischen Regierung über 
die hinhaltende Taktik von Isra- 
els Premierminister Yitzhak 
Shamir und seiner am rechten 
Flügel des politischen Spektrums 
angesiedelten Likud-Partei. Ba- 
ker sagte, er beabsichtige einen 
Sonderbotschafter nach Israel zu 
entsenden, um über die neuen 
härteren Bedingungen zu spre- 
chen, die Shamir seinem Plan für, 
Wahlen angehängt hat. 


is in den USA 
amir 


Besor 
über 


»Es wird jemand in den Nahen 


Osten reisen, um festzustellen, 
in welchem Ausmaß sich die is- 
raelische Regierung kurz nach 
dem Parteitag der Likud-Partei 
noch an ihren Wahlen-Plan ge- 
bunden fühlt«, verkündete Ba- 
ker. Obwohl der US-Außenmi- 
nister sagte, er habe zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht entschie- 
den, wen er entsenden wird, gab 
es sofort starke Hinweise darauf, 
daß er seinen Stellverteter als 
Außenminister, Lawrence 
Eagleburger, mit dieser Aufgabe 
betrauen wird. 


Baker unterstrich die Besorgnis 
der amerikanischen Regierung 
über die Art und Weise, in der 
Shamir und die Israelis die Sache 
mit den Wahlen verkorkst ha- 
ben. Baker meinte, daß die neu- 
en und härteren Bedingungen 
»mindestens in unseren Gedan- 
kengängen die Frage über die 
Ernsthaftigkeit der Absicht sei- 
tens Israel aufwirft.. Wir haben 
jene Bedingungen, glaube ich, 
schon als wenig hilfreich charak- 
terisiert, daher wollen v wir wirk- 
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lich sichergehen, daß die Israelis 
sich diesem Vorschlag - also den 
Wahlen - gegenüber ebenso ver- 
pflichtet fühlen wie wir bisher, 
wenn wir sie weiterhin so stark 
unterstützen sollen«. 


Baker kritisierte die Anderun- 
gen an dem israelischen Wahlen- 
Plan als »nicht hilfreich«. Dies 
rief sofort eine scharfe Antwort 
seitens eines israelischen Regie- 
rungsbeamten hervor, der Sha- 
mir nahesteht: »Ich glaube nicht, 
daß Shamir und - der am rech- 
ten Flügel stehende Minister - 
Ariel Sharon Baker sehr hilf- 
reich finden. Leider kann es da 
eine Verbindung geben.« 


Washington droht mit 
Kürzung der 
Wirtschaftshilfe 


Der Regierungsbeamte mag sich 
auch auf ein Schreiben bezogen 
haben, das Baker an den israeli- 
schen Außenminister Mosche 
Arens sandte, kurz nachdem er 
erfahren hatte, daß Shamir und 
der Likud dem Vorschlag für 
Wahlen einschneidendere Be- 
dingungen hinzugefügt haben. 


In dem Schreiben kritisierte Ba- 
ker diese Bedingungen und führ- 
te aus, es sei »zwingend erfor- 
derlich«, daß den Palästinensern 
in Ostjerusalem die Teilnahme 
an den Wahlen gestattet wird. 
Dabei spielte er darauf an, daß 
der amerikanische Kongreß in 
Aktion treten könnte, falls Israel 


. weiterhin jüdische Siedlungen in 


den besetzten palästinensischen 
Gebieten errichtet. 


Letztere Bemerkung war offen- 
sichtlich ein Hinweis darauf - 
und vielleicht eine Warnung - 


daß der amerikanische Kongreß 
in Kürze über das wirtschaftliche 
und militärische Hilfsprogramm 
für Israel in Höhe von drei Mil- 
liarden Dollar abstimmen wird, 
und daß die US-Regierung dort 
ihr wachsendes Mißfallen über 
den zionistischen Staat zum Aus- 
druck bringen könnte. 


Als Reaktion darauf zeigen die 
Israelis ihren Unwillen über die 
Bush-Regierung und deren stän- 
dige Rippenstöße. Vor ganz kur- 
zer Zeit berief Arens den US- 
Botschafter William Brown zu 
sich ins Außenministerium, um 
gegen Washingtons anfängliche 
Zurückhaltung, das kürzlich ge- 
schehene, weithin publizierte 
Busunglück, das von einem gei- 


“ stesverwirrten Palästinenser ver- 


ursacht wurde, einen terroristi- 
schen Anschlag zu nennen, zu 
protestieren. Außerdem sagte 
Arens zu Brown, die Bezeich- 
nung des Busunglücks durch die 
PLO als »natürliche und 
menschliche Reaktion« auf Isra- 
els Besetzung, stelle eine Verlet- 
zung der amerikanischen Bedin- 


gungen für Gespräche mit der. 


PLO, die derzeit in Tunis statt- 
finden, dar. 


Das Fenster der 
Gelegenheiten steht offen 


Aus vorhergehenden Untersu- 
chungen durch die israelische 
Polizei geht hervor, daß der Pa- 
lästinenser, der den Unfall ver- 
ursachte, aus eigener Initiative 
gehandelt hat. Er wollte sich an- 
scheinend dafür rächen, daß sein 
Bruder von israelischen Solda- 
ten zusammengeschlagen wurde, 
und daß andere Verwandte von 
ihm vor kurzem festgenommen 
wurden. Nichtsdestoweniger übt 
Israel weiterhin Druck auf Was- 
hington aus, den Vorfall als ei- 
nen von der PLO geschürten 
Akt des Terrorismus zu be- 
zeichnen. 


Indessen teilte Bassam Abu Sha- 
rig, ein Berater des PLO-Vorsit- 
zenden Jassir Arafat, dem ame- 
rikanischen Botschafter mit, er 
glaube. daran, daß die Amerika- 
ner »es mit dem Friedensprozeß 
ernst meinen... . Aber sie brau- 
chen konkrete Schritte - und das 
schneller, als sie glauben, denn 
wenn sie im Langsamgang ver- 
bleiben, könnte es zu spät sein.« 


Überraschenderweise wurde fast 


zur gleichen Stunde durch den. 


ehemaligen amerikanischen Bot- - 
schafter für Israel, Samuel Le- 
wis, ein hartgesottener Anhän- 
ger des jüdischen Staates, eine 
ähnliche Meinung zum Aus- 
druck gebracht. Nach Rückkehr - 
von einer Reise nach Israel, die 
von dem pro-israelischen Was- 
hingtoner Institut für Nahostpo- 
litik gefördert wurde, sagte Le- 
wis: »Das Fenster der Gelegen- 
heit steht sehr kurzfristig offen. 
Es wird nicht mehr sehr lange 
offen bleiben. Die USA sollten 
die Dinge mit äußerster Dring- . 
lichkeit erledigen. Sie sollten 
viele der gleichen Dinge - die sie 
getan haben - tun, aber schnel- 
ler als zuvor.« 


Die Arbeiter-Partei wagt 
keinen Bruch 


Die vom israelischen Finanzmi- 
nister Shimon Peres geführte 
Arbeiter-Partei hat auch heftig _ 
auf die verhärtete Haltung Sha- 
mirs und des Likud zu den palä- 
stinensischen Wahlen reagiert. 
Die Führung der Arbeiter-Partei 
stimmte darüber ab, ob sie einen 
Auszug aus der Koalition der 
»nationalen Einheit« in Erwä- 
gung ziehen sollte. Zunächst hat 
man eine solche endgültige Ent- 


- scheidung wieder einmal zurück- 


gestellt. r 


Die meisten Beobachter der Sze- 
ne messen den Drohungen der 
Arbeiter-Partei wenig Bedeu- 
tung bei. Sie stellen fest, daß die 
Partei »an einer internen Un- 
päßlichkeit und der schwächer 
werdenden Unterstützung durch - 
die Öffentlichkeit leidet«. Der 
Rückzug der Arbeiter-Partei aus 
der Koalition würde natürlich 
zum Sturz der Shamir-Regierung 
führen und die Abhaltung neuer 
Parlamentswahlen erforderlich 
machen. Aber es ist unwahr- 
scheinlich, daß die Arbeiter-Par- 
teı dadurch ihre Position verbes- 
sern könnte. Mit den wachsen- ' 
den Wirtschaftsproblemen in: 


den Kibbutzim und in der Indu- 


strie -— den Hauptstützpunkten 
der Partei - ist es wahrscheinli- 
cher, daß ihr Einfluß noch wei- 
ter zurückgehen würde. U 


Einer 


Israel 


Die Botschaft 
aus 
Washington 


Mark Lane 


der interessantesten 
Aspekte der neuen, ausgewoge- 
neren Annäherung der USA an 
das _israelisch-palästinensische 
Problem, die derzeit von US- 
Präsident George Bush und Au- 
Benminister James Baker ent- 


‘wickelt wird, ist die Verwendung 


von einigen Beamten mit Schlüs- 
selfunktionen in der Politik, von 
denen bekannt ist, daß sie den 
Israelis gegenüber tiefe Sympa- 


.. thien empfinden. 


Während der amerikanische 


Präsident meistens über den 


" Dingen steht und Baker gestat- 


tet, die Richtlinien der amerika- 
nischen Politik kurz und bündig 
festzulegen, sind es die Israel- 
Sympathisanten im Außenmini- 
sterium und im Weißen Haus, 
von denen verlangt wird, ihren 


» israelischen Freunden die unan- 
:- genehme Botschaft zu überbrin- 


- gen, daß das Ballspiel sich ge- 


ändert hat. 


i In den letzten Wochen lautet die 
» Botschaft, daß Israel gut daran 


tue, eine Übereinkunft mit den 
Palästinensern ernsthaft in An- 
griff zu nehmen. Der stellvertre- 
tende amerikanische Außenmi- 
nister Lawrence Eagleburger, 


- der als einer der besten Freunde 


Israels gilt, teilte dem israeli- 
schen Botschafter Mosche Arad 
mit, daß die Bush-Regierung 


_ entschieden dagegen ist, was sie 


als unnötig provozierende 
Schlachtordnung der israeli- 
schen Politik in der West Bank 


.. und im Gazastreifen erachtet. 


i 


Eagleburger fügte hinzu, daß die 
derzeitige Handlungsweise_sei- 
tens der Israelis, statt den Frie- 


. densprozeß zu fördern, die dies- 
. bezüglichen Bemühungen eher 
“ untergraben. Die Warnung des 


US-Außenministeriums erfolgte 
als direkte Kritik an der zähen 
Taktik gegenüber den Palästi- 
nensern, die von Premiermini- 
ster Yitzhak Shamir und Vertei- 


- digungsminister Yitzhak Rabin 
‘ verfolgt wird. Indem er Eagle- 


burgers Warnungen unterstütz- 


“ te, sagte ein US-Regierungsbe- 
.. amter: »Wir können nicht zwei- 


deutig sein. Wir müssen uns ein- 
deutig.klar ausdrücken.« 


Dennis Ross, Chef des Pla- 
nungsstabes für Politik des US- 
Außenministeriums, hat die 
Aufgabe, die »Vorschläge« der 
Regierung zum Shamir-Rabin- 
Plan für Wahlen in den besetz- 
ten Gebieten der israelischen 
Führung zu übermitteln. Auch 
dies wurde als Kritik angesehen. 


Aber die Israelis fühlten sich 
noch mehr durch die Tatsache 
beleidigt, daß Baker die Vor- 
schläge vorher bei seinem Be- 
such in Moskau mit den Sowjets 
besprochen hatte - und weiter- 
hin beabsichtigt, die Sowjets in 
den Friedensprozeß hineinzu- 
ziehen. 


Auch wurden seitens des Al- 
PAC (Amerikanisch-israelisches 
politisches Aktions-Komitee) 
und anderer jüdischer Gruppen 
auf einem Treffen mit Richard 
Haas, dem Experten des Natio- 
nal Security Council für den Na- 
hen Osten, im Namen Israels 
vorgetragene Beschwerden über 
die ausgewogenere Politik von 
Bush und Baker im wesentlichen 
zurückgewiesen. 


»Es war Haas’ Job«, erklärte ein 
anderer US-Regierungsbeamter, 
»den Meckerern deutlich klarzu- 
machen, daß die Regierung in 
dieser Sache mit einer Stimme 
spricht.« 


Ironischerweise gehörten diese 
Freunde alle zu der Gruppe von 
Sympathisanten, die im vergan- 
genen Jahr für Bush einen Son- 
derbericht erarbeiteten, in dem 
sie empfahlen, daß er bei seinem 
Amtseid als Präsident im Grun- 
de genommen den Treueeid ge- 
genüber Israel schwören sollte. 
Der Bericht wurde dem gewähl- 
ten Präsidenten von der Presi- 
dential Study Group on US Poli- 
cy in the Middle East (Studien- 
gruppe des Präsidenten für ame- 
rikanische Politik im Nahen 
Osten) als Blaupause für die 
amerikanische Außenpolitik in 
der Region vorgelegt. 


In dem Bericht werden engere 
Bindungen mit Israel, keine 
Kontakte zur PLO empfohlen, 
und daß ein Sonderbotschafter 
auf der Ebene des Präsidenten 
(zweifellos Henry Kissinger) er- 
nannt werde, um den Friedens- 
prozeß zu erleichtern. Eaglebur- 
ger war Mit-Vorsitzender der 
Studiengruppe; Ross und Haas 
waren aktive Mitglieder. oO 


Israel 


Der Krieg der 


Gebärmutter 
Victor Marchetti 


Ganz gleich, was in der politi- 
schen Arena geschieht, die Is- 
raelis verlieren den einzigen 
Kampf mit .den Palästinensern, 
der wirklich zählt: den Krieg der 
Gebärmutter. Und dieser Wett- 
bewerb wird letztendlich das 
Schicksal sowohl Israels als auch 
Palästinas bestimmen. 


Die israelische Regierung neigt 
dazu, die Zahlen für die jüdische 
Bevölkerung aufzublasen, aus 
offensichtlichen Gründen. Das 
Zentralbüro für Statistik scheint 
zu glauben, daß, wenn die Israe- 
lis den Bevölkerungswettlauf 
schon nicht durch Geburten ge- 
winnen können, sie dann wenig- 
stens die Niederlage eine Weile 


auf dem Papier aufhalten 
können. 
Die Israelis werden 


zahlenmäßig eingeholt 


Die Gesamtbevölkerung Israels 
beträgt 4,5 Millionen, von denen 
3,5 Millionen Juden sind. Der 
Rest sind meistens Palästinen- 


ser. Die anderen sind Christen, 


Drusen und andere Minder- 
heiten. 


Die Bevölkerung an der West 
Bank wird auf annähernd 1,2 
Millionen geschätzt. Mit Aus- 
nahme von etwa 70000 jüdi- 
schen Siedlern sind fast alle Ein- 
wohner Palästinenser. Der Ga- 
zastreifen, eines der am dichte- 
sten bevölkerten Gebiete der 
Welt, hat eine Bevölkerung von 
fast einer Million, während im 
Grunde genommen dort keine 
Juden leben. 


So wird die israelische jüdische 
Bevölkerung zahlenmäßig 
schnell von den Palästinensern 
eingeholt, die jetzt schon fast 
drei Millionen in Israel und den 
besetzten Gebieten zählen. Es 
leben jedoch fast eine Million 
palästinensische Flüchtlinge in 
Jordanien und Hunderttausende 
weitere im Libanon - von denen 
die Mehrheit in die Heimat ihrer 
Väter in Israel und den Gebieten 
zurückkehren will. 


Seit Jahrzehnten haben sich die 
Israelis auf das Wirtschafts- 


streifen 


wachstum der. arabischen Ol- 
staaten am Persischen Golf ver- 
lassen, weil dadurch Palästinen- 
ser, besonders Akademiker, von 
der West Bank und vom Gaza- 
abgezogen wurden. 
Aber die Hochkonjunktur des 
Ols ist vorbei und mittlerweile - 
haben die Golfstaaten ihren ei- 
genen Kader von Professionel- 
len mit Universitätsbildung ent- 
wickelt. Jetzt kehren sogar eini- 
ge der ausgewanderten Palästi- 
nenser wieder in die Heimat zu- 
rück. 


Während die palästinensische 
Bevölkerung Israels und der be- 
setzten Gebiete stark expandier- 
te, ist die jüdische Mehrheit im 
großen und ganzen gleich geblie- 
ben. Die Geburtenziffer unter 
den Aschkenazim (europäische 
Juden) ist in den letzten beiden 
Jahrzehnten gefährlich niedrig 
geblieben, und in den letzten 
Jahren ist sie unter den Gleich- 
stand gerutscht. 


Die jüdische Bevölkerung Isra- 
els konnte nur steigen wegen der 
verhältnismäßig hohen Gebur- 
tenrate unter den Sephardim 
(orientalische oder arabische Ju- 
den), die zum größten Teil weni- 
ger gebildet sind und sich am 
Ende der sozial-wirtschaftlichen 
Leiter befinden. Heute machen 
die Sephardim fast 60 Prozent 
der jüdischen Bevölkerung des 

zionistischen Staates aus. 


Der Traum von Aliya ist 
nicht verwirklicht 


Der Traum, daß Aliya (Rück- 
kehr ins Heimatland) von Juden 
aus Amerika und Westeuropa 
die aschkenasische Mehrheit so- 
wie der Juden im allgemeinen in 
Israel aufrechterhalten würde, 
hat sich nicht verwirklicht. Die 
letzte Hoffnung auf ein größeres 
Einströmen von Aschkenazim 
wurde zerstört, weil die sowjeti- 
schen Juden nicht auf die drin- 
genden Bitten, in den Judenstaat 
auszuwandern, reagiert haben. 


Ein israelischer Gelehrter, Pro- 
fessor Aram Sofer, machte fol- 
gende Beobachtung: »Vom de- 
mokratischen Standpunkt aus 
gesehen wird Israel zweifellos zu 
einem Zwei-Völker-Staat.... 
Dies ist die größte Bedrohung 
für die demokratischen Funda- 
mente des Zionismus und des jü- 
dischen Staates, und niemand 
kann weiterhin darüber hinweg- 

U 


sehen.« 
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Multikulturelle 
Gesellschaft 


Heiner Geißler, Generalsekre- 


tär der CDU: »Für ein Leben in : 


der Mitte Europas ist die Vision 
einer multikulturellen Gesell- 
schaft eine große Chance. Des- 
halb müssen wir das Land offen- 
halten für Ausländer und Aus- 
siedler.« 


Status 


Jacques Delors, Präsident der 
EG-Kommission: »Das politi- 
sche Denken und Handeln hinkt 
hinterher. Dieser Rückstand ist 
jedoch nicht aufholbar. Aber 
der Kapitalismus hat in diesen 
letzten: Jahren dieses zwanzig- 
sten Jahrhunderts einen großen 
Vorsprung erreicht.« 


Bekenntnis 


Alfred Herrhausen, Vorstands- 
sprecher der Deutschen Bank: 
»Nehmen Sie zur Kenntnis, daß 
ich in meiner Arbeit. bestrebt 
bin, einen Teil dazu beizutragen, 
daß die Welt akzeptabel bleibt 
oder wieder akzeptabel wird. 
Vielleicht haben Sie bemerkt, 
welchen über den Tellerrand des 
Bankgeschäfts hinausgehenden 
Initiativen ich mich verpflichtet 
habe.« 


Sowjetunion 


Boris’ Jelzin, Sowjet-Reformer: 
»48 Millionen leben unterhalb 
der Armutsschwelle. Das bedeu- 
tet, daß wir am Rande des Ab- 
grunds stehen.« 


Polen 
Lech Walesa, Vorsitzender der 
Gewerkschaft »Solidarnosc«: 


»Angesichts steigender Preise 
und nach dem Zusammenbruch 
des offiziellen Fleischmarktes 
wird — wenn nicht bald etwas 
passiert — die »Solidarität« die 
Proteste nicht mehr zügeln kön- 
nen. Ich warne vor Unruhen.« 


Tschecho- 
slowakei 


Vaclav Havel, tschechoslowaki- 
scher Dramatiker und Dissident: 
»Ich denke, für unsere Führung 
ist schr schmerzhaft, was in Mos- 
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„wjetische 


u ee ee ee, 


kau passiert. Sie würde es ver- 
mutlich begrüßen, wenn die Ent- 
wicklung dort gebremst oder 
umgekehrt werden sollte, ganz 
zu schweigen von den Ereignis- 
sen in Polen und Ungarn. Diese 
sind für sie eine absolute Kata- 
strophe.« 


Kommunismus 


Vladimir Bukowski, sowjeti- 
scher Schriftsteller: »Was ist die 
Definition eines »pragmatischen 
Kommunisten? Das ist ein 
Kommunist, dem das Geld aus- 
gegangen ist. Nach dieser 
Definition ist die Sowjetunion in 
großem Maßstab »pragmatisch«. 
Und diese Tatsache ruft revolu- 
tionären Sinneswandel in West- 
europa hervor. Die laufende so- 
Schuldenaufnahme 
konnte dadurch schockierende 
zwei Milliarden Dollar im Monat 
erreichen, überwiegend unge- 
bundene Darlehen. Die gesamte 
Sowjetschuld hat seit 1984 um 55 
Prozent zugenommen - seit die 
Kommunisten versprochen ha- 


ben, »nette Kerle< zu sein und 


seit sie offen das Versagen ihres 
Systems zugeben.« 


Schulden 


Walter Seipp, Vorsitzender des 
Vorstandes der’ Commerzbank: 
»Die Schuldenkrise könnte in 
Zukunft noch stärker dazu füh- 
ren, daß wichtige geographische 


. Bereiche wie Lateinamerika in 


ein wirtschaftliches Chaos sin- 
ken und herausrutschen aus ei- 
ner mehr oder weniger integrier- 
ten Weltwirtschaft-- zwangsläu- 
fig zurückfallen, vielleicht ins 
19. Jahrhundert, vielleicht wei- 
ter zurück. Das ist die große Sor- 
ge, die hinter diesem Verschul- 
dungsproblem steht. Sicher, da 
wird kein schwarzes Loch entste- 
hen. Brasilien wird als großes 
Land bestehen bleiben, Argenti- 
nien auch — ungeachtet aller 
wirtschaftlichen Probleme, 
selbst wenn es dort zum wirt- 
schaftlichen Chaos käme. Aber 
bei dem hohen Grad der Inte- 
gration, den wir heute in der 
Weltwirtschaft erreicht haben, 
bei der Sensibilität, die weltweit 
für Entwicklungen in anderen 
geographischen Bereichen be- 
steht, liegt es im Interesse aller 
Länder, nicht speziell nur der In- 
dustrieländer, alles zu versu- 


chen, um zu vermeiden, daß be- ' 


stimmte wichtige geographische 
Bereiche aus diesem Integra- 
tionsprozeß der Weltwirtschaft 


ausklinken. Nehmen Sie ein 
Land wie Argentinien. Argenti- 
nien ist im Grunde genommen 
autark. Argentinien könnte, 
wenn Sie so wollen, sofort die 
Grenzen dicht machen. Nur: Die 
Argentinier werden dann abge- 
schnitten von dem technologi- 
schen Prozeß, der in der Welt 
stattfindet.« 
Deutsches 
Reich 

Sir Julian Bullard, vormaliger 
britischer Botschafter: »Das 
Londoner Protokoll vom 12. 
September 1944, das ‚zwischen 
der britischen, der amerikani- 
schen und der russischen Regie- 
rung vereinbart worden war, 
hatte bereits alle Zweifel daran 
ausgeräumt, daß das besetzte 
Deutschland das Deutschland in 
seinen Vorkriegsgrenzen vom 
31. Dezember 1937 war... . Die 
politischen und wirtschaftlichen 
Grundsätze, nach denen sich die 
Alliierten richten wollten, wur- 
den am 2. August 1945 im Pots- 
damer Abkommen niedergelegt. 
Das Abkommen sah vor, das po- 
litiiche Leben in Deutschland 
auf demokratischer Grundlage 
wiederherzustellen und für die 
Dauer der ersten Besatzungsjah- 
re die wirtschaftliche Einheit zu 
bewahren. Bezüglich der Fragen 
der deutschen Grenzen wurde 
vereinbart, den Norden Ost- 
preußens unter sowjetische Ver- 
waltung, die übrigen deutschen 
Gebiete östlich der Oder-Neiße- 
Linie unter polnische Verwal- 
tung zu stellen. Des weiteren 
wurde vereinbart, die endgültige 
Festlegung der Grenzen bis zu 
einer friedensvertraglichen Re- 
gelung aufzuschieben, die... 
durch die für diesen Zweck ge- 
eignete Regierung Deutschlands 
angenommen werden kann... 
In Ermangelung. einer solchen 
friedensvertraglichen Regelung 
ist die britische Sicht der Rechts- 
lage..., daß Deutschland in 


seinen Grenzen von 1937 als 


Staat fortbesteht, trotz der vie- 
len und wichtigen Entwicklun- 
gen, die seit 1945 stattgefunden 
haben.« 


Vatikan 


Erzbischof Paul Marcinkus, ehe- 
maliger Chef der Vatikan-Bank 


und Bankier des Papstes: »Man 


könnte annehmen, daß der Vati- 
kan ein Platz sei, an dem man 


Freude findet. Aber setzt einmal. 


drei oder vier Priester zusam- 
men, und sie werden sofort be- 
ginnen, andere Personen zu kri- 
tisieren. In Wirklichkeit ist dies 
ein Land - entschuldigen Sie, 
wenn ich das sage -, ein kleines 
Land der Waschweiber. Wissen 
Sie, wie sie das machen? Sie ge- 
hen zum Fluß, waschen die Wä- 
sche, schlagen sie, pressen allen 
Dreck heraus. Im normalen Le- 
ben beschäftigen sich die Leute 
mit anderen Dingen, haben an- 
dere Interessen. Aber hier - 
worüber sonst sollte man 
reden?« 


Macht 


Giulio Andreotti, italienischer 
Politiker: »Die Macht nutzt nur 
jene ab, die sie nicht haben.« 


Ohnmacht 


Dieter Wellershof, Generalin- 

spekteur der Bundeswehr: »Das 

Ziel Frieden ist indes nur zu er- 

reichen, wenn der Staat seine 

zentrale Funktion erfüllen kann, 

den Schutz seiner Bürger vor 

Gewalt im Inneren und von au- . 
Ben zu gewährleisten. Hierzu be- | 
darf der Staat entsprechender 
Machtmittel, ist doch die staatli- 
che Ohnmacht stets eine Gefahr 
für den Frieden. Der neuzeitli- 
che Verfassungsstaat hat sich mit. 
der Übernahme des Gewaltmo- 
nopols in Polizei und Streitkräfte 

zugleich auch das Instrumenta- 

rium zur Selbstbehauptung, zum : 
Schutz seiner Bürger geschaffen. 
Im demokratischen Rechtsstaat 
sind staatliche Macht und Ge- 
walt jedoch nicht willkürlich und 
schrankenlos, sondern müssen 
auf Recht und Gesetz gegründet 
sein und wirkungsvoller Kon- 
trolle unterliegen. Dies ge- 
schieht auf vielfältige Art und 
umfaßt verfassungsmäßige Kon- 
trollorgane wie Parlament und 
Justiz. « 


Monopole 


Sir Leon Brittan, Vizepräsident 
der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften in Brüs- 
sel: »Wir lehnen das Argument 
ab, wonach größere europäische 
Monopole zugelassen werden 
sollen, um den Wettbewerb mit 
Japan und den USA zu erleich- 
tern. Wenn wir innerhalb des 
großen DBinnenmarktes den 
Wettbewerb nicht am Leben er- 
halten, haben wir keinerlei Aus- ° 
sicht, im weltweiten Wettbewerb 
zu bestehen.« 


»Unser Schicksal sınd dıe Stranıen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 


UNSER 
SCHICHSAL 


Josef Oberbach »Unser Schicksal sind die Strahlen« 
200 Seiten mit 25 Abbildungen. DM/Sfr 28,- ISBN 3-923864-03-5 


Verlag Diagnosen, D-7250 Leonberg 
Zu beziehen über den Buchhandel 


Medizin 


Wer heilt, 
hat recht 


Günter Carl Stahlkopf 


'Diese’oft gebrauchten Schlagworte werden auch durch ständige Wie- 
derholung weder transparenter noch wahrer. Der Biologe Günter 
Carl Stahlkopf hat diese Thesen schon: lange hinterfragt. Aufgrund 
seiner fundierten Kenntnisse sowohl der ägyptischen, asiatischen und 


selbstverständlich der abendländischen Medizingeschichte, von. 


ihrem überlieferten Beginn bis hin zur heutigen Patt-Situation, aus 
der auch die Außenseitermethoden von Akupunktur bis Zelltherapie 
keinen überzeugten Ausweg zeigen, reifte in ihm die zunächst hypo- 
thetische Krankheits-Ursachen-Schau, aus der heraus er sein Thera- 
pie-Konzept, die »Regena-Ganzheits-Zell-Regenerations-Therapie« 


“ entwickelt. 


Die Natur will leben, will sich in 
Gesundheit erhalten und fort- 
pflanzen, und auf diese Gesund- 
erhaltung in Richtung natürli- 
chem Lebensende in Gesundheit 
ist die Gesetzmäßigkeit der 
echten Immunität aufgebaut. 


Krankheit ist ein echtes Heilbe-. 


streben, das man ärztlicherseits 
nicht wie bisher mit Symptom- 
maßnahmen bekämpfen und da- 
mit unterdrücken soll, sondern 
durch die diagnostische Kausale 
Ursachenschau. Man muß die 
Ursache behandeln, damit durch 
die schadlose therapeutische Be- 


handlung der Krankheitsursa- 


che, in Beachtung der wahren 
Gesetzmäßigkeit der Immunolo- 
gie, das Krankheitssymptom 
zum Verschwinden gelangt, weil 
der Sinn der Krankheit mit Ziel- 
setzung natürliche Gesundung 
und echter Lebensverlängerung 
durch die: kausale Therapie er- 
reicht wird. 


Beispiele über 
wahre Immunität 


Fieber, selbst das »kalte« Fie- 
ber, ist kein Versagen der Ab- 
‚wehr, sondern die echte Immu- 
nität selbst. 


Fieber ist ein Reinigungsbestre- 
ben, um über die erhöhte Kör- 

- pertemperatur, die in den Zellen 
eingelagerten Toxine, über die 
Zellmembranen in den Lymph- 
und Blutstrom zur Ausleitung zu 
bringen. 


Beim »kalten Fieber«: zeigt es 


dem kausal denkenden Arzt, 
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daß hier die kapillaren Durch- 
blutungswege blockiert, und die 
molekularen Lymph- und Blut- 
wege der Bindegewebszellen wie 


‚auch Organzellen, den inner- 


und extrazellulären Stoffwechsel 
im _ Grundregulations-System, 
nicht mehr aufrecht erhalten 
können, weil: toxische Einflüsse 
von außen oder intoxikatorische 
von innen dazu geführt haben. 


Hier ist also das Heilbestreben 
unstrittig daran zu erkennen, 
daß durch die toxische Sperre 
oder Blockade sich der Körper 
gegen das Eindringen des be- 
stimmten Toxins in die Zelle 
wehrt. 


Jede externe Eiterung ist ein 
echtes Heilbestreben des Orga- 
nismus, sich von vorwiegend Ei- 


.weißzerfallsprodukten des eige- 


nen Stoffwechsels zu befreien. 


Neben dieser »äußeren Eite- 
rung«, die verhältnismäßig leicht 
erkennbar. und diagnostizierbar 
ist, gilt es bei allen chronischen 
Leiden, die »innere Eiterung«, 
also den nicht sichtbaren Ei- 
weißzerfall zu erkennen und 
kausal zu therapieren. 


Die kausale Herd- 
und Eitersanierung 


Erkennen wir dazu, daß jede 
durch Symptom-Maßnahmen 
unterdrückte externe wie »inter- 
ne Eiterung« als damit unter- 
drückte echte Abwehr, tausend- 
fach unterschiedlich neue Ursa- 
chen bildet für unzählige chroni- 
sche Leiden. 


Unter dem Begriff des »Herd- 


Geschehens« sind diese »inneren 
Eiterungen« bekannt. Es gehört 
zu den Grunderkenntnissen mei- 
ner Forschung, daß ich die bis- 
her übliche Behandlung solcher 
auch »inneren Eiterungen« als 
Folge einer nichterkannten Ent- 
zündung oder deren schlechten 
Einheilung durch Unterdrük- 
kung derselben durch die bisher 
chirurgische Sanierung, für ein 


“ Überspringen der Selbstregula- 


tionskräfte halte. 


Das heißt, bisher galt und gilt es 
noch für unabwendbar und auch 
für klassisch richtig, daß der 
»arme Wurmfortsatz« nach un- 
verkennbarer Entzündungs- 
Symptomatik chirurgisch ° ent- 
fernt wird. Beherrschen wir aber 
die kausale »Herd- und Eiter- 
sanierung« dann muß dies ver- 
meidbar sein. Und sie ist es, wie 
unsere Therapieerfahrungen be- 
weisen. 


Um die Regena-Therapie beim 
Krebsgeschehen besser zu ver- 
stehen, will ich einiges über die 
Regena-Blut- und Lymphentgif- 
tung’ als Voraussetzung für mög- 
liche echte Krebsheilung aus- 
führen. 


Echte Immunität 
oder körpereigene 
Abwehr 


Das heißt, einer der Hauptgrün- 


de dafür, daß wir bei den chroni-' 


schen Krankheiten generell, wie 
bei der Krebs-Krankheit speziell 
so in die absolute Irre gelaufen 
sind, ist darin zu suchen, daß wir 


- diese »inneren wie äußeren Eite- 


rungen« als ein Versagen der 
Immunität hingestellt haben, um 
andererseits dann diesen Prozeß 
mit falschen Ein-Heilmaßnah- 
men - bis hin zu dem dann not- 
wendig werdenden »rettenden« 
chirurgischen Eingriff - abzu- 
würgen ohne die Ursachen zu 
beseitigen. 


Hier handelt es sich um eine 
der größten wissenschaftlichen 
Trugschlüsse oder Denkfehler in 
der Fehlbeurteilung der immu- 
nologischen Gesetzmäßigkeiten, 
die dann zusammen mit der irri- 
gen Erreger-Hypothese zur 
Fehltherapie führen mit allen 
zwangsweisen Folgen der Nach- 
schädigung. 


Das einerseits befreiende, wie 


andererseits erlösende Neue der. 


Regena-Therapie ist, daß man 
bei allen chronischen Leiden - 
und ganz besonders beim Krebs- 
geschehen - diese bisher sym- 
ptomatisch behandelten »inne- 
ren und äußeren Eiterungen« 
unter dem Ausdrucksbild der 
verschiedenen »Herderkrankun- 
gen«, die bisher fälschlich rein 
örtlich oder spezifisch gesehen 
wurden, in Wahrheit aber Folge 
eines ganzheitlich gestörten 
Stoffwechsels sind, nunmehr mit 
meiner Therapie unter dem Be- 
griff der Blut- und Lymphentgif- 
tung kausal nachbehandeln kann 
und muß. 


Das heißt, mit der grundsätzli- 
chen Regena-Blut- und Lymph- 
entgiftung beginnt die Therapie 
einer jeden chronischen Krank- 
heit - und nochmals ganz beson- 
ders die gekonnte, erfolgreiche 
Krebstherapie. 


Als ein weiteres Beispiel für die 
echte Immunität oder körperei- 
gene Abwehr sei hier an die wis- 
senschaftlich irrig oder fälschlich 
bezeichnete Allergie verwiesen. 
Nach unseren Erkenntnissen: 
gibt es diese aus der kausalen 
Sicht nicht. 


Beim Heufieber, beim Asthma, 

bei den verschiedensten Hauter- 

krankungen so störend, so häß- : 
lich sie auch teilweise auftreten, 

so handelt es sich dabei niemals 

um ein Versagen der Immunität. 

Allergene dafür verantwortlich‘ 
zu machen und zu suchen, gegen 

die der Organismus angeblich 

»sensibel« ist, wäre falsch .und 

irrig. Sind dann Allergene end- 

lich gefunden, werden sie durch 

eine spezifische »Desensibilisie- 

rung« zum Verschwinden oder 

zum Schweigen gebracht; man 

bezeichnet das dann fälschlicher- 

weise als Abwehrschwäche. . 


Kausal gesehen ist dies jedoch 
eine echte Abwehr, um die Rei- 
nigung, die Toxinausscheidung, 
über zum Beispiel noch reak- 
tionsstarke Schleimhäute oder 
die Haut selbst zu vollziehen. 


Borkige, schwielige, durch Kör- 
perarbeit verhärtete Hautzonen 
kommen hierfür nicht in Be- _ 
tracht, sondern nur hoch-aktive, 
gleich empfindliche Hautzonen 
von den Ellenbeugen und Ober- 
schenkelzonen angefangen, über 
die normalen Hautzonen am Ge- 
säß, den Brust-, den Nackenpar- : 
tien, zwischen den Fingern und 
den Zehen, bis zu den empfindli- 
chen Mundwinkel-Lippen-Par- 


. Die Umweltgifte sorgen neben 
der Inwelt-Vergiftung durch 
Medikamente für die zuneh- 
menden Krankheiten. 


tien, oder von den empfindlich- 
sten Vaginalschleimhäuten an- 
gefangen bis zu den entspre- 
chend zart empfindlichen 
$chleimhäuten, die den Augap- 
fel umgeben. 


Aus kausaler Sicht kann der pa- 
thogene Stoffwechsel am besten 
- noch besser als ein Computer- 
Befund - beurteilt werden bei 
der Nase als oberster Teil des 
Atmungsweges mit den Schleim- 
häuten der Nasenhöhle und de- 
ren Entzündung in Form einer 
Rhinitis nebst Stirn- und Neben- 
höhlen bis zu den schwersten 
Vereiterungen mit Einschluß der 
Kieferhöhlen. 


Krankheit ist 
ein Heilbestreben 


Wir suchen dagegen weder Erre- 
ger noch Allergene, weil wir 
auch diese Prozesse nicht als 
Versagen einer Immunität anse- 
hen, sondern in Verfolgung un- 
serer Grundvorstellungen über 
: den weisen Erhaltungsprozeß al- 
len Lebens in Gesundheit, auch 
diese Krankheitssymptome als 
ein echtes Heilungs- weil reini- 
gungsgleich Entgiftungsbestre- 
ben. betrachten und fördern. 


‘ Immer wieder auch hier: Krank- 
heit ist im Ausdrucksbild seiner 
“; Symptomatik kein Zerstörungs- 
-. prozeß nach der bisher falschen 
Auslegung einer irrigen Immu- 
-.nologie, sondern von deren Ur- 


sächlichkeit her ein weise von 
der Natur eingeleiteter Prozeß, 
sich mit den damit eingeleiteten 
Abwehr- und Reaktionsfunktio- 
nen selbst zu helfen in Richtung 
Überwindung der Krankheit mit 
dem Ziel der Lebensverlänge- 
rung. 


Mein Denk-Lehrmeister in der 
heutigen Krebsforschung als 
Praktiker, Professor .Karitzki 
vom Roten-Kreuz-Krankenhaus 
in Bremen, sagte absolut klar se- 
hend vor rund zwei Jahrzehnten: 
»Während sich die Technik in 
den letzten 50 bis 60 Jahren seit 
der Erfindung des ersten Flug- 
gleiters durch Otto Lilienthal bis 
zur Mondrakete gewaltig ent- 
wickelt hat, ist während dieser 
Zeit in der Medizin - besonders 
in der Krebsforschung -, nichts 
Entscheidendes geschehen. Im 
Gegenteil: Krankheit - und be- 
sonders die Krebs-Morbidität - 
haben um ein Vielfaches zuge- 
nommen.« 


Die unterlassene kausale Aus- 
wertung an sich richtiger Labor- 
Forschungsergebnisse ist allein 
verantwortlich für die Sackgasse 
in der Krebsforschung. Die er- 
höhte oder abnormale Zelltei- 
lung ist nicht ein Versagen der 
Abwehr, die mit allen danach 
falsch ausgelegten Folgen zur 
Geschwulstbildung, zum Krebs- 
tod als Krebsursache führt, son- 
dern ist in Wahrheit die echte 


lebenserhaltende Abwehr selbst. | 


Mit ihr baut der Organismus 
nicht zerstörerisch die sogenann- 
te tödliche Krebszelle auf, son- 
dern im Gegenteil entwickelt er 


eine gesteuerte echte Abwehr, 


um über eine Notzelle - statt 
Krebszelle - sie weise als Krebs- 
Stoffwechsel-Gift-Deponie zu 
benutzen mit dem eindeutigen 
Lebenserhaltungs- und Lebens- 


verlängerungsziel, Blut- und 
Lymphe von diesen tödlichen 
Krebsgiften freizuhalten. 


Das heißt, danach werden in 
exakter Abwehr und echter Im- 
munologie, je nach der Schnel- 
ligkeit der stoffwechselseitig an- 
fallenden »Krebshilfe« diese in 
Notzellen eingespeichert und da- 
mit aus dem tödlichen Stoff- 
wechsel-Ernährungs-Kreislauf 
gezogen. 


Zur Aufrechterhaltung 
des Lebens 


Der sich danach aufbauende Pri- 
mär-Tumor ist dem echten Ab- 
wehrsinne nach, entgegen aller 
wissenschaftlich falschen Deu- 
tung, kein Zerstörungsprozeß, 
sondern ein echter Lebens-Er- 
haltungsprozeß. 


Zusammengefaßt heißt das, daß 
die Tumor- und Metastasenbil- 
dung keinem Entartung, keinem 
außer Kontrolle geratenem Zell- 
wachstum, keiner Fehlleistung 
des Immunsystems entsprechen, 
sondern über einen weisen Not- 
zell-Bildungsvorgang, regulär 
zur Einlagerung und Bindung 
von lebensbedrohlichen Ge- 
samtstoffwechselgiften, die wir 
vereinfacht mit Krebsgiften be- 
zeichnen, zum Zwecke der Auf- 
rechterhaltung des Lebens, zum 
Beweis einer bestehenden ech- 
ten Immunität aufbaut. 


Wenn also danach die Immuni- 
tät nicht versagt, worin sind 
dann die Grundursachen zu se- 
hen? Durch spezielle Erbgifte, 
die ich für den Ur-Krebs verant- 
wortlich mache. Durch zusätzli- 
che degenerative Zelischäden 
mit Folgen eines pathologen ver- 
änderten innerzellulären Stoff- 
wechsels, die unterschiedlich 
organ-spezifisch wirksam wer- 
den und damit den Gesamtstoff- 
wechsel individuell unterschied- 
lich von Patient zu Patient er- 
kannt und behandelt werden 
müssen. 


Für diese Zellschäden sind in al- 
lererster Linie die bisherigen 
Medikamentenschäden von der 
Impfung her nicht nur angefan- 
gen, sondern weit vorher wirk- 
sam vom Quecksilber-Arsen- 
Schwefelschaden her aus dem 
Wirken unseres verehrten Para- 
celsus, über Altsalvarsan, den 
Sulfonamiden vor dem Zweiten 
Weltkrieg, über die Antibiotika 
bis zu den Corticoiden mit Ein- 
schluß aller Substitutions-Arz- 
neimittel mit Hormonen, Vita- 
minen, Enzymen und aller übri- 
gen Drüsensekretions-Substan- 
zen, die leider in weiten Medi- 
zinkreisen noch für »harmlos« 
angesehen werden. 


Hieraus hat sich neben dem Ur- 
krebs zusätzlich der Neuzeit- 
krebs entwickelt als Folge des zu 
unrecht gepriesenen modernen 
wissenschaftlichen Zeitalters. Es 
hat zu den umfassenden, schädli- 
chen, degenerativen Zellverän- 
derungen geführt, die das gene- 
tische Material von Generation 
zu Generation mehr und mehr 
geschädigt hat, mit dem Folge- 
zustand der mehr und mehr zu- 
nehmenden Morbidität. 


Daß die Umweltgifte hierzu zu- 
sätzlich ihre unterstützende ne- 
gative Einwirkung, besonders 
nach dem Zweiten Weltkrieg 
und nach der Erfindung der 
DDT-Gifte, gehabt haben, steht 
für Luft, Wasser, Boden und Er- 
nährung außer Zweifel. 


Vordringlich und in der Reihen- 
folge erstrangig ist eindeutig er- 
klärt zuallererst der Inwelt-Ver- 
giftungsschaden durch Medika- 
mente. U 


Weitere Informationen über die Re- 
gena-Ganzheit-Regenerations-The- 
rapie und über den Regena-Arbeits- 
kreis mit den Anschriften der Mitglie- 
der erhalten Sie von Günter Carl 
Stahlkopf. Seine Anschrift: Hof Bom- 
merten, CH-9220 Bischofszell/TG. 
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Vertrauliches 


Japan 

Sowjets wegen 
Kurilen in der 
Sackgasse 


»Es gibt in der territorialen Fra- 
ge von keiner Seite etwas Neu- 
es«, sagte ein Sprecher des japa- 
nischen Ministerpräsidenten So- 
suke Uno. Aus einer Depesche 


der sowjetischen Nachrichten- - 


agentur Tass geht hervor, daß 
der sowjetische Außenminister 
Schewardnadze auf Moskaus In- 
itiativen zur Verbesserung seiner 
Beziehungen im Pazifik, darun- 
ter eine Verringerung seiner 
Truppenkonzentration in der 
: östlichen Sowjetunion und in der 
Mongolei, hingewiesen habe. 


Aber Tass wies auch darauf hin, 
daß es keine Einigung mit Japan 
im Streit um die Kurilen, jene 
Insel-Kette, die sich ‚nördlich 
von Japans Inseln Hokkaido bis 
zur sowjetischen Halbinsel Sak- 
halin erstreckt, gibt. Die Sowjets 
halten die Inseln seit den letzten 
Tagen des Zweiten Weltkrieges 
besetzt. 


Tass zitierte Schewardnadze mit 
der üblichen Redensart, daß der 
Stand der Beziehungen zwischen 
Moskau und Tokio »den poten- 
tiellen Möglichkeiten, die sich 
der Sowjetunion und Japan bie- 
ten, und dem Ansehen unserer 
beiden Länder in der Welt nicht 
angemessen ist«. U 


Kanada 


Bischöfe 
verurteilen 
Syrien 
In einer Pressenotiz von der ka- 
tholischen Konferenz kanadi- 
scher Bischöfe wird ein Brief 
veröffentlicht, der vom Vorsit- 
zenden der Konferenz, Bischof 
. James Hayes aus Halifax, an den 
kanadischen Ministerpräsiden- 


ten Brian Mulroney gesandt 
wurde, und in dem Syriens bluti- 


ge Aktionen im Libanon verur- : 


teilt werden. 


Indem er hervorhebt, daß »Chri- 
sten libanesischer Abstammung, 
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- 


die in Kanada leben, ihre Be- 
sorgnis über das Schicksal ihrer 
Familien und ihres Vaterlandes 
zum Ausdruck gebracht hätten«, 
forderte der Bischof Mulroney 
auf, »alle diplomatischen Schrit- 
te zu unternehmen, die geeignet 


‚sind, der Beschießung Beiruts 


ein sofortiges Ende zu bereiten 
und neue Versöhnungsmaßnah- 
men in die Wege zu leiten.« 


»Das libanesische Volk hat eın 
Recht auf Frieden und Sicher- 
heit«, fügte Bischof Hayes hin- 
zu. »Als Gründungsmitglied der 
Vereinten Nationen müssen ihm 
internationale diplomatische Be- 


mühungen zugestanden werden. ' 


Wir wünschen von Herzen, daß 
der Libanon in dieser traurigen 
Stunde seiner Geschichte nicht 
im Stich gelassen wird.« I 


. Athiopien 


Einigung 
zwischen 
Sowjetunion 
und den USA 


Amerikanisch-sowjetische Ver- 
handlungen über das Horn von 
Afrika, das durch Grenzkonflik- 
te und Bürgerkriege  heimge- 
sucht wird, sind das wesentliche 
Element in dem kürzlichen 
Putschversuch in Athiopien, ver- 
lautet aus Kreisen des Geheim- 
dienstes. Die Reise des ehemali- 
gen amerikanischen Präsidenten 
Jimmy Carter nach Athiopien 
und seiner von Rebellen besetz- 
ten Provinz Eritrea wird in die- 
ser Hinsicht als bemerkenswert 
betrachtet. 


Im Mai brach der äthiopische 
Herrscher Mengistu Haile Ma- 
ryam seinen Besuch in Ost-Ber- 
lin ab und kehrte in sein Land 
zurück, um den Putschversuch 
niederzuschlagen. 


Aus informierten Kreisen ver- 
lautet, daß sich Sowjets und die 
Vereinigten Staaten in den letz- 
ten Monaten über regionale 
Verhandlungen am Horm von 
Afrika unter Beteiligung des Su- 
dans, Athiopiens und Somali- 
lands geeinigt haben mit dem 
Ziel, örtliche Konflikte durch 
Errichtung von föderativen Sy- 
stemen aus der Welt zu schaffen. 
Dies war die Zielrichtung wäh- 
rend Carters Besuch, der im Na- 
men des amerikanischen Außen- 
ministers James Baker stattfand. 


Mengistu hat bislang solche 


“ Pressionen und jeden Gedanken 


an Konzessionen gegenüber den 
Rebellen zurückgewiesen, und 
stattdessen eine neue militäri- 
sche Offensive gegen die Eri- 
treaner gestartet, die mit einer 
Katastrophe für die äthiopische 
Armee endete. Aus vorläufigen 
Berichten geht hervor, daß dies 
die Voraussetzungen für sowjet- 
hörige Offiziere geschaffen hat, 
einen Putsch gegen Mengistu zu 
organisieren. U 


Japan 

Bauen 
revoltieren 
gegen die 
Herrschenden 


Junge Bauern in etwa der Hälfte 
von Japans 49 Präfekturen ha- 
ben wegen der Handelskonzes- 
sionen des ehemaligen Premier- 
ministers Noboru Takeshita ge- 
genüber den Vereinigten Staa- 
ten gegen die herrschende Libe- 
raldemokratische Partei rebel- 
liert. Sie ließen sich durch Ta- 
keshitas kürzlichen Rücktritt 
nicht beruhigen. 


Die Bauern haben sich geschwo- 
ren, die herrschende Partei zu 
bestrafen, indem sie deren Kan- 
didaten bei den kommenden 
Wahlen fallenlassen wollen. 
Einige versuchen sogar, eine 
Bauernpartei ins Leben zu ru- 
fen. Die Bauern haben bereits 


verschiedene LDP-Kandidaten 


bei örtlichen Wahlen geschla- 
gen. Der gut organisierte Bau- 
ernblock, der zwar weniger als 
fünf Prozent der Bevölkerung 
ausmacht, stellt dennoch 25 Pro- 
zent der japanischen Wahlbe- 
rechtigten, mit einer Wahlbetei- 
ligung von 93,5 Prozent. 


Der Verlust auch nur eines Teils 
dieser Stimmen könnte für die 
LDP, die durch den Skandal 
über Wahlkostenbeiträge, der 
Takeshita sein Amt als Premier- 
minister kostete, stark ange- 
schlagen ist, nicht zu einem un- 
günstigeren Zeitpunkt kommen. 
Einer jüngsten Meinungsumfra- 
ge zufolge, werden von den 
Wählern insgesamt nur einer 
von vieren für die LDP stimmen. 


Die Bauern sagen, die Vereinig- 


ten Staaten hätten die Rebellion 
der Bauern dadurch provoziert, 
daß sie Takeshita gedrängt hät- 


ten, die Einfuhrbeschränkungen 
auf eine Fülle von landwirt- 
schaftlichen Produkten zu mil- 
dern. Viele LDP-Mitglieder hat- 
ten den Bauern versprochen, 
daß dies niemals geschehen wür- 
de. Die Bauern verweisen auf 
Japans Verbot von Reis-Einfuh- 
ren und drückten ihre Befürch-: 
tungen aus, daß dies das nächste _ 
Zugeständnis an die Vereinigten 
Staaten sein würde. 


Ausgehend von der südlichen 
Insel Kyushi, wo ein Großteil 
des japanischen Rindfleisches 
und der Apfelsinen erzeugt wer- 
den, dehnte sich die Rebellion 
der Bauern nach Norden aus. 


»Unsere Forderungen sind lange . 
Zeit unbeachtet geblieben, und 
das rief die Verärgerungen her- 
vor«, sagte Tomoyasi Takeda, 
ein Rinderzüchter und Reisbau- 
er mit akademischer Bildung, 
der die Rebellion in der politisch 
bedeutenden Präfektur Niigata, 
anführt. »Wenn die nicht auf uns 
hören, dann ist das einzige, was 
wir tun können, der LDP den 
Rücken zu kehren.« 


Kommentatoren verwenden das 
altmodische Wort »Ikki« oder 
Aufstand, das Bilder von Bau- 
ern mit Axten in der Hand beim. 
Angriff auf die Feudalherren 
heraufbeschwört. ; 


»Wir sagen nicht, daß die LDP 
vollkommen schlecht ist«, sagt 
Takeda. »Wenn wir die LDP da- 
zu bringen können, uns zuzuhö- 
ren und sich selbst zu prüfen, 
dann wird sie einsehen, daß. sie 
sich auf einem Kreuzweg befin- 
det. Vielleicht können wir sie 


davon abhalten, Reiseinfuhren 
U 


zu liberalisieren.« 


Vatikan 


Den 
Wertewandel, 
den man 
wirklich will 
Immer häufiger wird in den Me- 
dien vom Wertewandel berich- 
tet, wobei weder die alten noch 
die neuen Ideale näher bestimmt 
werden. Die alten hat man schon 
vergessen, die neuen schweben 
diffus im Nebel. Der Wandel ist 
keine Neuerscheinung, sondern 


hat sich seit dem Konzil sukzes- 
siv vollzogen. 


Es sollen verändert werden: Die 
Religion zur Sozialtherapie; die 
. Moral zur Libidoanalyse; die Fa- 
milie zur Wechsel-Partnerschaft; 
die Philosophie zur Ideologie; 
die _ Geschichtswissenschaften 
zum historisch-materialistischen 
Dogma; der naturwissenschaftli- 
che Fortschritt zum Nullwachs- 
tum-Glauben; die Musik zur Ka- 
kaphonie; die freie Information 
zur Indoktrination; das Vater- 
land zur multikulturellen Gesell- 
schaft; die Landesverteidigung 
zur Kapitulations- Strategie; die 
‚, Demokratie zur Öko-Anarchie. 


USA 


Samen per 
Post 


In New York wurde das erste 
Samenbank-Warenhaus der 
Welt eingerichtet. Dort kann 
man per Nachnahme den tiefge- 
- frorenen Samen bestellen, um 


sich dann damit beim Gynäkolo- . 


gen künstlich befruchten zu las- 
sen. IM 


Johannes Paul II. 
- Würdigung der 
‚Rotarier 


Im Februar 1989 fand in Rom 
der Kongreß von »Rotary Inter- 
‘ national«, der Dachorganisation 
der Clubs statt. Fünfhundert 
Teilnehmer dieses Kongresses 
wurden von Johannes Paul Il. in 
Audienz empfangen und der 
Einsatz der Rotarier für Frieden 
und gegenseitiges Verständnis 
zwischen den Menschen aller 
Rassen und Religionen gewür- 
digt. Es muß nicht betont wer- 
den, daß die »edlen Ideale«, die 
Wojtyla in seiner Ansprache 
ausdrücklich betonte und die der 


Rotary-Club verfolgt, sich an 
freimaureriscen Vorbildern 
orientieren. Jo 


' Greenpeace 
Sieg im 
. Walfangstreit 


Greenpeace errang auf der Jah- 
resversammlung der Internatio- 
nalen Walfang-Kommission in 
San Diego einen Sieg. Die Kom- 
. mission stimmte zu, die Schon- 
- ‚zeit für Wale im Indischen Oze- 


an um drei Jahre zu verlängern. 
Der Schlüssel zu diesem Sieg 
war die Freigabe einer neuen 
Studie von Wissenschaftlern, die 
der. Greenpeace-Bewegung na- 
hestehen und in der behauptet 
wird, daß die Walbestände viel 
niedriger seien als vorher gezählt 
wurde. Ein Sprecher für die ja- 
panische Delegation stellte die 
Genauigkeit der Schätzungen in 
Frage, aber alle anderen Länder 
akzeptierten die Zahlen. 


Ein Beamter der Abteilung für 
Fischerei in fernen Meeren des 


- japanischen Ministeriums für 


Land-, Forstwirtschaft und Fi- 
schereiwesen rief den Umwelt- 
schützern wütend zu: »Das um- 
fassende Verbot des kommer- 
ziellen Walfangs ist lächerlich, 
wenn man es vom wissenschaftli- 
chen Standpunkt aus betrachtet. 
Warum sollen wir angesichts 
derart schwacher Argumente 
den Walfang einstellen? 


Die 300 Raubwale, die Japan 
jetzt jedes Jahr tötet, sind zah- 
lenmäßig unbedeutend im Ver- 
gleich zu dem geschützten Wal- 
bestand von 690 000 allein in der 
südlichen Hemisphäre.« Ü 


Argentinien 
Alfonsins letzte 
Säuberung des 
Militärs 


Der Stabschef der argentini- 
schen Armee, General Francisco 
Gassino, versuchte noch in letz- 
ter Minute, offensichtlich von 
dem aus dem Amt scheidenden 
Präsidenten Raul Alfonsin un- 
terstützt, den nationalistischen 
Kern des argentinischen Militärs 
zu vernichten. Kurz bevor Car- 
los Menem das Präsidentenamt 
übernahm, hatte Gassino und 
das Oberkommando der Armee, 
die monetäristische Liberale 
sind, damit begonnen, Offiziere, 
die im vergangenen Dezember 
den Oberst Alı Seineldin bei ei- 
ner militärischen Aktion zur 
Durchsetzung von Reformen un- 
terstützten, zu disziplinieren, 
unter Verletzung der Überein- 
kunft, die jener Affäre ein Ende 
setzen sollte. 


General Gassino ließ zwei Offi- 
ziere »in den Ruhestand treten«, 
die Seineldin unterstützt und ei- 
nen dritten festgenommen hat- 
ten. Seineldin selbst wurde nach 


der Dezember-Aktion ins Ge- 


fängnis gesperrt. Die Behörden 
haben die Telefone abgeklemmt 
und Besuche auf seine unmittel- 
bare Familie beschränkt. Man 
hatte ihn auf einen Militärstütz- 
punkt in Patagonia, an der Süd- 
spitze des Landes gelegen, abge 
schoben. 


General Gassinos Anhänger 
hofften augenscheinlich darauf, 


. einen weiteren Zwischenfall pro- 


vozieren zu können, der es ihnen 
ermöglichte, den Seineldin-Flü- 
gel des Militärs völlig auszu- 
schalten. General Dante Caridi, 
Gassinos Vorgänger, erklärte, 
daß die nationalistische Grup- 
pierung »aus der Armee ver- 
schwinden muß«. 


Als Reaktion darauf schrieb Sei- 
neldin einen Brief, der in vielen 
argentinischen Zeitungen abge- 
druckt wurde und der besagte, 
daß das Oberkommando den 
Pakt nicht eingehalten hat, nach- 
dem seine Aktion friedlich been- 
det werden sollte. 


»Ich sage noch einmal, daß ich 
nicht aufgeben. werde und die 
Verantwortung dafür überneh- 
me, Kameraden zu unterstützen, 
die bereit sind, sich in diesem 
neuen Stadium unseres Feldzu- 
ges für Einigung, Ehre und Wür- 
de innerhalb der argentinischen 
Armee selbstlos einzusetzen.« 


In einer Erklärung gegenüber 
der Nachrichtenagentur Reuter 
setzte er die Warnung hinzu: 
»Wenn es einen Aufstand gibt, 
dann wird er vom Oberkomman- 
do provoziert und viel blutiger 
als die anderen.« 


In einer Presseerklärung bezog - 


sich Seineldin auf die Generale, 
die »als Putschisten der interna- 
tionalen Sozialdemokratie« ver- 
suchen, eine Krise herbeizufüh- 
ren. m 


Spionage 
KGB-Spion 
begeht 
angeblich 
Selbstmord 


Glenn Michael Souther, 32 Jah- 
re alt, ein eingefahrener Sowjet- 
spion, starb an einem nicht be- 
kannt gegebenen Ort in Ruß- 
land, offenbar ein Selbstmord, 
wie aus britischen Pressemel- 


dungen zu erfahren ist. Die briti- 
schen Zeitungen zitierten den 
KGB-Chef Wlademir Kryusch- 
kow, der von Selbstmord als To- 
desursache gesprochen haben 
soll. 


»Es war eine tragische Sache. Er 
hat Selbstmord begangen«, sagte 
Kryuschkow. Er fügte hinzu, 
daß Souther eine russische Frau 
und eine Tochter hinterläßt. 


Ein weiteres Geheimnis ergab 
sich aus dem ursprünglichen Be- 
richt über den Tod in der sowje- 
tischen Soldatenzeitung »Roter 
Stern«, in dem der Grund nicht 
angegeben wurde, wo es aber 
hieß, der wirkliche Name Sout- 
hers sei Michail Yewgenyewitsch 
Orlow gewesen. 


Dies gab Anlaß zur Spekulation 
in der »New York Times« dar- 
über, daß Souther ein schon in 
seinen jungen Jahren in die Ver- 
einigten Staaten eingeschleuster 
sogenannter »Schläfer« gewesen 
sei. Kryuschkow behauptet je- 
doch, Souther sei Amerikaner, 
hätte jedoch vor seinem Tod im 
KGB den Rang eines Majors in- 
negehabt. Er wollte nicht sagen, 
wann genau Souther angewor- 
ben wurde, außer, daß dies 
»mehrere Jahre« vor seinem 
Übertritt gewesen sei, und daß 
er sich wegen dieses Verrats ein 
Nervenleiden zugezogen habe. 


Ursprünglich glaubte man, Sout- 
hers Spionage hätte nur wenigen 
Schaden angerichtet. Eine späte- 
re Schadensprüfung durch den 
CIA und andere Agenturen ha- 
be jedoch zu der Schlußfolge- 
rung geführt, Souther könnte die 
Sowjets mit wertvollen Nach- 
richten über amerikanische 
Überwachungssatelliten versorgt 
haben. Souther war früher ein 
Fachmann für Satelliten-Foto- 
grafie mit besonderer Genehmi- 
gung durch den Geheimdienst 
der amerikanischen Marine. Er 
war Gegenstand einer Untersu- 
chung des FBI wegen Spionage- 
tätigkeit, als er im Mai 1986 aus 
den Vereinigten Staaten _ver- 
schwand. Er tauchte im Juli 1988 
in der UdSSR auf und dankte 
den Sowjets dafür, daß sie ihm 


politisches Asyl gewährt hatten. 


Souther trat am 20. Juli 1988 im 
sowjetischen Fernsehen auf, wo 
er den amerikanischen Bomben- 
angriff von 1986 auf Libyen und 
westliche Analysen über den so- 
wjetischen Kernkraftwerksunfall 
bei Tschernobyl kritisierte. U 
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Betr.: Kulturgeschichte 
»Der Templerstaat«, 
Nr. 6/89 


Für den Autor und manchen Leser wä- 
re es vielleicht interessant zu erfahren, 
daß bereits am Anfang unseres Jahr- 
hunderts der deutsche Dichter Stefan 
George eines seiner Gedichte den 
Templern gewidmet hat. 


Am Rande richtigzustellen wäre in.der 
Abhandlung »Der Templerstaat« in- 
dessen, daß die Phönizier nach den 


Entdeckungen des Jürgen Spanuth kei-. 


nesfalls als.»Erben der Sumerer« in 
Frage kommen, sondern erst vor dem 
1200. Jahrhundert vor Christus - genau 
wie die Philister - aus dem Norden in 
den Libanon kamen. Sie hießen zuerst 
Sidonier, bis sie von den Griechen den 
Namen »Phoinikai«, also .Phönizier, 
bekamen. Die Phönizier waren ein al- 
tes See-, ja Hochseefahrer-Volk, das 
natürlich zum Bau des Tempels Salomo 
mit Edelhölzern und Baumeistern aus- 
helfen konnte, denn im Norden - atlan- 
tische Königreiche - war man Tempel- 
bauten gewohnt. 


Dr. Winfried Hellemann, Bonn 


Betr.: National- 
Konservative »Haß und 
Hetze statt Argumente«, 
Nr. 8/89 


Eigentliche Gewinner dieser Wahl sind 
zweifellos die Republikaner, der große 
Verlierer heißt Dr. Gerhard Frey, der 
mit seiner DVU-Liste D gescheitert ist. 
Für den DVU-Flop gibt es politische 
und persönliche Gründe: Nachdem 
Frey sich bei der Wahl zum Berliner 
Abgeordnetenhaus vertaktiert hatte, 
stand die weitere Entwicklung im Zei- 
chen des Berliner Republikaner-Er- 
folgs. Fortan beschäftigten sich die 
Massenmedien nur noch mit Franz 
Schönhuber und den Republikanern 
und ersparten diesen weitgehend eige- 
ne Anstrengungen. 


Freys Wahlkampf hat den Republika- 
nern genützt, indem er DVU und NPD 
geschadet hat: Je bekannter Frey wird, 
desto geringere Aussichten hat er, ge- 
wählt zu werden. Für die DVU hat sich 
Frey als einzige Belastung erwiesen, an 
der auch die mit ihr verbundene NPD 
noch schwer zu tragen haben wird. 


Parteiintern ist durch Freys maßlose 
Selbstüberschätzung, durch seinen 
krankhaften Geltungsdrang und seine 
vollkommene Fixierung auf Finanziel- 
les großer Schaden angerichtet worden. 
Dä Frey in freien Diskussionen nicht zu 
bestehen vermag, würgt er sie stets ab. 
Auf mißliebig gewordene Mitglieder 
setzt er Detektive und Rechtsanwälte 
an, um sie zum Parteiaustritt zu nöti- 
gen. Menschenkenntnis hat er durch 
Mißtrauen ersetzt, Denken durch 
Rechnen. 


Frey hat sich eine Privatsammlung älte- 
rer, bürgerlicher Honoratioren ange- 
legt, kauft Zeitungen auf und stiftet 
Preise, um als »guter Freund« guter 
Leute selbst den Vorteil davon ein- 
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heimsen zu können. Haben die Mohren 
dann ihre Schuldigkeit getan, müssen 
sie gehen. 


Wenn Freys Versuch, die »rechte Sze- 
ne« aufzukaufen und selber als »au- 
thentische Rechte« aufzutreten, jetzt 
jäh gescheitert ist, dann ist es an der 
Zeit, sich von Frey zu befreien: Dieser 
Klabautermann muß von Bord! Unter 
Freys Führung - oder auch nur Mitwir- 
kung - sind NPD und DVU keine mün- 
digen, sondern nur bevormundete Par- 
teien. Frey hat etliche Leute glauben 
gemacht, ohne sein Geld ginge nichts 
mehr: Der Republikaner-Erfolg hat 
das Gegenteil bewiesen. Frey hätte 
auch ohne weiteres Geld dafür kassiert, 
Sonne, Mond und Sterne aufgehen zu 
lassen. s 


So selbstverständlich, wie Frey sich und 
seinem Sohn die vorderen Plätze auf 
der Europawahlliste unter den Nagel 
gerissen hat, wie er in seinen -Wahl- 
kampfzeitungen und Fernsehspots aus- 
gerechnet seinen Leibwächter als 
DVU-Wähler auftreten lassen hat, wie 
er überhaupt nichts dem Zufall oder 
der freien Meinungsbildung überläßt, 
sondern alles im vorhinein im Vorzim- 
mer auskungelt, genauso zwangsläufig 
ist der Höhenflug dieses wildgeworde- 
nen Kleinbürgers, der sich zum Groß- 
mogul oder Großinquisitor aufschwin- 
gen wollte, durch eine wohlverdiente 
Bruchlandung beendet worden. 


Noch haben sich Protestwähler und 
Denkzettelpotential weder auf eine 
Partei noch auf eine Person festgelegt, 
sondern wollen sich lediglich erfolg- 
reich gegen ein System der Umvolkung 
wehren, also eine Partei in die Parla- 
mente schicken, die die Auslieferung 
Deutschlands an das Ausland und die 
Ausländer verhindert. Beides ist zu- 
nächst durch die Republikaner in Aus- 
sicht gestellt. Da sie jedoch über kein 
nennenswertes Programm und keine 
glaubwürdige Führung verfügen und 
der diffuse Protest die einzige Gemein- 
samkeit ihrer Wähler und Mitglieder 
ist, werden sie Rückschläge nur schwer 
verkraften können. 


Die Hoffnung, daß schwere Zeiten gro- 
ße Männer hervorbringen werden, ist 
bei den Republikanern zur Zeit nicht 
zu nähren. Trotzdem ist mit dem Ein- 
zug der Republikaner in den nieder- 
sächsischen Landtag und Bundestag zu 
rechnen, weil schon die gleiche Stim- 
menanzahl wie zur Europawahl — bei 
einer angenommenen Wahlbeteiligung 
von 85 Prozent - zur Überwindung der 
Fünf-Prozent-Hürde ausreichen würde. 
Außerdem werden wahrscheinlich ehe- 
malige NPD- und DVU-Wähler dem 
Trend zu den Republikanern folgen 
und deren Chancen damit noch vergrö- 
Bern. 

Den Republikanern würde die parla- 
mentarische Bewährungsprobe guttun: 
Republikanische Hoffnungen auf 


-CDU-Koalitionen sind zwar bestens 


geeignet, um. bürgerlichen Wählern 
den Schritt von der CDU weg zu er- 
leichtern, aber ganz und gar nicht als 
Marschzahl einer Politik, die .sich als 
Kunst des Möglichen - oder sogar Not- 
wendigen — versteht. Sollten die Repu- 


Briefe 


blikaner vielmehr jemals für die CDU 
koalitionsfähig werden, hätten sie je- 
den Wert als Rechtspartei verloren! 


Meinhard Kampf, Braunschweig 


Betr.: Revisionismus 
»Hitler in Stalins Kalkül, 
Nr. 7/89 


Der Bericht ist insofern interessant, 
daß er nicht von deutscher Sicht von 
einem Deutschen geschrieben ist. Es 
mag dahingestellt sein, wann Stalin den 
Marschbefehl gegeben hätte, gegeben 
worden wäre er aber zur gegebenen 
Zeit, die Stalin für günstig hielt, in je- 
dem Falle. Man soll die Tatsache nicht 
unter den Teppich kehren, daß der 
Kommunismus eine. Weltanschauung 
mit dem Ziel der Weltrevolution ist. 
Das haben auch Lenin wie Stalin be- 
kräftigt. Das Wesen einer Weltan- 
schauung besteht aber darin, daß es 
keine fremden Götter neben sich dul- 
det. Der Kommunismus ist durch sein 
Dasein schon eine Gefahr. 


Unter dem Begriff Frieden versteht der 
Kommunismus die Unterwerfung. Wer 
sich nicht unterwerfen will, wird be- 
freit. Die Befreiung von Afghanistan 
verlief nicht, wie man es gewünscht 
hatte, und so wurde das Rezept 
schmackhafter gemacht, man nennt das 
neue Rezept Perestroika. Die Peiestroi- 
ka sollen wir auch noch sanieren, ent- 
sprechend Lenins Vorstellung. 


Die Kapitalisten werden auch noch den 
Strick liefern, mit dem sie gehängt wer- 
den. Das sind nun bittere Tatsachen, 
und da nützt alle Schönfärberei nichts, 
wie Herr von Weizsäcker sie betreibt. 
Was Selbstbestimmung der Völker 
heißt, wissen wir bis jetzt nur, daß im 
Kaukasus gegen aufmüpfige Nationali- 
täten Giftgas eingesetzt wurde. Daß ei- 
ner deutschen Selbstbestimmung ge- 
genüber wohlwollender verfahren wür- 
de, kann ich nur sagen, die Botschaft 
hör ich wohl, allein mir fehlt der 
Glaube. 


Es ist richtig, daß jede Weltanschauung 
sich einmal überlebt. Ob das beim 
Kommunismus schon der Fall ist, das 
wage ich zu verneinen. Bis jetzt steht 
nur die Tatsache fest, daß wir seinen 
Bankrott sanieren sollen. Was hinter 
der Sanierung feststellbar ist, ist eine 
dichte Nebelwand. 


Ich möchte nicht, daß die Begriffe so- 
zial und Sozialismus in einen Topf ge- 
worfen werden. Sozialismus ist eine 
wunderbare Sache, aber er funktioniert 
nicht. Er kann gar nicht funktionieren. 
Karl Marx, der nie eine Fabrik gesehen 
hat, wie sie von innen aussieht, glaub- 
te, die Produktion in privater Hand wä- 
re das Übel. Daß nicht die Produktion, 
sondern die Zinsausbeutung das Übel 
ist, wollen die Kommunisten nicht 
wahrhaben. 


Alois Balluschek, Hamm 


Betr.: Bonn »Tollhaus 
Bundesrepublik«, Nr. 8/89 


In den letzten zwanzig Jahren hat man 


in der Embryoforschung, besonders 
durch den Einsatz neuer Technologie, 
wichtige Erkenntnisse über das Leben 
des ungeborenen Kindes gewonnen. 


Als Dr. med. Bernard Nathanson, Di- 4; 


rektor der größten Abtreibungsklinik T 


der Welt, im Film sah, wie barbarisch 
das Töten eines Embryos ist, war er so 
erschüttert, daß er zum Gegner der 
Abtreibung wurde. Seinen Film »Der 


"stumme Schrei« kann man auch in der ' 


Bundesrepublik sehen. 


1980 brachte die Europäische Ärzteak- 
tion eine Dokumentation »Alarm um 
die Abtreibung« heraus. Diese Arzte 
warnen vor einer Spaltung der. Arzte- 
schaft: ». ... weil wir nicht bereit sind, 
medizinischen Embryonenkillern das 
Recht zuzubilligen, uns als »Kollegen« 
zu bezeichnen. Denn wir sind niemals 
bereit, uns zu Killern degradieren zu 
lassen . . .« 


Im Juni 1987 konnte man im Deutschen 
Monatsblatt, Zeitschrift der Christli- 
chen-Demokratischen Union Deutsch- 
lands, folgendes von Frau Prof. Dr. Ri- 
ta Süssmuth lesen: »Ich stelle noch ein- 
mal fest: Die Abtreibung ist eine anzei- 
gungspflichtige, mitteilungspflichtige 
Krankheit... .« : 
Die Nachfolgerin von Familienministe- 
rin Rita Süssmuth, Frau Prof. Ursula - 


Lehr, soll auf einer Veranstaltung in :p 
Hessen Abtreibung als Mord bezeich- |; 


net haben. In einer Debatte im Bun- 
destag am 23. Februar 1989 dazu ange- 
sprochen, erklärte die Familienministe- 
rin- Lehr: »Schwangerschaftsabbruch ist 
Tötung ungeborenen Lebens und nicht 
Mord.« . 
Weil sich unser Bundespräsident. Ri-' 
chard von Weizsäcker auch für Gefan- 
gene einsetzt, schrieb ich ihm am 4. Ja- 
nuar 1989 einen Brief wegen der Mas- 
senabtreibungen ungeborener Kinder, 
welche größtenteils von Zwangskran- 
kenkassengeldern finanziert werden. 


Am 25. Januar teilte mir der Bundes- 
präsident folgendes mit: »... Auch 
mich bewegt es, daß die Zahl der Ab- 
treibungen in unserem Land so hoch 
ist. Im Kern handelt es sich dabei nicht 
um eine Rechtsfrage, sondern um ein 
sittliches Problem unserer Gesell- 
schaft.« 


Im vergangenen Jahr sprach Erzbischof 
Johannes- Dyba von Fulda in seiner 
Flammenschrift vom »Holocaust der 
Ungeborenen«. Wörtlich sagte er: 
»Wir müssen uns also fragen, ob wir 
mit unserem staatlich finanzierten Tö- 
tungsgeschäft nicht sehr nahe an unsere | 
eigene Vergangenheit heran- 
kommen .. .« 


In Rheinland-Pfalz sprachen 1985 von 
sieben weiblichen CDU-Fraktionsmit- 
gliedern des Mainzer Landtages sechs 
gegen eine Abtreibungsklage. Die so- ' 
genannte »Gruppe der sechs« war für 
die Beibehaltung der Kostenübernah- 
me bei Abtreibungen aus sozialen 
Gründen. 


Raben und Kröten werden besser ge- 
schützt als ungeborene Kinder. Was ist . 
dies für ein Rechtsstaat? 


Anneliese Pipenhagen, Mainz 


»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 

anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 
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Leon de Poncins 
»Hinter den 
Kulissen der 
Revolution« 
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Freimaurer« 
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